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Die südlich der Sahara gelegenen Länder Afrikas sind nach wie vor eine Hochburg nicht-demokratischer Regime. Viele dieser Staaten 
sind sogenannte elektorale Autokratien, in denen sich die postkoloniale Herrschaftspraxis hinter der Fassade eines scheinbar demo-
kratischen Staates verbirgt.  picture-alliance
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Autoritäre Regime
Die „Drit te Welle“ der Demokratisie-
rung, die Anfang der 1980er Jahre be-
gann und mit dem Zusammenbruch des 
osteuropäischen Sozialismus ihren Hö-
hepunkt fand, nährte die Hoffnung, 
dass sich Demokratien westlichen Zu-
schnitts über kurz oder lang weltweit 
durchsetzen würden. Dieser Optimis-
mus jedoch wurde recht bald ent-
täuscht. Ein Blick auf die Weltkarte 
zeigt, dass autoritäre politische Syste-
me im 21. Jahrhundert – entgegen der 
normativen Warte westlicher Demokra-
tieforschung – eine politische Konstante 
sind. Holger Albrecht und Rolf Franken-
berger geben im einführenden Beitrag 
einen Überblick über das Phänomen 
autoritärer Systeme. In einem ersten 
Schrit t nähern sie sich den verschiede-
nen Spielarten autoritärer Herrschaft 
zunächst über empirische Befunde. 
Gängige Definitionen und Perspektiven 
der Autoritarismusforschung zeigen, 
dass autoritäre politische Systeme im 
Wesentlichen als Nicht-Demokratien 
und somit als „dunkle Seite“ der Aus-
übung politischer Macht konzipiert 
sind. Der Beitrag unternimmt den Ver-
such, die Kernelemente und Funktions-
weisen autoritärer Systeme herauszuar-
beiten und reißt zum Abschluss einige 
zentrale Forschungsfelder an, wie sie 
auch Gegenstand der weiteren Beiträ-
ge in diesem Heft sind. 
Zwei Jahrzehnte nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion ist – von den drei 
baltischen Staaten abgesehen – in den 
anderen zwölf postsowjetischen Staa-
ten der Übergang zur Demokratie ge-
scheitert. Werden einige von ihnen als 
reine Autokratien angesehen, sind an-
dere durch Institutionen und Prozesse 
geprägt, die sowohl demokratische als 
auch autoritäre Elemente aufweisen. 
Obwohl es Parlamente, Parteien und 
Wahlen gibt, ist deren Wirkungskraft 
beeinträchtigt. Kennzeichen dieser so-
genannten hybriden Regime ist die aus-
geprägte Dominanz der staatlichen Ex-
ekutive über die gesamte Politik. Im Fol-
geschrit t konzentriert sich Petra Stykow 
auf die Präsidentschaftswahlen, die in 
den letzten zwei Dekaden in den Nach-
folgestaaten der Sowjetunion stattge-
funden haben. Die allermeisten dieser 
Wahlen sind ein Beleg für die Repro-
duktion (semi-)autoritärer Regime, für 
die sich eine eigentümliche Verbindung 
von formal-demokratischen Institutio-
nen und autoritären Praktiken aufzei-
gen lässt. 
Wenn die Rede von Autokratien ist, 
denkt man meist an Willkür, Unterdrü-
ckung und Zensur. Der Begrif f der „Insti-
tution“ steht dabei kaum im Fokus der 
Aufmerksamkeit. Und dabei ist gerade 

die institutionelle Ordnung in der poli-
tikwissenschaftlichen Analyse autoritä-
rer politischer Systeme von erheblicher 
Bedeutung. Die entscheidende Frage ist 
hierbei, wie Machtverhältnisse so struk-
turiert werden können, dass sie dauer-
hafte und verlässliche Herrschaftsver-
hältnisse bilden. Rolf Frankenberger il-
lustriert am Beispiel Russlands, dass 
den Institutionen des politischen Sys-
tems und deren zielgerichtete Verände-
rung eine wichtige Funktion bei der Si-
cherung politischer Herrschaft in einer 
Autokratie zukommt. An drei Verände-
rungen der institutionellen Ordnung 
(Föderalreform, Neuordnung des Par-
teiensystems, Reform des Wahlsystems) 
wird erörtert, welche Effekte dies für die 
Sicherung der politischen Macht in 
Russland zeitigt. 
Armenien und Georgien sind zwei der 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion, die 
die Hoffnung enttäuscht haben, dass 
sich nach dem Fall des Kommunismus 
demokratische Strukturen in der eurasi-
schen Region etablieren würden. Zwar 
gibt es in beiden Ländern ein Mindest-
maß an bürgerlicher und politischer 
Freiheit, aber die Opposition wird von 
den Machthabern gegängelt und Wah-
len sind selten fair. In der Politikwissen-
schaft gelten solche Herrschaftstypen, 
die in der Grauzone zwischen Demo-
kratie und Diktatur operieren („hybride 
Regime“), als instabil. Tatsächlich wur-
de die georgische Regierung unter Prä-
sident Eduard Schewardnadse 2003 
durch Massenproteste zum Rücktrit t ge-
zwungen und durch eine demokrati-
schere Alternative ersetzt. In Armenien 
hingegen hat sich seit den frühen 
1990er Jahren ein semi-autoritäres Re-
gime etabliert. Durch einen Vergleich 
dieser beiden Länder versucht Chris-
toph H. Stefes die (In-)Stabilitätsfakto-
ren hybrider, insbesondere semi-autori-
tärer Regime zu identifizieren. 
Autoritäre Regime agieren nicht losge-
löst von der internationalen Staaten-
welt. Heike Holbig beschreibt die Aus-
wirkungen der globalen Finanzkrise auf 
die Legitimität der chinesischen Partei-
herrschaft. Ihre Analyse fußt auf einem 
mehrdimensionalen Verständnis politi-
scher Legitimation, das sich in die As-
pekte der Legalität, der normativen 
Rechtfertigung von politischer Autorität 
sowie der öffentlichen Konsensbezei-
gung auffächern lässt. Gerade am Bei-
spiel Chinas erlaubt dieser Ansatz eine 
dynamische Perspektive auf Mechanis-
men der Schaffung – wie auch des Ver-
lusts – von Legitimität: China ist es sehr 
wohl gelungen, die Finanzkrise als An-
lass für einen längst überfälligen Mo-
dellwechsel – weg von der „Werkbank 

der Welt“ und hin zu einem seit 2003 
propagierten Konzept, das eine sozial 
und ökologisch verträgliche Entwick-
lung sowie eine Balance zwischen Bin-
nen- und Außenwirtschaft anstrebt – zu 
nutzen. Der stete Verweis Chinas auf 
seine nationale Souveränität diente an-
gesichts der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise zwar zur Rechtfertigung 
der Autorität der chinesischen Partei-
herrschaft, offenbarte jedoch Konflikt-
potenziale zwischen inneren und exter-
nen Legitimationsstrategien. 
Südostasien ist ein „Flickenteppich“ po-
litischer Herrschaft. Hier findet sich ge-
genwärtig – neben jungen Demokratien 
und hybriden Regimen – die ganze 
Bandbreite autoritärer Herrschaftsfor-
men. Das breite Spektrum der politi-
schen Systeme verschleiert jedoch den 
großen Einfluss des Militärs auf die Poli-
tik. Wenngleich reine Militärdiktaturen 
von der Weltkarte nahezu verschwun-
den sind, agiert das Militär in mehreren 
Staaten Südostasiens im Hintergrund 
und kontrolliert die zivile Regierung. 
Obwohl in ehemaligen Militärregimen 
heute mehr oder weniger demokrati-
sche Wahlen statt finden, lassen die 
Schwäche der Parteien und zivilen Insti-
tutionen dem Militär einen großen 
Spielraum zur Beeinflussung der Politik. 
Marco Bünte analysiert in exemplari-
schen Länderstudien die unterschiedli-
chen Formen, Funktionen und Entwick-
lungsdynamiken der militärischen Herr-
schaft in Südostasien. In einem histori-
schen Längsschnitt werden Stabilität 
und Wandel der Militärregime in Myan-
mar, in Thailand, auf den Philippinnen 
und in Indonesien erörtert. 
Das als „Drit te Welle“ der Demokrati-
sierung apostrophierte Phänomen hat 
im Vorderen Orient keinen einzigen Fall 
eines Systemwechsels hin zur Demokra-
tie hinterlassen. Von wenigen Ausnah-
men abgesehen, sind alle Staaten in 
dieser Region autoritärer Art. Eine Be-
sonderheit hierbei ist die übermächtige 
Stellung der Herrscher in diesen so ge-
nannten neopatrimonialen Systemen. 
Damit ergibt sich stets das Problem der 
Machtübertragung bei einem anste-
henden Herrscherwechsel, der letztlich 
die Stabilität und Reproduktion des au-
toritären Regimes nicht gefährden darf. 
Maria Josua erörtert den typischen Ab-
lauf dieses Prozesses und analysiert die 
einzelnen Phasen einer dynastischen 
Nachfolge bzw. Machtübertragung. An 
aktuellen Beispielen werden die Maß-
nahmen, die für einen reibungslosen 
Ablauf der Machtübergabe notwendig 
sind, plastisch geschildert: die Einbin-
dung „neuer“ und „alter“ Eliten; die stra-
tegische Indienstnahme des Militärs; 
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die nach dem Machtwechsel initiier te – 
jedoch den Regimeerhalt nie gefähr-
dende – Politik der Liberalisierung so-
wie die Legitimierungsstrategien, die 
sich um die scheinbare „Verfassungs-
mäßigkeit“ der Machtübertragung be-
mühen.
Ägypten mit seiner regionalen Rolle als 
Leitakteur – vor allem als Vermittler im 
Kontext des Nahostkonflikts –, wird 
meist als Trendsetter in politischer, öko-
nomischer und kultureller Hinsicht für 
die Region des Nahen und Mittleren 
Ostens betrachtet. Der seit 1981 amtie-
rende ägyptische Staatspräsident Hos-
ni Mubarak überraschte nach einer im 
Sommer 2004 vollzogenen Auswechs-
lung der Regierungsmannschaft mit ei-
nem politischen und ökonomischen Re-
formaktivismus, der regional und inter-
national aufmerksam verfolgt wurde 
und einige vorschnelle Analysen dazu 
verleitete, den „Kairoer Frühling“ (in An-
lehnung an den „Prager Frühling“ von 
1968) auszurufen. Daraus aber einen 
demokratischen Wandel abzuleiten, 
wäre falsch. Die Reformen sind vielmehr 
der Versuch, einen grundlegenden Re-
formprozess zu vermeiden. Die Ziele 
und Motive des Reformprozesses die-
nen laut Thomas Demmelhuber nur der 
langfristigen Herrschaftssicherung.
Die sich als Teil der islamischen Welt 
verstehenden sechs Mitglieder des 
Golfkooperationsrates (Gulf Coopera-
tion Council) sind allesamt Rentierstaa-
ten, die sich ihre Regimestabilität über 
eine großzügige Alimentierung der Be-
völkerung sichern und damit letztlich 
ein klassisches Klientenverhältnis auf-
rechterhalten. Die Notwendigkeit, Re-
formen von oben einzuleiten, entsteht 
zumeist in Krisenzeiten, wenn Ausga-
benkürzungen den Konsens zwischen 
Regierenden und Regierten in Frage 
stellen und den Druck „von unten“ stei-
gen lassen. Reformdruck entsteht auch 
dann, wenn das politisch-ökonomische 
System an die Gegebenheiten des 
Weltmarktes angepasst werden muss. 
So konnten sich die arabischen Staaten 
in den letzten Jahren der Liberalisie-
rung des Welthandels nicht entziehen. 
In der Regel tasten diese Reformen – so 
Michael Schmidmayr – die grundsätzli-
chen politischen Funktionsweisen des 
Regimes nicht an. Die Regierungseliten 
der Golfstaaten sind eben keine „auf-
geklärten Autokraten“, sondern autori-
täre Machthaber, die sich aus strategi-
schem Kalkül auf Reformen einlassen, 
diese jedoch zu ihren Gunsten wenden 
und in einer adaptierten Form realisie-
ren. 
Die südlich der Sahara gelegenen Län-
der Afrikas sind nach wie vor eine Hoch-

burg nicht-demokratischer Regime. 
Trotz der vor zwanzig Jahren initiier ten 
Liberalisierungs- und Demokratisie-
rungsprozesse haben sich in etwa der 
Hälfte der Staaten autoritäre Regime 
konsolidiert bzw. in Folge gewaltsamer 
Regimewechsel neu ausgebildet. Viele 
dieser Staaten sind sogenannte elekto-
rale Autokratien, in denen sich die post-
koloniale Herrschaftspraxis hinter der 
Fassade eines scheinbar demokrati-
schen Verfassungsstaates verbirgt. Jörg 
Kemmerzell klassifiziert eingangs diese 
Regime und analysiert in einem Folge-
schrit t den historischen Kontext des 
postkolonialen Staates sowie dessen 
nachwirkendes Erbe. Des Weiteren 
werden die Erklärungsmodelle der Per-
sistenz autoritärer Herrschaft vorge-
stellt und am Beispiel afrikanischer 
Staaten diskutiert. Ein Schwerpunkt 
wird hierbei auf die Problemfelder der 
Rentenökonomie, auf den sogenannten 
„Ressourcenfluch“ und auf die staatli-
chen Strukturen gelegt, die zur Auf-
rechterhaltung autoritärer Herrschaft 
beitragen können. 
Obwohl die Bevölkerung Simbabwes 
unter einer verheerenden Krise leidet, 
hält sich Robert Mugabe immer noch an 
der Macht. Ein entscheidender Faktor 
für die Stabilität des autoritären Regi-
mes ist die politische Apathie der Bevöl-
kerung. Das Regime hat nicht trotz, son-
dern aufgrund der ökonomischen Krise 
überlebt. Das von Beatrice Schlee ge-
zeichnete Stimmungsbild der Bevölke-
rung zeigt das Ausmaß politischer Ohn-
macht und den Grad an Demütigung, 
den der wir tschaftliche Fall des einsti-
gen Musterlandes herbeigeführt hat. 
Die Krisenjahre haben zu einer beispiel-
losen Verarmung der Bevölkerung ge-
führt. Die täglichen Anstrengungen, die 
der Einzelne vollbringen muss, um das 
Überleben zu sichern, konzentrieren die 
Energie auf andere Bereiche als die 
des Politischen. Migration, Zuflucht in 
Heilsversprechungen der Freikirchen 
oder andere Formen der Kompensation 
machen das Leben einigermaßen er-
träglich. 
Die Demokratie hat in Lateinamerika – 
gerade mit Blick auf die historischen Er-
fahrungen – erstaunlich fest Fuß ge-
fasst. Seit den 1980er und 1990er Jah-
ren etablierten sich in vielen Staaten 
demokratische Regierungen. Die massi-
ve autoritäre Regression in den 1960er 
und 1970er Jahren, die einem regiona-
len Dominoeffekt gleichkam, scheint 
längst überwunden. Offenkundig ist je-
doch, dass manche dieser Demokratien 
auf schwachen Fundamenten stehen 
und demokratische Defizite aufweisen. 
Grundlegende Minimalbedingungen 

demokratischer Systeme wie Gewalten-
teilung, Rechtsstaat, Versammlungs- 
und Pressefreiheit sowie das zentrale 
Element freier und fairer Wahlen funkti-
onieren oftmals nicht hinreichend. Auto-
ritäre Regressionen wie in Peru und Ve-
nezuela sind zwar die Ausnahme, ge-
ben jedoch mit Blick auf die „Modellwir-
kung“ für andere Staaten Lateinamerikas 
Anlass zu Sorge. Die derzeit wohl größ-
te Gefahr für die Handlungsfähigkeit 
lateinamerikanischer Demokratien – so 
Peter Thiery – ist das Problem der orga-
nisierten Kriminalität, das wesentlich 
zur Erosion des staatlichen Gewaltmo-
nopols und zur Gewöhnung an defekte 
Demokratien beiträgt.
Ein halbes Jahrhundert nach der kuba-
nischen Revolution übertrug Fidel Cast-
ro die Macht an seinen nur fünf Jahre 
jüngeren Bruder Raúl. Die Machtüber-
gabe kann jedoch keineswegs als de-
mokratischer Aufbruch gewertet wer-
den. Genauso wenig wie der Zusam-
menbruch des osteuropäischen Sozia-
lismus Kuba etwas anhaben konnte, 
widersteht Kuba immer noch jedem De-
mokratisierungsdruck. Franziska Stehn-
ken geht der Frage nach, wie Kuba es 
bisher geschafft hat, das Überleben 
seines autoritären Systems zu gewähr-
leisten. Die gegenwärtige Reformpolitik 
auf Raten zielt darauf ab, die Akzep-
tanz des Regimes und das Erbe der ku-
banischen Revolution zu sichern. Der 
Staat als „Torwächter“ belohnt System-
befürworter, reguliert den begehrten 
Zugang zum Devisensektor, kontrolliert 
jegliche Form der Opposition und 
bestraft Systemgegner. Dabei kann 
sich der bürokratisch-autoritäre Herr-
schaftsapparat auf Militär und Partei 
als wesentliche Stützen des Systems 
verlassen. Die Pflege altbewährter 
Feindbilder – so die USA als „treuer 
Feind im Norden“ – und die wohlfahrts-
staatlichen Leistungen sind entschei-
dende Legitimationsquellen, welche die 
Stabilität des autoritären Regimes ga-
rantieren.

Allen Autorinnen und Autoren sowie 
Holger Albrecht und Rolf Frankenber-
ger, die mit ihrem fachkundigen Rat we-
sentlich zum Entstehen des Heftes bei-
getragen haben, sei an dieser Stelle 
gedankt. Nicht zuletzt geht ein herzli-
cher Dank an Franziska Plümmer, die mit 
der notwendigen wissenschaftlichen 
Genauigkeit und mit großer Umsicht die 
Manuskripte redigiert und druckreif ge-
macht hat. Dank gebührt auch dem 
Schwabenverlag für die stets gute und 
effiziente Zusammenarbeit.

Siegfried Frech
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ZUM STAND DER AUTORITARISMUSFORSCHUNG

Die „dunkle Seite“ der Macht: Stabilität und 
Wandel autoritärer Systeme
Holger Albrecht / Rolf Frankenberger

Autoritarismusforschung als 
„Forschungsrandgebiet“?

In dem von ihm 2008 herausgegebenen 
Sammelband „Comparative Politics“ 
definiert Daniele Caramani die Verglei-
chende Politikwissenschaft als eine der 
drei zentralen Subdisziplinen der Poli-
tikwissenschaft, welche sich konzentrie-
re auf „internal political structures, ac-
tors, and processes, and analysing 
them empirically by describing, explai-
ning, and predicting their variety (simi-
larities and differences) across political 
systems – be it national political sys-
tems, regional, municipal, or even sup-
ra-national political systems“ (Carama-
ni 2008, S. 2). Neben Theorien und Me-
thoden, Strukturen und Institutionen, 
Akteuren und Prozessen beinhaltet die-
ses Buch auch einen Abschnitt mit Kapi-
teln zu demokratischen, totalitären und 
autoritären Systemtypen. Dies lässt ei-
gentlich erwarten, dass in der Verglei-
chenden Politikwissenschaft sowohl in 
Forschung als auch Lehre alle politi-
schen Systeme hinsichtlich der formu-

Autoritäre politische Systeme sind au-
ßerhalb der OECD-Welt auch im 21. 
Jahrhundert ein bedeutendes empiri-
sches Phänomen. Entgegen aller aus der 
normativen Warte der westlichen Demo-
kratie- und Demokratisierungsforschung 
geäußerten Hoffnungen scheinen sie 
eine Konstante der real existierenden 
Regierungsformen zu bleiben. Holger 
Albrecht und Rolf Frankenberger ge -
ben einführend einen Überblick über 
das Phänomen autoritärer Systeme. In 
einem ersten Schritt nähern sich die 
Autoren dem Forschungsgegenstand 
über empirische Befunde. Eine Diskussi-
on der definitorischen Debatten zeigt, 
dass in einer am normativen Muster der 
Demokratie orientierten empirischen 
Forschung autoritäre politische Systeme 
im Wesentlichen als Nicht-Demokratien 
und somit als „dunkle Seite“ der Aus-
übung politischer Macht konzipiert sind. 
Der Beitrag unternimmt hingegen den 
Versuch, die Kernelemente und Funk-
tionsweisen autoritärer Systeme heraus-
zuarbeiten und reißt zum Abschluss ei-
nige zentrale Forschungsfelder an, wie 
sie auch Gegenstand der weiteren Bei-
träge in diesem Heft sind.  �

lier ten Kriterien ausführlich untersucht 
werden. Allerdings ist die Beschäfti-
gung mit der gesamten Breite des Spek-
trums von politischen Systemen und ins-
besondere das explizite Einbeziehen 
autoritärer politischer Systeme schon 
fast ein Alleinstellungsmerkmal dieser 
Publikation, wie die Durchsicht von 33 
neueren deutsch- und englischsprachi-
gen Übersichts- und Lehrwerken zur 
Vergleichenden Politikwissenschaft er-
gibt. Insgesamt zeigt sich ein starkes 
Übergewicht der Beschäftigung mit De-
mokratien.1 Das Ergebnis des nicht nur 
in Lehrbüchern vorzufindenden Un-
gleichgewichts ist, dass demokratische 
politische Systeme vergleichsweise gut 
er forscht sind. Dies gilt auch und insbe-
sondere für er folgreiche Prozesse der 
Demokratisierung und der demokrati-
schen Konsolidierung, die spätestens 
seit der so genannten drit ten Demokra-
tisierungswelle in den 1970er Jahren 
aus den verschiedensten Perspektiven 
heraus gründlich erforscht wurden (vgl. 
Levitsky/Way 2002; Armony/Schamis 
2005 sowie Schlumberger/Karadag 
2006). Das deutliche Übergewicht der 
Er forschung von Wandlungsprozessen 
weg von autoritären politischen Syste-
men bei gleichzeitiger Vernachlässi-
gung der Er forschung von Prozessen, 
Strukturen und Akteuren innerhalb au-
toritärer politischer Systeme wird mithin 
auch als „democracy-bias“ (vgl. zur Dis-
kussion etwa Albrecht/Frankenberger 
2010) bezeichnet. 

Autokratiemessung

Durch die Konzentration auf die „helle 
Seite“ der Macht (Demokratie) wurde 
lange Zeit die „dunkle Seite“ (Autokra-
tie) vernachlässigt. Dass diese jedoch 
einen bedeutsamen Anteil der existie-
renden politischen Systeme ausmachen, 
lässt sich empirisch sehr gut nachwei-
sen. Verschiedene Indizes zur Messung 
von bestimmten Eigenschaften politi-
scher Systeme liefern einen starken em-
pirischen Befund zur Bestätigung der 
Annahme, dass sich einerseits Demokra-
tie als Staatsform im vergangenen Jahr-
hundert über den gesamten Globus aus-
gebreitet hat, andererseits jedoch eine 
Vielzahl nicht-demokratischer politi-
scher Systeme existieren. Exemplarisch 
werden hier die Indizes Polity IV, Free-

dom in the World und der Bertelsmann 
Transformation Index vorgestellt.

Die Datenserie des Polity IV-Projekts

Das im Center for Strategic Peace der 
George Mason Universität in Fair fax, 
Virginia, verankerte Polity IV-Projekt 
sammelt Daten bezüglich der institutio-
nellen Ordnung in politischen Systemen 
und bereitet diese für quantitative Ver-
gleichsstudien auf. Grundlegend dafür 
ist die Idee, dass die in der Regel in den 
jeweiligen Verfassungen festgelegte in-
stitutionelle Ordnung von entscheiden-
der Bedeutung für die Typologisierung 
und Qualität politischer Systeme ist. Auf 
der Basis dieser Daten lassen sich zum 
einen Entwicklungen von Staaten über 
die Zeit nachvollziehen und zum ande-
ren so genannte „turning points“ identi-
fizieren – Zeitpunkte an denen es zu 
substantiellen Veränderungen des insti-
tutionellen Gefüges in einzelnen Staa-
ten kam. Insgesamt umfasst der Daten-
satz Informationen zu allen wichtigen 
unabhängigen Staaten mit mehr als 
500.000 Einwohnern über den Zeitraum 
von 1800 bis 2008. Aktuell sind 163 
Staaten erfasst. Damit stehen auf der 
Homepage des Projekts durchgängige 
Daten zu Veränderungen in der instituti-
onellen Ordnung sowie der Ausprägun-
gen und der Veränderungen von Herr-
schaftscharakteristika zur Verfügung.
Polity IV unterscheidet ein Spektrum von 
Regierungsformen, die auf einer 21 
Punkte-Skala zwischen den Extrempo-
len „fully institutionalized autocracy“ 
(-10) und „fully institutionalized demo-
cracy“ (+10) zu verorten sind. In der Mit-
te zwischen diesen Polen liegt die drit te 
Form der „mixed, or incoherent, authori-
ty regimes“. Um empirisch aufzufinden-
de politische Systeme eindeutig kate-
gorisieren zu können, wird eine Trias 
von Autokratie (Werte von -10 bis -6), 
Anokratie (-5 bis +5) und Demokratie 
(+6 bis +10) vorgeschlagen, die auch in 
Abbildung 1 Verwendung findet. Polity 
IV unterscheidet zwischen Demokratie, 
Anokratie und Autokratie über die ku-
mulierte Ausprägung von fünf Indikato-
ren: 
� Wettbewerbsförmigkeit der politischen 

Partizipation; 
� Regulierung von Partizipation; 
� Offenheit der Rekrutierung der Exekuti-

ven; 
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� Wettbewerbsförmigkeit der Rekrutie-
rung der Exekutiven; 

� Grenzen der Machtausübung der Exe-
kutive. 

Autokratie wird definiert als Restriktion 
oder Unterdrückung politischer Partizi-
pation, geschlossene und nicht-kompe-
titive Rekrutierung der Exekutiven inner-
halb der politischen Elite sowie die wei-
testgehende Abwesenheit institutionel-
ler Kontrolle der Machtausübung.
Demokratie ist im Gegensatz dazu de-
finiert als das Vorhandensein von Insti-
tutionen und Prozessen, welche es den 
Bürgerinnen und Bürgern ermöglichen, 
ihre Präferenzen bezüglich Politiken 
und Führern frei zu äußern, als die Exis-
tenz institutionalisierter Grenzen der 
Machtausübung der Regierung sowie 
die Garantie bürgerlicher Rechte im 
Alltag und in der politischen Partizipa-
tion. Anokratien werden dementspre-
chend als Mischtypen definiert, was 
zur Folge hat, dass diese sehr unter-
schiedliche Kombinationen von Aus-
prägungen annehmen können.
Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der 
Anzahl von Demokratien, Anokratien 
und Autokratien im Zeitraum von 1947 
bis 2008. Dabei ist zu erkennen, dass 
die Anzahl von Autokratien seit 1977 
fast stetig zurückging und 2008 noch 24 
Länder umfasst.2 Gleichzeitig nahm die 
Zahl der Anokratien mit 40 in 2008 (da-
von 23 mit Werten unter 0) ebenso wie 
die der Demokratien mit 94 deutlich zu.

Der Freedom in the World Index 

Die 1941 in den USA gegründete unab-
hängige und gemeinnützige Organisa-
tion Freedom House hat sich selbst die 

Aufgabe der Verbreitung von Freiheit 
und Demokratie gegeben. Der Arbeit 
von Freedom House liegt die normative 
Position zu Grunde, die liberale Demo-
kratie sei die beste politische Ordnung 
zur Verbreitung von Freiheit und demo-
kratischen Werten. In der empirischen 
Arbeit spiegelt sich diese Perspektive in 
einem wissenschaftlich fundierten For-
schungsleit faden und einer dif feren-
zierten Methode wider, die unter ande-
rem die Demokratiekriterien von Robert 
Dahl messen. Dies sind neben Organi-
sations-, Informations- und Meinungs-
freiheit vor allem institutionelle Absi-
cherungen von Wahlen: das allgemei-
ne Wahlrecht; das Recht politischer 
Führer, in einen Wettbewerb um Unter-
stützung einzutreten; das Recht, für ein 
öffentliches Amt zu kandidieren; freie 
und faire Wahlen; Institutionen, welche 
das Regieren von Wählerstimmen und 
anderen Ausdrucksformen von Präfe-
renzen abhängig machen (Dahl 1971, S. 
2–3).
Freedom House erfasst im Freedom in 
the World Index den Status politischer 
Rechte und den Status der Freiheitsrech-
te auf einer aggregierten Skala von 1 
bis 7. Länder mit Werten von 1.0 bis 2.5 
gelten als „frei“, Länder mit Werten von 
3.0 bis 5.0 als „teilweise frei“ und Län-
der mit Werten von 5.5 bis 7.0 als „nicht 
frei“. Im Unterschied etwa zu Polity IV 
wird dabei nicht nur die institutionelle 
Ordnung erfasst, sondern auch deren 
Vollzug im Alltag. Mithin wird die Ver-
fassungspraxis stärker betont, also et-
wa die Überformung von Freiheitsrech-
ten durch den Missbrauch von Ämtern. 
In diesem Sinne werden Autokratien 
oder Demokratien nicht explizit als poli-

 

Quelle: http://www.systemicpeace.org/polity/polity4.htm

Abbildung 1: Regierungsformen nach Polity IV

tische Systemtypen erfasst, aber impli-
zit mitgedacht, wie die Definitionen der 
einzelnen Kategorien aufzeigen. 
Die Definition „frei“ bezeichnet Staaten, 
in denen politische Rechte und Freiheits-
rechte – insbesondere freie und faire 
Wahlen – gewährleistet sind und orien-
tiert sich damit weitestgehend an der 
Demokratiedefinition von Dahl.3

Als „nicht frei“ sind Staaten definiert, in 
denen es starke Einschränkungen der 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
sowie politische Verfolgung gibt. Diese 
Staaten zeichnen sich nach Freedom 
House durch diktatorische oder auto-
kratische Herrschaft aus, in der es nur 
minimale Manifestationen politischer 
Rechte gibt oder diese gänzlich abwe-
send sind. Unterdrückung und Gewalt 
sowie die Angst vor Repression kenn-
zeichnen diese politischen Systeme. 
Diese Definition ähnelt sehr stark der 
Definition autoritärer Regime von Juan 
Linz (1964, S. 255), demzufolge sich 
autoritäre Regime durch limitierten und 
nicht verantwortlichen politischen Plu-
ralismus ohne eine ausgearbeitete und 
handlungsleitende Ideologie, aber 
durchaus ausgeprägte Mentalitäten, 
den Mangel an allgemeiner politischer 
Mobilisierung der Gesellschaft und ei-
ne extreme Machtkonzentration auf ei-
ne Person oder Gruppe, welche Macht 
innerhalb von formal ungenau definier-
ten – aber durchaus vorhersehbaren – 
Schranken ausübt, auszeichnen. Daher 
kann die Kategorie „nicht frei“ durchaus 
als „proxy“ oder Näherungswert für die 
Anzahl autoritärer Regime dienen.
„Teilweise freie“ Staaten liegen zwi-
schen diesen beiden Polen und bilden 
eine Gruppe vielgestaltiger Mischty-
pen von Staaten, in denen bestimmte 
Freiheiten, aber auch deren Einschrän-
kungen in oft ambivalenter Form neben-
einander stehen. 
Abbildung 2 zeigt die globalen Ent-
wicklungstrends „freier“, „teilweise frei-
er“ und „nicht freier“ Länder von 1978 
bis 2009. Zwar zeigt sich im Zeitraum 
von 1978 bis 2009 ein deutlicher Trend 
der Zunahme von „freien“ Ländern mit 
einer annähernden Verdoppelung der 
absoluten Zahlen von 47 auf 89 sowie 
die leichte Abnahme von „nicht freien“ 
Ländern von 55 auf 47. Damit stellen die 
„nicht freien“ Länder 24 Prozent aller 
Länder. Zu letzteren gehören etwa Chi-
na, Russland und Iran, was dazu führt, 
dass etwa ein Drit tel der Weltbevölke-
rung in autoritären Staaten lebt. Auch 
zeigt sich eine Reihe von regionalen Be-
sonderheiten. Eine besondere Häufung 
autoritärer politischer Systeme findet 
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Abbildung 2: Freie, teilweise freie und unfreie Länder nach Freedom House, 
1978–2009

Quelle: http://www.freedomhouse.org 

sich im Vorderen Orient und Nordafri-
ka. Dort werden 14 der 18 Staaten 
(78%) als „nicht frei“, weitere drei (17%) 
als „teilweise frei“ eingestuft. Weitere 
Schwerpunkte sind der postsowjetische 
Raum mit sieben Staaten (ohne die zur 
EU gehörenden Staaten Osteuropas 
machen die sieben nicht freien Staaten 
41% aus) sowie Subsahara-Afrika mit 16 
(33%). Im Gegensatz dazu kennt das 
zeitgenössische Westeuropa keine 
„nicht freien“ Staaten, wenngleich neu-
ere Arbeiten auf eine mögliche Erosion 
der Demokratie in Lateinamerika (Peru 
und Venezuela; siehe den Beitrag von 
Peter Thiery) und Europa (Italien; siehe 
Lazar 2009) hinweisen; in Lateinameri-
ka gibt es zurzeit nach Freedom House 
mit Kuba lediglich einen als „nicht frei“ 
charakterisierten Staat.

Der Bertelsmann Transformation Index

Der von der Bertelsmann Stiftung finan-
zierte und seit 2003 erhobene Bertels-

mann Transformation Index (BTI) unter-
sucht die politische und wirtschaftliche 
Entwicklung in aktuell 128 Staaten, die 
weder etablierte rechtsstaatliche De-
mokratien noch sozial flankierte Markt-
wirtschaften aufweisen. Grundlage der 
Analyse der Transformationsprozesse 
ist ähnlich wie bei Freedom House die 
normative Zielvorstellung der rechts-
staatlichen Demokratie. Darüber hinaus 
wird die Zielvorstellung um eine ökono-
mische Komponente erweitert: die sozi-
alpolitisch flankierte Marktwirtschaft. 
Im Zentrum des Interesses steht die Er-
fassung der Anstrengungen und Ent-
wicklungen, aber auch der Defizite und 
Rückschritte von Staaten bei der Errei-
chung der Zieldimensionen. Dabei wird 
zwischen dem Status-Index und dem 
Management-Index unterschieden. Der 
Status-Index erfasst den Stand der poli-
tischen und wirtschaftlichen Transfor-
mation auf der Basis von fünf politischen 
und sieben ökonomischen Kriterien auf 
einer Skala von 10 (weit fortgeschrittene 

Transformation) bis 1 (gescheiterte oder 
blockierte Transformation). Über die 
Zeit können so Entwicklungstrends iden-
tifiziert werden, was im so genannten 
Trend-Indikator zum Ausdruck kommt. 
Der Management-Index beurteilt die 
Qualität der politischen Steuerungsleis-
tungen von Entscheidungsträgern in den 
untersuchten Staaten. Dabei wird je-
weils die unterschiedliche Ausgangsla-
ge beurteilt, so dass sowohl Staaten mit 
schlechten Rahmenbedingungen als 
auch solche mit guten Rahmenbedin-
gungen auf dem Management-Index 
positiv abschneiden können. 
Aus der Sicht der Erforschung autoritä-
rer politischer Systeme bedeutet das, 
dass sie auch hier keine originäre Größe 
darstellen, sondern lediglich unter dem 
Aspekt ihrer Veränderung hin zu den 
beiden Zieldimensionen Demokratie 
und Marktwirtschaft betrachtet werden. 
Faktisch können jedoch solche Staaten, 
denen auf dem Statusindex eine stark 
eingeschränkte (Status Index < 5,5) so-
wie gescheiterte oder blockierte (Status 
Index < 4) Transformation bescheinigt 
wird, als Nicht-Demokratien bezeichnet 
werden. Der BTI 2010 bescheinigt 23 
Staaten5 eine gescheiterte oder blo-
ckierte und weiteren 33 Staaten6 eine 
stark eingeschränkte politische und 
ökonomische Transformation.

Autokratie: Konzepte, Definitionen 
und empirische Ausprägungen

Je nach empirischer Herangehensweise 
und Operationalisierung in den Indizes 
kann man also davon ausgehen, dass 
es sich bei der Gruppe der Staaten, die 
als Autokratien gefasst werden können, 
um 24 (Polity IV) bis 56 (BTI) Staaten 
handelt. Zählt man bei Polity IV die 
Staaten mit einem Wert <0 hinzu, so fin-
den sich hier ebenso wie bei Freedom 

Tabelle 1: Freedom in the World 2009, Aufschlüsselung nach Regionen

Region
Freie Länder Teilweise freie Länder Nicht freie Länder

Anzahl (%) Anzahl (%) Anzahl (%)

Asien / Pazifik 16 (41) 15 (38) 8 (21)

Nord- und Südamerika 25 (71) 9 (26) 1 (3)

Mittel- und Osteuropa /

Postsowjetischer Raum 14 (48) 7 (24) 8 (28)

      – ohne EU-Staaten 2 (11) 8 (47) 7 (41)

Vorderer Orient / 

Nordafrika 1 (6) 6 (33) 11 (61)

Subsahara-Afrika 9 (19) 23 (48) 16 (33)

Westeuropa 24 (96) 1 (4) 0 (0)

Quelle: http://www.freedomhouse.org
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House 47 Staaten. Zum einen hat sich 
also unser Verdacht empirisch bestä-
tigt, dass autoritäre Systeme auch im 
Zeitalter der Demokratisierung einen 
Großteil der Länder kennzeichnen. 
Zählt man hier noch die so genannten 
„hybriden Regime“ hinzu, also jene poli-
tischen Systeme, die sich als Mischform 
zwischen Demokratie und Autokratie 
konsolidiert haben, dann muss konsta-
tiert werden, dass ein Großteil der 
Staaten nicht-demokratische politische 
Strukturen aufrecht erhält und eine 
Mehrheit der Weltbevölkerung nicht in 
liberalen Demokratien lebt. Die oben 
beschriebenen Indizes beinhalten also 
einen starken empirischen Befund für 
die Widerlegung von Annahmen eines 
historischen Determinismus, so etwa die 
nach dem Zusammenbruch der Sowjet-
union aufgestellten These von Francis 
Fukuyama vom „Ende der Geschichte“ 
(Fukuyama 1992), in der die Erwartung 
ausgedrückt wird, dass sich politische 
und ökonomische Systeme gleichsam in 
einem Automatismus früher oder später 
zu liberalen, markwirtschaftlichen De-
mokratien wandeln würden.
Zum anderen werden jedoch auch 
schnell die analytischen Desiderata der 
oben beschriebenen Indizes deutlich. 
Bei allen Unterschieden im Detail ist ih-
nen gemein, dass sie den Grad an bür-
gerlichen Freiheiten und Partizipations-
möglichkeiten messen. Dies ist ein ganz 
zentraler Bestandteil einer jeden Defini-
tion von Demokratie, und die Indizes 
sind damit hilfreich bei der Analyse – 
und beim internationalen Vergleich – 
der Beziehungen zwischen Staaten und 
deren Gesellschaften. Durch ihre Fokus-
sierung auf den Kernbereich von Demo-
kratie lässt sich jedoch nicht automa-
tisch etwas über die Kernfunktionen und 
Organisationsprinzipien von autoritä-
ren Systemen ableiten. Über diese wis-
sen wir auf der Basis aller drei Untersu-
chungsinstrumente kaum mehr, als dass 
sie den jeweils zugrunde liegenden De-
mokratievorstellungen nicht entspre-
chen. Solche „Negativdefinitionen“, das 
heißt ein Verständnis von autoritären 
Systemen allein in Abgrenzung zur De-
mokratie, haben in der Vergleichenden 
Politikwissenschaft durchaus Hochkon-
junktur (siehe z.B. Brooker 2009). So de-
finiert Adam Przeworski – in Ahnlehnung 
an den minimalistischen Demokratie-
begriff von Joseph Schumpeter – autori-
täre Systeme allein durch das Fehlen von 
freiem und institutionalisiertem Wettbe-
werb um politische Macht (Przeworski 
1991; Gandhi/Przeworski 2006, S. 1; 
Reich 2002, S. 7). Für eine empirische Be-
schäftigung mit dem Phänomen Autori-
tarismus sind solche Definitions- und 
Konzeptionsstrategien problematisch. 
Denn es ist offensichtlich, dass solche 
minimalistischen ex-negativo Definitio-

nen wenig brauchbar sind, um zu ermit-
teln, was Autoritarismus ist und wie auto-
ritäre Systeme funktionieren, da der er-
klärende Gehalt der Definitionen gering 
ist. Dieter Fuchs (2004, S. 97) argumen-
tiert – interessanterweise in der Diskus-
sion einer Demokratiedefinition: „Es ist 
grundsätzlich wenig plausibel, die Es-
senz oder den Kern eines Phänomens in 
etwas zu begreifen, das außerhalb die-
ses Phänomens liegt“.
Basierend auf älteren Herangehens-
weisen identifizieren wir drei Kernele-
mente autoritärer Regime: (1) die Kon-
zentration von politischer Herrschaft, 
(2) exklusive Partizipationsmechanis-
men und (3) schließlich die Dominanz 
informeller Mechanismen der Herr-
schaftsausübung über formale Instituti-
onen und Prozesse. Diese Kernmerkma-
le geben gleichzeitig über die zentralen 
Fragen der Funktionsweise autoritärer 
Systeme Auskunft: Wer regiert? Und wie 
wird regiert? (vgl. Geddes 1999; Broo-
ker 2009, S. 46–129).

Konzentration von Macht

In autoritären Systemen sind Entschei-
dungsbefugnisse stark konzentriert, so-
wohl personell als auch institutionell 
(vgl. den Beitrag von Petra Stykow). Per-
sonell konzentriert sich politische Macht 
zumeist in einer Person an der Spitze 
des Staates, das heißt in Präsidenten 
oder Monarchen mit dominanten 
Macht- und Entscheidungsressourcen. 
Sie kontrollieren direkt die politischen 
Institutionen ihrer Länder, wie Parla-
mente, Kabinette und Regierungspar-
teien. Ihre Kontrolle ist zumeist legal ab-
gesichert, das heißt in den Verfassun-
gen der Länder zementiert, basiert aber 
gleichfalls auf informellen Absprachen 
und Klientelbeziehungen. Darüber hin-
aus kontrollieren sie Militär und Sicher-
heitsapparate, die oft substantiell aus-
gebaut werden, um sowohl Nebenbuh-
ler in der politischen Elite als auch die 
Opposition aus der Gesellschaft in 
Schach zu halten.7 Die Nachfolgestaa-
ten der Sowjetunion (Russland, Belarus, 
Zentralasien, Kaukasus; vgl. die Beiträ-
ge von Petra Stykow und Christoph H. 
Stefes) sowie die Autokratien in Sub-
sahara-Afrika (u. a. Simbabwe, Kongo, 
Kamerun, Uganda; vgl. den Beitrag von 
Jörg Kemmerzell) bestehen ausnahms-
los aus Präsidialautokratien, während 
sich im Vorderen Orient ein Mix aus Prä-
sidialautokratien (z.B. Ägypten, Tune-
sien, Syrien, Sudan und Libyen; vgl. die 
Beiträge von Maria Josua und Thomas 
Demmelhuber) und Monarchien (z.B. 
Saudi Arabien, Jordanien, Marokko, 
kleinere Golfstaaten; vgl. den Beitrag 
von Michael Schmidmayr) etabliert hat. 
In Lateinamerika fanden sich dagegen 
– bis zur Demokratisierungswelle in den 

1980er Jahren – vor allem Militärre-
gime, in denen zwar einzelne Generäle 
als Präsidenten herausragten (z.B. Au-
gusto Pinochet in Chile, Alfredo Stroess-
ner in Paraguay und Jorge Rafael Vide-
la in Argentinien), jedoch nicht in der 
Lage waren, die Macht ganz zu über-
nehmen und statt dessen als Primus inter 
Pares der jeweiligen Militärjuntas fun-
gierten (vgl. den Beitrag von Peter Thie-
ry). Im östlichen asiatischen Raum er-
schließt sich ein „Flickenteppich“ politi-
scher Herrschaft, denn hier findet sich 
– neben jungen Demokratien und „hyb-
riden Regimen“8 – auch die ganze 
Bandbreite autoritärer Herrschaft von 
Monarchien (Bhutan) über Präsidialau-
tokratien (Vietnam, Laos) bis hin zu Mili-
tärjuntas (Myanmar).
Neben den Präsidialautokratien, Mon-
archien, Familienautokratien (wie z.B. 
Saudi Arabien) sowie den Militärjuntas 
lassen sich noch einige Sonderfälle au-
toritärer Herrschaft identifizieren. Da-
bei handelt es sich zum einen um 
Wächterregime, in denen Militärs im 
Hintergrund agieren und – im Fall von 
realen oder wahrgenommenen System-
krisen – die Macht übernehmen, sie 
dann aber zeitnah wieder an zivile Prä-
sidialregime abgeben. Die Türkei bis 
1982, sowie Algerien (Militärinterventi-
on 1992–2006) und Pakistan sind hier 
als Beispiele zu nennen. Zum anderen 
haben einige wenige autoritäre Syste-
me zumeist fragile Eliten-Kondominate 
ausgebildet, das heißt Regime, in denen 
ein Machtgleichgewicht zwischen ein-
zelnen Personen oder politischen Insti-
tutionen auszumachen ist. Dazu zählt 
Thailand, wo sich König und Parlament 
gegenüberstehen; im Iran gibt es ein 
komplexes Geflecht aus klerikalen Insti-
tutionen, wie dem Revolutionsführer und 
Wächterrat, und originär politischen In-
stitutionen, wie dem Staatspräsident 
und Parlament; das „russische Experi-
ment“ mit einem starken Premierminister 
(Wladimir Putin) neben dem formal do-
minanten Präsidentenamt (Dmitri Med-
wedew) steckt noch in den Kinderschu-
hen (siehe die Beiträge von Rolf Fran-
kenberger und Petra Stykow).
Die Zentralisierung politischer Herr-
schaft findet in autoritären Regimen je-
doch nicht nur personell – in Einzelper-
sonen oder kleinen Gruppen – statt, 
sondern spiegelt sich auch in der Aufhe-
bung der Gewaltenteilung wider. Bei al-
len erwähnten Unterschieden im Hin-
blick auf den Personenkreis der Herr-
schenden ist allen autoritären Systemen 
gemein, dass die Zentralisierung politi-
scher Machtausübung die Dominanz 
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der Exekutive, als des von den autoritä-
ren Machthabern okkupierten politi-
schen Raums, über die Legislative und 
die Judikative beinhaltet. Dies bedeutet 
nicht, dass die politischen Gewalten ab-
wesend wären. Vielmehr sind in den 
meisten autoritären Regimen der Ge-
genwart Parlamente und Gerichtssyste-
me institutionell etabliert. Es wurden 
aber formale und informelle Mechanis-
men geschaffen, die deren Kontrolle 
durch die exekutiven Machtzentren ga-
rantieren. So fungieren Präsidenten und 
Monarchen oft als oberste Amtsträger, 
Heerführer und Chefs der Regierungs-
parteien. Politische Oppositionspartei-
en und gesellschaftliche Interessen-
gruppen sind ständigen Beobachtun-
gen und Behinderungen ausgeliefert. 
Parlamentswahlen werden in allen auto-
ritären Regimen kontrolliert und gege-
benenfalls manipuliert, falls ein Wahl-
ausgang unsicher erscheint oder be-
stimmte Ergebnisse herbeigeführt wer-
den sollen. Die dominante Stellung von 
Machthabern ist in Verfassungen fest-
geschrieben, Richter werden unter Druck 
gesetzt, und oft werden in politisch sen-
sitiven Fällen zivile Gerichte unter dem 
Deckmantel von Notstandsgesetzge-
bung und – vor allem seit dem 11. Sep-
tember 2001 – Terrorbekämpfung durch 
Militär- und Sondergerichte umgangen.

Exklusive politische Partizipation

Ein zweites Kernmerkmal autoritärer 
Herrschaft bezieht sich auf das Verhält-
nis zwischen den politischen Regimen 
und ihren Bürgern. Dieses ist im Zentrum 
der oben beschriebenen Indizes, die bei 
allen Unterschieden in den Messverfah-
ren doch vor allem bürgerliche Rechte 
und Freiheiten analysieren. Für ein ver-
tieftes Verständnis autoritärer Herr-
schaft greifen die Verfahren jedoch zu 
kurz, da sie zumeist den absoluten Grad 
an Freiheits- und Partizipationsrechten 
herausarbeiten und keine Hinweise über 
funktionale Diskriminierungsstrategien 
in der Gewährung von Partizipations-
rechten liefern. Kurz: das Label „unfrei“, 
mit dem autoritäre Systeme von Freedom 
House pauschal ausgestatten werden, 
verwehrt den Blick darauf, dass be-
stimmt Bevölkerungsschichten privile-
giert und damit Teilen der Bevölkerung 
durchaus substantielle Partizipations-
möglichkeiten eingeräumt werden. Die-
se ungleichen Partizipationsmöglichkei-
ten, so argumentieren wir, sind systemre-
levant; somit werden aber sowohl die 
Eigenschaften Ungleichheit als auch 
Partizipation konstitutiv für autoritäre 
Systeme. Der Blick auf ein generelles 
Mehr oder Weniger an Freiheitsrechten 
lässt kaum Aussagen über die spezifi-
schen Formen politischer Partizipation 
zu. Diese sind in autoritären Regimen 
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durchaus gegeben, wie es bereits Juan 
Linz in seiner einschlägigen Definition 
unter dem Stichwort „limitierter Pluralis-
mus“ betont hat (Linz 1964).9
Im Kern, so das Argument eines promi-
nenten Teils der neueren Autoritarismus-
forschung, geht es auch autoritären Re-
gimen darum, ein substantielles Maß an 
politischer Legitimation und Unterstüt-
zung aus der eigenen Bevölkerung zu 
generieren und sich damit nicht allein 
auf die ihm eigenen repressiven Mecha-
nismen des Machterhalts zu verlassen 
(vgl. zum Beispiel die Beiträge von Petra 
Stykow, Heike Holbig, Franziska Stehn-
ken und Michael Schmidmayr). In die-
sem Sinne werden Teile der Bevölkerung 
zwar nicht direkt an den Entscheidungs-
prozessen beteiligt, ihnen wird aber 
dennoch ein gewisses Maß an Partizi-
pationsmöglichkeiten gewährt. 
Dabei können sich die Regime wiederum 
hinsichtlich ihrer gesellschaftlichen Trä-
gergruppen stark unterscheiden. Oft er-
geben sich gleichsam „natürliche“ gesell-
schaftliche Trägergruppen aus einer be-
stimmten Staatsidee heraus: Zum Beispiel 
bedienen sich manche traditionellen 
Monarchien eines Rückgriffs auf religiöse 
Legitimation, was die Einbindung traditi-
oneller Bevölkerungsgruppen oder des 
jeweiligen klerikalen Establishments er-
leichtert. Wir sehen dies beispielhaft im 
sunnitisch-muslimischen Saudi Arabien, 
im schiitisch-muslimischen Iran oder auch 
im buddhistischen Bhutan.
Populistische Regime bilden heute zwar 
die Ausnahme, waren aber vor allem in 
den Gründerjahren der autoritären Re-
gime im arabischen Raum und in Subsa-
hara-Afrika zu finden, als anti-koloniale 
Revolutionsbewegungen für ihre neuen 
Staatsprojekte leicht gesellschaftliche 
Unterstützung generieren konnten, oh-
ne sich gleich für ihre Politiken rechtferti-
gen oder gesellschaftliche Gruppen an 
der Macht beteiligen zu müssen. Po-
pulistische Regime, in denen die Ein-
bindung breiter Gesellschaftsschichten 
notwendig wurde, können beispielswei-
se in sozialistisch-nationalistischen Pro-
jekten auf einer breiten Massenbasis 
basieren (z.B. Ägypten unter Gamal Ab-
del Nasser 1953–1970). Die neuere Ge-
schichte hat jedoch bewiesen, dass es 
schwierig ist, populistische Regime über 

die Zeit hinweg aufrecht zu erhalten. 
Franziska Stehnken diskutiert in ihrem 
Beitrag am Beispiel Kubas, wie sich ein 
solches populistisches autoritäres Re-
gime nach der Machtübernahme Fidel 
Castros 1959 über Zeit gewandelt hat, 
während Beatrice Schlee das zeit-
genössische Simbabwe als Paradebei-
spiel einer entpolitisierten Gesellschaft 
kennzeichnet. Andere sozio-ökonomi-
sche Entwicklungsprojekte autoritärer 
Systeme machen es notwendig, andere 
strategische Gruppen in die politischen 
Prozesse einzubinden. Waren es in den 
Gründerjahren mancher autoritärer 
Systeme oft die Großgrundbesitzer (z.B. 
Kenia unter Jomo Kenyatta 1963–1978), 
so wurden im Zeitalter der neoliberalen 
Strukturreformen in den 1980er und 
1990er Jahren private Unternehmer zu 
wichtigen Verbündeten autoritärer 
Herrschaftseliten; dies lässt sich in so 
unterschiedlichen Ländern wie Russ-
land, Tunesien und China nachweisen 
(siehe auch den Beitrag von Thomas 
Demmelhuber zu Ägypten).
Neben spezifischen Staatsideen und 
Entwicklungsprojekten können ethnische 
und religiöse Trennlinien in Gesellschaf-
ten als Katalysatoren für die Einbindung 
oder Ausgrenzung strategischer Grup-
pen dienen. In so unterschiedlichen Län-
dern wie Kirgisistan, Jemen und Kenia – 
um nur einige Beispiele zu nennen – ist 
die Zugehörigkeit zu bestimmten Stam-
meskonföderationen entscheidend für 
den Zugang zu politischen Rechten und 
Partizipationsmöglichkeiten. Viele inner-
staatliche Konflikte in westafrikanischen 
Ländern brechen entlang religiöser 
Trennlinien auf. Der Irak kann als Beispiel 
einer religiös heterogenen Gesellschaft 
dienen, dessen autoritäres System unter 
Saddam Hussein auf einer repressiven, 
aber auch exklusiv-partizipatorischen 
Form der Staats-Gesellschaftsbeziehun-
gen – unter Einbindung der sunnitischen 
Muslime und Unterdrückung der kurdi-
schen Minderheit und schiitischen Bevöl-
kerungsmehrheit – fußte. Die genannten 
Beispiele machen deutlich, dass die Poli-
tik der exklusiven Partizipation nicht au-
tomatisch zur Stabilität autoritärer Syste-
me beiträgt.

Dominanz informeller Mechanismen 
der Herrschaftsausübung

Die oben beschriebene personelle Kon-
zentration von Macht führt dazu, dass 
es in autoritären Systemen keine formal 
definierte Herrschaftsbegrenzung gibt. 
Politische Spielregeln sind zwar in aller 
Regel in Verfassungen – denen auch oft 

Ein Merkmal autoritärer Systeme ist die 
Schaffung eines „gemeinsamen“ Feindbil-
des. Die politischen Eliten Kubas haben es 
von jeher verstanden, eine anti-amerika-
nische Haltung zu instrumentalisieren. Die-
ser Propagandakrieg nimmt gelegentlich 
skurrile Züge an: Fidel Castro ließ vor der 
US-Vertretung in Havanna eine Tribüne 
mit 138 Fahnenmasten errichten, die an 
kubanische Opfer von Anschlägen erin-
nern sollen, für die Kuba die USA verant-
wortlich macht. picture alliance/dpa
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ein demokratischer Anstrich zu geben 
versucht wird – niedergeschrieben, 
werden aber nicht universell angewen-
det; somit gibt es gesetztes Recht, aber 
keine Rechtssicherheit. Dies hat weitrei-
chende Konsequenzen für den einzel-
nen Bürger, der sich nie sicher vor Ver-
folgung und Repression sein kann. Es 
weist aber auch auf ein wichtiges Funk-
tionsmerkmal der politischen Regime 
hin. Deren Herrschaftsausübung ist 
nicht durch formale Regelwerke (Verfas-
sungen) oder Institutionen (Wahlen) 
begrenzt. Jene existieren zwar, werden 
aber von den Herrschenden korrum-
piert – zum Beispiel durch Wahlfäl-
schung (electoral engineering; vgl. 
Schedler 2006) und einseitige Ausle-
gung oder Umgehung gesetzten Rechts 
– und durch informelle Mechanismen 
der Herrschaftsausübung unterwan-
dert. Regime sind oft kaum durchschau-
bare black boxes, bestehend aus klei-
nen Zirkeln von Entscheidungsträgern, 
die auf der Basis persönlicher Bezie-
hungen und Kommunikation Politik ge-
stalten. Funktional hier für sind kliente-
listische Patron-Klient-Netzwerke, die 
oft kulturell verankert sind und deren 
Zusammensetzung unter ganz ähnli-
chen strategischen Überlegungen or-
ganisiert wird, wie die exklusive Ge-
währung von Partizipationsrechten für 
größere Teile der Bevölkerung.
Mit Blick auf das politische Gefüge in 
autoritären Systemen ist also interes-
sant, dass formale Institutionen, wie wir 
sie aus den westlichen Demokratien 
kennen, vorhanden sind, aber unter-
schiedliche Funktionen haben: In Demo-
kratien garantieren Verfassungen die 
Rechtssicherheit, Wahlen organisieren 
den offenen Wettbewerb um politische 
Macht. In autoritären Systemen generie-
ren selbige formale politische Institutio-
nen einen gewissen Grad an Legitimati-
on für die Herrschenden; es handelt sich 
hier um Demokratie-imitierende Instituti-
onen (vgl. Albrecht/Schlumberger 2004; 
Schlumberger 2004; siehe auch den 
Beitrag von Maria Josua). Funktional für 
die Herrschaftsausübung sind oft über-
lappende und konkurrierende Verwal-
tungsstrukturen, die eine Lösung der sich 
daraus ergebenden Konflikte durch in-
formelle, willkürlich erscheinende Ent-
scheidungen des Machthabers notwen-
dig machen. Franziska Stehnken weist 
dies in ihrem Beitrag über den kubani-
schen Fall nach.
Anschaulich für die unterschiedlichen 
Funktionsweisen demokratischer und 
autoritärer Systeme ist Adam Prze-
worskis (1991, S. 11–14) Diktum über das 
reziproke Verhältnis von formal instituti-
onalisiertem Regelwerk für die Prozesse 
um politischen Wettbewerb (Wahlen) 
einerseits und Erwartungen über das Er-
gebnis dieser Prozesse andererseits. 

Demokratien generieren Rechtssicher-
heit, das heißt formal institutionalisierte 
Sicherheit über die Spielregeln von po-
litischen Wettbewerbsprozessen bei 
gleichzeitiger institutionalisierter Unsi-
cherheit über deren Ergebnis: offener 
Wettbewerb um politische Macht in 
Wahlen. In autoritären Systemen ist es 
umgekehrt. Durch informelle Mechanis-
men des Machterhalts besteht Unsi-
cherheit über die Regeln politischen 
Wettbewerbs bei gleichzeitiger Sicher-
heit über das Ergebnis der Prozesse. An-
schauliche Beispiele lassen sich in eini-
gen Präsidialrepubliken des Vorderen 
Orients finden, so zum Beispiel in Ägyp-
ten, Syrien, Jemen und Libyen, in denen 
die Nachfolge im Amt der jeweiligen 
Präsidenten in informellen Prozessen in-
nerhalb der politischen Eliten ausge-
handelt wird (siehe die Beiträge von 
Maria Josua und Thomas Demmelhu-
ber).

Stabilität und Wandel 
autoritärer Systeme

Wir sind in unseren Ausführungen bis-
her hauptsächlich auf die Fragen des 
Wer und Wie hinsichtlich der Ausübung 
autoritärer Herrschaft eingegangen. 
Tatsächlich hat sich ein Großteil der 
Autoritarismusforschung in den beiden 
vergangenen Jahrzehnten im Kern mit 
der Frage nach dem Warum beschäf-
tigt. Ausgehend von bereits benannten 
deterministischen Annahmen einer De-
mokratisierungsforschung, die – basie-
rend auf den Thesen Francis Fukuyamas 
(1992; „Ende der Geschichte“) und Sa-
muel Huntingtons (1991; Theorie der 
„Wellen“ demokratischer Transition) – 
autoritären Systemen zumindest implizit 
ein hohes Maß inhärenter politischer In-
stabilität unterstellten, spaltete sich die 
neuere Autoritarismusforschung in zwei 
perspektivische Betrachtungsweisen: 
Während in den 1990er Jahren haupt-
sächlich nach den Potentialen demo-
kratischer Transitionen geforscht wur-
de, haben sich die meisten Forscher in 
den 2000er Jahren mit der Frage der 
Stabilität und Dauerhaftigkeit autoritä-
rer Systeme beschäftigt.
Im ersten Diskussionszusammenhang 
wurden die Schwächen und Defizite au-
toritärer Systeme hinterfragt, vor allem 
im Hinblick auf den hohen Grad an Be-
vormundung und Repression, die autori-
täre Systeme gegenüber ihren Bevölke-
rungen ausüben, um an der Macht zu 
bleiben, sowie die fehlenden politischen 
Partizipations- und Freiheitsrechte und 
limitierte Responsivität seitens der Re-
gierenden. Identifiziert wurden haupt-
sächlich die mannigfachen Herausfor-
derungen, denen die politischen Eliten 
in autoritären Systemen ausgesetzt sind 

oder zumindest sein sollten: Wider-
stands- und Oppositionsbewegungen, 
die paradigmatisch unter dem Stichwort 
der Zivilgesellschaft subsumiert wurden. 
Die Chancen für eine Demokratisierung, 
so die einhellige Annahme, lägen struk-
turell in der fehlenden demokratischen 
Legitimierung sowie in der Innovations- 
und Anpassungsträgheit autoritärer Eli-
ten verankert. Die formale Institutionali-
sierung politischer Herrschaft führe vor 
allem in Zeiten von Machtwechseln zu 
Krisen, die coups d’états oder demokra-
tische Transitionen wahrscheinlicher 
werden lassen. Maria Josua zeigt in ih-
rem Beitrag allerdings, wie die stark auf 
eine Führungsperson zugeschnittenen 
autoritären Systeme im Vorderen Orient 
mit solchen Übergangsphasen umge-
hen und tatsächlich destabilisierende 
Entwicklungen vermeiden können. 
Die Innovation der neueren Arbeiten 
besteht hauptsächlich darin, dass sie 
zwei Eigenschaften autoritärer Systeme 
identifizieren und betonen: (1) politi-
sche Legitimität und (2) Modernisie-
rungs- und Anpassungsfähigkeit.
Auf das Verhältnis von Repression und 
Legitimation wurde schon im vorange-
gangenen Abschnitt hingewiesen. Die 
Leistungen der neueren Autoritarismus-
forschung bestehen zum einen in dem 
Hinweis, zumindest implizit basierend 
auf systemtheoretischen Überlegungen 
von David Easton (1965) und Talcott 
Parsons (1951), dass politische Systeme 
generell zum Überleben sowohl ein be-
stimmtes Maß an politischer Legitimati-
on als auch die Fähigkeit und die Bereit-
schaft zur Durchsetzung von Repression 
benötigen (vgl. Schlumberger 2004).10 
Politische Systeme, die entweder keine 
politische Legitimation besitzen oder 
keine Repressionskapazitäten aufwei-
sen oder in beiden Bereichen defizitär 
sind, können nicht dauerhaft überle-
ben. Dies bestärkt im Umkehrschluss die 
Annahme, dass dauerhafte autoritäre 
Systeme ein substantielles Maß an poli-
tischer Legitimität anstreben und oft 
auch besitzen. So kann das regelmäßi-
ge Abhalten von Wahlen in den meisten 
autoritären Systemen erklärt werden – 
ein zunächst sehr ambivalent erschei-
nender Mechanismus, wenn man den 
hohen generischen Demokratiegehalt 
von Wahlen bedenkt. Petra Stykow dis-
kutiert in ihrem Beitrag das Spannungs-
verhältnis zwischen pseudo-demokrati-
scher Legitimität und autoritärer Stabili-
sierung im Hinblick auf Wahlen in den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion.
Weitere potentielle Legitimitätsressour-
cen für autoritäre Systeme sind traditio-
nelle Formen politischer Legitimität, die 
sich zum Beispiel in den kulturellen und 
religiösen Diskursen der arabischen 
Monarchien äußern (siehe den Beitrag 
von Michael Schmidmayr). Andere Legi-
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timationsdiskurse bedienen sich natio-
nalistischer Rhetorik, sei es mit dem Ziel 
der Schaffung einer politischen Identi-
tät, für deren Aufrechterhaltung die re-
gierenden politischen Eliten stehen, sei 
es durch die Schaffung eines „gemein-
samen“ Feindbildes, oft in Abgrenzung 
zu vermeintlichen oder realen externen 
Bedrohungen und Einmischungen. Hei-
ke Holbig analysiert in ihrem Beitrag 
die Legitimationsstrategie des chinesi-
schen Regimes vor dem Hintergrund der 
globalen Finanzkrise. Kuba, genauso 
wie Iran und Libyen, sind Beispiele für 
den Erfolg von Abgrenzungsdiskursen, 
in deren Kontext eine anti-amerikani-
sche Haltung in der Bevölkerung von 
den politischen Eliten instrumentalisiert 
wird (siehe den Beitrag von Franziska 
Stehnken). Allerdings sind solche Legiti-
mationsstrategien ein zweischneidiges 
Schwert, da sich aus den sich vertiefen-
den internationalen Konflikten auch 
Nachteile für den Herrschaftserhalt der 
autoritären Eliten ergeben können. Der 
Irak unter Saddam Hussein ist hier si-
cherlich das prominenteste Beispiel.
Eine weitere häufig angewandte Legiti-
mationsstrategie besteht in der Perfor-
manzlegitimation, so zum Beispiel in der 
Lancierung umfassender Reform- und 
Modernisierungsdiskurse seitens auto-
ritärer Eliten. Dies ist in den sozio-öko-
nomischen Modernisierungsdiskursen 
der noch jungen autoritären Staaten in 
den 1950 und 1960er Jahren zu sehen, 
aber auch in den ökonomischen Struk-
turanpassungsprogrammen, die viele 
autoritäre Systeme seit den 1980er Jah-
ren zu durchlaufen hatten (vgl. den Bei-
trag von Thomas Demmelhuber zu 
Ägypten). Funktional für die Legitimati-
onsbeschaffung kann auch die staatli-
che Allokation von Renteneinnahmen in 
der Gesellschaft sein. Vor allem die ara-
bischen Ölstaaten, aber auch viele res-
sourcenreichen autoritären Systeme in 
Subsahara-Afrika verwenden externe 
Einnahmen dafür, sich politische Unter-
stützung seitens der Bevölkerung zu „er-
kaufen“ (siehe den Beitrag von Jörg 
Kemmerzell; Beck 2007).
Ein zweites bedeutendes Ergebnis der 
neueren Autoritarismusforschung ist ne-
ben der Identifikation von Legitimations-
ressourcen die Erkenntnis, dass die Re-
gime nicht nur Modernisierungsdiskurse 
für die Selbstlegitimierung lancieren, 
sondern dass sie tatsächlich anpas-
sungsfähig sind und damit in der Lage, 
sich zu modernisieren – ein entscheiden-
des Argument für die Annahme struktu-
reller Stabilität und Dauerhaftigkeit die-
ses politischen Systemtyps.11 Moderni-
sierung fand in vielen Autokratien vor 
allem im Rahmen von institutionellen An-
passungsleistungen statt: Die Etablie-
rung von als „modern“ wahrgenomme-
nen formalen Institutionen, wie bürokra-

tische Apparate, Parlamente und Wah-
len oder gesetzte Verfassungen, ist Teil 
der Entwicklungsgeschichte der aller-
meisten autoritären Systeme.12 Als Mili-
tärjuntas gestartete Systeme im Vorde-
ren Orient, Asien und Subsahara-Afrika 
haben sich sukzessive einen „zivilen“ 
Anstrich gegeben, zum Teil aus der Not-
wendigkeit einer größeren organisatori-
schen Komplexität heraus, zum Teil aber 
auch, um die als normativ positiv besetz-
ten Funktionen dieser Institutionen (de-
mokratisches Gehalt von Wahlen) zu 
imitieren (vgl. Albrecht/Schlumberger 
2004). Tatsächlich haben einige Arbei-
ten nachgewiesen, dass institutionell 
ausdifferenzierte autoritäre Systemty-
pen stabiler – oder zumindest dauerhaf-
ter – sind als weniger ausdifferenzierte, 
unabhängig von der oben diskutierten 
Frage, inwieweit informelle Machterhal-
tungsmechanismen diese formalen Insti-
tutionen unterlaufen (vgl. Geddes 1999; 
Lust-Okar 2005; Hadenius/Teorell 2007; 
Brownlee 2007; Gandhi 2008).

Forschungsperspektiven

Seit einigen Jahren entwickelt sich vor al-
lem im angelsächsischen Sprachraum ei-
ne Debatte, die den empirischen For-
schungszwängen und auch den konzep-
tionellen Schwierigkeiten Rechnung zu 
tragen beginnt (vgl. zum Beispiel Ge-
ddes 1999; McFaul 2002; Albrecht/
Schlumberger 2004; Way 2005; Sched-
ler 2006; Gandhi/Przeworski 2006; 
Brownlee 2007; Schlumberger 2007; Al-
brecht/Frankenberger 2010). Wie Pa-
trick Köllner (2008), Steffen Kailitz (2009) 
und André Bank (2009) in ihren Artikeln 
zum Forschungsstand aufzeigen, entwi-
ckelt sich ein breites Spektrum an For-
schungssträngen und Fragestellungen. 
So konstatiert etwa Köllner, dass das 
(neue) Interesse an autoritären Regimen 
sich in der Vergleichenden Politikwissen-
schaft zwar momentan vor allem auf Fra-
gen der Typologisierung sowie der Stüt-
zen autoritärer Herrschaft konzentriere, 
aber auch darüber hinaus ein breites In-
teresse bestehe: „Bemerkenswert wie er-
freulich (…) ist die Bandbreite der zum 
Einsatz kommenden Analyseperspekti-
ven – von neo-institutionellen über poli-
tik ökonomische bis hin zu elitenzentrier-
ten Ansätzen, (…) von spieltheoretischen 
Modellen über Regressions- bis hin zu 
Diskursanalysen (…) sowie der berück-
sichtigten Regionen und Nationen“ (Köll-
ner 2008, S. 361). Mit anderen Worten 
besteht hier offensichtlich ein so großer 
Mangel an Forschung, dass aus allen 
Richtungen Ideen und Ansätze generiert 
werden. Köllner vergisst daher auch 
nicht, auf Grenzen und Lücken in der For-
schung hinzuweisen. So sieht er einer-
seits klar die Problematik der Erforsch-

barkeit von Regimen, die durch den limi-
tierten Zugang gegeben seien: „Infor-
mationsprobleme erschweren offenkun -
dig sozialwissenschaftliche Analysen 
von Strukturen und Prozessen des Zu-
gangs zu sowie der Ausübung und der 
Absicherung von Macht in autoritären 
Regimen“ (Köllner 2008, S. 362). Ande-
rerseits identifiziert er institutionelle An-
sätze als besonders fruchtbar für die 
Schärfung von Hypothesen und Konzep-
ten, warnt aber auch vor der Gefahr ei-
ner Hegemonisierung der Forschung 
durch neo-institutionalistische Ansätze, 
welche zur Vernachlässigung der Erfor-
schung etwa ideologischer, populisti-
scher oder materialistischer Machtsiche-
rungs- und Legitimationsstrategien füh-
ren könne. Eine besonders augenschein-
liches Forschungsdesiderat identifiziert 
Köllner in der Problematik der Austausch-
beziehungen von Politik, Gesellschaft 
und Wirtschaft und mithin der gesell-
schaftlichen wie ökonomischen Grund-
lagen von autoritären politischen Syste-
men sowie in den Frage nach Leistungs-
fähigkeit und Performanz sowie der Au-
ßenbeziehungen dieser Systeme.
Steffen Kailitz (2009) bilanziert ganz 
ähnlich, dass die Autokratieforschung 
„derzeit noch etwas beschränkt durch 
die zu starke Konzentration auf institutio-
nalistische Variablen“ und eine Auswei-
tung auf die grundlegenden Variablen 
„aus dem sozio-ökonomischen, kultura-
listischen, institutionalistischen und ak-
teurszentrierten Zugang“ (Kailitz 2009, 
S. 471) wünschenswert sei. Dabei kriti-
siert er zu Recht zwei Punkte. Erstens man-
gelt es der Autokratieforschung an einer 
systematischen, historisch vergleichen-
den Perspektive. „Das führt dazu, dass 
vor 1989 das Bild der Autokratie weithin 
von den kommunistischen Diktaturen ei-
nerseits, Militärdiktaturen andererseits 
geprägt war. In der Gegenwart wird das 
Bild (…) dagegen von zwei ganz ande-
ren Typen dominiert – in erster Linie von 
der elektoralen Autokratie und in zweiter 
Linie von den absolutistischen Monarchi-
en im arabischen Raum. Durch die Kon-
zentration auf den Ausschnitt eines Ge-
samtbildes der Autokratien besteht die 
Gefahr von Fehlwahrnehmungen“ (eben-
da). Zweitens sieht Kailitz eine aus seiner 
Sicht gefährliche Verkürzung in der Kon-
zentration auf Institutionen wie Wahlen, 
die zunächst und formal demokratisch 
anmuten. Darüber vergesse man, die Re-
pressionsmuster und -mechanismen sys-
tematisch in die Analyse mit einzubinden. 
Nicht zuletzt fordert er im Hinblick auf die 
Problematik der Typologisierung einen 
„Alternativvorschlag mit Aussicht auf 
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Durchsetzung in der Forschungsgemein-
schaft“, der „ (…) im Unterschied zu Ad-
hoc-Kategorisierungen, für verschiedene 
Fragestellungen einen nachhaltigen 
Fortschritt auf dem Gebiet der Autorita-
rismusforschung“ (Kailitz 2009, S. 472) 
gewährleisten könne.
Auch André Bank weist auf eine Domi-
nanz institutionalistischer Ansätze mit ei-
nem Fokus auf autoritäre Institutionen und 
Mechanismen der Legitimation, Kooptati-
on und Manipulation in der neueren Au-
toritarismusforschung hin. Gleichzeitig 
betont er, dass insbesondere in politöko-
nomischen, regionalen und internationa-
len Faktoren entscheidende Erklärungs-
muster für die Stabilität autoritärer politi-
scher System zu finden seien, die durch 
die Konzentration etwa auf die Institution 
Wahlen zu bloßen „Randvariablen“ de-
gradiert würden: „So entsteht bei den in-
stitutionalistischen Studien zum electoral 
authoritarianism der Eindruck, dass alle 
möglichen politischen, sozialen, ökono-
mischen und kulturellen Faktoren irgend-
wie mit Wahlprozessen in autoritären 
Kontexten zu tun haben, auf diese einwir-
ken und von diesen beeinflusst werden“ 
(Bank 2009, S. 32). An diese Problematik 
anschließend weist Bank auf drei der neu-
eren Autokratieforschung inhärente kon-
zeptionelle Probleme hin. Erstens sei dies 
die Problematik der Vielzahl von verwen-
deten Termini, die schlicht Verwirrung 
schaffe, was unter dem jeweils zu untersu-
chenden Phänomen zu verstehen sei. Hin-
sichtlich der Frage von Stabilität fänden 
sich konkurrierende Begriffe wie Auf-
rechterhaltung, Ausdauer, Persistenz, Re-
silienz und Robustheit, die aufgrund man-
gelnder Definitionen eher beliebig denn 
systematisch austauschbar seien. Zwei-
tens moniert er eine „Regimefokussierung 
der Autoritarismusforschung“, welche 
letztlich darauf hinauslaufe,  „dass politi-
sche Veränderungsprozesse auch in den 
neueren Beiträgen (…) immer nur als Regi-
mewechsel (…) bzw. – empirisch häufiger 
– als Wandel innerhalb eines Regimes 
(…) aufgefasst werden können. Die ein-
seitige Konzentration auf Regime bewirkt 
dadurch eine funktionalistische Veren-
gung: Politische Dynamiken können im-
mer erst und ausschließlich dann als rele-
vant erfasst werden, wenn sie die Regime-
struktur direkt betreffen“ (Bank 2009, S. 
33). Drittens sei die Frage des Verhältnis-
ses von Regime und Staat in der neueren 
Forschung nicht ausreichend geklärt: „So 
sucht man vergebens nach Bezug-
nahmen, ganz zu schweigen von syste-
matischen Berücksichtigungen grundle-
gender staatstheoretischer Aspekte, wie 
Fragen nach Gewaltkontrolle und -mono-
pol, Territorialität sowie interner und ex-
terner Souveränität“ (Bank 2009, S. 34).
Wir haben in diesem Beitrag unterschied-
liche Ansätze der Analyse autoritärer Sys-
teme aufgezeigt und sind auch auf deren 

Stärken und Schwächen eingegangen. 
Zweifellos können wir einen hohen Be-
darf an Arbeiten zu autoritären Systemen 
konstatieren, zum einen, weil sie – entge-
gen deterministischer Annahmen – real 
existieren, zum anderen, weil sowohl die 
empirische als auch die theoretische Er-
forschung autoritärer Systeme noch rela-
tiv viele Lücken und Widersprüche aus-
weist. Tatsächlich, so scheint es uns, bildet 
die Autokratieforschung eines der chao-
tischsten, kreativsten und dynamischsten 
Forschungsfelder in der zeitgenössischen 
Vergleichenden Politikwissenschaft, auch 
wenn sie dabei gelegentlich wie ein 
Schmelztiegel alter und neuer Konzeptio-
nen sowie einiger sehr fruchtbarer empiri-
scher Erkenntnisse anmutet. So spiegelt 
auch das vorliegende Heft die Heteroge-
nität und damit den Reiz des Forschungs-
feldes wider. Hier werden die unter-
schiedlichen methodischen und konzepti-
onellen Herangehensweisen diskutiert. 
Die Beiträge liefern aber auch einen gu-
ten Überblick über regionale Entwicklun-
gen und Schwerpunkte der Autokratiefor-
schung vom Vorderen Orient über Afrika 
und Lateinamerika bis hin zum postsowje-
tischen Raum.
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ANMERKUNGEN

1 Auch wenn die Auswahl der Bücher eher ad 
hoc getroffen wurde, so erweisen sich die Befun-
de dennoch als symptomatisch. So beinhalten 
lediglich sieben der 33 Werke explizite Kapitel zu 
autoritären politischen Systemen, wohingegen 
fast alle Werke Kapitel zu Demokratien enthalten. 
Ausgenommen davon sind die Bände, die sich in 
erster Linie mit Methoden oder klassischen Texten 
der Vergleichenden Politikwissenschaft befassen.
2 Autokratien sind nach Polity IV: Aserbaid-
schan, Bahrain, Belarus, Bangladesch, China, 
Kuba, Eritrea, Iran, Kuwait, Kasachstan, Laos, Li-
byen, Marokko, Myanmar, Oman, Nordkorea, 
Katar, Saudi Arabien, Swasiland, Syrien, Turkme-
nistan, Vereinigte Arabische Emirate, Usbekistan 
und Vietnam.
3 Darüber hinaus vergibt Freedom House das 
Label „Elektorale Demokratie“ an Staaten, die 
zwar nicht als „frei“ eingestuft werden, aber den-
noch ein Minimum an Standards in Bezug auf 
Wahlen erfüllen: ein wettbewerbsorientiertes 
oder kompetitives Mehrparteiensystem, univer-
selles Erwachsenenwahlrecht für alle Bürgerin-
nen und Bürger, regelmäßig abgehaltene gehei-
me Wahlen ohne massiven Wahlbetrug, Zugang 
der wichtigen politischen Parteien zu den Medien 
und die Möglichkeit offenen Wahlkampfs. 
4 Dies sind: Afghanistan, Ägypten, Algerien, 
Angola, Äquatorial Guinea, Aserbaidschan, 
Bahrain, Belarus, Brunei, Burma, China, Elfen-
beinküste, Eritrea, Gabun, Guinea, Irak, Iran, Je-
men, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kasach-
stan, Kirgistan, Kongo (Brazzaville), Kongo (Kin-
shasa), Kuba, Laos, Libyen, Mauretanien, Nord-
korea, Oman, Katar, Ruanda, Russland, Saudi 
Arabien, Simbabwe, Somalia, Sudan, Swasiland, 
Syrien, Tadschikistan, Tschad, Tunesien, Turkme-
nistan, Usbekistan, Vereinigte Arabische Emirate, 
Vietnam.
5 Dies sind: Afghanistan, Äthiopien, Demokrati-
sche Republik Kongo, Elfenbeinküste, Eritrea, Irak, 
Iran, Laos, Mauretanien, Myanmar, Nordkorea, Pa-
kistan, Republik Kongo, Simbabwe, Somalia, Su-
dan, Guinea, Syrien, Tadschikistan, Tschad, Turk-
menistan, Usbekistan, Zentralafrikanische Republik.
6 Dies sind: Ägypten, Algerien, Angola, Aser-
baidschan, Belarus, Bhutan, Burkina Faso, Burun-
di, China, Haiti, Jemen, Jordanien, Kambodscha, 
Kamerun, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kuba, 
Lesotho, Liberia, Libyen, Madagaskar, Marokko, 
Nepal, Niger, Nigeria, Ruanda, Saudi-Arabien, 
Sierra Leone, Togo, Tunesien, Venezuela, Vietnam.
7 Christoph H. Stefes zeichnet anhand des Bei-
spiels Georgiens unter Schewardnadse nach, 
wie der Verlust über die repressiven Kontrollme-

chanismen zu Erosion und Zusammenbruch eines 
autoritären Regimes führen kann.
8 Zum Phänomen der Regimetypen, die sich in 
einer „Grauzone“ zwischen Demokratie und Au-
tokratie befinden und – je nach unterschiedli-
chem Analyseansatz – als nicht konsolidierte 
Demokratien oder hybride Regime bezeichnet 
werden, siehe die Beiträge von Peter Thiery (La-
teinamerika), Petra Stykow (postsowjetischer 
Raum), Christoph H. Stefes (Kaukasus) und Jörg 
Kemmerzell (Subsahara-Afrika).
9 Vergleiche die im zweiten Abschnitt angege-
bene Definition. Viele neuere Definition greifen 
nach wie vor auf den Ansatz von Linz zurück (vgl. 
Nohlen 1998), wodurch allerdings theoretische 
Probleme nicht überdeckt werden können: Zum 
einen erhält die Definition durch ihre Abgren-
zungsstrategie gegenüber den Merkmalen ande-
rer Systemtypen (Demokratie und Totalitarismus) 
den Charakter einer Negativdefinition, deren 
grundsätzliche Nachteile oben bereits bemerkt 
wurden. Zum anderen scheinen einige der von Linz 
diskutierten Merkmale, wie Mentalitäten und poli-
tische Mobilisierung, in modernen autoritären Sys-
temen kaum noch empirische Relevanz zu besit-
zen. Was von der Autoritarismusdefinition von Linz 
damit letztlich übrig bleibt, ist eine Definition auto-
ritärer politischer Systeme, die den in den Demo-
kratieindizes entwickelten – und hier kritisierten – 
Ansätzen stark ähnelt, indem sie auf eingeschränk-
te bürgerliche Rechte und Freiheiten (Pluralismus) 
und das Fehlen von Rechtstaatlichkeit (keine for-
mal definierte Herrschaftsbegrenzung) verweist. 
Ihr Schwachpunkt besteht darin, dass sie feststellt, 
was fehlt, anstatt die tatsächlichen Eigenschaften 
autoritärer Systeme herauszustreichen.
10 Beatrice Schlee argumentiert am Fall Sim-
babwes, dass fehlende politische Unterstützung 
für ein autoritäres Regime nicht automatisch zu 
dessen Zusammenbruch führen muss, sondern 
das Gefühl politischer Apathie innerhalb der Be-
völkerung verstärken kann.
11 Zum Modernisierungs- und Innovationspo-
tential von autoritären Systemen siehe die Beiträ-
ge von Michael Schmidmayr (arabische Golf-
staaten), Franziska Stehnken (Kuba) und Thomas 
Demmelhuber (Ägypten).
12 Wenige Ausnahmen sind nach außen abge-
schottete Systeme (Nordkorea) oder solche, die 
ihre Legitimationsbasis fast vollständig auf einer 
religiös-traditionellen Tradition aufbauen (Bhu-
tan, Saudi Arabien).
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DER ÜBERGANG ZUR DEMOKRATIE IST GESCHEITERT

Autoritäre Systeme in den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion
Petra Stykow

Die politischen Systeme der 
postsowjetischen Staaten

Zwanzig Jahre nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion gelten nur drei 
ihrer Nachfolgestaaten – Estland, Lett-
land und Litauen – als liberale Demo-
kratien. In den anderen zwölf postsow-
jetischen Staaten hingegen ist der 
Übergang zur Demokratie gescheitert. 
Während einige von ihnen bereits seit 
dem Ende der 1990er Jahre als voll ent-
wickelte Autokratien angesehen wer-
den, sind andere durch Institutionen 
und Prozesse geprägt, die sowohl de-
mokratische als auch autoritäre Elemen-
te aufweisen. Deshalb werden sie oft 

als „hybride Regime“ bezeichnet. Inso-
fern sie minimale Anforderungen erfül-
len, die an Demokratien gestellt wer-
den, insbesondere hinsichtlich von 
Wahlen, sprechen Politikwissenschaft-
ler auch von „elektoralen“ (Freedom 
House 2009) oder „defekten“ (Merkel et 
al. 2003) Demokratien. Hybride Regime 
wiederum, in denen zwar Wahlen statt-
finden, demokratische Standards dabei 
aber tief greifend und systematisch ver-
letzt werden, zählen zu den „kompetiti-
ven“ (Levitsky/Way 2002) oder „elekto-
ralen“ (Schedler 2006; Hadenius/Teo-
rell 2006) Autokratien. 
Die folgende Tabelle trägt zusammen, 
wie zwei wichtige Indizes der Demokra-
tiemessung – Freedom House und der 
Bertelsmann Transformation Index (BTI) 
– die politischen Systeme in diesen Län-
dern klassifizieren. Wie zu erkennen ist, 
werden einige Länder unterschiedlich 
beurteilt, am deutlichsten Moldova 
(Moldawien) und Russland. 
Die politischen Systeme der postsowje-
tischen Länder lassen einige gemeinsa-
me Merkmale erkennen. Sie sind nicht 
überall gleich ausgeprägt, unterschei-
den diese Region jedoch deutlich so-
wohl von den liberalen Demokratien 

westlicher Staaten als auch von den 
jungen Demokratien Ostmitteleuropas.

Staatliche Exekutive dominiert die 
gesamte Politik

Erstens dominiert die staatliche Exekuti-
ve die gesamte Politik. Liberale Demo-
kratien kennen zwei historisch gewach-
sene Muster der Beziehungen zwischen 
den Gewalten: Das parlamentarische 
Regierungssystem, in dem die Regierung 
aus der parlamentarischen Mehrheit 
hervorgeht und von dieser abhängt (z.B. 
Großbritannien, Deutschland), und das 
präsidentielle System, in dem der Präsi-
dent als Regierungs- und Staatsober-
haupt sowie die Legislative autonom 
voneinander gewählt werden (USA). Im 
ersten Fall sind die Institutionen des Re-
gierungssystems eng miteinander ver-
schränkt, und es ist der Parteienwettbe-
werb, der eine allzu große und dauer-
hafte Machtkonzentration verhindert. 
Im zweiten Fall liegt institutionelle Ge-
waltentrennung vor, so dass sich Exeku-
tive und Legislative gegenseitig kontrol-
lieren (Checks and Balances).
Fast alle postsowjetischen Länder ha-
ben Präsidialsysteme.1 Im Unterschied 

Zwei Jahrzehnte nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion ist – von den drei 
baltischen Staaten abgesehen – in den 
anderen zwölf postsowjetischen Staa-
ten der Übergang zur Demokratie ge-
scheitert. Werden einige von ihnen seit 
dem Ende der 1990er Jahre als reine 
Autokratien angesehen, sind andere 
hingegen durch Institutionen und Pro-
zesse geprägt, die sowohl demokrati-
sche als auch autoritäre Elemente auf-
weisen. Kennzeichen der sogenannten 
hybriden Regime ist die ausgeprägte 
Dominanz der staatlichen Exekutive 
über die gesamte Politik. Obwohl demo-
kratische Elemente (Parlamente, Partei-
en und Wahlen) eingeführt wurden, ist 
deren Wirkungsweise durch verschiede-
ne Mechanismen autoritärer Herrschaft 
erheblich beeinträchtigt. Die Demokra-
tiequalität dieser Staaten wird zunächst 
am Indikator der „Qualität der Wahlen“ 
differenziert erörtert. Die Zwischenbi-
lanz ist offenkundig: Politische Macht 
und deren Ausübung sind weitgehend 
personalisiert. Im Folgeschritt konzent-
riert sich Petra Stykow auf die Präsident-
schaftswahlen, die in den vergangenen 
zwei Dekaden in den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion stattgefunden haben. 
Die allermeisten dieser Wahlen sind ein 
Beleg für die Reproduktion (semi-)auto-
ritärer Regime, für die sich eine eigen-
tümliche Verbindung von formal-demo-
kratischen Institutionen und autoritären 
Praktiken aufzeigen lässt. Die Chancen 
für eine absehbare Demokratisierung 
sind im postsowjetischen Raum – so das 
Fazit – nicht sonderlich günstig. �

Tabelle 1: Klassifizierung der politischen Systeme

Land Freedom House (2009) BTI (2010)

Ukraine Hybrides Regime Defekte Demokratie

Georgien Hybrides Regime Defekte Demokratie

Moldova 
(Moldawien)

Semikonsolidiertes autoritäres 
Regime Defekte Demokratie

Armenien
Semikonsolidiertes autoritäres 
Regime Gemäßigte Autokratie

Kirgistan 
(Kirgisien)

Konsolidiertes autoritäres Regime Gemäßigte Autokratie

Russland Konsolidiertes autoritäres Regime Stark defekte Demokratie

Tadschikistan Konsolidiertes autoritäres Regime Autokratie

Aserbaidschan Konsolidiertes autoritäres Regime Autokratie

Kasachstan Konsolidiertes autoritäres Regime Gemäßigte Autokratie

Belarus Konsolidiertes autoritäres Regime Gemäßigte Autokratie

Usbekistan Konsolidiertes autoritäres Regime Autokratie

Turkmenistan Konsolidiertes autoritäres Regime Autokratie

Quellen: Freedom House-NIT 2009, Table 10; Thiery 2009, S. 67
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AUTORITÄRE SYSTEME IN DEN NACH-
FOLGESTAATEN DER SOWJETUNION

zu präsidentiellen Systemen in Demo-
kratien sind die Staatsoberhäupter aber 
gegenüber den anderen Staatsgewal-
ten eindeutig dominant. Ihre Vollmach-
ten sind so groß, dass sie sich einer ef-
fektiven Kontrolle durch Legislative und 
Justiz – und auch durch die Medien als 
einer „Vierten Gewalt“ – entziehen kön-
nen. Dies liegt zum einen daran, dass 
die Verfassungen den Präsidenten au-
ßerordentlich große Kompetenzen zu-
schreiben. Zum anderen ist es erfolgrei-
chen Amtsinhabern aber auch im Ver-
laufe der politischen Auseinanderset-
zungen der 1990er Jahre gelungen, ihre 
Vormachtstellung auszubauen. Beob-
achter sprechen oft von „Superpräsi-
dentialismus“, um diese Dominanz zu 
betonen, die nicht nur auf konstitutio-
nellen Regelungen, sondern auch auf 
der persönlichen sowie personalisier-
ten Macht der Präsidenten und ihrer 
Verwaltungsapparate beruht (Robinson 
2003). Sie stützt sich in großem Maße 
auf ausgedehnte patron-klientelistische 
Beziehungsnetzwerke, die Wirtschaft 
und Politik miteinander verbinden. Politi-
sche Macht wird dabei wesentlich ver-
mittels des selektiven Transfers von Res-
sourcen gegenüber loyalen Beamten, 
Politikern und Unternehmern ausgeübt. 
Dies ermöglicht es den Präsidenten, ihre 
Ziele zu verfolgen und ihre Macht zu 
stabilisieren, indem sie Verbündete 
beloh nen und Gegner kooptieren oder 
bestrafen. Formalrechtlich institutionali-
sierte Praktiken und programmatisch-
ideologische Politikbegründungen spie-
len demgegenüber eine vergleichs-
weise kleinere Rolle.2 Üblicherweise 
vertreten diese Präsidenten gemäßigt-
nationalistische Ideologien, mit denen 
Modernisierungsprogramme im Rah-
men souveräner Nationalstaaten be-
gründet und die Eigenständigkeit natio-
naler Traditionen und Werte betont 
werden.
Faktisch sind die meisten postsowjeti-
schen Präsidenten inzwischen in der La-
ge, die anderen Gewalten weitgehend 
selbst zu kontrollieren: In den Parlamen-
ten gibt es üblicherweise (verfassungs-
ändernde) pro-präsidentielle Mehrhei-
ten; die Justiz steht unter dem Verdacht, 
politisch motivierte Urteile zu fällen; die 
Medien gelten als weitgehend staatlich 
kontrolliert. In postsowjetischen Auto-
kratien wie Belarus (Weißrussland) 
oder Usbekistan sind diese Merkmale 
mit besonderer Deutlichkeit zu beob-
achten. In „defekten Demokratien“ wie 
der Ukraine und Georgien sind sie weit-
aus schwächer ausgeprägt. Die Kompe-
tenzaufteilung und das Kräfteverhältnis 
innerhalb der Exekutive sowie zwischen 
ihr und der Legislative sind hier vielmehr 
Gegenstand erbitterter politischer Aus-
einandersetzungen, deren Ende und Er-
gebnisse noch nicht abzusehen sind.

Die Exekutive als Patron hegemonialer 
Organisationen

Ein zweites gemeinsames Merkmal der 
postsowjetischen Länder besteht in der 
allgemeinen Schwäche und Instabilität 
von Organisationen, die nicht unmittel-
bar dem staatlichen Bereich zuzurech-
nen sind. Parteien, Verbände und zivil-
gesellschaftliche Vereinigungen haben 
nur wenige Mitglieder, hängen in ihrer 
Existenz vollständig von ihrem Füh-
rungspersonal ab und können als Re-
präsentanten von gesellschaftlichen 
Interessengruppen nur wenig politi-
schen Einfluss geltend machen. Ihnen 
gegenüber stehen wenige Organisati-
onen, denen der Staat bestimmte Funk-
tionen in der Gesellschaft zuweist und 
deren Entwicklung er im Zusammen-
hang damit fördert und kontrolliert. Die 
Exekutive agiert also als Patron dieser 
Organisationen, indem sie beispiels-
weise deren Gründung initiier t und sie 
als privilegierte Partner für Konsultatio-
nen mit staatlichen Organen lizenziert. 
Meist stellt sie auch wichtige Ressour-
cen für den Organisationserhalt zur 
Verfügung. Das können finanzielle Mit-
tel, Beitrit tsanreize für potenzielle Mit-
glieder („Nähe zur Macht“) oder pro-
minentes Führungspersonal aus dem 
Staatsapparat sein, aber auch die 
breiten politischen Positionen der Exe-
kutive, welche von den jeweiligen Or-
ganisationen als Leitbilder aufgegrif-
fen werden.
Diese Diagnose betrif f t die Zivilgesell-
schaft, aber auch den genuin politi-
schen Bereich, der in modernen reprä-
sentativen Demokratien von politischen 
Parteien besiedelt ist. In den postsowje-
tischen Ländern entstanden nach der 
Abschaffung des Machtmonopols der 
Kommunistischen Partei der Sowjetuni-
on im Jahre 1990 fast überall Mehrpar-
teiensysteme, und nirgends ist die Exis-
tenz oppositioneller Parteien generell 
verboten.3 Parteien wurden unter aus-
drücklicher Berufung auf das Vorbild 
der westlichen pluralistischen Parteien-
demokratie gegründet. Mit Ausnahme 
der Kommunisten, die fast überall auf 
ihre ererbten Organisationsstrukturen 
und ein deutlich verkleinertes, aber re-
lativ stabiles Elektorat aufbauen konn-
ten, erwiesen sich aber nahezu alle 
neuen Parteien als organisatorisch in-
stabil, mitgliederschwach und auf mehr 
oder weniger charismatische und res-
sourcenstarke Führer angewiesen. Da-
mit ähnelten sie eher klientelistischen 
Gefolgschaften als modernen bürokra-
tischen Organisationen. Auch die Par-
teiensysteme konnten sich in den 1990er 
Jahren nicht stabilisieren. Die starken 
Präsidenten positionierten sich über-
parteilich. Die schwache konstitutionel-
le Stellung der Legislative setzte keine 

starken Anreize der Parteibildung, und 
die Wahlsysteme förderten die Konzen-
tration der Parteiensysteme nicht. 
Erst im vergangenen Jahrzehnt mehren 
sich in den meisten postsowjetischen 
Ländern Anzeichen für Veränderungen. 
Die Parteiensysteme scheinen sich zu 
konsolidieren. Dies bedeutet allerdings 
nicht, dass Parteiendemokratien nach 
westlichem Vorbild entstehen. Vielmehr 
bilden sich hegemoniale Parteiensyste-
me heraus, in denen eine Partei unange-
fochten und dauerhaft dominiert. Sie ist 
eng mit dem Staat verflochten und stellt 
ein neues Instrument der Herrschaftssi-
cherung des Präsidenten dar. Diese so-
genannten „Parteien der Macht“ haben 
sich in einigen Ländern (so in Aserbaid-
schan, Georgien, Kasachstan, Russ-
land, Usbekistan und Tadschikistan) in-
zwischen etabliert, in anderen (so in Ar-
menien und Moldova) gibt es Entwick-
lungen, die in diese Richtung weisen 
(Bader 2009). Ihre Dominanz ist ein In-
dikator dafür, dass der politische Wett-
bewerb als Parteienwettbewerb ge-
bremst oder abgeschafft worden ist. 
Die Herausbildung solcher hegemonia-
len Parteiensysteme ist ein Anzeichen 
für die Institutionalisierung des jeweili-
gen politischen Regimes durch die herr-
schende Elitengruppe, welche die „Par-
tei der Macht“ nutzt, um ihre Vormacht-
stellung dauerhaft zu sichern. 

Missachtung und Verletzung 
demokratischer Grundprinzipien

Ein drit tes Merkmal der politischen Sys-
teme in den postsowjetischen Ländern 
ist die mehr oder weniger große Diskre-
panz zwischen den verfassungsmäßig 
verbrieften und den tatsächlichen poli-
tischen Rechten und Freiheiten. Zwar 
sehen ihre Verfassungen einen Katalog 
von Meinungs-, Versammlungs- und 
Vereinigungs-, religiösen und weiteren 
Freiheiten und Rechten vor, der dem in 
etablierten Demokratien weitestge-
hend ähnelt. In der Realität werden sie 
aber systematisch verletzt. Rechtsstaat-
lichkeit ist nicht gewährleistet.
Besonders schwerwiegend sind Verlet-
zungen des demokratischen Grund-
prinzips, nachdem freie, faire und glei-
che Wahlen der Staatsbürger die Volks-
souveränität garantieren. Die Wahler-
gebnisse werden mehr oder weniger 
regelmäßig und in unterschiedlichem 
Ausmaß manipuliert. In einigen Ländern 
hat dies Massenproteste hervorgeru-
fen, die als Revolutionen bezeichnet 
worden sind, so in Georgien (2003, „Ro-
senrevolution“), in der Ukraine (2004, 
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w „Orange Revolution“) und in Kirgistan 
(2005, „Tulpenrevolution“), weil sie zu 
einem Machtwechsel führten. Aber 
auch in anderen Ländern hat es im Ge-
folge „gestohlener Wahlen“ öffentliche 
Proteste gegeben, z.B. in Aserbaid-
schan (2003; 2005), Armenien (2008), 
Belarus (2005; 2006) und Usbekistan 
(2007). 
Als Zwischenfazit ist festzuhalten: Seit 
Beginn der 1990er Jahre wurden zwar 
wesentliche demokratische Elemente – 
wie etwa Parlamente, Parteien und 
Wahlen – eingeführt, aber ihre Wir-
kungsweise ist durch konkurrierende for-
male und informelle Elemente autoritä-
rer Herrschaftsausübung so stark beein-
trächtigt, dass die politischen Systeme 
dieser Länder (im Detail unterschiedlich 
stark) ausgeprägte autoritäre Züge tra-
gen. Wichtig ist, dass es keineswegs 
einzelne Elemente der politischen Syste-
me sind, in denen demokratische Stan-
dards verletzt werden. Vielmehr sind al-
le wesentlichen Dimensionen des Institu-
tionensystems und des politischen Pro-
zesses davon betroffen und greifen 
ineinander. Die formalen Regeln, nach 
denen sie in Demokratien organisiert 
sind, gelten generell nur eingeschränkt. 
Von zentraler Bedeutung sind informelle 
Aushandlungen zwischen Personen und 
ihren Netzwerken, deren Eigenschaften 
und Ressourcen die formalen Institutio-
nen der politischen Systeme – von indivi-
duellen Ämtern wie dem des Präsiden-
ten bis hin zu kollektiven Akteuren wie 
etwa Parteien – weitaus stärker prägen 
als in den rechtsstaatlichen Parteiende-
mokratien westlicher Gesellschaften. 
Die politische Macht und ihre Ausübung 
sind weitgehend personalisiert. Im Er-
gebnis dessen nimmt auch der politische 
Wettbewerb andere Formen an, als es 
aus Demokratien bekannt ist: Je autori-
tärer ein politisches System ist, desto 
weniger wird der politische Wettbe-
werb zwischen Parteien, im Parlament 
oder als Konkurrenz von Legislative und 
Exekutive ausgetragen. Wenn es ihn 
überhaupt gibt, spielt er sich vielmehr in-
nerhalb der Eliten, zwischen ihren pri-
mär informell organisierten Gruppen 
und deren Führern ab. 

Wahlen in Demokratien und 
Autokratien

In modernen repräsentativen Demokra-
tien erfüllen Wahlen eine Reihe von 
Funktionen (s. Nohlen 2007, S. 33–35). 
Zentral ist die Elitenrekrutierung und 
-selektion. Wer regieren soll, entschei-
den die Wähler – und nicht etwa das 
Los oder die Eliten selbst, indem sie das 
politische Spitzenpersonal entspre-
chend von Erbfolgeregeln (in absolutis-
tischen Monarchien), mit Gewalt (z.B. 

durch Putsch), auf dem Wege interner 
Aushandlungsprozesse oder Abstim-
mungen innerhalb kleiner Führungszir-
kel (z.B. durch den Konklave im Vatikan, 
das Kurfürstenkollegium im Heiligen Rö-
mischen Reich Deutscher Nation oder 
das Politbüro in der Sowjetunion) be-
stimmen. Wahlen erscheinen damit als 
die „demokratische Methode“ im Sinne 
Joseph Schumpeters. Sie produzieren 
politische Entscheidungen, „bei welcher 
einzelne die Entscheidungsbefugnis 
vermittels eines Konkurrenzkampfs um 
die Stimmen des Volkes erwerben“ 
(Schumpeter 1950, S. 428; s. auch Prze-
worski 1999). Wahlen erfüllen zudem 
die Funktion der Kontrolle über die Re-
gierenden, denn diese können vom 
Wähler sanktioniert werden. Schließ-
lich legitimieren sich liberale Demokra-
tien wesentlich dadurch, dass sie ver-
mittels Wahlen das Handeln der politi-
schen Eliten unmittelbar auf den Bürger 
zurückführen und damit eine moderne 
Form der „Volksherrschaft“ begründen. 

Sowohl der Legitimitätsanspruch einer 
Regierung als auch der Legitimitäts-
glauben der Bürger erwachsen aus dem 
Umstand, dass die Eliten durch freie 
Wahlen zur Herrschaftsausübung be-
vollmächtigt werden.

Die Qualität von Wahlen als Indikator 
für Demokratiequalität

Deshalb verwundert es nicht, dass bei 
der Bewertung der Demokratiequalität 
eines politischen Systems die Qualität 
von Wahlen als wichtigster Indikator 
gilt. Werden sie regelmäßig durchge-
führt? Sind sie frei und fair? Ist ein 
Machtwechsel in der Exekutive im Prin-
zip möglich? Ist dem nicht so, werden 
die betreffenden politischen Systeme 
nicht als Demokratien eingestuft. So tri-
vial das auf den ersten Blick erscheinen 
mag, so kompliziert wird es beim nähe-
ren Hinsehen. Vergleicht man beispiels-
weise die Bewertung der Parlaments- 
und Präsidentschaftswahlen 2003/04 
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in Russland, so fallen diametral unter-
schiedliche Urteile ins Auge: Für Free-
dom House (Freedom House 2005) war 
der Wahlkampf derart unfair, dass Russ-
land den Status einer „(elektoralen) De-
mokratie“ einbüßte, während andere 
Bewertungen (Polity 2006) zwar die 
Amtsvorteile Wladimir Putins hervorho-
ben, ansonsten aber keine Behinderun-
gen der Opposition oder Hinweise auf 
Wahlbetrug diagnostizierten.
Dies verweist auf Probleme bei der 
Operationalisierung und Messung der 
Einhaltung demokratischer Standards. 
Wie kann man sicher feststellen, ob ein 
Machtwechsel durch Wahlen im Prinzip 
möglich ist? Allein die Existenz oppositi-
oneller Parteien ist kein ausreichender 
Beleg dafür – wie andererseits ausblei-
bende Wahlsiege der Opposition über 
längere Zeiträume kein Abgleiten in die 
Autokratie bedeuten müssen.4 Woran 
lässt sich erkennen, ob Wahlen frei und 
fair durchgeführt werden? Zum „Mani-
pulationsmenü“ (Schedler 2002) gehö-

ren Wahlbetrug im engeren Sinne, d.h. 
Regelverletzungen im elektoralen Pro-
zess selbst – von der Wählerregistrie-
rung bis hin zur Fälschung des Abstim-
mungsergebnisses, aber auch mittel- 
und längerfristige Strategien wie poli-
tische Repressionen, Marginalisierung 
und Fragmentierung der Opposition, 
die Beschränkung ihrer Zugänge zu Fi-
nanzen und Medien als wichtigen Res-
sourcen im Wettbewerb um Wähler-
stimmen und öffentliche Aufmerksam-
keit. Subtilere Methoden bestehen in 
Reformen des Parteien- und Wahl-
rechts, die Spielregeln installieren, wel-
che die Amtsinhaber privilegieren und 
die Wahlchancen der Opposition unter 
den gegebenen Bedingungen zusätz-
lich einschränken. Das betrif f t zum Bei-
spiel Sperrklauseln im Wahlrecht und 
Bestimmungen für die Zulassung von 
Parteien, die kleine, ressourcenschwa-
che Organisationen beeinträchtigen. 
Wo in den letzten Jahren „Parteien der 
Macht“ entstanden sind, verfügen diese 

über Wettbewerbsvorteile, die einen 
Sieg der Opposition buchstäblich un-
möglich machen.

Wahlfälschungen und regimekonforme 
Abstimmungen

Das Ausmaß und die Bedeutung von un-
mittelbaren Wahlfälschungen sind meist 
nicht genau zu beurteilen. Wenn der 
Wahlkampf hoch kompetitiv ist und dem 
Amtsinhaber ein starker Herausforderer 
gegenübersteht, können Manipulatio-
nen eventuell ausschlaggebend sein, um 
den Sieg der Opposition zu verhindern. 
In konsolidierten Regimes aber, in denen 
eine „Partei der Macht“ etabliert ist oder 
ein hinreichend populärer amtierender 
Präsident eine zweite Amtszeit anstrebt, 
ist dies wenig wahrscheinlich. So gibt es 
Hinweise darauf, dass die Wiederwahl 
des geschwächten russischen Präsiden-
ten Boris Jelzin (1996) durch Wahlbetrug 
großen Stils gesichert wurde, Putins 
zweite Amtszeit (2004) aber auch ohne 
die vermutlich durchaus erheblichen Fäl-
schungen niemals gefährdet war (My-
agkov et al. 2005). 
Warum ist es durchaus denkbar, dass 
die Bürger mehrheitlich bereit sind, au-
toritären Politikern und Parteien ihre 
Stimme zu geben? Zum einen sind ihre 
Wahlmöglichkeiten faktisch beschränkt, 
da „echte“ oppositionelle Parteien im 
politischen Spektrum marginalisiert 
sind. Sie können nicht nur im Wahlkampf 
weniger Aufmerksamkeit auf sich ziehen 
als eine „Partei der Macht“. Vielmehr 
dürfte sie auch allein der Umstand Stim-
men kosten, dass sie von vornherein als 
äußerst unwahrscheinliche Wahlsieger 
gelten. Zum anderen funktioniert die kli-
entelistische Integration der Wähler er-
folgreich. Eine eng mit dem Staat ver-
flochtene „Partei der Macht“ kann die 
Stimmen der Bürger durch künftige Leis-
tungsversprechen buchstäblich kaufen. 
Das gilt umso mehr bei Präsidentschafts-
wahlen, wenn der Amtsinhaber erneut 
antrit t. Auch die Wähler wissen um die 
Bedeutung der informellen, personali-
sierten Machtbeziehungen, die das for-
male Institutionengefüge ergänzen und 
partiell außer Kraft setzen.
Die Zustimmung der Wähler zu den 
Amtsinhabern muss also nicht zwingend 
in einer mangelnden demokratischen 
Gesinnung begründet liegen, sondern 
kann durch unterschiedliche Motive er-
klärt werden: Sie kann eine Loyalitäts-
bekundung sein, die in der Erwartung 
abgegeben wird, dafür politisch be-
lohnt zu werden. Es kann sich aber auch 
um die „resignierte Akzeptanz“ (Rose 

Russland wählte 
im Frühjahr 2008 
einen neuen 
Präsidenten. Im 
Bild ein Matrose 
der russischen 
Schwarzmeerflotte 
bei der Stimm-
abgabe. Obwohl 
in den postsowje-
tischen Staaten 
demokratische 
Elemente (Parla-
mente, Parteien 
und Wahlen) ein-
geführt wurden, 
ist deren Wir-
kungsweise durch 
verschiedene 
Mechanismen 
autoritärer Herr-
schaft erheblich 
beeinträchtigt.
picture alliance/dpa
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w 2007, S. 123–124) dessen handeln, dass 
es an realistischen Alternativen fehlt, 
dass die Opposition faktisch nicht re-
gierungsfähig wäre, selbst wenn sie die 
Wahlen gewänne oder dass das Ver-
bleiben der aktuellen Machthaber im 
Amt das geringere Übel darstellt. Dabei 
sind sich die Wähler unter Umständen 
durchaus dessen bewusst, dass die 
Wahlen fairen Maßstäben nicht ent-
sprechen.5 

Autoritäre Amtsinhaber legen Wert 
auf regelmäßige Wahlen

Warum aber sollten autoritäre Amtsin-
haber überhaupt daran interessiert 
sein, regelmäßig Wahlen durchzufüh-
ren? Tatsächlich gibt es zu Beginn des 
21. Jahrhundert weltweit kaum noch ei-
ne Autokratie, die sich dem prinzipiell 
verweigert. Ein nahe liegendes Argu-
ment ist, dass auch autoritäre Herrscher 
es vorziehen dürften, gegenüber der ei-
genen Bevölkerung und auch internati-
onal als legitime Amtsinhaber zu gelten, 
denn eine auf Repressionen beruhende 
Machtausübung ist generell teurer in ih-
rer Bestandssicherung als eine freiwillig 
von den Bürgern anerkannte. Für die 
postsowjetischen Präsidenten ist eine 
breite Unterstützung umso wichtiger, 
weil ihre Länder auf eine nur sehr kurze 
Geschichte als Nationalstaaten zurück-
blicken können. In den vergangenen 
zwei Jahrzehnten mussten (und müssen) 
politische, ökonomische und staatliche 
Institutionen geschaffen und die natio-
nalstaatliche Identitätsbildung voran-
getrieben werden, um nicht nur die gro-
ßen Herausforderungen der „Normal-
politik“ zu bewältigen, sondern auch 
überhaupt erst einmal lebensfähige 
souveräne politische Einheiten zu schaf-
fen. Vor diesem Hintergrund präsentie-
ren sich alle Präsidenten als weitge-
hend überparteilich bzw. stützen sich 
auf Parteien und Organisationen, die 
ihrerseits eher das „patriotische Pro-
gramm“ des Staatsoberhauptes propa-
gieren denn profilier te Parteiprogram-
me. Das überall deutliche Bestreben, 
den Zuspruch von mehr als zwei Drit teln 
des Elektorats für den Präsidenten und 
seine Partei zu sichern, erklärt sich dem-
nach nicht nur pragmatisch aus dem 
Ziel, über die verfassungsändernde 
Mehrheit im Parlament zu verfügen, 
sondern auch aus dem Selbstverständ-
nis der politischen Akteure: Um als legi-
time Sachwalter nicht einzelner Grup-
pen, sondern der durch den Staat re-
präsentierten Gesellschaft gelten zu 
können, benötigen sie nicht die einfa-
che Mehrheit der Wählerstimmen, son-
dern weitaus mehr. Wahlergebnisse 
werden oft deshalb manipuliert, um die 
Zustimmung der Bürger höher erschei-
nen zu lassen.

Macht- und Kompetenzverteilung 
durch Wahlen

Neben der Legitimitätsbekundung ge-
genüber der Regierung erfüllen Wah-
len in autoritären Regimes noch weitere 
Funktionen (Gandhi/Lust-Okar 2009, S. 
405). Erstens betreffen sie die Eliten 
selbst. Wahlen können als Methode der 
intra-elitären Macht- und Kompetenz-
verteilung analog zu Ernennungen in 
Ämter angesehen werden. Nominierun-
gen und Mandate belohnen Politiker, 
die in ihrem Einflussbereich für die 
Durchsetzung der Regierungsprogram-
me sorgen, Loyalität gegenüber dem 
Machtzentrum zeigen und eine hohe 
Wahlbeteiligung sowie Wählerzustim-
mung mobilisieren. Damit können insbe-
sondere lokale und Parlamentswahlen 
zu Arenen werden, in denen sich ein int-
ra-elitärer Wettbewerb um staatliche 
Ressourcen entfalten kann. Ein solcher-
art organisierter „kompetitiver Kliente-
lismus“ erfüllt auch Funktionen der Inte-
gration und Kooptation der Eliten. 
Schließlich demonstrieren gewonnene 
Wahlen den potentiellen Rivalen, dass 
es sich für sie nicht lohnt, in die Opposi-
tion zu wechseln.

Spaltung und Schwächung der 
Opposition

Zweitens erfüllen Wahlen mehrere 
Funktionen gegenüber der Opposition: 
Insbesondere der Wettbewerb um 
Mandate in lokalen und Parlaments-
wahlen eröffnet auch ihren Mitgliedern 
gewisse Chancen. Wahlen können die 
Opposition spalten, weil diese ent-
scheiden muss, ob sie das „autoritäre 
Spiel“ mitspielt, um Zugänge zu staatli-
chen Ressourcen zu erhalten. Es kann 
dabei zu unterschiedlichen Auffassun-
gen darüber kommen, ob man die Wah-
len boykottieren soll oder nicht, welche 
Wahlkampfstrategien und -bündnisse 
angemessen sind und ob die Wahler-
gebnisse anerkannt werden sollen. 
Wahlen können die Opposition daher 
unter Umständen ernsthaft schwächen. 
Sie wird veranlasst, in eine Arena des 
politischen Wettbewerbs zu investie-
ren, in der sie nicht gewinnen kann – 
statt das Regime im Grundsatz heraus-
zufordern.
Drit tens dienen Wahlen der Informati-
onsgewinnung: Wie stark ist die Unter-
stützung für die Opposition und auf 
wen oder welche Wahlbezirke konzent-
riert sie sich? Wie loyal und kompetent 
sind die eigenen Kandidaten? Aufgrund 
dieser Informationen kann beispiels-
weise im Zeitraum bis zu den nächsten 
Wahlen eine gezielte Klientelpolitik im-
plementiert werden, um Wähler zu kau-
fen und Hochburgen der Opposition zu 
zerstören. Wenn es Akteure gibt, die 

miteinander um Wählerstimmen konkur-
rieren, dann können Wahlen auch die 
Informationsasymmetrien zwischen die-
sen verringern. Das jeweilige Stimmen-
potential symbolisiert die Größe der 
Gefolgschaft jedes Kandidaten. Selbst 
wenn es manipuliert wurde, gibt dies 
Auskunft über die Fähigkeit der Konkur-
renten, Unterstützer zu mobilisieren. Die 
Informationen darüber reduzieren die 
Wahrscheinlichkeit von Fehleinschät-
zungen der Kräfteverhältnisse. Damit 
wird auch das Risiko eines autoritären 
Amtsinhabers geringer, gewaltsam ge-
stürzt zu werden. Angesichts desolater 
Wahlergebnisse zieht er es unter Um-
ständen vor, zurückzutreten statt Put-
sche oder Massenproteste zu provozie-
ren, die in Blutvergießen, Zerstörung 
und Anarchie enden können – auch 
wenn dies tatsächlich bedeutet, dass 
Wahlen gewissermaßen „Sollbruchstel-
len“ eines Regimes sind, die unter Um-
ständen einen Machtverlust nach sich 
ziehen (Cox 2009).
Aus diesen Überlegungen wird deutlich, 
dass Wahlen in Nicht-Demokratien dif-
ferenziert betrachtet werden müssen. 
Mögliche Unterschiede betreffen nicht 
nur die jeweils angewandten Manipula-
tionsstrategien der Amtsinhaber und ihr 
Ausmaß sowie die mutmaßlichen Motive 
der Wähler, regimekonform abzustim-
men, sondern auch die Art der Wahlen: 
Handelt es sich um lokale Wahlen, in 
denen die Amtsinhaber zwar über sehr 
deutliche Wettbewerbsvorteile verfü-
gen, eventuell aber gezwungen sind, 
gegenüber dem Zentralstaat ihre Eig-
nung zu beweisen und deshalb in einem 
gewissen Wettbewerb stehen? Handelt 
es sich um nationale Parlamentswahlen, 
die zwar zuverlässig funktionierende 
Abstimmungsmaschinen für die Exekuti-
ve hervorbringen sollen, aber nicht 
zwangsläufig auf die Kontrolle aller 
Mandate angewiesen sind? Oder han-
delt es sich um Präsidentschaftswahlen? 
Deren Besonderheit besteht darin, dass 
der Sieger alles bekommt. Dafür muss 
die regierende Elitenfraktion im Interes-
se der Regimestabilität für einen über-
wältigenden Sieg ihres Kandidaten sor-
gen. Im verbleibenden Teil des Textes 
konzentriere ich mich auf Ereignisse die-
ser Art, weil ihnen entscheidende Be-
deutung in den hybriden und autoritä-
ren Regimes des postsowjetischen 
Raums zukommt.

Präsidentschaftswahlen ohne Wahl?

Im Ergebnis von Präsidentschaftswah-
len wird ein Amt besetzt, das sowohl im 
formal-konstitutionellen Sinne als auch 
aufgrund der klientelistischen Funkti-
onslogik des Regimes das Zentrum der 
politischen Macht darstellt. In konsoli-

Tot_Regime.indd   18 10.03.10   10.03.10 / 12:01



19

AUTORITÄRE SYSTEME IN DEN NACH-
FOLGESTAATEN DER SOWJETUNION

dierten autoritären Regimes wird die 
Personalentscheidung für die Beset-
zung des politischen Spitzenamtes im 
Staat nicht in allgemeinen Wahlen ge-
troffen. Selbst dann, wenn sie abgehal-
ten werden, er füllen sie – im Unter-
schied zu (elektoralen) Demokratien – 
nicht die Funktion der Elitenselektion. 
Während der Wähler in einer Demokra-
tie gewissermaßen als „Jury“ den Sie-
ger im Elitenwettbewerb kürt, ist er zu-
mindest bei den wichtigsten Wahlen in 
autoritären Präsidialsystemen davon 
ausgeschlossen. Wenn das Regime in-
takt ist, dann einigen sich die Eliten be-
reits im Vorfeld von Wahlen auf die Per-
son des Präsidenten. Unter Umständen 
müssen sie dafür miteinander informell 
verhandeln, neue Elitenfraktionen in die 
regierende Gruppe kooptieren oder 
auch aus dem politischen Spiel aus-
schließen. Der Bürger stimmt dieser Eini-
gung bei Wahlen günstigenfalls zu und 
legitimiert damit die intra-elitäre Eini-
gung. 
Wie kommen solche intra-elitären Eini-
gungen zustande? Wie werden die ge-
eigneten Personen für das Amt des Präsi-
denten rekrutiert? Bei den Mechanis-
men dafür haben sich seit der Gründung 
der postsowjetischen Nationalstaaten 
erhebliche Veränderungen vollzogen.

1990er Jahre

Nach dem Zusammenbruch der Sowjet-
union konstituierten sich die ehemali-
gen Unionsrepubliken als souveräne 
Nationalstaaten. In diesem Zusammen-
hang wurde im Jahre 1991 (in Belarus 
erst 1994) das Amt eines direkt zu wäh-
lenden Präsidenten geschaffen. An ihn 
ging die Funktion des Staatsoberhaup-
tes über. Sie war zuvor rein zeremoniel-
ler Natur gewesen und vom Vorsitzen-
den des Obersten Sowjets der betref-
fenden Unionsrepublik wahrgenommen 
worden; dieses sowjetische „Parlament“ 
wählte ihn auch. Bemerkenswerterwei-
se gewannen diese Vorsitzenden, die 
meist nur wenige Monate zuvor in ihre 
Ämter gekommen waren, in allen Län-
dern (außer Belarus) die ersten Präsi-
dentschaftswahlen oft deutlich und mit-
unter ohne Gegenkandidaten. Die 
Wähler bestätigten im Jahre 1991 also 
überall die Personalentscheidungen 
der letzten sowjetischen Parlamente. 
Da diese erst 1990, unter den partiell 
kompetitiven Bedingungen der späten 
Perestrojka gewählt worden waren, 
spiegelte sich in der Person des Präsi-
denten das situative Kräfteverhältnis 
wider, das am Vorabend des Zerfalls 
der Sowjetunion bestand: In einigen 
Ländern hatten sich Reformbewegun-
gen entwickelt, die demokratische und 
nationalistische Forderungen vertraten 
und den Einzug in das Parlament er-

reicht hatten. Dort entstammten die Vor-
sitzenden der Obersten Sowjets und 
späteren Präsidenten diesen Bewegun-
gen (Armenien, Georgien) oder waren 
Kompromisskandidaten (Russland, Kir-
gistan). In den anderen Republiken ge-
langte das Amt in die Hände der ehe-
maligen Chefs (Aserbaidschan, Ka-
sachstan, Turkmenistan, Usbekistan) 
oder hochrangiger Funktionäre (Ukrai-
ne, Moldova6) der bis dahin herrschen-
den kommunistischen Parteien. 
Betrachtet man die Präsidentschafts-
wahlen der 1990er Jahre insgesamt, so 
stellt sich folgendes heraus: In drei Län-
dern – Georgien, Aserbaidschan und 
Tadschikistan – konnten sich die ge-
wählten Präsidenten nicht auf Dauer 
halten, weil es ihnen nicht gelang, die 
konkurrierenden Elitegruppen zu be-
frieden. Erst nach einer Phase, die durch 
Staatsstreiche und Bürgerkriege ge-
prägt war, setzten sich ab 1993 neue 
Amtsinhaber durch, die sämtlich zu ir-
gendeinem Zeitpunkt auch Parteichefs 
in den ehemaligen Unionsrepubliken 
gewesen waren. Allen drei gelang es, 
als Sieger aus den Rivalitäten von An-
gehörigen sowohl der kommunistischen 
Eliten als auch der Opposition hervor-
zugehen, die mit extrakonstitutionellen 
Mitteln ausgetragen wurden. Erst da-
nach stellten sie sich Wahlen und dies 
gegen Ende der 1990er Jahre auch er-
neut. Sie endeten eben so erfolgreich 
wie für die ersten postsowjetischen Prä-
sidenten in Armenien, Belarus, Kasach-
stan, Kirgisien, Russland, Turkmenistan 
und Usbekistan.7 Nur in der Ukraine 
verlor der erste gewählte Präsident den 
Versuch, sich im Amt bestätigen zu las-
sen, gegen einen Konkurrenten, der von 
der ukrainischen Staatswirtschaft ge-
stützt wurde; erst der zweite Präsident 
hatte sowohl 1994 als auch 1999 Erfolg.
Zwei Befunde dieses Vergleichs sind 
auffällig: Erstens haben sich ganz über-
wiegend ehemalige hochrangige Par-
teifunktionäre über zwei Legislaturperi-
oden im Amt des Präsidenten halten 
können; das war in sieben Ländern – in 
drei davon erst nach turbulenten Zwi-
schenspielen – der Fall. Lediglich in drei 
Ländern (Armenien, Belarus und Kirgis-
tan) gelang es politischen Newcomern 
aus der Zeit der späten Perestrojka, ein 
zweites Mal wiedergewählt zu werden. 
Die zunächst plausible Annahme, dass 
amtierenden Präsidenten in solchen Si-
tuationen ein Amtsbonus zugute kommt, 
wird durch diese Beobachtung relati-
viert und präzisiert: Hilfreich ist insbe-
sondere die Herkunft aus der ehemali-
gen kommunistischen Nomenklatura, 
selbst dann, wenn man – wie Jelzin oder 
Eduard Schewardnadse – in der Zwi-
schenzeit zu einem antikommunisti-
schen Reformer geworden war. Diese 
Herkunft erleichterte offensichtlich die 

intra-elitäre Einigung, bedeutete sie 
doch, dass die betreffende Person gut 
vernetzt war sowie die informellen Rou-
tinen und Kanäle der klientelistischen 
Ressourcenverteilung kannte und zu be-
dienen verstand, um sich Unterstützung 
zu sichern. Weil die Zusammensetzung 
der Eliten in den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion in den 1990er Jahren weit-
aus kontinuierlicher blieb als in den 
(ostmitteleuropäischen) Ländern, in de-
nen der Systemwechsel nicht von oben 
eingeleitet worden war, handelte es 
sich hier um einen enormen Wettbe-
werbsvorteil, über den die politischen 
Neulinge nicht verfügten. 
Der zweite interessante Befund besteht 
darin, dass die Unterstützung der Wäh-
ler für eine zweite Amtszeit unterschied-
lich deutlich ausfiel: In Armenien, Russ-
land und der Ukraine blieb sie mit Wer-
ten zwischen 55 und 60 Prozent der 
Stimmen weit unter der in den anderen 
Ländern, wo die amtierenden Präsiden-
ten zwischen 76 und 97 Prozent Zustim-
mung erzielten. Auch wenn diese Wahl-
ergebnisse zumindest partiell manipu-
liert gewesen sein dürften, lässt sich 
daraus ableiten, dass es nur in der erst-
genannten Ländergruppe einen eher 
offenen politischen Wettbewerb gab, 
weshalb der erneute Sieg des Amtsin-
habers knapp ausfiel. Die Gegenkandi-
daten waren offenbar stark genug, re-
levante Teile des Elektorats zu mobili-
sieren.

2000er Jahre

Die Verfassungen aller postsowjeti-
schen Länder hatten lediglich eine 
Möglichkeit der Wiederwahl vorgese-
hen. Spätestens zu Beginn des neuen 
Jahrtausends stand daher überall ein 
Personenwechsel im Amt an. Würde da-
mit auch ein Eliten- und Regimewechsel 
eintreten, der möglicherweise eine poli-
tische Wende bedeutete? Tatsächlich 
versuchten die Amtsinhaber in jedem 
Falle, das Regime und die Herrschaft 
der regierenden Elitegruppe auf Dauer 
zu stellen. Es zeigten sich aber Unter-
schiede darin, ob sie dies auch als Not-
wendigkeit interpretierten, sich selbst 
an der Spitze des Staates zu verewigen. 
Empirisch finden sich zwei Szenarien:
� Das Wahlreglement wurde so manipu-

liert, dass der amtierende Präsident 
die Chance erhielt, unbegrenzt lange 
zu regieren: In Turkmenistan ernannte 
ihn das Parlament als Amtsinhaber auf 
Lebenszeit (1999). In Usbekistan wurde 
im Jahre 1995 die Amtszeit des 1991 
gewählten Präsidenten zunächst durch 
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w ein Referendum bis zum Jahr 2000 ver-
längert, bevor im Jahre 2002 auf dem-
selben Wege die präsidiale Wahlperi-
ode generell von fünf auf sieben Jahre 
angehoben wurde. Im Jahre 2007 
schließlich ließ die Wahlkommission 
eine dritte Kandidatur des Amtsinha-
bers mit der Begründung zu, die voran-
gegangenen Änderungen verwandel-
ten diese in eine Erstbewerbung (RFE/
RL 2007). Die am weitesten verbreitete 
Option bestand freilich darin, dem 
Präsidenten vermittels einer Verfas-
sungsänderung die Möglichkeit einzu-
räumen, sich unbegrenzt erneut zur 
Wahl zu stellen (Aserbaidschan 2009; 
Belarus 2004; Kasachstan 2007; Tad-
schikistan 2003).

� Nur in Armenien (2008), der Ukraine 
(2004) und in Russland (1999; 2008) 
traten zweimal gewählte Präsidenten 
nach Ablauf ihrer konstitutionell zuläs-
sigen Amtszeit kein drittes Mal an. 
Auch in Georgien und Kirgistan ließen 
die wiedergewählten Präsidenten ver-
lauten, keine dritte Amtszeit anzustre-
ben. Sie wurden aber durch die „Ro-
senrevolution“ 2003 bzw. die „Tulpen-
revolution“ 2005 zu einem vorzeitigen 
Rücktritt gezwungen, die anlässlich 
von Wahlbetrug bei den (den Präsi-
dentschaftswahlen vorausgehenden) 
Parlamentswahlen stattfanden.

Es ist davon auszugehen, dass in der 
ersten Ländergruppe Präsidentschafts-
wahlen de facto abgeschafft worden 
sind, solange die aktuellen Amtsinha-
ber leben und falls sie nicht mehr oder 
weniger gewaltsam gestürzt werden. 
Lediglich Parlaments- und regionale 
Wahlen finden dort noch statt und er-
füllen partiell die weiter oben diskutier-
ten Funktionen von Wahlen, entschei-
den aber offensichtlich nicht über 
die Besetzung des Präsidentenamtes. 
Gleichwohl erhebt sich die Frage nach 
den Mechanismen der Elitenrekrutie-
rung zumindest für den Zeitpunkt nach 
dem Ableben des aktuellen Amtsinha-
bers. In Turkmenistan trat dieser Fall im 
Jahre 2006 unerwartet früh ein. Die ver-
fügbaren Informationen legen nahe, 
dass die Entscheidung über den Nach-
folger in der nächsten Umgebung ge-
troffen wurde, innerhalb kürzester Frist 
und durch die Beseitigung eines Riva-
len. Die aktuellen Präsidenten versu-
chen, eine quasi-dynastische Lösung zu 
finden, indem sie ihre Kinder in politi-
schen Positionen platzieren, die eine 
spätere Amtsübernahme legitimieren 
könnten. So zog in Aserbaidschan der 
schwer kranke, 2003 aber ein drit tes 
Mal kandidierende Präsident seine No-
minierung wenige Wochen vor der 
Wahl zugunsten seines Sohnes zurück, 
der das Amt des Premierministers inne-
hatte. Dem kasachischen Präsidenten 
werden ebenfalls dynastische Überle-

gungen nachgesagt, die allerdings 
nach einem Familienzwist hinfällig ge-
worden sein könnten. Es bleibt abzu-
warten, ob die gegenwärtigen Amtsin-
haber tragfähige Lösungen für die Re-
produktion ihres personalistischen Re-
gimes finden werden.
Von besonderem Interesse ist die zweite 
Gruppe von Ländern, in der Präsident-
schaftswahlen weiterhin regelmäßig 
statt finden und die verfassungsmäßi-
gen Begrenzungen der Amtszeit von 
Präsidenten eingehalten werden. Wäh-
rend in den sechs Ländern der ersten 
Gruppe seit 1994 nur zwei Wechsel im 
Amt des Präsidenten zu beobachten 
waren, gab es in den fünf Ländern der 
zweiten Gruppe in der gleichen Zeit sie-
ben Neubesetzungen: In Georgien 
(2004), der Ukraine (2005) und in Kirgis-
tan (2005; 2009 im Amt bestätigt) wur-
den nach Massenprotesten gegen 
Wahlbetrug neue Präsidenten gewählt, 
die in den Jahren davor in Opposition 
zur herrschenden Elitegruppe getreten 
waren. Personelle Wechsel im Amt fan-
den außerdem zweimal in Armenien 
statt: 1998 siegte ein ehemaliger Premi-
erminister, der den amtierenden Präsi-
denten zum Rücktrit t gedrängt hatte. 
Zehn Jahre später setzte er seinen 
Wunschnachfolger durch. In Russland 
schließlich gelang es sogar zwei Präsi-
denten, deren Amtszeit abgelaufen 
war, ihre „Ziehsöhne“ zu installieren 
(2000; 2008). Beide Male hatten diese 
zuvor Spitzenämter in der Regierung in-
ne. Damit bedeutete der Personalwech-
sel nur in Georgien, der Ukraine und Kir-
gistan und Armenien (1998) auch einen 
Elitenwechsel, in Russland (2000; 2008) 
und Armenien (2008) aber nicht, weil 
die regierende Elitegruppe in der Lage 
war, einen (zumindest zunächst) loyalen 
Nachfolger durchzusetzen. 
Betrachtet man die Verläufe dieser Per-
sonalwechsel, dann zeigt es sich, dass 
Wahlen nur dann zu riskanten Ereignis-
sen für die regierende Elitegruppe wur-
den, im Verlaufe derer sie die Macht 
verlor, wenn der amtierende Präsident 
nicht in der Lage war, einen Nachfolger 
zu bestimmen und ihm die Unterstüt-
zung seiner eigenen Gefolgschaft zu si-
chern. Das war in Georgien, wo Sche-
wardnadse diese Frage offenbar gänz-

2008 überließ man in Armenien mit dem 
Ende der zweiten Amtszeit Kotscharjans 
nichts dem Zufall. Mit der Unterstützung 
der Oligarchen und des Sicherheitsappa-
rats gelang dem designierten Nachfolger 
Sersch Sarkissjan ein Sieg in der ersten 
Runde der Parlamentswahlen. Wahlbeob-
achter beurteilten den Urnengang als 
weitgehend demokratisch, bemängelten 
aber den unfair geführten Wahlkampf 
und fehlerhafte Wählerlisten.
 picture alliance/dpa
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lich ignoriert hatte, ebenso der Fall wie 
in Kirgistan, wo sich die Proteste auch 
dagegen richteten, dass der Präsident 
sie als Sprungbrett für Familienangehö-
rige nutzen wollte; in der Ukraine unter-
stützte der scheidende Amtsinhaber 
„seinen“ Kandidaten nur halbherzig. Zu 
diesen drei Regimekrisen, die durch so-
genannte „Bunte Revolutionen“ aufge-
löst wurden, kommt die intra-elitär bei-
gelegte Regimekrise in Armenien 1998, 
im Gefolge derer der Amtsinhaber vor 
den turnusmäßig anstehenden Wahlen 
von seinem Rivalen zum Rücktrit t ge-
zwungen wurde.

Russland – Putin installiert seinen 
„Ziehsohn“

Anders in Russland: Hier gelang es Putin 
im Jahre 2008 mit großem Erfolg, einen 
Amtsnachfolger durchzusetzen, der so-
wohl bei den Eliten wie bei der Bevölke-
rung auf die gewünschte breite Unter-
stützung traf. Dies war das Ergebnis ei-
ner langfristig angelegten, umsichtigen 
Politik. Sie beruhte auf der Auswertung 
von Erfahrungen beim riskanten und lan-
ge unsicheren, letztlich aber erfolgreich 
gesteuerten Amtswechsel von Jelzin zu 
Putin 1999/2000 (Ambrosio 2007; Et-
kind/Shcherbak 2008; Hale 2006). Ab-
gesehen von der Wahlkampagne selbst, 
von der Behinderung der Opposition 
durch das restriktive Wahlreglement und 
von Wahlbetrug im engeren Sinne hatte 
diese Politik folgende Grundpfeiler: 
Zum Ersten vermied Putin es so lange wie 
möglich, seine Pläne offenzulegen. Um 
die Situation zu beherrschen, war er da-
rum besorgt, nicht wie seinerzeit Jelzin 
als schwacher, aus dem Amt scheiden-
der Präsident zu erscheinen, weil das Ri-
valen ermuntert hätte. Die weit verbreite-
ten Zweifel an seinem tatsächlichen 
Rückzugswillen spielten ihm dabei eben-
so in die Hände wie das lange andau-
ernde Lancieren immer neuer möglicher 
Kandidaten. Als wahrscheinlichste Be-
werber aus seiner Umgebung galten im 
Herbst 2007 der Ministerpräsident und 
die beiden Ersten Vize-Premiers. Erst kurz 
nach dem Sieg von „Einiges Russland“ 
bei den Parlamentswahlen im Dezember 
2007, nur drei Monate vor der Präsident-
schaftswahl, gab Putin bekannt, dass er 
Dmitri Medwedew unterstütze. Die bei-
den anderen Kandidaten wurden als 
Konkurrenten zurückgezogen.
Zum Zweiten ermöglichten es die Inves-
titionen in „Einiges Russland“, dass sie 
als „Partei der Macht“ deutlich die den 
Präsidentschaftswahlen vorangehen-
den Parlamentswahlen gewann (64 Pro-
zent der Stimmen). Während 1999 noch 
zwei „Parteien der Macht“, die je unter-
schiedliche Segmente der herrschen-
den Elitenkoalition vereinigt hatten, er-
bit tert um die Zustimmung des Elekto-

rats kämpften, wurde „Einiges Russland“ 
im Jahre 2007 als Instrument der kliente-
listischen Umverteilung genutzt, um 
Spaltungstendenzen innerhalb der 
herrschenden Elitenkoalition entgegen-
zuwirken. Die Partei empfahl sich durch 
ihren Wahlsieg auch als geeignete Un-
terstützerin des Amtsnachfolgers. Die 
„Putin-Partei“ konnte somit an Medwe-
dew gewissermaßen „ausgeliehen“ 
werden, und der neue Kandidat musste 
dafür kaum mehr Eignung für das Amt 
nachweisen als den Umstand, der 
Wunschkandidat des scheidenden Prä-
sidenten zu sein (Stykow 2008).
Zum Drit ten hatte Putin aus den Erfah-
rungen der Protestmobilisierungen in 
anderen postsowjetischen Ländern an-
lässlich von Wahlfälschungen ge-
schlossen, die weitere Entwicklung der 
Opposition einzuschränken und Instru-
mente der Gegenmobilisierung für sich 
und seinen Amtsnachfolger zu schaffen. 
Durch die Reformen des Wahl- und Par-
teienrechts gelang es ihm, die Parteien-
landschaft zu konzentrieren, und durch 
das restriktive Vorgehen gegen zivilge-
sellschaftliche Organisationen wurden 
deren Aktivitäten eingeschränkt. Auf 
der anderen Seite intensivierten sich In-
vestitionen der Präsidialadministration 
in pro-präsidentielle Organisationen. 
Die bedeutendsten – aber nicht die ein-
zigen – Projekte der präventiven Ge-
genmobilisierung gegen „Bunte Revolu-
tionen“ waren „Einiges Russland“ (Smyth 
et al. 2007) und die Jugendorganisati-
on „Nashi“ (Schwirtz 2007).
In einem abschließenden Vergleich fällt 
Folgendes auf: In allen Fällen, in denen 
es im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhun-
derts zu einem Personalwechsel kam – 
und zwar mit oder ohne Wechsel der 
regierenden Elitengruppe – kamen 
Nachfolger ins Amt, die sich mit der 
Funktionsweise des aktuellen Regimes 
bestens auskannten: Sie hatten in der 
näheren Vergangenheit eine hohe Posi-
tion in der Exekutive bekleidet. Ob sie 
durch (manipulierte) Wahlen ins Amt ka-
men oder infolge außergewöhnlicher 
Umstände („Bunter Revolutionen“ bzw. 
erzwungener Rücktrit te des Vorgän-
gers) erklärt sich aus ihrer Position kurz 
vor dem Ende der Amtszeit des bisheri-
gen Präsidenten: Waren sie dessen 
Wunschnachfolger oder hatten sie zu 
einem früheren Zeitpunkt – aus welchem 
Grund auch immer – mit ihm gebrochen 
und stellten sich nun als realistische Al-
ternative für das Amt dar?
In Russland war ersteres der Fall, wäh-
rend in der Ukraine, in Georgien und in 
Kirgistan Politiker ins Amt kamen, die in 
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w den letzten Jahren die Opposition ge-
bildet hatten, davor aber dem Camp ih-
res Amtsvorgängers angehörten. Die 
ukrainische „Orange Revolution“ 2004 
wurde durch Viktor Juschtschenko und 
Julia Timoschenko geprägt, die zwi-
schen 1999 und 2001 in der Regierung 
von Präsident Leonid Kutschma Premier 
und Vize-Premier waren. In Georgien 
waren Mikhail Saakaschwili, Surab Zh-
vania und Nino Burjanadze, die Führer 
der „Rosenrevolution“, in der zweiten 
Hälfte der 1990er Jahre wichtige Perso-
nen in Schewardnadses Umgebung ge-
wesen. In Kirgistan wiederum ging Kur-
manbek Bakiew, der zwischen 2000 
und 2002 Premierminister gewesen war, 
als Nachfolger des durch die „Tulpenre-
volution“ gestürzten Präsidenten her-
vor. Zu diesen Fällen ist noch Armenien 
(1998) zu zählen, wo der Premierminis-
ter eine maßgebliche Rolle beim Rück-
trit t des Präsidenten und dem Verzicht 
auf dessen Kandidatur bei den vorge-
zogenen Neuwahlen gespielt hatte. Es 
handelte sich also überall um ehemali-
ge Unterstützer der amtierenden Präsi-
denten, die aus deren Loyalitätsnetz-
werken ausgeschieden waren und nun 
nach der Macht strebten. In den kon-
flikthaften Fällen erfüllten – anders als 
in Russland 2008 – Wahlen nicht nur die 
Funktion, die existierende intra-elitäre 
Einigung zu legitimieren. Gewisserma-
ßen ausnahmsweise wurde die Person 
für das politische Spitzenamt in diesen 
Fällen tatsächlich durch die Wähler be-
stimmt. Die Fähigkeit, hinreichend viele 
Stimmen zu mobilisieren, wurde dabei 
zur entscheidenden Ressource der Her-
ausforderer. Gleichzeitig wurde aber 
deutlich, dass Wahlen nur unter den Be-
dingungen einer Regimekrise in diesem 
Sinne wirkten: Die scheidenden Amtsin-
haber hielten einerseits an der Einhal-
tung der Spielregeln – Amtsbeschrän-
kung des Präsidenten auf zwei Wahlpe-
rioden – fest, waren andererseits aber 
nicht in der Lage, einen Wunschnach-
folger zu installieren, der von allen Eli-
tengruppen akzeptiert worden wäre. 
Daraus ergab sich die Notwendigkeit 
von groben Manipulationen der Ab-
stimmungsergebnisse, gegen die wie-
derum die Herausforderer der Amtsin-
haber die Öffentlichkeit kurzzeitig zu 
mobilisieren vermochten.

Fazit und Ausblick

Fasst man die Beobachtungen über die 
Reproduktion der (semi-)autoritären Re-
gime in den postsowjetischen Ländern 
zusammen, so ist Folgendes zu erken-
nen: Präsidenten, die sich der Wieder-
wahl stellten, gewannen Wahlen regel-
mäßig und mit weitaus größerer Sicher-
heit (sowie deutlicher) als Amtsinhaber 

in liberalen Demokratien, die bekann-
termaßen ebenfalls meist vom Amtsbo-
nus profitieren. Wenn Präsidenten die 
Wiederwahl das zweite Mal gelungen 
war, veranlassten sie entweder Neure-
gelungen, die ihre persönliche Macht 
festschrieben oder aber sie versuchten, 
ihre Position an Wunschnachfolger zu 
übergeben. Wahlen fanden dann zwar 
statt, ihr Ausgang wurde aber – durch-
aus mittels komplexer und längerfristi-
ger Strategien – manipuliert.
In Ländern, wo der Machtwechsel vom 
amtierenden Präsidenten auf seinen 
„handverlesenen“ Nachfolger miss-
lang, spielten ehemalige Mitglieder der 
regierenden Elitegruppe, die in die Op-
position gewechselt waren, die ent-
scheidende Rolle. Wahlen erwiesen 
sich hier als Rückfallmechanismus der 
Elitenrekrutierung und markierten damit 
eine „Sollbruchstelle“ des Regimes, an 
der tatsächlich ein Austausch der regie-
renden Elitegruppe möglich wurde. In 
den empirisch beobachtbaren Fällen 
geschah dies entweder, weil der unter-
legene Amtsinhaber das Wahlergebnis 
anerkannte (Belarus 1994; Ukraine 
1994) oder auf dem Wege der („revolu-
tionären“) Massenmobilisierung („Bun-
te Revolutionen“ der Jahre 2003–2005).
Wahlen funktionieren damit in den in-
stabilen hybriden Regimes des post-
sowjetischen Raums nur ausnahmswei-
se (und in den autoritären Regimes gar 
nicht) als Mechanismus der Elitenrekru-
tierung. Sie erfüllen aber immer eine 
wichtige andere Funktion: Die Zustim-
mung des Wählers ist keine Farce, son-
dern von hohem Belang für die Legiti-
mation des Regimes. 
Wie steht es um die Demokratisierungs-
aussichten solcher Regimes? Selbst 
wenn Wahlen im Ergebnis „Bunter Revo-
lutionen“ zu einem Elitenwechsel ge-
führt haben, also nicht nur zum Aus-

tausch der Person des Präsidenten, son-
dern der regierenden Elitegruppe, folgt 
daraus nicht zwangsläufig ein nachhal-
tiger Demokratisierungsschub. Dies zei-
gen die Entwicklungen in Georgien und 
Kirgistan in den letzten Jahren. Die wei-
tere Demokratisierung der Ukraine ist 
um ein Geringes wahrscheinlicher, vor 
allem wegen ihrer geographischen Nä-
he zur Europäischen Union. Theoretisch 
ist es möglich, dass rivalisierende Eliten 
wiederholt die Er fahrung machen, dass 
instabile Kräfteverhältnisse und Pattsi-
tuationen besser durch Verhandlungen, 
Kompromisse und einen friedlichen 
Wettbewerb um Wählerstimmen aufge-
löst werden als durch die riskante Mobi-
lisierung „der Straße“. Dieses Argument 
greift die Vorstellung von Demokratie 
als einer „zweitbesten Lösung“ (Prze-
worski 1992) auf, die selbst für jene Ak-
teure attraktiv sein könnte, die keinerlei 
normative Bindungen an die Demokra-
tie hegen: Eine Wahlniederlage birgt 
weitaus größere Aussichten, eine neue 
Chance im Kampf um die Macht zu er-
halten, als eine gewaltsame Auseinan-
dersetzung, in der man sich als unterle-
gen erweist.
Eine „Bunte Revolution“ kann also – wie 
etwa 2004 in der Ukraine – ein Kräfte-
patt produzieren, das Chancen für ei-
nen Pakt zwischen Eliten über die insti-
tutionelle Verteilung von Macht birgt. 
Ob daraus letztlich wirklich Demokratie 
erwächst, ist aber nicht vorherzusagen. 
Die eigentümliche Verbindung formal-
demokratischer Institutionen und infor-
meller Praktiken in den hybriden und 
autoritären Regimes des postsowjeti-
schen Raums bringt zwar aufgrund von 
Wahlen zyklisch wiederkehrende Gele-
genheiten für Regimekrisen hervor – 
nicht aber zwangsläufig eine Über-
gangskrise hin zur Demokratie. Wahr-
scheinlicher ist die Errichtung eines neu-
en Regimes, das die hergebrachten 
formalen und informellen Spielregeln 
der autoritären und personalistischen 
Machtausübung reproduziert. Das zei-
gen Forschungen über neopatrimoniale 
Regime in anderen Regionen der Welt: 
Sie erscheinen zwar überall als beson-
ders anfällig für Revolutionen und Put-
sche, aber die Chancen ihrer Demokra-
tisierung stehen nicht günstig (Bratton/
van de Walle 1997, S. 82–89; Geddes 
1999).

Prof. Dr. Petra Stykow ist Professorin am 
Geschwister-Scholl-Institut für Politikwis-
senschaft an der Ludwig-Maximilians-
Universität München. Sie befasst sich 
mit politischen Systemen und Politik in 
den postkommunistischen Gesellschaf-
ten. Ihr Forschungsschwerpunkt liegt auf 
Russland und den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion. 
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ANMERKUNGEN

1 Moldova (Moldawien) ist seit dem Jahre 
2001 das einzige Land in der Region mit einem 
parlamentarischen Regierungssystem. Die Ver-
fassungen der meisten anderen Länder sehen ei-
ne Mischung aus Elementen des präsidentiellen 
und des parlamentarischen Typs vor (Details s. 
Ismayr 2010), weshalb einige von ihnen mitunter 
als „semipräsidentiell“ bezeichnet werden (Elgie 
2008). Allerdings sind sowohl die Zuordnung im 
Einzelnen wie auch das Konzept selbst umstritten.
2 Die große Bedeutung klientelistischer Bezie-
hungsnetzwerke ist keine Spezifik postsowjeti-
scher Regime. Vielmehr findet sie sich in vielen 
Präsidialregimes außerhalb der OECD-Welt, die 
oft als „neopatrimoniale Regime“ (Bratton/van de 
Walle 1997; Erdmann/Engel 2007) bezeichnet 
werden. Es handelt sich um die Verflechtung for-
mal-legalistischer und informeller Herrschafts-
praktiken. Im postsowjetischen Raum knüpfen sie 
an Traditionen aus der vorsowjetischen Zeit an, 
die auch während der staatssozialistischen Zeit 
nicht überwunden wurden (Kitschelt et al. 1999, 
siehe Kap. 1), sondern den hochbürokratisierten 
Parteistaat ebenso unterwanderten wie funkti-
onsfähig hielten.
3 Dies trifft auch für Turkmenistan zu, wo aller-
dings real nur die Nachfolgepartei der Kommu-
nistischen Partei zugelassen ist.
4 So hat beispielsweise in Japan die Liberalde-
mokratische Partei von 1955 bis 2009 – mit einer 
Unterbrechung 1993–1994 – stets die Regierung 
gestellt, und in Indien stellte die Kongresspartei 
seit 1947 drei Jahrzehnte lang alle Premierminister.
5 So hielten Ende der 1990er Jahre nur 44 Pro-
zent der russländischen und 37 Prozent der ukrai-
nischen, aber über 90 Prozent der deutschen Wäh-
ler die letzten Parlamentswahlen in ihrem Land für 
mehr oder weniger fair (Birch 2008, S. 310).
6 Moldova (Moldawien) wird wegen des 
Wechsels zu einem parlamentarischen Regie-
rungssystem im Folgenden nicht weiter betrachtet.
7 In Turkmenistan wurde die Amtszeit des Prä-
sidenten 1994 qua Referendum bis 2002 verlän-
gert.
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INSTITUTIONEN, MACHT UND HERRSCHAFTSSICHERUNG

Institutioneller Wandel in Russland – 
Die Konsolidierung der Autokratie
Rolf Frankenberger

Institutionen, Macht und 
Herrschaftssicherung

Eine zentrale Frage der Politikwissen-
schaft ist die nach Macht als „jede 
Chance, innerhalb einer sozialen Be-
ziehung den eigenen Willen auch ge-
gen Widerstreben durchzusetzen, 
gleichviel worauf diese Chance beruht“ 
(Weber 1980, S. 28) sowie deren Über-
führung in ein dauerhaftes Konstrukt 
von Herrschaft als „die Chance, für ei-
nen Befehl bestimmten Inhalts bei an-
gebbaren Personen Gehorsam zu fin-
den“ (a. a. O.). Es gilt also herauszufin-
den, wie Machtverhältnisse in einem 
politischen System so strukturiert wer-
den können, dass sie vergleichsweise 
dauerhafte und verlässliche Herr-
schaftsverhältnisse bilden, die für Herr-
schende wie Beherrschte die Grundla-
ge für das politische Leben bilden. Da-
mit rücken Institutionen als „verhaltens-
regulierende und Erwartungssicherheit 
erzeugende soziale Regelsysteme“ (Cz-
ada 2002, S. 354) in den Mittelpunkt 
des Interesses. Als historisch gewachse-
ne Bündel formeller und informeller Re-
geln und Normen, Überwachungs- und 

Durchsetzungsmechanismen und Sinn-
systeme geben sie den Rahmen für 
Handlungen individueller und kollekti-
ver Akteure vor (vgl. Campbell 2004, S. 
1).2 Gleichzeitig stellen Institutionen ge-
ronnene Machtverhältnisse dar, welche 
soziale Interaktionen strukturieren und 
Herrschaft begründen: „Es werden da-
mit zugleich Machtpositionen festge-
legt, Handlungsmöglichkeiten ausge-
grenzt, gesellschaftliche Freiheitschan-
cen eröffnet und individuelle Freiheits-
schranken errichtet. Institutionen sind 
auch Regeln in unseren Köpfen und 
eine kollektive Gedächtnisstütze ein-
mal getroffener, verbindlicher und ver-
pflichtender Festlegungen“ (Wasch-
kuhn 1994, S. 188f). In einem engeren 
Sinne politisch sind Institutionen dann, 
wenn sie „der autoritativen Konfliktre-
gelung durch eigens dafür konstruierte 
Normen dienen sowie einen Apparat 
mit geeignetem Personal zu deren 
Durchsetzung bereithalten“ (Czada 
2002, S. 354). Diese politischen Institu-
tionen dienen über die Bereitstellung 
von „Autorität, Deutungsmustern, Ver-
haltensregeln und sozialen Bindungen“ 
(Czada 2002, S. 354f.) der Konstitution 
und Legitimation politischer Akteure. 
Mit dieser Definition von politischen In-
stitutionen ist nichts über die Form der 
Festlegung oder Kodifizierung dieser 
Institutionen gesagt. In der Regel wer-
den darunter jedoch zunächst die in po-
litischen Verfassungen kodifizierten Ins-
titutionen sowie Gesetze und deren Re-
gelungsinhalte verstanden. Dass diese 
Einschränkung in der Analyse politi-
scher Systeme zu kurz greifen kann und 
dass die politische Realität ebenso 
durch nicht in Verfassungen oder Ge-
setzen kodifizierte Erwartungsmuster 
und Verhaltensregeln maßgeblich ge-
prägt werden, zeigen eine Reihe von Ar-
beiten, die informelle Institutionen als 
meist ungeschriebene, sozial geteilte 
Regeln definieren, welche außerhalb 
der offiziell sanktionierten Kanäle ge-
schaffen, kommuniziert und durchge-
setzt werden (vgl. Helmke/Levitsky 
2006, S. 5; sowie North 1990; O’Donnell 
1996; Lauth 2000). 
Gemeinsam ist formalen wie informel-
len politischen Institutionen, dass sie 
politische Erwartungsmuster und Ver-
haltensregeln nicht nur konstituieren, 
sondern auch legitimieren, insofern und 
so lange diese politischen Regeln effizi-

ent durchgesetzt werden können und 
befolgt werden, d.h. die Kosten der 
Durchsetzung den Nutzen der Befol-
gung nicht übersteigen. Roland Czada 
(2002, S. 354f.) argumentiert folgerich-
tig, dass die Chance einer zwanglosen 
Befolgung von Regeln auf einer kommu-
nikativ geteilten gemeinsamen Grund-
lage, also dem Glauben an die Legitimi-
tät dieser Regeln beruht. Zwangsaus-
übung zur Erzwingung von Regelbefol-
gung trit t also immer nur dann auf, wenn 
diese gemeinsame Grundlagen nicht in 
ausreichendem Maße bestehen. 
Wenn also Institutionen wesentliche 
Grundlagen für die Sicherung von Herr-
schaft sind, bedeutet dies auch, dass 
Veränderungen von Institutionen, seien 
sie nun formal oder informell, erstens 
Ausdruck sich verändernder Herr-
schaftsverhältnisse sind und zweitens 
Maßnahmen darstellen, diese verän-
derten Herrschaftsverhältnisse zu ze-
mentieren. Institutionelle Veränderun-
gen können somit einerseits Reaktionen 
auf die Verschiebung von Macht und 
andererseits Ursachen für die Verschie-
bung von Macht sein. Möchte man insti-
tutionelle Veränderungen analysieren, 
so hat man die Möglichkeit, formale 
oder informelle oder beide Formen von 
Institutionen zu betrachten. Letzteres 
empfiehlt sich, wenn man ein umfassen-
des Bild von den Funktionslogiken eines 
politischen Systems zeichnen will. Denn 
jeweils nur für sich genommen werden 
weder formale noch informelle Instituti-
onen eine hinlängliche Grundlage zur 
Einschätzung dieser Logiken liefern, 
können doch beide effektiv oder inef-
fektiv sein, sich ergänzen oder mitein-
ander konkurrieren, sich gegenseitig 
überformen, ersetzen oder anpassen, 
(vgl. Helmke/Levitsky 2006, S. 14). Eine 
Schwierigkeit dabei ist die Problematik 
der Er fassbarkeit und Messbarkeit in-
formeller Institutionen. Während forma-
le Institutionen in Verfassungen und Ge-
setzen kodifiziert und damit nachlesbar 
sind und die Einhaltung der darin ver-
körperten Regeln bis zu einem gewissen 
Grad in einer Analyse etwa der Verfas-
sungspraxis überprüfbar sind, steht 
man bei der Analyse informeller Institu-
tionen vor dem Problem, zunächst die 
meist ungeschriebenen Regeln zu iden-
tifizieren und dann auch noch nachzu-
weisen, ob, dass und wie sie befolgt, 
sanktioniert und modifiziert werden 

Wenn die Rede von Autokratien1 ist, 
denkt man zunächst meist an Willkür, 
Unterdrückung und Zensur. Der Begriff 
der „Institution“ steht dabei kaum im Fo-
kus der Aufmerksamkeit. Und dabei ist 
es gerade dieser, meist im Schatten ver-
bleibende Begriff, dem in der politikwis-
senschaftlichen Analyse von autoritären 
politischen Systemen eine erhebliche 
Bedeutung zukommt. Die entscheidende 
Frage ist hierbei, wie Machtverhältnisse 
so strukturiert werden können, dass sie 
dauerhafte und verlässliche Herrschafts-
verhältnisse garantieren. Rolf Franken-
berger illustriert am Beispiel Russlands, 
dass den Institutionen des politischen 
Systems und deren zielgerichtete Verän-
derung eine zentrale Bedeutung und 
Funktion bei der Sicherung politischer 
Herrschaft in einer Autokratie zukommt. 
An drei tief greifenden Veränderungen 
der institutionellen Ordnung (Föderalre-
form, Neuordnung des Parteiensystems, 
Reform des Wahlsystems) wird aufge-
zeigt, welche Effekte dies für die Siche-
rung der politischen Macht in Russland 
zeitigt.� �
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(vgl. dazu etwa Helmke/Levitsky 2006 
und zur empirischen Einlösung etwa für 
Russland Meyer 2008). Auch wenn in 
Hinblick auf Autokratien oft darauf hin-
gewiesen wird, dass formale Institutio-
nen durch informelle Regeln und Nor-
men transzendiert werden, so wäre es 
naiv, anzunehmen, dass erstere keine 
Rolle für die Herrschaftssicherung und 
-durchsetzung spielen würden. So bie-
ten Verfassungen und Gesetze durch 
ihre explizite Formulierung auch für 
nicht-demokratische Herrscher eine 
zentrale Grundlage und Legitimations-
quelle für politisches Handeln und sind 
meist Gegenstand von Strategien, die 
als „institutional engineering“ bezeich-
net werden können, also das bewusste 
und zielgerichtete Modifizieren und Re-
formieren, Einführen und Abschaffen in-
stitutioneller Arrangements zur Absi-
cherung eigener Machtansprüche und 
Herrschaftsmechanismen. Mithin sind 
es gerade die Institutionen, welche oft 
heiß umkämpfte „Gebiete“ in politi-
schen Auseinandersetzungen bilden.

Ein Lehrstück in Sachen 
„institutional engineering“

Ein Lehrstück in Sachen „institutional 
engineering“ stellt das politische Sys-
tem Russlands seit der Machtübernah-
me von Wladimir Putin als Präsident im 
Jahr 2000 dar. Unter seiner Ägide kam 
es zu massiven Umgestaltungen der for-
malen institutionellen Ordnung, die je-
weils zu Anteilen über Verfassungsän-
derungen, einfache Gesetze und das 
Regieren per Dekret (Ukaz) er folgte und 
weitestgehend durchaus als legal zu 
betrachten sind. Im Folgenden werde 
ich die drei wesentlichsten und tiefgrei-
fendsten Veränderungen der institutio-
nellen Ordnung darstellen und aufzei-

gen, welche Effekte diese Veränderun-
gen für die langfristige Sicherung einer 
bestimmten Form politischer Herrschaft 
in Russland zeitigen. Dies sind im Einzel-
nen die Föderalreform, die Neuordnung 
des Parteiensystems und die Reform des 
Wahlsystems.

Russlands institutionelle Ordnung: 
demokratisch verfasst, autoritär 
interpretiert

Russland ist – als Rechtsnachfolger der 
Sowjetunion – seit Dezember 1991 ein 
unabhängiger Staat. Die heute gültige 
Verfassung der Russischen Föderation 
wurde am 12. Dezember 1993 durch ei-
ne allgemeine Volksabstimmung ange-
nommen und trat am 25. Dezember 
1993 in Kraft.3 Sie bildet den Ausgangs-
punkt für eine Analyse der politischen 
Institutionen in Russland. Hier sind die 
grundlegenden politischen Institutio-
nen und deren Kompetenzen festge-
schrieben. In Kapitel 9 werden zudem 
mit den Kapiteln 1 (Grundlagen der 
Verfassungsordnung), 2 (Rechte und 
Freiheiten des Menschen und Bürgers) 
sowie 9 (Verfassungsänderungen und 
Überarbeitung der Verfassung) ähnlich 
wie in Deutschland zentrale Teile unter 
besonderen Schutz gestellt. So urteilt 
etwa Richard Sakwa, die russische Ver-
fassung erfülle die demokratischen 
Grundprinzipien und enthalte alle zent-
ralen bürgerlichen Rechte und Freihei-
ten: „The Constitution upholds basic 
principles of democratic state-building 
such as the separation of powers, defi-
ning the rights and duties of various le-
vels of government, and the indepen-
dence of law. (…) The new constitution 
is a liberal document, meeting world 
standards in its provisions for human 
and civil rights” (Sakwa 2008, S. 65). 

Die Verfassung konstituiert ein semi-
präsidentielles System, in dem der für 
vier Jahre und maximal zwei aufeinan-
derfolgende Amtszeiten direkt vom Volk 
gewählte Präsident die Macht mit einem 
Premierminister und dem Kabinett teilt, 
wenngleich die Verfassung dem Präsi-
denten als Staatsoberhaupt und Regie-
rungschef eine herausgehobene Stel-
lung einräumt und ihn in den Artikeln 80 
bis 93 der Verfassung mit einer außeror-
dentlichen Machtfülle ausstattet, die 
neben der Richtlinienkompetenz in In-
nen- und Außenpolitik unter anderem 
das Recht zur Erlassung von Dekreten, 
dem Recht auf Gesetzesinitiative, der 
Unterstellung der „Machtministerien“4 
sowie dem Recht, zentrale Posten in Ins-
titutionen wie etwa das Oberkomman-
do der Streitkräfte, den Sicherheitsrat, 
die obersten Beamten und die Bevoll-
mächtigten des Präsidenten in den Fö-
deralen Bezirken zu benennen, enthal-
ten. Der Präsident unterzeichnet und 
verkündet zudem alle Gesetze und ist 
mit einem (aufschiebenden) Vetorecht 
ausgestattet. Insbesondere mit dem 
Recht, Dekrete zu erlassen, übernimmt 
der Präsident auch legislative Funktio-
nen. 
Die zweite Hälfte der dualen Exekutive, 
die Regierung, wird in den Artikeln 110–
117 konstituiert. Sie setzt sich zusammen 
aus dem Ministerpräsidenten als Regie-
rungschef und seinen Ministern und übt 
die vollziehende Gewalt aus. Die Fest-
legung der Hauptrichtung für die Arbeit 
der Regierung und das Vorschlagsrecht 
für die Kandidaten für Regierungsämter 
liegen beim Ministerpräsidenten, eine 
Ernennung erfolgt jedoch durch den 
Präsidenten. Die Regierung legt den 
Bundeshaushalt fest und kann Regie-
rungsverordnungen (Postanowlenije) 
und Anordnungen (Rasporjashenije) er-
lassen. 
In den Artikeln 94–109 über die Födera-
tionsversammlung werden die Kompe-
tenzen und Strukturen der Legislative 
festgeschrieben. Es handelt sich dabei 
um ein Parlament mit zwei Kammern, der 
Staatsduma und dem Bundesrat. Die 
Staatsduma besteht aus 450 Abgeord-
neten, die alle vier Jahre gewählt wer-
den. Dem Bundesrat gehören je zwei 
Vertreter jedes Subjekts der Russländi-
schen Föderation an. Interessanterwei-
se legt die Verfassung in Art. 96 Abs. 2 
fest, dass die Verfahren der Bildung des 
Bundesrats und der Wahl der Duma-
abgeordneten durch Bundesgesetze 
festgelegt werden, welche im Unter-
schied zur Verfassung mit einfachen 
Parlamentsmehrheiten verändert wer-Quelle: Eigene Darstellung 

Abbildung 1: Das politische System Russlands – ein vereinfachter Überblick
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den können. Die Staatsduma beschließt 
den föderalen Haushalt und hat das al-
leinige Bundesgesetzgebungsrecht. Sie 
hat das Recht auf ein Amtsenthebungs-
verfahren gegenüber dem Präsidenten 
und kann Gesetzesablehnungen des 
Bundessrates mit einer Zweidrit telmehr-
heit überstimmen. Der Bundesrat bestä-
tigt Gesetze, entscheidet über extrater-
ritoriale Truppeneinsätze, muss dem 
Ausnahme- und Kriegszustand zustim-
men und entscheidet über die Amtsent-
hebung des Präsidenten mit einer Zwei-
drit telmehrheit. In den Artikeln 118–129 
wird die Unabhängigkeit der rechtspre-
chenden Gewalt definiert und in den 
Artikeln 65–79 der föderative Aufbau 
der Russländischen Föderation festge-
legt und insbesondere die Einheitlich-
keit des Rechtsraumes und des Gel-
tungsbereiches der Verfassung betont.
Die weiter oben zitierte Einschätzung 
Sakwas bezüglich des demokratischen 
Charakters der russischen Verfassung 
ist zwar richtig, wird jedoch durch die 
Differenz zwischen Verfassungstext und 
Verfassungswirklichkeit transzendiert. 
Denn es findet sich eine massive Durch-
dringung des politischen Systems durch 
informelle Institutionen und neopatri-
moniale Strukturen wie Patronage- und 
Klientelismusnetzwerken (vgl. dazu Erd-
mann/Engel 2006). So gibt es zahlrei-
che Untersuchungen, die sich mehr oder 
minder explizit mit informellen Struktu-
ren auseinandersetzen, meist über die 
Rolle von Elitengruppen, Oligarchen als 
politische Akteure sowie der Bildung 
bzw. Fortdauer von neopatrimonialen 
Netzwerken (Fortescue 2006; Wilson 
2005; Pleines 2008; Stykow 2006; Mey-
er 2008; Kusznir 2007). Ein weiteres 
zentrales Problem in Russland scheint 
die weit verbreitete Korruption bzw. die 
zentrale Bedeutung von Beziehungen 
zu sein. Hier genügen eigene Erfahrun-
gen im Umgang mit der russischen Büro-
kratie und wenn dieser phänomenolo-
gische Zugang nicht ausreicht, ein Ver-
weis auf die Daten von Transparency 
International, das Russland momentan 
auf Platz 146 mit einem Punktwert von 
2,2 und einem Vertrauensintervall von 
1,9–2,4 bei einer Anzahl von acht Unter-
suchungen führt. Auf diese und ähnliche 
Probleme in der Bürokratie weist auch 
der Länderbericht von Freedom House 
„Freedom in The World 2008“ hin: „Cor-
ruption in the government and business 
world is pervasive“. 
Zieht man zudem die im Folgenden noch 
zu schildernden institutionellen Refor-
men hinzu und versucht, ein Gesamtbild 
des politischen Systems zu entwerfen, 
so ist es nicht weiter verwunderlich, 
dass Russland einer der Staaten ist, de-
nen von Freedom House seit längerem 
eine Abnahme der sowieso schon ein-
geschränkten Freiheit bescheinigt und 

auch im aktuellen Länderreport als 
„nicht frei“ mit einem Abwärtstrend ein-
gestuft wird.5 Diese Entwicklung spie-
gelt sich auch in der politikwissen-
schaftlichen Diskussion wider. Wäh-
rend man in den 1990er Jahren auch 
und vor allem von einer „defekten“ oder 
„defizitären“, im besten Falle von einer 
sich noch konsolidierenden Demokratie 
sprach, ist heute eine Einschätzung als 
hybrides oder autoritäres Regime vor-
herrschend. Die Diagnosen reichen, um 
nur einige wenige zu nennen, von 
der russischen Selbstbeschreibung als 
„souveräne Demokratie“ über den Be-
grif f der gelenkten oder „managed de-
mocracy“ (Colton/McFaul 2003; Man-
del 2005), den Mischtypus des „hybri-
den Regimes“ (Knobloch 2006) über die 
Einstufung als „weak state authoritaria-
nism“ (Hanson 2007), „electoral autho-
ritarianism“ (Schedler 2006), Autorita-
rismus (Åslund 2007) bis hin zur Feststel-
lung eines „ a harsh brand of authorita-
rianism“ (Hasner 2008, S. 7).6 Dies zeigt 
sich auch in der konsequenten Durch-
setzung der institutionellen Reformen 
seit 2000.

Russland seit 2000 – ein Exempel 
institutioneller Herrschaftssicherung

Als Wladimir Putin kurz vor den Präsi-
dentschaftswahlen im Jahr 2000 in ei-
nem offenen Brief an die Wähler die 
Notwendigkeit der „Diktatur des Geset-
zes“ („Diktatura Zakona“) ausrief7, war 
dies der Auftakt für die wohl weitrei-
chendste institutionelle Restrukturie-
rungsoperation des postsowjetischen 
Russlands. Diese weitestgehend am gel-
tenden Recht orientierte beziehungs-
weise in rechtlichen Grauzonen stattfin-
dende Operation wurde formal mit dem 
Ziel der Vereinheitlichung des Rechts-
raums auf dem Territorium der Russi-
schen Föderation und der effektiveren 
Beziehungen zwischen Zentrum und Pe-
ripherie begründet, lässt sich aber bei 
genauerem Hinsehen als die Operation 
am „offenen Herzen“ zur Konsolidierung 
des autoritären politischen Systems in-
terpretieren: „The formal reform pro-
gram was astonishing in its breadth and 
depth. The new institutional architects 
weakened certain key institutions, such 
as the prime minister’s office and the re-
gional executives, while strengthening 
hitherto subordinate ones, such as the 
president’s regional administrators, the 
polpredy, and the presidential adminis-
tration. Institutional reform carried into 
the internal workings of both houses of 
the legislature. The new rules changed 
the relationships among institutions, 
centralizing power and generating in-
stitutional capacity to monitor and sanc-
tion lower-level officials within a well-

defined hierarchic structure” (Smyth/
Lowry/Wilkening 2007, S. 122).

Personalisierung von Institutionen

Eine Besonderheit des politischen Sys-
tems in Russland ist die Zuspitzung der 
Kontrolle des Institutionengefüges in 
der Person des Präsidenten. So spiegelt 
sich die Sicherung der Macht auch und 
vor allem in der Veränderung und extra-
konstitutionellen Ergänzung des institu-
tionellen Gefüges des politischen Sys-
tems Russlands mit einer Ausrichtung 
auf den Präsidenten wider. Zu diesen 
Veränderungen gehören die Schaffung 
des Nationalen Sicherheitsrates, des 
„Staatsrats der Russländischen Födera-
tion“ als Beratungsgremium, dem die 
Oberhäupter der Föderalen Subjekte 
angehören, der Öffentlichen Kammer 
und des „Rats für Nationale Projekte“. 
Alle diese Institutionen haben offiziell 
eine beratende Funktion, können aber 
als informelle Zirkel der Entwicklung von 
politischen Strategien gelten. Durch 
den Zugang zur Macht, sprich dem Prä-
sidenten, können auf diese Weise ge-
sellschaftliche wie politische und öko-
nomische Gruppen inkorporiert wer-
den. Eine zweite Strategie des „instituti-
onal engineering“ ist die der Anpassung 
bestehender Institutionen. Dazu gehö-
ren unter anderem die Restrukturierung 
der Geheimdienste mit einer gleichzei-
tigen Aufwertung des Inlandsgeheim-
dienstes FSB (Federalnaja Slubscha 
Besopasnosti Rossijskoj Federazii) im 
Januar 2003, die Unterstellung der so 
genannten „Machtministerien“ und wei-
terer Institutionen direkt unter den Präsi-
denten durch ein Dekret vom 9. März 
2004, die weitgehende Entmachtung 
des Generalstabs und die Unterstellung 
der operativen Kontrolle über die Trup-
pen direkt unter das Verteidigungsmi-
nisterium im April 2004. 

Die Föderalreform

Die Föderalreform ist der erste und wohl 
umfasssendste Maßnahme der institu-
tionellen Umgestaltung Russlands in 
den beiden Amtszeiten Wladimir Putins: 
“There were six major strands to Putin’s 
federal reforms: (1) the creation of seven 
new federal super-districts; (2) a reform 
of the Federation Council; (3) the crea-
tion of a new State Council; (4) the 
granting of new powers to the President 
to dismiss regional governors and dis-
solve regional assemblies; (5) new 
rights for regional governors to dismiss 
municipal officials; and (6) a major cam-
paign to bring regional charters and re-
publican constitutions into line with the 
Russian Constitution” (Ross 2003, S. 34). 
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Der erste Schrit t der Föderalreform um-
fasst die Schaffung von sieben Großre-
gionen mit je einem Vertreter des Präsi-
denten, die Möglichkeit der Absetzung 
der Gouverneure bei Verstößen gegen 
Föderales Recht sowie die Änderung 
der Zusammensetzung des Föderations-
rates. Ziel dieser massiven Umstruktu-
rierung war die enge Bindung der Gou-
verneure und Regionalparlamente an 
das Zentrum über den Mechanismus 
drohender Amtsenthebungen und Kont-
rollen durch die Präsidentenvertreter in 
den Großregionen. In der zweiten Pha-
se der Reformen wurde das Verfahren 
der Bestimmung der Gouverneure und 
Präsidenten der Regionen geändert. 
Diese werden seit 2005 nicht mehr ge-
wählt, sondern auf Vorschlag des Präsi-
denten von der regionalen Exekutive 
bestätigt. Im Zuge der weiteren Vertika-
lisierung der föderalen Strukturen über-
trug Putin per Dekret den Leitern der re-
gionalen Exekutiven die Verfügung über 
die örtlichen Sicherheitsbehörden. Mit 
dem Abschluss der beiden Phasen der 
Föderalreform kann von einer weitge-
henden De-Föderalisierung und Hierar-
chisierung der Beziehungen von Zent-
rum und Peripherie gesprochen werden, 
welche im Zuge des in auch in anderen 
Bereichen des politischen Systems be-
obachtbaren „institutional enginee-
ring“ die Personalisierung von Verant-
wortungsbeziehungen sowie die Etab-
lierung hierarchischer und durchaus 
wechselseitiger Abhängigkeitsstruktu-
ren als zentrale Ergebnisse der Föderal-
reform verstärkten. Insbesondere die 
Abschaffung der Gouverneurswahlen 
und die Umgestaltung des Föderations-
rates sind dabei als Ausdruck einer 
massiven Entdemokratisierung zu wer-
ten. 

Die Umgestaltung des 
Parteiensystems

Hinsichtlich der politischen Parteien 
kann von einer weitgehenden Entmach-
tung gesprochen werden. Das in Russ-
land in der Verfassung in Artikel 13 ver-
ankerte Mehrparteiensystem wird 
durch die staatlichen Eingrif fe wie die 
wiederholte Veränderung des Parteien- 
und Wahlrechts weitgehend transfor-
miert in ein gelenktes und nur bedingt 
pluralistisches Parteiensystem. Die Re-
formen sind in ihrem kompletten Zu-
schnitt insbesondere dazu geeignet, 
die Parteienlandschaft zu kontrollieren 
und große Parteien systematisch zu pri-
vilegieren.9 (Für einen Überblick über 
die wichtigsten Parteien vgl. etwa Aza-
rova 2008, S. 243–252 sowie Buhbe/
Makarenko 2007, S. 288–284). Manche 
Autoren gehen aufgrund der massiven 
Ungleichbehandlung von Parteien im 

politischen Alltag in ihrer Beurteilung 
noch weiter und bezeichnen es als Sys-
tem mit „einer Partei und Ausschmü-
ckung“. Thomas Remington (2008, S. 
214) merkt etwa an, dass sich in den bei-
den Amtszeiten Präsident Putins ein „au-
thoritarian dominant party regime“ ent-
wickelt habe, das er wie folgt charakte-
risiert: „In such a regime, the party and 
the state are closely intertwined. The 
party uses its access to state resources 
and policies to win commanding victo-
ries in regional and national legislative 
elections. In return, for their assured 
path to office, the elected legislators of 
the party guarantee the president as-
sured passage of any legislation he 
proposes. In russia, United Russia plays 
this role“ (Remington 2008, S. 214). Dies 
wird untermauert durch die Position 
nicht nur auf nationaler Ebene mit 64,3 
Prozent der Stimmen in den Dumawah-
len von 2007 (und damit 315 von 450 
Sitzen), sondern insbesondere durch 
die Verbreitung im gesamten Föderalen 
System. Von den oppositionellen Partei-
en spielt lediglich die KPRF (Kommunisti-
sche Partei der Russischen Föderation) 
eine substantielle Rolle als einzige pro-
grammatische und mitgliederbasierte 
Partei. Alle anderen Parteien sind durch 
Reformen des Wahl- und des Parteien-
rechts weitgehend marginalisiert oder 
sind wie „Gerechtes Russland“ und 
die LDPR (Liberal-Demokratische Partei 
Russlands) inkorporiert.

Reformen des Wahlsystems 

Der institutionelle Rahmen sowohl für 
Präsidentschafts- also auch Dumawah-
len wurde mehrfach verändert. Dies be-
trif f t in Bezug auf die Dumawahlen ins-
besondere die Umstellung von einem 
Graben- auf ein reines Listenwahlsys-
tem mit proportionaler Repräsentation 
sowie die Verschärfung der Parteienzu-
lassung zu Wahlen und die Erhöhung 
der Sperrklausel von fünf auf sieben 
Prozent sowie die Abschaffung der Min-
destwahlbeteiligung. Diese Maßnah-
men führten zu einer Konzentration des 
Parteiensystems auf im Wesentlichen 
vier Parteien: „Einiges Russland“ als die 
Partei des Präsidenten, „Gerechtes 
Russland“ als eine künstlich geschaffe-
ne systemkonforme Opposition sowie 
die sich meist mit der Mehrheit und dem 
Präsidenten identifizierende LDPR (Libe-
ral-Demokratische Partei Russlands)von 
Wladimir Schirinowski und die KPRF 
(Kommunistische Partei der Russischen 
Föderation) als eine mehr oder weniger 
systemkonforme oppositionelle Kraft 
und einzige mitglieder- und programm-
basierte Partei. Die vielen kleineren 
Split terparteien wurden ebenso margi-
nalisiert wie die oppositionellen und 

demokratisch orientierten Parteien „Ja-
bloko“ und die „Union der rechten Kräf-
te“ (SPS). Traten 1993 noch 13 Gruppie-
rungen, denen zum Teil zahlreiche Par-
teien angehörten, zur Wahl an und wa-
ren acht Parteien in der Duma 
vertreten10, so waren es 1995 43 Partei-
en, von denen jedoch nur vier die Fünf-
prozenthürde überspringen konnten: 
die KPRF, die LDPR, „Jabloko“ und „Un-
ser Haus Russland“. 1999 schafften es 
sechs Parteien über die Fünfprozenthür-
de.11 Zu den Wahlen 2003 wurden 23 
Parteien und Wahlblöcke zugelassen, 
deren prominenteste Neugründung „Ei-
niges Russland“ als Zusammenschluss 
von „Einheit-Bär“ und „Vaterland – 
Ganz Russland“ war. Auch 2003 schaff-
ten es mit „Einiges Russland“, der KPRF, 
der LDPR und „Rodina“ nur vier Parteien 
in die Duma. Mit der weiteren Reform 
des Wahlrechts konnten dann 2007 nur 
noch elf Parteien zur Wahl zugelassen 
werden und es waren wiederum vier 
Parteien, die die neue Siebenprozent-
hürde überwinden konnten: „Einiges 
Russland“, „Gerechtes Russland“ als ein 
Nachfolger von „Rodina“, sowie die 
beiden Dauergäste in der Duma, die 
KPRF und die LDPR. Die Wahl- und Par-
teirechtsreformen haben somit kaum ei-
nen Einfluss auf die Zusammensetzung 
der Duma gehabt, erschweren es je-
doch in Zukunft allen kleinen und neuen 
Parteien, überhaupt Chancen auf Man-
date zu haben.
Auch in Bezug auf die Präsidentschafts-
wahlen kam es unter Wladimir Putin zu 
einigen Änderungen. Die Mindestwahl-
beteiligung von 50 Prozent wurde im 
November 2006 abgeschafft und die 
Möglichkeit geschaffen, Kandidaten 
die Registrierung zu verweigern, wenn 
ihnen „extremistische Aktivitäten“ nach-
gewiesen werden können. Auch wurde 
das Vorschlagsrecht für Kandidaten 
verändert und der Zugang für unabhän-
gige Kandidaten erschwert. Nach der 
geltenden Regelung haben Parteien mit 
Sitzen in der zuletzt gewählten Duma 
das Recht, bis 25 Tage nach Bekanntga-
be des Wahltermins einen Kandidaten 
per Parteitagsbeschluss vorzuschlagen. 
Parteien ohne Sitz in der Duma können 
in derselben Frist einen Kandidaten no-
minieren, benötigen aber zusätzlich 
zwei Millionen Unterschriften, von de-
nen höchstens 50.000 aus dem selben 
Föderationssubjekt sein dürfen, was vor 
allem für regionale Parteien ein massi-
ves Hindernis darstellt. Unabhängige 
Kandidaten benötigen eine Unterstüt-
zergruppe von mindestens 500 Perso-
nen und zwei Millionen Unterschriften 
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und haben dafür bis 20 Tage nach Be-
kanntgabe des Wahltermins Zeit. Nicht 
angetastet wurde die in der Verfassung 
verankerte Festschreibung von lediglich 
zwei sukzessiven Amtszeiten für einen 
Präsidenten. Die Option, nach einer – 
eine Legislaturperiode währende – 
Pause wieder anzutreten, bleibt jedoch 
offen, da die Verfassung diesbezüglich 
keine explizite Regelung trif f t. Die rea-
len Wahlergebnisse zeigen außerdem, 
dass letztlich nur derjenige Kandidat ei-
ne reelle Chance hat, der über die ad-
ministrativen und finanziellen Ressour-
cen des Staatsapparates verfügt bzw. 
von seinem Amtsvorgänger empfohlen 
wurde. Sowohl Wladimir Putin 2000 
(mit 52,94 Prozent bei einer Wahlbetei-
ligung von 68,64 Prozent) als auch Dmit-
ri Medwedew 2008 (mit 70,28 Prozent 
der Stimmen bei einer Wahlbeteiligung 
von 68,8 Prozent) setzten sich mit deutli-
chen Vorsprüngen jeweils im ersten 
Wahlgang durch. Dies mag insbeson-
dere an den umfassenden und exzessiv 
eingesetzten Ressourcen und dem kont-
rollierten Zugang zu den Medien lie-
gen, wohl aber auch an der etatistisch 
ausgerichteten politischen Kultur und 
nicht zuletzt der diversen Möglichkeiten 
der Wahlbeeinflussung und -fälschung, 
deren Gebrauch immer wieder kolpor-
tiert wird, aber kaum empirisch belegt 
ist.

Die Konsolidierung der Autokratie

Das Konzept der Konsolidierung wurde 
in Hinblick auf Systemwechsel von Auto-
kratien hin zu Demokratien entwickelt 
und bezieht sich auf die Etablierung und 
Stabilisierung demokratischer Herr-
schaft. Dabei gerät eine Reihe von Fra-
gen in das Zentrum der Diskussion, die 
je nach den zugrunde liegenden wis-
senschaftlichen Prämissen unterschied-
liche Aspekte betonen. So stellt sich 
zum einen die Frage nach der Schaf-
fung bestimmter politischer, sozialer 
und ökonomischer Institutionen und de-
ren Arrangement, also den spezifischen 
Beziehungen zwischen diesen Instituti-
onen. Zum anderen rücken zentrale Ak-
teure innerhalb des politischen Systems 
in den Fokus der Aufmerksamkeit: Wie 
verhalten sich die Eliten und wie verhal-
ten sich die Massen?12 Eine der wohl 
zutreffendsten Definitionen bezüglich 
dessen, was unter einer konsolidierten 
Demokratie zu verstehen sei, die sowohl 
die Akteurs- als auch strukturelle Dimen-
sion der Institutionen umfasst, ist die von 
Adam Przeworski. Er betrachtet eine De-
mokratie dann als konsolidiert, wenn 
ein bestimmtes Regelwerk und Arrange-
ment demokratischer Institutionen „the 
only game in town“ (Przeworski 1991, S. 
26) ist. Das bedeutet, dass sich alle rele-

vanten Akteure an diese Regeln halten 
und nicht außerhalb dieser Regeln und 
Institutionen agieren. Wolfgang Merkel 
(1995) illustriert die einzelnen Schrit te, 
die zur allgemeinen Akzeptanz des 
„Spiels der Demokratie“ notwendig 
sind, in vier nicht-hierarchischen Ebe-
nen: (1) die institutionelle Konsolidie-
rung zentraler Verfassungsorgane und 
politischen Institutionen, zu denen Mer-
kel die Organe von Legislative, Exekuti-
ve und Judikative ebenso zählt wie das 
Wahlsystem (Merkel 1995, S. 38); (2) 
die repräsentative Konsolidierung, wel-
che die Parteien und Verbände umfasst; 
(3) die Verhaltenskonsolidierung, wel-
che sich auf zentrale politische Akteure 

und deren Glaube an die Legitimität 
und Ausschließlichkeit der in den Ebe-
nen 1 und 2 enthaltenen Elemente be-
zieht, sowie (4) die Konsolidierung einer 
Bürgergesellschaft, welche sich auf den 
Glauben der Bevölkerung an die Legiti-
mität des politischen Systems und seiner 
Regeln bezieht (vgl. Merkel 1995, S. 
38–39).
Obwohl sich empirisch Fälle finden las-
sen, in denen politische Systemwechsel 
weg von Demokratien und hin zu autori-
tären politischen Systemen ablaufen, 
findet sich bis dato kein ausgearbeite-
tes Konzept, das sich systematisch mit 
der Frage nach den Bedingungen einer 
autoritären Konsolidierung beschäf-
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tigt.13 Betrachtet man die Ausführungen 
zu Russland, so erscheint es durchaus 
plausibel, dass in Autokratien ganz 
ähnliche Faktoren für die Konsolidie-
rung des Herrschaftssystems relevant 
sind, wie dies in Demokratien der Fall 
ist. Denn das Ziel ist das gleiche: Die 
Durchsetzung bestimmter Regeln, Nor-
men und Institutionen als allgemeinver-
bindliche Grundlage der politischen 
Herrschaft. Anders ausgedrückt geht es 
auch in Autokratien darum, dass ein be-
stimmtes Arrangement von – diesmal je-
doch autoritären – Institutionen „the on-
ly game in town“ (Przeworski 1991, S. 
26) wird. In dieser Hinsicht scheinen 
sich Demokratien und Autokratien sehr 

viel ähnlicher zu sein, als man auf den 
ersten Blick vermuten würde.
Legt man die von Merkel formulierten 
vier Stufen der Konsolidierung einem 
Modell autoritärer Konsolidierung zu-
grunde, so zielen die geschilderten Re-
formen institutioneller Arrangements in 
Russland vor allem auf die Ebenen der 
institutionellen und der repräsentativen 
Konsolidierung. Denn hier fanden und 
finden sich zentrale Herausforderun-
gen für die Herrschaftssicherung: “The 
underlying challenge faced by Putin 
and his supporters is that of moving the 
state from a personalist regime based 
on the president’s popularity and net-
works to an alternative that both pre-

serves the ruling order and provides for 
effective collective leadership. (…) It 
was characterized by formal institution-
al changes that insulated the ruling fac-
tion from internal challenges and exter-
nal threats and transformed the United 
Russia (UR) party into an invaluable tool 
for maintaining stability and power. To-
gether, formal institutional changes and 
an institutionalized hegemonic party 
can remedy a key shortcoming of per-
sonalist systems: a lack of institutions 
that compel unity among political elit-
es” (Smyth/Lowry/Wilkening 2007, S. 
119). Die Reformen stützen sich dabei 
sehr stark auf die schon existenten Mus-
ter, versuchen sie jedoch so weit wie 
möglich zu entpersonalisieren.14 

Vertikalisierung der Macht

Die Konzentration der Staatsmacht im 
Zentrum und im schon in der Verfassung 
mit herausragenden Machtkompeten-
zen ausgestatteten Amt des Präsiden-
ten ist das wohl prominenteste Beispiel 
der „Vertikalisierung der Macht“ und 
damit der institutionellen Durchsetzung 
des autoritären Prinzips des starken 
Führers an der Spitze des russischen 
Staates. Diese umfasst insbesondere 
die enge Bindung der föderalen politi-
schen Einheiten an den Föderalstaat 
und damit einhergehend die weitge-
hende Entmachtung und strikte Kontrol-
le der regionalen Exekutiven und Legis-
lativen (vgl. dazu auch etwa bei Åslund 
2007; Shevtsova 2007 und Meyer 
2008). Insbesondere die Entwicklungen 
im Vorfeld der Wahlen 2007 und 2008, 
die sukzessive Veränderung sowohl des 
Wahlsystems als auch des Parteiensys-
tems und Parteiengesetzgebung sind 
Ausdruck einer autoritären Machtsiche-
rung jenseits von Personen, in welcher 
die Übergabe der Macht nach Prinzipi-
en der Selbstrekrutierung elitärer Zirkel 
und der Absicherung eigener Machtpo-
sitionen funktioniert. So zielten die Ver-

Wladimir Putin und sein „Ziehsohn“ 
Dmitri Medwedew: Die Übergabe der 
Macht erfolgt in autoritären Systemen 
nach den Prinzipien der Selbstrekrutierung 
elitärer Zirkel und dient der Absicherung 
der eigenen Machtposition.
  picture alliance/dpa
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änderungen darauf, „demokratische 
Störfeuer“ zu minimieren, die Übergabe 
der Macht von Putin an Medwedew in 
kontrollierte Bahnen zu lenken sowie 
Kontinuität und Stabilität möglichst auf 
Dauer zu gewährleisten. Dass diese 
Operation gelungen ist, zeigen die Er-
gebnisse sowohl der Wahlen zur 5. 
Staatsduma als auch die Präsident-
schaftswahlen eindrücklich, die sowohl 
der Partei Putins „Einiges Russland“ ei-
nen überragenden Sieg bescherte als 
auch Dmitri Medwedew mit einem er-
heblichen Vertrauensvorschuss ausstat-
tete. Auf der Basis der Wahlergebnisse 
erscheint er als legitimer Erbe Putins, 
wenngleich dieser auch als Minister-
präsident die höchsten Sympathiewer-
te verbuchen kann und damit auch sein 
Amt aufgewertet wurde. 
Dass Wahlen dabei andere Funktionen 
erfüllen als in demokratischen politi-
schen Systemen ist offensichtlich (vgl. 
dazu auch Frankenberger 2009). Zwar 
können diejenigen, die gewählt wer-
den, auch die Ämter übernehmen, für 
die sie gewählt wurden und die damit 
verbundene Macht ausüben, aber dies 
liegt in erster Linie daran, dass nur die-
jenigen gewählt werden, die gewählt 
werden sollen. Zwar ist die Möglichkeit, 
als Wähler seine Macht auszuüben, in 
Hinblick auf die Präsidentschafts- und 
Dumawahlen formal gegeben, auf regi-
onaler Ebene ist dies seit der Abschaf-
fung der Gouverneurswahlen nicht 
mehr der Fall. In Bezug auf die födera-
len Wahlen kann von zahlreichen Be-
einträchtigungen der Machtausübung 
der Wähler gesprochen werden und 
auch die Ergebnisse der Wahlen in be-
stimmten Regionen sprechen für sich 
selbst. Sie stehen in einem eklatanten 
Widerspruch zu den Zahlen in den ur-
banen Zentren, welche zum Teil deutlich 
unter dem Landesdurchschnitt lagen 
und wohl eher das reale Bild widerspie-
geln.15

Gerade am russischen Beispiel zeigt 
sich, dass die unterschiedlichen Dimen-
sionen und Ebenen der Reformen weit-
gehend ineinander greifen und ein kom-
plexes Bild der Konsolidierung autoritä-
rer Herrschaft ergeben. Hinzu kommt 
die Herausforderung der Integration 
und Kontrolle informeller Muster und In-
stitutionen. So werden auch diese ge-
genseitigen Versorgungs-, Abhängig-
keits- und Verantwortungsbeziehungen 
stark zentralisiert und hierarchisiert. In 
diesem Zusammenhang scheint neben 
institutionellen Reformen vor allem ein 
Faktor von zentraler Bedeutung, der in 
der bisherigen Analyse nicht erwähnt 
wurde und der auch in Hinblick auf die 
Konsolidierung von Demokratien nicht 
zu unterschätzen ist: ökonomischer Er-
folg. Auch wenn die russische Ökono-
mie von der Finanzkrise stark betroffen 

ist, so erfährt Russland eine Phase so-
zio-ökonomischer Stabilität und Pros-
perität, welche dem Staat Handlungs-
spielräume eröffnet. Bei den staatlichen 
Einkommen handelt es sich im Wesentli-
chen um enorme Gas- und Ölrenten, die 
über die Verstaatlichung der wichtigs-
ten Unternehmen des Energie- und Roh-
stoffsektors wie etwa Gazprom abge-
schöpft werden. 
Die so gewonnenen Ressourcen können 
damit zweitens genutzt werden, um die 
schon bestehenden informellen Versor-
gungs- und Abhängigkeitsnetzwerke in 
die Umstrukturierung des politischen 
Systems zu integrieren, und drit tens ein 
Grundlevel an Zufriedenheit in der Be-
völkerung über die Bereitstellung öf-
fentlicher Güter zu erzeugen, das die 
mangelnde politische Integration kom-
pensiert. Denn eine politische Integrati-
on des gesellschaftlichen Pluralismus 
findet in Russland nur insoweit statt, als 
dass möglichst große Teile der politi-
schen Landschaft inkorporiert werden.
Zusammenfassend lässt sich daher kon-
statieren, dass die institutionellen Re-
formen im Zusammenspiel mit der ge-
zielten Nutzung ökonomischer Ressour-
cen die wesentlichsten Faktoren bei der 
Konsolidierung der russischen Autokra-
tie darstellen.
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titutional engineering“
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ANMERKUNGEN

1 In Ermangelung einer besseren und präzise-
ren Definition von Autokratie bzw. autoritäres 
politisches System greife ich hier auf die Definiti-
on von Juan Linz (1964, S. 297) zurück, der Auto-
kratien kennzeichnet über „limited, not responsib-
le, political pluralism: without elaborate and 
guiding ideology (but with distinctive mentalities); 
without intensive or extensive political mobilizati-
on (except some points in their development); and 
in which a leader (or occasionally a small group) 

exercises power within formally ill-defined limits 
but actually quite predictable ones“. Zur Diskus-
sion von Autokratiedefinitionen vgl. den einfüh-
renden Beitrag von Holger Albrecht und Rolf 
Frankenberger in diesem Heft.
2 “Institutions are the foundation of social life. 
They consist of formal and informal rules, monito-
ring and enforcement mechanisms, and systems 
of meaning that define the context within which 
individuals, corporations, labour unions, nation-
states, and other organizations operate and in-
teract with each other. Institutions are settlements 
born from struggle and bargaining. They reflect 
the resources and power of those who made them 
and, in turn, affect the distribution of resources 
and power in society. Once created, institutions 
are powerful external forces that help to determi-
ne how people make sense of their world and act 
in it. They channel and regulate conflict and thus 
ensure stability in society.” (Campbell 2004, S. 1)
3 Eine deutsche Fassung des aktuellen Verfas-
sungstextes findet sich im Internet unter http://
www.constitution.ru/de/ [29.12.2009]. Eine aus-
führliche Diskussion und Darstellung der Fassung 
von 1993 findet sich bei Schneider 2001. 
4 Es handelt sich dabei um das Innen-, Außen-, 
Verteidigungs- und Geheimdienstministerium so-
wie das Justizministerium.
5 Unter: http://www.freedomhouse.org/temp-
late.cfm?page=22&country=7689&year=2009 
[6.12.2009].
6 Das jüngste Beispiel der Typologisierungsde-
batte findet sich im Journal of Democracy von Ap-
ril 2009, in dem das gegenwärtige Russland von 
Expertinnen, Experten und Prominenten essay-
artig skizziert wurde. Dort finden sich unter ande-
rem folgende Labels: Hybrides Regime, Petrosta-
te (Ghia Nodia), Autokratie, Oligarchie, Bürokra-
tischer Korporatismus (Lilia Shevtsova), Fassaden-
demokratie (Lilia Shevstova,), Electoral Authorita-
rianism (Archie Brown), Autoritäres politisches 
System (Vitali Silitski), Korporatistische Kleptokra-
tie (Andrei Piontkovsky), KGB-Filzokratie (Gary 
Kasparov).
7 Offener Brief an die Wähler vom 25. Februar 
2000 publiziert in den Zeitungen Izvestia, Kommer-
sant und Komsomolskaya Pravda. Unter: http://
eng.kremlin.ru/text/speeches/2000/02/25/0000 
_type82912type104017_124556.shtml [29.12.2009].
8 Die Machtministerien sind Innen-, Notstands-, 
Außen-, Verteidigungs- und Justizministerium. Da-
rüber hinaus wurden der FSB (Federalnaja Slusch-
ba Besopastnosti Rossijskoj Federazii), der Aus-
landsnachrichtendienst SWR (Sluschba Wne-
schnej Raswedki) und diverse andere Verwal-
tungseinheiten direkt dem Präsidenten unterstellt.
9 So beinhaltet das Parteiengesetz von Juni 
2001 eine gravierende Verschärfung der Aner-
kennung politischer Vereinigungen als Parteien. 
Dieses Gesetz wurde 2004 weiter verändert, so 
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SEMI-AUTORITÄRE REGIME IM KAUKASUS

Regimebeständigkeit und „Revolution“: 
Armenien und Georgien im Vergleich
Christoph H. Stefes

Ende des Transitionsparadigmas

Die „Drit te Welle“ der Demokratisie-
rung, die Anfang der 1980er Jahre be-
gann und mit dem Zusammenbruch des 
Kommunismus in Europa ihren Höhe-
punkt fand, hegte die Hoffnung, dass 
sich demokratische Herrschaftssysteme 
westlichen Zuschnitts über kurz oder 
lang weltweit durchsetzen würden. 
Doch dieser Optimismus wurde relativ 
bald enttäuscht. In einem wegweisen-
den Artikel stellt der amerikanische Poli-
tikwissenschaftler Thomas Carothers zu 
Recht fest, dass die meisten Länder der 
„Drit ten Welle“ keineswegs liberal-de-
mokratische Herrschaftsstrukturen ad-
aptiert haben. Stattdessen seien diese 
Länder in ihren politischen Wandlungs-
prozessen in einer „Grauzone“ zwi-
schen Demokratie und Diktatur stecken-
geblieben. Viele dieser Beispiele ver-
hinderter Demokratisierung zeichnen 
sich durch die Existenz von rudimentä-

ren demokratischen Institutionen aus, 
die aber von den Machthabern regel-
mäßig ignoriert und verletzt werden. 
Zwar gibt es in diesen Ländern in einge-
schränktem Maße politische Freiheiten, 
und Oppositionsparteien nehmen am 
politischen Leben und insbesondere an 
Wahlen teil, aber letztere sind selten 
fair und Regierungswechsel deshalb 
unwahrscheinlich. Die Machthaber nut-
zen dabei ihre Kontrolle über staatliche 
und wirtschaftliche Strukturen, um die 
Opposition mit subtilen Mitteln der Re-
pression und manchmal auch mit bruta-
ler Gewalt zu schwächen.1
Carothers und viele seiner Kollegen ar-
gumentieren, dass diese Herrschafts-
form schwerlich den Namen „Demokra-
tie“ verdient und man hier eher von 
„elektoral-autoritären“, „kompetitiv-au-
toritären“ oder „semi-autoritären“ Regi-
men sprechen muss.2 Ferner stellen die-
se Autoren fest, dass diese semi-autori-
tären Regime keineswegs weder ge-
scheiterte Demokratien seien, noch sich 
auf dem Weg zu einer Demokratie west-
lichen Zuschnitts befänden. Stattdessen 
wird dieses politische System bewusst 
von den Machthabern installiert und 
aufrechterhalten. „Wenn es nach dem 
Willen semi-autoritärer Regierungen 
ginge, würde sich dieses System nie-
mals ändern.“3 
Seit dem Ende des Kalten Kriegs sind 
autoritäre Regierungen darauf be-
dacht, einen demokratischen Schein 
aufzubauen, um internationale Kredite, 
Entwicklungshilfe und Waffenlieferun-
gen zu erhalten. Aber genau diese Fest-
stellung wir ft wichtige Fragen auf: 
Wenn semi-autoritäre Regime der Op-
position politische Freiheiten einräu-
men, sind diese Regime dann nicht inhä-
rent instabil? Müssen semi-autoritäre 
Regierungen nicht auf das Drängen ih-
rer Herausforderer mit weitergehender 
Liberalisierung oder aber mit verstärk-
ter Repression reagieren – also demo-
kratisieren oder aber eine „echte“ Dik-
tatur errichten, in der bürgerliche und 
politische Freiheiten abgeschafft wer-
den? Tatsächlich zeigen Statistiken, 
dass semi-autoritäre Regime instabiler 
sind als andere Herrschaftsformen.4 Auf 
der anderen Seite gibt es Beispiele be-
ständiger semi-autoritärer Regime (z. B. 
Senegal in Afrika und Venezuela in Süd-
amerika). Ein Blick auf den Südkaukasus 
kann helfen, die (In-)Stabilitätsfaktoren 

semi-autoritärer Regime zu identifizie-
ren, denn hier haben zwei Nachfolge-
staaten der Sowjetunion, die sich an-
sonsten in vielerlei Hinsicht ähneln, in 
den letzten Jahren verschiedene Regi-
meentwicklungen durchlaufen. Es sind 
dies Armenien, in dem sich ein semi-au-
toritäres Regime fest etabliert hat, und 
Georgien, in dem 2003 eine semi-auto-
ritäre Regierung gestürzt und durch ei-
ne semi-demokratische Regierung er-
setzt wurde.

Semi-Autoritarismus in der 
früheren Sowjetunion

Im neusten Report des amerikanischen 
Thinktanks Freedom House (2009) wer-
den ca. dreißig Länder als „teilweise 
frei“, aber nicht als „elektorale Demo-
kratien“ eingestuft.5 Wenn man zu die-
sen noch etwa zwanzig „teilweise freie“ 
Regime rechnet, die nicht Jahr für Jahr 
als „elektorale Demokratie“ eingestuft 
werden, und noch einmal zwanzig Re-
gime, die zwischen „teilweise frei“ und 
„nicht frei“ schwanken, kommt man auf 
siebzig bis achtzig Regime, die Politik-
wissenschaftler gemeinhin als Hybride 
bezeichnen. Ungefähr die Hälfte der 
fünfzehn Nachfolgestaaten der frühe-
ren Sowjetunion fällt in diese Kategorie 
und befindet sich damit in der Grauzo-
ne zwischen den drei liberal-demokra-
tischen Ländern im Baltikum und den 
drei Diktaturen in Weißrussland, Usbe-
kistan und Turkmenistan. Unter den ver-
bleibenden neun Staaten kann man in 
den letzten fünf Jahren klare Tendenzen 
feststellen. Während es eindeutig de-
mokratische Tendenzen in der Ukraine 
und Georgien gibt, verstärken sich die 
autoritären Strukturen in Kirgisien, Aser-
baidschan und Armenien.
Um die Herausbildung autoritärer 
Struk turen und das Fehlen demokra-
tischer Entwicklungen zu erklären, 
schlägt Lucan Way vor, das Augenmerk 
weniger auf die Ressourcen, Strategien 
und Identitäten demokratischer Reform-
bewegungen zu lenken, sondern auf die 
Fähigkeit der postsowjetischen Regie-
rungen, ihre Herrschaft durch autoritäre 
Mittel zu festigen. Way argumentiert, 
dass der Pluralismus, der sich in einigen 
postsowjetischen Gesellschaften her-
ausgebildet hat, weniger einer dynami-
schen Zivilgesellschaft geschuldet ist 

Armenien und Georgien sind zwei der 
vielen Nachfolgestaaten der Sowjetuni-
on, die die Hoffnung enttäuscht haben, 
dass sich nach dem Fall des Kommunis-
mus demokratische Strukturen in der 
gesamten eurasischen Region etablie-
ren würden. Zwar gibt es ein Mindest-
maß an bürgerlicher und politischer 
Freiheit in beiden Ländern, aber die Op-
position wird von den Machthabern ge-
gängelt und Wahlen sind selten fair. In 
der Politikwissenschaft gelten solche 
Herrschaftstypen, die in der Grauzone 
zwischen Demokratie und Diktatur ope-
rieren („hybride Regime“), als instabil. 
Tatsächlich wurde die georgische Regie-
rung unter Präsident Eduard Scheward-
nadse 2003 durch Massenproteste zum 
Rücktritt gezwungen und durch eine de-
mokratischere Alternative ersetzt. In 
Armenien hingegen hat sich seit den frü-
hen 1990er Jahren ein semi-autoritäres 
Regime etabliert. Durch einen Vergleich 
dieser beiden Länder versucht Christoph 
H. Stefes die (In-)Stabilitätsfaktoren hy-
brider, insbesondere semi-autoritärer 
Regime zu identifizieren. Er kommt zu 
dem Schluss, dass der Grad der Regie-
rungskontrolle über die wirtschaftlichen 
Strukturen und den Sicherheitsapparat 
ein wichtiger Faktor für das Überleben 
hybrider Regime darstellt.� �
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als vielmehr dem Unvermögen der 
Machthaber, Oppositionsgruppen un-
ter Einsatz undemokratischer Mittel zu 
schwächen. Im Hinblick auf diese Maß-
nahmen unterscheidet Way zwischen 
solchen geringer und starker Intensität.
Maßnahmen geringer Intensität um-
fassen die vielen Nadelstiche gegen 
Journalisten, Nichtregierungsorgani-
sationen sowie Oppositionsparteien, 
die regierungskritische Gruppierungen 
schwächen, ohne dabei aber internati-
onale Aufmerksamkeit zu erregen (und 
damit eventuell internationale Sanktio-
nen provozieren könnten). Zu diesen 
Nadelstichen gehören sowohl der Ein-
satz des Finanzamts gegen kritische Or-
ganisationen, die dann die Enteignung 
ihrer Vermögen zu befürchten haben, 
als auch das Anheuern von Schläger-
trupps (oft Polizisten in Zivil), die Veran-
staltungen regimekritischer Gruppen 
stören. Kritische Medien und Oppositi-
onsparteien werden beseitigt, indem 
die Machthaber regierungstreue Unter-
nehmer dazu nötigen, keine Werbung 
in diesen Medien zu platzieren und 
Oppositionsparteien nicht finanziell zu 
unterstützen. Um diese Mittel effektiv 
einzusetzen, müssen die Machthaber 
staatliche und wirtschaftliche Struktu-
ren kontrollieren. Sollten diese Maß-
nahmen scheitern und es zu Massenbe-
wegungen gegen die Regierung kom-
men, wird diese entweder dem Druck 
der Straße nachgeben oder aber Maß-
nahmen starker Intensität einsetzen 
müssen. Hierzu gehören das gewaltsa-
me Auflösen von Demonstrationen, 
Massenverhaftungen, die gezielte Er-
mordung von Oppositionsführern, etc. 
(Iran im Jahr 2009 möge als Beispiel 
gelten). Regierungen können diese Mit-
tel nur dann einsetzen, wenn sie sich auf 
einen loyalen sowie einigermaßen gut 
ausgebildeten und ausgerüsteten Si-
cherheitsapparat verlassen können. 
Grundsätzlich sind diese Maßnahmen 
das letzte Mittel der Wahl für semi-au-
toritäre Regime, denn sie widerspre-
chen ihrem demokratischen Anspruch 
und könnten noch größere Protestbe-
wegungen provozieren.6

Wie nachfolgend gezeigt werden soll, 
gelang es der georgischen Regierung 
unter Präsident Eduard Schewardnadse 
(1995–2003) nicht, ihre Herrschaft 
durch den Einsatz von Maßnahmen ge-
ringer und starker Intensität zu sichern, 
da Schewardnadse in seinen Bemühun-
gen scheiterte, die wichtigen wirt-
schaftlichen Gruppierungen an sein Re-
gime zu binden. Auch stand dem frühe-
ren georgischen Präsident kein loyaler 
und gut ausgebildeter Staats- und Si-
cherheitsapparat zur Verfügung. Im 
Gegensatz zu Georgien hatte sich in 
Armenien recht früh nach der Unabhän-
gigkeit eine Allianz aus Regierung, Si-

cherheitsapparat und Wirtschaftsbos-
sen herausgebildet, die ganz wesent-
lich zu einer immer stärkeren Beschnei-
dung von politischen Freiheiten geführt 
hat und auch angesichts von Massen-
protesten stabil geblieben ist. Um die-
sen Unterschied zu erklären, muss man 
die divergierenden politischen Entwick-
lungen der beiden Länder in den frühen 
Unabhängigkeitsjahren beachten. Ein 
historischer Exkurs ist deshalb an dieser 
Stelle hilfreich.

Nach dem Fall der Sowjetunion: 
Armenien und Georgien im Vergleich

Als Nachbarstaaten verbindet Armeni-
en und Georgien eine ähnliche Ge-
schichte und Kultur. In beiden Ländern 
hatten das Christentum und individuelle 
Sprachen mit eigenen Alphabeten früh 
zur Herausbildung einer nationalen 
Identität beigetragen. Beide Länder ge-
nossen politische, wir tschaftliche und 
kulturelle Blütezeiten zwischen dem 9. 
und 11. Jahrhundert. Meist jedoch fielen 
sie verheerenden Invasionen und Be-
satzungen verschiedener Großmächte 
zum Opfer. So auch 1921 als Armenien 
und Georgien in die Sowjetunion ein-
gegliedert wurden. Während der Sow-
jetzeit profitierten beide Länder wirt-
schaftlich von ihrer gut ausgebildeten 
Bevölkerung und dem Tourismus. Trotz-
dem entwickelten beide Gesellschaften 
während dieser Zeit auch eine ausge-
sprochene Protestkultur, die sich gegen 
die russische Vorherrschaft richtete. 
Diese Protestkultur speiste sich u. a. von 
dem westlichen Gedankengut (insbe-
sondere sozialdemokratische und nati-
onal-liberale Ideen), das die politischen 
Entwicklungen in beiden Ländern An-
fang des 20. Jahrhunderts geprägt hat-
te. Nationale Unabhängigkeitsbewe-
gungen in beiden Ländern trugen dann 
auch zum Kollaps der Sowjetunion bei. 
Die neu erlangte Unabhängigkeit 
brachte jedoch keine Renaissance, wie 
von vielen Georgiern und Armeniern er-
hofft, sondern zunächst außenpoliti-
sche Isolation und Wirtschaftskrisen. 
Hier enden jedoch die Gemeinsamkei-
ten zwischen beiden Ländern.
Während die georgische Zentralregie-
rung zwei Abspaltungskriege mit ihren 
ossetischen und abchasischen Minder-
heiten Anfang der 1990er Jahre führte 
und verlor, gewann Armenien den Krieg 
mit Aserbaidschan um die armenische 
Enklave Berg-Karabach. Während der 
Berg-Karabach-Krieg das armenische 
Nationalbewusstsein und die innere 
Einheit stärkte, verschärften die verlo-
rengegangenen Kriege in Georgien 
das politische Klima. Georgiens erster 
Präsident, Swiad Gamsachurdia, wurde 
im Zuge eines Bürgerkriegs (1991–92) 

schon nach wenigen Monaten aus dem 
Amt gejagt. In den nachfolgenden Jah-
ren gelang es dem neuen Präsidenten 
nur in eingeschränktem Maße, staatli-
che Strukturen und politische Autorität 
wiederherzustellen. In Armenien hinge-
gen erfolgte der Übergang vom sowje-
tischen zum postsowjetischen Regime 
jedoch reibungslos, insofern als die po-
litische Transition von den Kommunisten 
und der nationalen Unabhängigkeits-
bewegung unter Führung des späteren 
Präsidenten Lewan Ter-Petrossian ein-
vernehmlich verhandelt wurde. Der Kol-
laps staatlicher Strukturen und politi-
scher Autorität konnte somit vermieden 
werden. Diese unterschiedlichen Ent-
wicklungen in den frühen Unabhängig-
keitsjahren sollten sich dann langfristig 
auf die Stabilität der beiden Regime 
auswirken.
Als Schewardnadse 1992 nach Geor-
gien zurückkehrte, stand das Land vor 
dem Zerfall. Paramilitärische Gruppen 
und das organisierte Verbrechen hat-
ten den Staatsapparat weitestgehend 
unterwandert und ignorierten die poli-
tische Autorität der neuen Regierung. 
Schewardnadses Verdienst war es in 
den nächsten Jahren, das politische 
System zu stabilisieren. Er konnte sich 
dabei zunächst auf öffentliche Zustim-
mung stützen. Auch gelang es ihm, 
eine breite (allerdings auch brüchige) 
Koalition ehemaliger kommunistischer 
Weggefährten und reformorientierter 
Nachwuchspolitiker zu schmieden. Die 
öffentliche Unterstützung schwand je-
doch, als klar wurde, dass Sche   ward-
nadse weder Abchasien und Südosse-
tien in das Staatsgebiet zurück in-
tegrieren, noch langfristig einen wirt-
schaftlichen Aufschwung herbeiführen 
konnte. Hinzu kam, dass der Präsident 
der grassierenden Korruption taten-
los zusah, wohl auch weil einige seiner 
Familienangehörigen in den korrupten 
Wirtschaftsstrukturen verankert waren. 
Unter seiner Führung kam es zudem 
zu einer schleichenden Re-Autokrati-
sierung Georgiens. Während Wahl-
manipulationen schon früh die Siege 
des amtierenden Präsidenten und sei-
ner Partei sicherten, richteten sich spä-
tere Strategien gezielt gegen Regime-
kritiker. Kritische Journalisten und Ver-
treter verschiedener Oppositionspar-
teien und NGOs wurden von staatli-
chen Stellen und unbekannten Atten-
tätern überfallen, entführt und teilweise 
auch ermordet. Im Gegenzug verlie-
ßen die jungen Reformer zunehmend 
die Regierungspartei und gingen in 
die Opposition – allen voran der ehe-
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malige Justizminister Michail Saa-
kaschwili.
Die Abkehr populärer Reformer besie-
gelte das Ende der Ära Schewardnad-
se. Mit der Gründung neuer Oppositi-
onsparteien boten sich den Wählern 
glaubhafte politische Alternativen. Im 
Vorfeld der Parlamentswahlen (2003) 
lagen diese Parteien in Umfragen – al-
len voran Saakaschwilis Vereinte Nati-
onale Bewegung – entsprechend weit 
vor den Regierungsparteien. Als die Re-
gierung durch massive Wahlmanipula-
tionen den Sieg der Opposition verhin-
dern wollte, kam es zu mehrtägigen 
Massendemonstrationen, an denen bis 
zu hunderttausend Georgier teilnah-
men. Während dieser Proteste stellte 
sich der Sicherheitsapparat als unzu-
verlässiger Verbündeter der Machtha-
ber heraus, nachdem der Verteidi-
gungsminister zusammen mit anderen 
Vertretern des Sicherheitsapparats ei-
ne gewaltsame Niederschlagung der 
friedlichen Demonstrationen als Option 
ausgeschlossen hatte. Schewardnadse 
gab nach knapp zwei Wochen dem 
Druck der Straße nach. Als unangefoch-
tener Anführer der so genannten Rosen-
revolution wurde Saakaschwili im Janu-
ar 2004 mit 96 Prozent der Stimmen zum 
Präsidenten gewählt. Seine Partei sieg-
te in den nachfolgenden Parlaments-
wahlen mit deutlicher Mehrheit.7

Anders als in Georgien war der politi-
sche Wechsel in Armenien unproblema-
tisch und wurde durch die Wahl Ter-Pet-
rosians zum Präsidenten und den Sieg 
seiner Partei bei den Parlamentswahlen 
besiegelt. Der neuen Regierung gelang 
es rasch, ihre politische Autorität zu festi-
gen, wobei man insbesondere auf die 
Beibehaltung und den Ausbau klientelis-
tischer Strukturen baute, die man teilwei-
se noch aus Sowjetzeiten über nommen 
hatte. Die lukrativsten Wirtschaftszwei-
ge wurden dabei unter den Mitgliedern 
der Regierung und deren Verwandten 
verteilt.8 Hinzu kam, dass die Regierung 
von einer Woge der nationalen Einheit 
profitierte, die der Berg-Karabach-Krieg 
ausgelöst hatte. Dieser Krieg führte auch 
zu einem massiven Ausbau und einer Pro-
fessionalisierung der armenischen Si-
cherheitskräfte, deren Führungskräfte 
nach dem Krieg in die informellen Netz-
werke eingebaut wurden. Ter-Petrosian 
konnte somit politische Macht mit wirt-
schaftlichen Ressourcen vereinigen. Dies 
wirkte sich nachteilig für die Oppositi-
onsparteien aus, denen es an wirtschaft-
lichen Ressourcen mangelte, um ihre 
Wahlkämpfe zu finanzieren. Die einzige 
ernsthafte Oppositionspartei, die Arme-
nische Revolutionäre Föderation, wurde 
1994 kurzerhand von der Regierung ver-
boten.
Trotz der dominanten Stellung seiner 
Regierung sollte sich Ter-Petrosians po-

litisches Schicksal bald wenden. Viele 
ehemalige Weggefährten des Präsi-
denten kritisierten die Korruption und 
seinen autoritären Führungsstil. Die 
Präsidentschaftswahlen 1996 gewann 
der amtierende Präsident deshalb 
nur knapp und verdankte diesen Sieg 
vor allem den Sicherheitskräften, die 
massive Wahlmanipulationen organi-
siert hatten. Nachfolgende Massende-
monstrationen wurden von loyalen Si-
cherheitseinheiten niedergeschlagen. 
Da die Armenier wie auch die Georgier 
über eine ausgeprägte Protestkultur 
verfügen, ist es in den nachfolgenden 
Jahren immer wieder zu gewaltsamen 
Zusammenstößen zwischen der Staats-
gewalt und der Opposition gekommen. 
Dabei erwiesen sich die Sicherheits-
kräfte jedoch als zuverlässige Hand-
langer der Machthaber.
1998 musste Ter-Petrosian auf Druck 
seiner eigenen Regierung zurücktreten. 

Rädelsführer dieser Palastrevolution 
waren der Premierminister Robert Kot-
scharjan und der Sicherheitsminister 
Sersch Sarkissjan, die beide zur politi-
schen Elite Berg-Karabachs gehörten. 
Diese wehrte sich gegen den Versuch 
des Präsidenten, durch territoriale Zu-
geständnisse einen dauerhaften Frie-
den mit Aserbaidschan zu schließen. 
Kotscharjan wurde anschließend zum 
Präsidenten gewählt. Hiernach baute 
er zusammen mit Verteidigungsminister 
Sarkissjan seine Macht mit den glei-
chen Mitteln aus, die auch schon Ter-
Petrosian angewandt hatte. So sicherte 
er sich die politische und wirtschaftli-
che Unterstützung der armenischen 
Wirtschaftselite, indem er es den Oli-
garchen erlaubte, ihre Wirtschaftsmo-
nopole auszubauen, wichtige Positio-
nen in Regionalregierungen zu über-
nehmen und durch Stimmenkauf Sitze 
im Parlament zu erlangen. Die führende 
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Regierungspartei übernahm dabei die 
Rolle einer Clearingstelle, in der Kon-
flikte zwischen politischen und wirt-
schaftlichen Eliten beigelegt wurden. 
Ferner verschärfte die Regierung den 
Druck auf Regimekritiker. Vertreter der 
Opposition, Medien und Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) wurden 
zusammengeschlagen, ihre Autos in 
Brand gesteckt und ihre Geschäfte 
durch den selektiven Einsatz von Fi-
nanz- und Zollbehörden torpediert.
Die Allianz der Regierung mit der Wirt-
schaftselite und den Sicherheitskräften 
hat sich seither als äußert robust erwie-
sen. Als 2004 die Opposition zehntau-
sende Demonstranten in Anlehnung an 
die georgische Rosenrevolution gegen 
gefälschte Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen mobilisierte, stand das 
Überleben der Regierung nicht in Frage. 
Wie der armenische Journalist Alexan-
der Iskandarian treffend feststellte: 

„Das Regime Schewardnadses war so 
schwach, dass seine Polizeitruppe den 
Aufforderungen zur Auseinanderschla-
gung der Demonstrationen nicht folgte. 
Auf der anderen Seite war in Armenien 
die Allianz zwischen Armeegeneralen, 
Wirtschaftsbaronen und regionalen 
Kräften hinreichend stark, dass sie das 
Gefühl hatten, dass ihre Interessen 
durch den Sturz des Präsidenten ge-
fährdet werden würden.“9 Tatsächlich 
überließ man auch 2008 mit dem Ende 
der zweiten Amtszeit Kotscharjans 
nichts dem Zufall. Mit der Unterstützung 
der Oligarchen und des Sicherheitsap-
parats gelang dem designierten Nach-
folger Sersch Sarkissjan (mittlerweile 
Premierminister) ein Sieg in der ersten 
Runde der Präsidentschaftswahlen. An-
schließende Proteste wurden wie schon 
2004 von dem Sicherheitsapparat ge-
waltsam niedergeschlagen und dutzen-
de Oppositionelle verhaftet.

Die zentrale Rolle des 
Machtmonopols

Das Scheitern Schewardnadses ist 
letztendlich auf sein Unvermögen zu-
rückzuführen, die politischen und wirt-
schaftlichen Eliten sowie die Sicher-
heitskräfte hinter sein Regime zu grup-
pieren. Diese Unfähigkeit hat seinen 
Ursprung in dem Staatskollaps Anfang 
der 1990er Jahre. Der verzweifelte Ver-
such, staatliche Herrschaft in Georgien 
wiederherzustellen, zwang Scheward-
nadse zu vielen Kompromissen, die sei-
ne Regierung auf lange Sicht schwäch-
ten. So konnte Schewardnadse auf 
Dauer nicht die Versöhnung der jungen 
Reformer mit den früheren Mitgliedern 
der mächtigen Nomenklatura errei-
chen. Dies wäre unter Umständen durch 
die Bildung einer starken Regierungs-
partei gelungen, aber diese war ein 
Sammelbecken unterschiedlichster po-
litischer Gruppierungen mit teilweise 
konträren Interessen. Auch blieben die 
meisten der leitenden Regierungsange-
stellten der Regierungspartei fern. Oh-
ne einen machtvollen Parteiapparat 
scheiterte Schewardnadse, Mitglieder 
seiner eigenen Regierung zu kontrollie-
ren, die Anordnungen des Präsidenten 
oft ignorierten.10

Insbesondere der Mangel an Loyalität 
unter den Sicherheitskräften sollte spä-
ter das Schicksal Schewardnadses be-
siegeln. Als Schewardnadse 1992 die 
Macht in Georgien übernahm, musste 
er aus den verschiedenen paramilitäri-
schen Formationen einen funktionieren-
den Sicherheitsapparat formen. Der 
Polizeiapparat entwickelte sich nach-
folgend in eine mafia-ähnliche Organi-
sation.11 Da georgische Polizisten ei-
nen sehr geringen Lohn erhielten, der 
über Monate nicht bezahlt wurde, wa-
ren Polizeikräfte oft in zahlreichen ille-
galen Aktivitäten wie Kidnapping und 
Drogenschmuggel involviert. Sie waren 
damit unzuverlässige Garanten staatli-
cher Ordnung. Während der Rosenre-
volution wechselten viele Polizisten 
dann folgerichtig auf die Seite der 
Demonstranten. Ähnlich unzuverlässig 
war das Militär. Während Scheward-
nadses Amtszeit kam es zu kleineren 
Meutereien verschiedener Armeever-
bände, die auf den Mangel an Ausrüs-
tung, unzureichende Verpflegung, bau-
fällige Kasernen und einen kläglichen 
Lohn aufmerksam machen wollten.
Ferner schränkten die ethnischen Kon-
flikte Schewardnadses Regierung in ih-
rer Handlungsfreiheit ein. Die Zentral-
regierung hatte alle Kontrolle über 

In Georgien hat 
die politische 
Autorität nach der 
Rosenrevolution 
einen Wandel 
erfahren. Der 
georgische Präsi-
dent Michail 
Saakaschwili hat 
aus den Fehlern 
seines Vorgängers 
Eduard Scheward-
nadse „gelernt“ 
und einen neuen 
sowie loyalen 
Polizeiapparat 
aufgebaut. 
picture alliance/dpa
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Südossetien und Abchasien verloren, 
und im Südwesten hatte sich eine Qua-
si-Diktatur unter Aslan Abaschidse eta-
bliert, die die Anordnungen der Regie-
rung in Tbilissi (Tiflis) weitestgehend 
ignorierte und keine Steuereinnahmen 
an die Zentralregierung weiterleitete. 
Im Süden und Südosten des Landes 
kam es zudem immer wieder zu Unru-
hen unter den armenischen und aser-
baidschanischen Minderheiten. Sche-
wardnadse begegnete der Gefahr 
weiterer ethnischer Abspaltungen, in-
dem er das korrupte Treiben regionaler 
Eliten ignorierte. Eine ähnliche Strate-
gie setzte er ein, um sich der Loyalität 
der oligarchischen Strukturen zu verge-
wissern, die sich um führende Regie-
rungsmitglieder und ehemalige Ange-
hörige der Nomenklatura gebildet hat-
ten. Diese Strategie sollte sich als fun-
damentaler Fehlschlag herausstellen. 
Das kriminelle Gebaren der regionalen 
Gruppierungen und Oligarchen, von 
den Medien immer wieder angepran-
gert, rief öffentliche Empörung hervor 
und stärkte damit die Opposition. Viele 
Oligarchen waren auch schnell bereit, 
die politischen Seiten zu wechseln, so-
bald sich das politische Ende Sche-
wardnadses abzeichnete.12

Zusammenfassend lässt sich feststellen, 
dass Schewardnadse die staatlichen 
Mittel und der Rückhalt der Wirtschafts-
elite fehlte, um erfolgreich Druck auf 
Regimekritiker ausüben zu können. Es 
gelang seiner Regierung auch nicht, 
verschiedene staatliche Organe wie 
die Steuerbehörden oder den Polizei-
apparat so einzusetzen, dass die Op-
position nachhaltig geschwächt wer-
den konnte. In einem durch und durch 
korrupten Staatsapparat dienten geor-
gische Beamten zunächst einmal ihren 
eigenen finanziellen Interessen und 
nicht den politischen Interessen ihrer 
Regierung.
Im Gegensatz zur georgischen Regie-
rung unter Schewardnadse war die ar-
menische Regierung unter Ter-Petrosian 
in der Lage, frühzeitig eine Allianz aus 
Regierung, Sicherheitsapparat und 
wirtschaftlicher Elite zu schmieden. Da 
viele Mitglieder des Staatsapparats 
sich schon vor dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion auf die Seite Ter-Pet-
rosians geschlagen hatten, verlief der 
Umbau staatlicher Strukturen und der 
Aufbau politischer Autorität reibungs-
los. Der Karabach-Krieg spielte dabei 
eine unterstützende Rolle. Zum einen 
wirkte er sich disziplinierend auf Staat 
und Gesellschaft aus, was es Ter-Petro-
sian erleichterte, gegen kriminelle 
Gruppierungen innerhalb und außer-
halb seiner Regierungen vorzugehen. 
Zum anderen bestraften Aserbaid-
schan und die Türkei Armenien mit ei-
ner Wirtschaftsblockade, was den Zu-

gang zum armenischen Markt be-
schränkte. Die Engpässe konnten dann 
leicht von der Regierung kontrolliert 
werden. Wenn man ferner bedenkt, 
dass ein disziplinierter Staatsapparat 
gegen unloyale Wirtschaftseliten vor-
ging, wird klar, dass der Er folg armeni-
scher Unternehmen ganz wesentlich 
von der Zustimmung der Regierung Ter-
Petrosians abhing, die sich die wirt-
schaftliche Elite mit politischer Loyalität 
erkaufen musste.
Unter Ter-Petrosians Nachfolger wurde 
diese Allianz aus Machtmonopol und 
Wirtschaftsoligopolen weiter perfek-
tioniert und geschickt gegen regimekri-
tische Institutionen eingesetzt. So über-
nahmen unter Kotscharjan regierungs-
nahe Wirtschaftsbosse ehemals kriti-
sche Medien. Im April 2002 gingen 
z. B. die beiden letzten nichtstaatlichen 
und regierungskritischen Fernsehsen-
der vom Netz (A1+ und Noyan Tapan). 
Die Medienfreiheit gilt seitdem in Ar-
menien nur auf dem Papier. Durch Ver-
fassungsänderungen konnte Kotschar-
jan zudem die Regierungskontrolle 
über den Polizei- und Sicherheitsappa-
rat stärken. Der Präsident genießt nun 
die effektive Kontrolle über die Poli-
zei und die Milizen, deren Vertreter 
er nach Belieben ein- und absetzen 
kann.13 Der armenische Sicherheitsap-
parat ist somit zu einem engen Verbün-
deten der politischen Machthaber ge-
worden. Er wird gut bezahlt, unterliegt 
einer strikten hierarchischen Kontrolle 
und gilt als professionell. Wiederkeh-
rende Massenproteste sind deshalb 
bisher erfolglos geblieben. Zwar stel-
len die wiederholten Zusammenstöße 
zwischen Regimekritikern und Staats-
gewalt die politische Stabilität in Arme-
nien scheinbar in Frage, jedoch ist das 
semi-autoritäre Regime Armeniens nicht 
wirklich gefährdet, denn die Opposi-
tion ist durch die effektive Anwendung 
von Maßnahmen geringer und starker 
Intensität geschwächt und hat bisher 
keine echte Alternative zur Regierung 
aufbauen können.
Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass im Kaukasus die Ursache der He-
rausbildung eines stabilen semi-autori-
tären Regimes in Armenien und eines 
instabilen semi-autoritären Regimes in 
Georgien vor allem in den unterschied-
lichen Systemtransformationen Anfang 
der 1990er Jahre liegt. So hatte sich 
Georgien von dem Zusammenbruch 
des sowjetischen Regierungssystems 
und den nachfolgenden Jahren politi-
schen Chaos’ nur langsam erholt – zu 
langsam für Schewardnadse, der durch 
eine zögerliche Politik seine Autorität 
weiter unterminierte. Am Ende fiel das 
Kartenhaus in sich zusammen, da der 
Präsident unter dem Einfluss der alten 
sowjetischen Elite von einer grundle-

genden Liberalisierung des Landes Ab-
stand nahm. 
Gleichzeitig gelang es ihm aber auch 
nicht, das semi-autoritäre Regime zu 
festigen, da die Wirtschaftseliten und 
Sicherheitskräfte in der Regierung von 
Schewardnadse keine politische Zu-
kunft sahen und dem Präsidenten des-
halb die Gefolgschaft verweigerten. In 
Armenien hätte die Situation nicht un-
terschiedlicher sein können. Hier ge-
lang es der postsowjetischen Regie-
rung, die formellen und informellen 
Strukturen politischer Herrschaft zu er-
halten und auszubauen. Der reibungs-
lose Systemswechsel 1991 als auch der 
Karabach-Krieg waren dabei hilfreich. 
Nach zwei kurzen Jahren der politi-
schen Instabilität (1998/99) hat sich 
heute ein semi-autoritäres Regime her-
ausgebildet, das durch die Allianz der 
Regierung mit der Wirtschafts- und Si-
cherheitselite keine ernsthaften Her-
ausforderer fürchten muss.

Zusammenfassung und Ausblick

Die obigen Ausführungen folgen wei-
testgehend dem amerikanischen Poli-
tikwissenschaftler Lucan Way, der zur 
Erklärung der politischen Entwicklun-
gen in der früheren Sowjetunion die 
Aufmerksamkeit vor allem auf staatli-
che (und insbesondere Sicherheits-)
Strukturen und die politische Autorität 
der Machthaber lenkt. Ways Theorie 
muss insofern kritisiert werden, dass sie 
die Kontrolle der Machthaber über die 
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wirtschaftlichen Strukturen vernachläs-
sigt. Diese Kontrolle ist jedoch wichtig, 
um Maßnahmen geringer Intensität ef-
fektiv gegen Regimekritiker einzuset-
zen. Wirtschaftliche Entwicklungen, 
politische Kultur und die Einflussnahme 
ausländischer Akteure werden von 
Way vernachlässigt. Tatsächlich spiel(t)
en diese Faktoren auch in Armenien 
und Georgien eher eine untergeordne-
te Rolle. Obwohl Armenien, anders als 
Georgien in den letzten zehn Jahren, 
ein zweistelliges Wirtschaftswachstum 
aufweisen konnte, hat davon die arme-
nische Regierung nur bedingt profitiert. 
Durch das regelmäßige Zahlen ad-
äquater Löhne konnte sich die Regie-
rung der Gefolgschaft ihrer Staatsdie-
ner relativ sicher sein. Doch eine mehr-
heitliche Unterstützung in der Bevöl-
kerung ergab sich nicht aus dem 
steigenden Wohlstand im Land, wohl 
auch, weil dieser Wohlstand bisher nur 
eine privilegierte Oberschicht mit en-
gen Beziehungen zur Regierung er-
reicht hat. Wie bereits erwähnt, hat 
sich in beiden Ländern eine ausgespro-
chene Protestkultur entwickelt. Sponta-
ne Proteste der armenischen Bevölke-
rung gegen Vorteilnahme und Korrupti-
on und gegen die daraus resultierende 
soziale und wirtschaftliche Ungerech-
tigkeit haben jedoch das armenische 
Regime bisher nicht gefährden können, 
obwohl das Ausmaß der Proteste teil-
weise sogar das der georgischen Ro-
senrevolution übertraf.14 Der entschei-
dende Unterschied liegt also eher in 
der Fähigkeit der politischen Repressi-
on, die das Schewardnadse-Regime 
nicht hatte. An anderen Stellen wird 
der Er folg der Regimeopposition in Ge-
orgien auf die finanzielle und politi-
sche Unterstützung des Westens zu-
rückgeführt.15 Diese Erklärung greift 
aber zu kurz, da auch die armenische 
Zivilgesellschaft diese Unterstützung in 
ähnlichem Umfang erfahren hat. Durch 
die Zuspitzung des Konflikts zwischen 
Russland und dem Westen in Folge des 
Georgisch-Russischen Kriegs dürften 
internationale Faktoren jedoch in Zu-
kunft eine größere Rolle in beiden Län-
dern spielen.
In Georgien haben staatliche Struk-
turen und politische Autorität nach 
der Rosenrevolution eine erstaunliche 
Wandlung erfahren. Der radikale Bruch 
mit der sowjetischen Vergangenheit, 
der von einer breiten Masse der Geor-
gier zunächst unterstützt wurde, ermög-
lichte es Saakaschwili, einen diszipli-
nierten und loyalen Sicherheitsapparat 
zu schaffen und regionale Klans zu eli-
minieren. So baute Saakaschwili einen 
kompletten neuen Polizeiapparat auf, 
der mit westlicher Hilfe gut bezahlt und 
trainiert wird. Auch stellt sich die Wirt-
schaftselite heute fast geschlossen hin-

ter die neue Regierung, womit sie die li-
berale Wirtschaftspolitik des Präsiden-
ten unterstützen. Im Unterschied zur Re-
gierung Schewardnadses stehen damit 
der neuen georgischen Regierung die 
Mittel zur Verfügung, ihre Macht zu fes-
tigen – wenn nötig auch mit undemokra-
tischen Mitteln. Tatsächlich prangert 
die georgische Opposition immer wie-
der an, dass Saakaschwilis Regierung 
sich vor allem durch unlautere Maßnah-
men an der Macht hält. So gingen 2007 
georgische Sicherheitskräfte im Zuge 
von großangelegten Protesten brutal 
gegen Demonstranten und kritische 
Medienkonzerne vor. Westliche Regie-
rungen und Organisationen reagierten 
auf dieses Vorgehen mit scharfer Kritik. 
Da Saakaschwili nach dem verlorenen 
Krieg gegen Russland den Westen zum 
Wiederaufbau Georgiens braucht, 
blieb diese Kritik nicht ohne Folgen. Als 
im Herbst 2008 die Opposition erneut 
mobilisierte, blieben die Sicherheits-
kräfte in ihren Kasernen und Saa-
kaschwili versprach demokratische Re-
formen. Die Protestbewegung verlief 
anschließend im Sand (obwohl Saa-
kaschwilis Versprechungen bisher kaum 
realisiert wurden).16

Mit Saakaschwilis Georgien und Sar-
kissjans Armenien haben wir also zwei 
relativ stabile hybride Regime. Wäh-
rend das georgische Regime auch durch 
den Druck westlicher Regierungen auf 
repressive Maßnahmen mehr oder we-
niger verzichtet, ist das armenische Re-
gime bei der Wahl seiner Mittel weni-
ger eingeschränkt (und scheu), kann es 
sich doch auf die wirtschaftliche und 
politische Unterstützung einer russi-
schen Regierung verlassen, die weniger 
autoritäre als vielmehr demokratische 
Entwicklungen in ihrer Nachbarschaft 
fürchtet. Für das semi-demokratische 
Regime Georgiens und das semi-autori-
täre Regime Armeniens gilt, dass wahr-
scheinlich nur ein Wirtschaftskollaps 
eine echte Gefahr darstellen würde, da 
diese die Kooptation der Wirtschafts- 
und Sicherheitselite verhindern würde. 
Müssen die Machthaber auf die Loyali-
tät und Mitarbeit dieser beiden Grup-
pen verzichten, kann der Balanceakt 
zwischen Demokratie und Diktatur kaum 
gelingen.
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DER INTERNATIONALE KONTEXT DER LEGITIMITÄT AUTORITÄRER HERRSCHAFT

Die Finanzkrise in China: Auswirkungen auf 
die Legitimität der Parteiherrschaft
Heike Holbig

Die Finanzkrise: Harte Interessen und 
Fragen nach der Moral

Der vorliegende Beitrag beschäftigt 
sich mit den Implikationen der jüngsten 
globalen Finanzkrise für die Legitimität 
chinesischer Parteiherrschaft. Die Krise 
kann als geradezu paradigmatisches 
Beispiel der engen Verflechtung von ex-
ternen und internen Faktoren staatlicher 
Herrschaft in Zeiten der Globalisierung 
gelten. Damit macht sie eine Dimension 
besonders deutlich sichtbar, die bisher 
weitgehend vernachlässigt worden 
war: die internationale Dimension der 
Legitimität autoritärer Herrschaft. Gal-
ten autoritäre Regime gemäß überkom-
mener Klischees häufig als isoliert, int-
rospektiv und sklerotisch, so macht die 

jüngste Finanzkrise offensichtlich, dass 
sich auch diese Regime den globalen 
Folgen ausgesetzt sehen und damit um-
gehen müssen.
Plastisch wird am Beispiel der chinesi-
schen Wahrnehmung der Krise auch die 
komplexe Wechselbeziehung zwischen 
Legitimität und (ökonomischer) Perfor-
manz, zwischen denen im Fall autoritä-
rer Regime häufig ein direkter Zusam-
menhang angenommen wird. Bei ge-
nauerer Betrachtung besteht hier je-
doch keineswegs ein Automatismus. 
Wirtschaftlicher Er folg und materielle 
Wohlfahrt sind für das einzelne Wirt-
schaftssubjekt hochgradig abstrakte 
Begrif fe, die in der Regel nur auf dem 
Weg des intertemporalen, interperso-
nellen oder interregionalen Vergleichs 
erfahrbar gemacht werden können. Er-
folgreiche ökonomische Performanz ei-
nes Regimes ist nicht per se eine Quelle 
der politischen Legitimität, sondern nur 
dann, wenn es gelingt, die subjektiven 
Wahrnehmungen des Regimes in eine 
plausible Beziehung zur solchermaßen 
wahrgenommenen Performanz zu set-
zen und positiv zu „rahmen“. Umgekehrt 
erscheint es ebenfalls zu kurz gedacht, 
Wirtschaftskrisen und die damit einher-
gehende Verschlechterung ökonomi-
scher Performanz als unmittelbare Be-
drohung von Regimelegitimität zu wer-
ten. Auch hier gilt, dass die Wahrneh-
mung von Legitimitätsdefiziten stark von 
der „Rahmung“ der Krise in öffentlichen 
Diskursen abhängt.
Schließlich sind Finanzkrisen analytisch 
besonders ergiebige janusköpfige Er-
eignisse: Während sie augenscheinlich 
unmittelbar „harte“ Zahlen und Fakten, 
funktionale Logiken und materielle Inte-
ressen betreffen, verkörpern sie zu-
gleich hochgradig abstrakte normative 
und moralische Zusammenhänge, so et-
wa Fragen nach den „Schuldigen“ und 
„Opfern“ der Krise, nach der internatio-
nalen „Kreditwürdigkeit“ von Volkswirt-
schaften, nach der „Stärke“ verschiede-
ner Währungen und der damit meta-
phorisch verbundenen „nationalen 
Stärke“, nach der Überlegenheit wir t-
schaftspolitischer Ordnungsvorstellun-
gen, nach den Kriterien einer „gerech-
ten“ globalen Finanzmarktordnung und 
so weiter – sämtlich Fragen, die in ho-
hem Maße nach Deutungen verlangen.
Im Folgenden wird zunächst ein eigener 
legitimationstheoretischer Ansatz vor-

gestellt, der ein bekanntes Modell von 
David Beetham, welches Legitimations- 
und Delegitimationsprozesse im natio-
nalen Rahmen erklärt, um die internatio-
nale Dimension erweitert. Anschließend 
wird der Ansatz auf den empirischen 
Testfall chinesischer Deutungen der 
globalen Finanzkrise angewandt.

Die legitimationstheoretische Debatte 
zwischen Teleologie und Tautologie

Seit die „drit te Welle der Demokratisie-
rung“ verebbt scheint und die internati-
onale Demokratieförderung zuneh-
mend als er folglos gilt, bewegt sich die 
Autoritarismusforschung allmählich von 
den Rändern hin zum Mainstream der 
Politikwissenschaften. Bei der Erklärung 
der wahrgenommenen Widerstands-
kraft autoritärer Regime trit t eine Frage 
immer mehr in den Vordergrund, die bis-
lang als Oxymoron galt: die Frage nach 
der Legitimität autoritärer Herrschaft, 
der sich dieser Beitrag widmet.

Autoritarismusforschung: zwei 
kontrastierende Herangehensweisen

In der jüngeren Literatur lassen sich 
zwei kontrastierende Herangehenswei-
sen zur Beantwortung dieser Frage 
identifizieren. Die erste Variante geht 
weiterhin davon aus, dass genuine Le-
gitimität sich nur aus demokratischer Le-
gitimität speisen kann. Autoritäre Re-
gime könnten, so die oft nur implizite 
Folgerung, allemal eine „Legitimitäts-
fassade“ erzeugen, die auf tönernen Fü-
ßen steht: nämlich der Manipulation öf-
fentlicher Meinung, dem Kauf politi-
scher Loyalität durch die Verteilung ma-
terieller Ressourcen und dem selektiven 
Einsatz von Repression, die zugleich of-
fensichtlich macht, wie fragil die Bemü-
hungen um autoritäre Selbstlegitimati-
on am Ende sind. 
Die zweite Variante, die in der jüngsten 
Diskussion unter deutschen Politologen 
anzutreffen ist, speist sich vor allem aus 
regionalwissenschaftlichen Kenntnis-
sen über den arabischen Raum. Sie 
sträubt sich vehement gegen die erste 
Variante – beziehungsweise gegen 
das, was sie als „democracy bias“ oder 
gar als „Demokratisierungs-Teleologie“ 
der Transformationsforschung erkennt. 
In gezielter Abgrenzung von jener ers-

Autoritäre Regime agieren nicht losge-
löst von der internationalen Staaten-
welt. Heike Holbig analysiert die Aus-
wirkungen der globalen Finanzkrise auf 
die Legitimität der chinesischen Partei-
herrschaft und zeigt dabei die enge Ver-
flechtung externer und interner Faktoren 
auf. Ihre Analyse fußt auf einem mehrdi-
mensionalen Verständnis politischer Le-
gitimation, das sich in die Aspekte der 
Legalität, der normativen Rechtfertigung 
von Performanz und politischer Autori-
tät sowie der Konsensbezeigung auffä-
chern lässt. Gerade am Beispiel Chinas 
erlaubt dieser Ansatz eine dynamische 
Perspektive auf Mechanismen der Schaf-
fung – wie auch des Verlusts – von Legi-
timität: China ist es sehr wohl gelungen, 
die Finanzkrise als Anlass für einen 
längst überfälligen Modellwechsel – weg 
von der „Werkbank der Welt“ und hin zu 
einem seit 2003 propagierten Konzept, 
das eine sozial und ökologisch verträgli-
che Entwicklung sowie eine Balance zwi-
schen Binnen- und Außenwirtschaft an-
strebt – zu nutzen. Der stete Verweis 
Chinas auf seine nationale Souveränität 
diente angesichts der globalen Finanz- 
und Wirtschaftskrise zwar zur Recht-
fertigung der Autorität der chinesischen 
Parteiherrschaft, offenbarte jedoch Kon-
fliktpotenziale zwischen inneren und ex-
ternen Legitimationsstrategien. Nicht zu-
letzt wurde die internationale Anerken-
nung von Chinas Parteiregime dazu 
genutzt, eine Legitimationslücke im Be-
reich der öffentlichen Konsensbezeigung 
im eigenen Land zu schließen.  �
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ten Variante, die als normativistisch kri-
tisiert wird, fordern die Vertreter der 
zweiten Variante eine streng empiri-
sche Herangehensweise, die sich unab-
hängig vom Selbstverständnis demo-
kratischer Legitimität auf die Suche 
nach den vielfältigen Erscheinungsfor-
men „nicht-demokratischer“ Legitimität 
in autoritären Regimen macht. Genannt 
werden materielle Formen der Legiti-
mitätsbeschaffung, Tradition, Religion, 
Ideologie und Nationalismus. Unter 
Rückgrif f auf Max Webers Definition 
von Legitimität als Legitimitätsglaube 
(oder auf verwandte De finitionen von 
David Easton und Seymour Martin Lip-
set) werden hier summarisch all jene 
Faktoren veranschlagt, von denen an-
genommen werden kann, dass sie zum 
Glauben in die Legitimität „nicht-de-
mokratischer“, sprich autoritärer Herr-
schaft beitragen.
Aus regionalwissenschaftlicher Sicht er-
scheint diese zweite Herangehensweise 
auf den ersten Blick durchaus attraktiv, 
weil sie verspricht, einen freien, von 
teleologischen Voreinstellungen unver-
stellten Blick auf die reichhaltigen „nicht-
demokratischen“ Legitimitätsquellen zu 
werfen, und so zu verstehen, wie moder-
ne autoritäre Regime tatsächlich funk-
tionieren. Bei genauerer Betrachtung 
erweist sie sich allerdings als problema-
tisch.
Zunächst steht die geforderte Analyse 
von Legitimität als Legitimitätsglaube 
vor dem analytischen Problem, Zugang 
zu den „wahren“ Überzeugungen im 
„Inneren der Köpfe“ zu erlangen – zu-
mal in autoritären Kontexten, wo der 
politische Erwünschtheitsdruck in Um-
fragen generell als sehr hoch gelten 
muss. Der empirische Zugang verfängt 
sich damit in einer tautologischen Falle: 
Das betrachtete Regime ist legitim, weil 
die Beherrschten es offensichtlich für le-

gitim halten – beziehungsweise, und 
analytisch nicht unterscheidbar, weil 
die Selbstlegitimierung des Regimes of-
fensichtlich erfolgreich war. Von hier ist 
es nicht mehr weit zur gegenläufigen 
Teleologie einer inhärenten Dauerhaf-
tigkeit autoritärer Herrschaft, die kaum 
überzeugender erscheint als die kriti-
sierte „Demokratisierungsteleologie“.
Ein weiteres, noch gewichtigeres Prob-
lem der zweiten Variante ist, dass sie 
ausschließlich „nicht-demokratische“ Le-
gitimationsquellen in den Blick nimmt. 
Dies erscheint zum einen konzeptionell 
problematisch, wenn damit unterstellt 
wird, dass es so etwas wie „genuin au-
toritäre“ Legitimationsansprüche gebe 
– denn Tradition, Religion, Ideologie 
etc. spielen keineswegs nur im autoritä-
ren Kontext eine legitimierende Rolle. 
Sie erscheint zum anderen aber auch 
empirisch fragwürdig, weil autoritäre 
Herrschaft bei genauerer Betrachtung 
in ihrem normativen Selbstentwurf wie 
auch in der Interaktion mit externen Ak-
teuren selten allein auf „nicht-demokra-
tischen“ Legitimationsansprüchen fußt. 
Vielmehr stehen, wie hier argumentiert 
werden soll, nicht-demokratische und 
demokratische Ansprüche in einem en-
gen Spannungsverhältnis. Auch Auto-
kraten möchten, so könnte man über-
spitzt formulieren, in den meisten Fällen 
„gute Demokraten“ sein, vor der interna-
tionalen Öffentlichkeit ebenso wie zu-
hause.
Dazu kommt, dass viele autoritäre Re-
gime im Gegenzug zu den territorialen 
Entgrenzungen der Globalisierung im-
mer lauter auf ihre territoriale Integrität 
und nationale Souveränität pochen – 
und damit auf Normen, die eng mit dem 
demokratischen Masternarrativ der 
„Volkssouveränität“ verwoben sind. Eine 
Fokussierung auf „nicht-demokratische“ 
Legitimität läuft so Gefahr, eben jenes 

Spannungsverhältnis zu verkennen und 
inhärente normative Konfliktlinien zu 
übersehen. Eine „rein empirische“ Ausei-
nandersetzung mit der Frage politischer 
Legitimität unter Verzicht auf normative 
Aspekte scheint mit anderen Worten il-
lusionär, im demokratischen ebenso wie 
im autoritären Kontext.

Ein mehrdimensionales Verständnis 
politischer Legitimation

Damit stellt sich nun die Frage nach ei-
nem legitimationstheoretischen Ansatz, 
der geeignet ist, sowohl die Klippen der 
Teleologie als auch die der Tautologie 
zu umschiffen, ohne normative Aspekte 
aus dem Blick zu verlieren. Als be-
sonders fruchtbar erweist sich hier ein 
anderer „Klassiker“ der Sozialwissen-
schaften, nämlich David Beethams Mo-
dell politischer Legitimation aus dem 
Jahr 1991. In bewusster Abgrenzung 
von Ansätzen im Gefolge Max Webers, 
die Legitimität im Wesentlichen auf 
Legitimitätsglauben reduzieren, beruht 
David Beethams Modell auf einem 
mehrdimensionalen Verständnis von po-
litischer Legitimation. Demnach gilt 
Herrschaft in dem Maße als legitim, 
� wie sie mit etablierten, langfristig gel-

tenden konventionellen und/oder kon-
stitutionell-rechtlichen Regeln überein-
stimmt (Legalität; Ebene 1);

� wie diese Regeln mit Bezug auf ge-
meinsame Überzeugungen normativ 
gerechtfertigt werden können (norma-
tive Rechtfertigbarkeit; Ebene 2), näm-
lich zum einen hinsichtlich der Errei-
chung selbstgesteckter Performanzzie-
le, allen voran des gesellschaftlichen 

Legitimitäts-
kriterium1 Strategien interner Legitimation Strategien externer Legitimation Beziehungen interner/externer 

Strategien

Performanz 
(Ebene 2a)

Betonung sozialer Gerechtigkeit, 
Harmonie und Gemeinwohl;
Vermeidung manifester Formen 
exklusiver Privilegien (Korruption)

(Selektive) Einbindung in die 
Weltwir tschaft; Eintreten für 
„gerechte“, „harmonische“ 
internationale Entwicklung

Synergie

Autorität 
(Ebene 2b)

Prinzip der Volkssouveränität,
qualifiziert durch politische Ideo-
logie, wissenschaftliche Doktrin, 
Religion, Tradition, Naturgesetz, 
etc.

Internationale Kooperation unter 
Wahrung nationaler Souveräni-
tät; Erhöhung der internationalen 
Resonanz politischer Ideologie, 
Religion, etc.

Konfliktpotenzial der Betonung 
nationaler Souveränität

Konsens 
(Ebene 3)

Mobilisierung von heimischem 
Konsens (ideologische Massen-
mobilisierung, konsultativ-partizi-
patorische Mechanismen, Volks-
wahlen, etc.); Verhinderung von 
aktivem Dissens

Mobilisierung externer An-
erkennung der internationalen 
Staatengemeinschaft, anderer 
(autoritärer) Regime, Nachbar-
staaten aus der Region; Zurück-
weisung internationaler Kritik

Kompensation interner Legiti-
mationslücken durch externe 
Anerkennung

Abbildung 1: Strategien interner und externer Legitimation im erweiterten Modell Beethams 
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ig Allgemeinwohls (Performanz; Ebene 
2a), und zum anderen hinsichtlich an-
erkannter Quellen politischer Autorität 
(Autorität; Ebene 2b); 

� wie schließlich ausdrücklicher Konsens 
von Seiten der Beherrschten bezeigt 
wird, sei es durch Wahlen oder Mas-
senmobilisierungskampagnen, auch 
wenn dies nur bedingt freiwillig erfolgt 
(Konsens, Ebene 3).

Die Auffächerung des Legitimationsbe-
grif fs in Aspekte der Legalität, der nor-
mativen Rechtfertigung von Performanz 
und politischer Autorität, und der öf-
fentlichen Konsensbezeigung erscheint 
zwar zunächst deutlich aufwändiger 
als das eng geführte Verständnis von 
Legitimität als Legitimitätsglaube, doch 
bietet sie drei wichtige Vorteile:
� Sie ist auf alle Regimetypen anwend-

bar, also auch auf autoritäre Regime.
� Sie erlaubt eine dynamische Sicht auf 

Legitimationsprozesse und auf Me-
chanismen der Schaffung und des Ver-
lusts von Legitimität.

� Schließlich sucht sie den empirischen 
Nachweis dieser Prozesse nicht in den 
privaten Rückzugsgefilden im Innern 
der Köpfe, sondern im leichter zugäng-
lichen Raum öffentlicher Diskurse.

Leider besitzt das Beethamsche Modell 
auch einen Nachteil, den es aber mit 
anderen bekannten legitimationstheo-
retischen Ansätzen teilt, nämlich die 
konzeptionelle Begrenzung auf einen 
nationalstaatlichen Rahmen. Wie hier 
demonstriert werden soll, besitzen au-
toritäre Regime aber nicht nur im natio-
nalen, sondern auch im internationalen 
Kontext wachsende Spielräume zur Le-
gitimierung ihrer Herrschaft – sei es 
durch die funktionale Einbindung in 
weltwir tschaftliche und weltpolitische 
Zusammenhänge oder durch ihre nor-
mative Einbindung in Verhandlungs- 
und Kooperationsregime zur Lösung 
drängender globaler Fragen. Daher 
wird hier vorgeschlagen, das Beetham-
sche Modell um die internationale Di-
mension zu erweitern, wie in der Tabelle 
skizziert.
Ohne hier bereits Details vorwegzuneh-
men, soll diese Tabelle verdeutlichen, 
dass sich die verschiedenen Mechanis-
men zur Schaffung von interner und pa-
rallel dazu von externer Legitmität auf 
den verschiedenen Ebenen des Modells 
verorten lassen. So soll im Folgenden ei-
nerseits von „Strategien interner Legiti-
mation“ die Rede sein, die sich auf den 
jeweiligen Modellebenen an verschie-
dene heimische Adressaten wenden, 
und andererseits von „Strategien exter-
ner Legitimation“, die sich an verschiede-
ne internationale Adressaten richten.2
Nehmen wir nun den Testfall der globa-
len Finanzkrise in den Blick, so lautet die 
empirische Fragestellung, welche Deu-
tungen die globale Finanzkrise in Chi-

na, genauer in Chinas öffentlichen nati-
onalen und internationalen Diskursen 
erfahren hat, und welche internen und 
externen Legitimationsstrategien dar-
aus abgeleitet werden können. Analy-
siert wurden vor allem Beiträge aus ver-
schiedenen chinesisch- und englisch-
sprachigen Presseerzeugnissen im Zeit-
raum zwischen September 2008 und 
Oktober 2009.3 Die Quellen werden 
auf den drei Modellebenen der Perfor-
manz, der Rechtfertigung politischer 
Autorität und der öffentlichen Konsens-
bezeigung analysiert, um die verschie-
denen Deutungen des komplexen „Er-
eignisses“ der globalen Finanzkrise zu 
entwirren, die im öffentlichen Diskurs 
eng miteinander verwoben sind.

Schlag ins Kontor oder willkommener 
Anlass zum Modellwechsel?

Der September 2008 markiert den Rol-
lenwechsel Chinas von einem bloßen 
Beobachter der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise hin zu einem involvier-
ten Subjekt. Seit dem Ausbruch der US-
Immobilien- und Finanzkrise im Früh-
sommer 2007 waren sich chinesische 
und ausländische Analysten weitge-
hend darin einig, dass die Volksrepublik 
China dank der „sound fundamentals“ 
der chinesischen Volkswirtschaft, der 
geringen Anteile „toxischer“ Anlagen in 
chinesischen Banken und dem bishe-
rigen (nachträglich interpretiert als 
vorausschauend weisen) Verzicht auf 
eine durchgreifende Liberalisierung des 
Bankensektors und des Wechselkursre-
gimes keine weiterreichenden negati-
ven Folgen zu befürchten habe (soge-
nannte Decoupling-These). Die welt-
weiten Erschütterungen aber, die der 
Zusammenbruch des Bankhauses Leh-
man Brothers Mitte September 2008 
auslöste, und der wenig später erstmals 
auch in China registrierte Einbruch der 
Realwirtschaft (Rückgang der monatli-
chen Exportwerte im Oktober 2008 um 
sechs Prozent, im November um 8,5 Pro-
zent, im Dezember um 2,8 Prozent) sig-
nalisierten, dass die globale Finanzkri-
se nun auch die Volksrepublik er fasst 
hatte. Ausländische Kommentatoren 
befürchteten im Gefolge der nun auch 
für China unausweichlichen negativen 
Krisenwirkungen einen empfindlichen 
Anstieg der seit langem beobachteten 
sozialen Disparitäten, der das Fass zum 
Überlaufen bringen und unabsehbare 
Folgen für die soziale und politische 
Stabilität des Landes mit sich bringen 
könnte. Den Rückgang des jährlichen 
Wirtschaftswachstums auf einen im 
Vergleich der zurückliegenden Dekade 
negativen Rekordwert von nur 6,8 Pro-
zent im vierten Quartal 2008 werteten 
viele als alarmierendes Zeichen, dass 

die „magische“ Schwelle von acht Pro-
zent Wirtschaftswachstum nunmehr un-
terschrit ten und die dynamische Ent-
wicklung der chinesischen Volkswirt-
schaft damit nicht länger gewährleistet 
sei. In der alarmierten Deutung der real-
wir tschaftlichen Indizien verdichtete 
sich, mit anderen Worten, die implizite 
Annahme, dass die globale Finanzkrise 
China an der Wurzel seines bisherigen 
Erfolgs – der erfolgreichen ökonomi-
schen Performanz als „Werkbank der 
Welt“ – gepackt habe, und dass mit der 
drohenden Performanzkrise unmittel-
bar die Gefahr einer politischen Legiti-
mitäts- und Stabilitätskrise verbunden 
sei.
Die parteistaatliche Führung Chinas re-
agierte auf dieses „Hereinbrechen“ der 
globalen Finanzkrise betont gelassen. 
Im offiziellen Diskurs fällt vor allem auf, 
dass er auf eine Deutung verzichtet, die 
im inoffiziellen Internetdiskurs im glei-
chen Zeitraum durchaus verbreitet war, 
nämlich auf die Deutung der globalen 
Finanzkrise als Folge eines US-ameri-
kanischen Verschuldungsexzesses, der 
die Weltwir tschaft nun mit in den Ab-
grund zu reißen drohe. Stattdessen fin-
det sich eine offizielle Interpretation der 
Krise als gewissermaßen „natürlicher“ 
Reflex globaler Konjunkturzyklen. Tat-
sächlich sei die eigentliche Ursache der 
Krise in China die starke außenwirt-
schaftliche Abhängigkeit, die aus dem 
„alten“, rein auf quantitatives Wachs-
tum ausgerichteten Entwicklungsmodell 
resultiere. Damit sei es nun höchste Zeit, 
das Image Chinas als „Werkbank der 
Welt“ aufzugeben und an dessen Stelle 
ein neues Entwicklungsmodell zu setzen 
– und zwar kein anderes als das von 
Parteichef Hu Jintao seit 2003 propa-
gierte „wissenschaftliche Entwicklungs-
konzept“, das eine nachhaltige, sozial 
und ökologisch verträgliche Entwick-
lung und eine Balance zwischen Außen- 
und Binnenwirtschaft anstrebe. Die so-
zialen Disparitäten, die integraler Be-
standteil des alten Modells gewesen 
seien, dürften nicht länger in Kauf ge-
nommen werden. Vielmehr sei es im Sinn 
gesellschaftlichen Allgemeinwohls an 
der Zeit, dass die Bevölkerung sich end-
lich das Konsumniveau leisten könne, 
das sie nach Jahrzehnten des Verzichts 
auch verdiene. 
Im Einklang mit dieser Deutung wurde 
das im November 2008 aufgelegte 
Konjunkturpaket in Höhe von vier Billio-
nen Renminbi als konkrete Umsetzung 
von Hu Jintaos „wissenschaftlichem Ent-
wicklungskonzept“ und dessen Zielen 
sozialer Harmonie, Gerechtigkeit und 
Volksnähe gepriesen. Der Stärkung des 
privaten Konsums im Sinne des Slogans 
„mehr Reichtum für das Volk“ kam dabei 
eine zentrale Stellung zu. Diese inter-
pretative Fokussierung auf den Aspekt 
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privaten Konsums wurde rechtzeitig 
zum chinesischen Neujahrsfest im Janu-
ar 2009 durch pathetische Schlagzei-
len honoriert, wonach die Wirtschaft 
sich bereits wieder erhole, dank der 
„richtigen“, „effizienten“ und „resoluten“ 
Maßnahmen von Partei und Regierung, 
aber auch dank des „patriotischen Kon-
sums“ der Bevölkerung.
Diese bei der Bewältigung der Krise zu-
hause erzielten Performanzerfolge – 
die im wohltuenden Kontrast zu Berich-
ten über die schwerwiegenden Krisen-

folgen in anderen Teilen der Welt stan-
den – wurden auch nach außen 
gespiegelt. Während etwa in der eng-
lischsprachigen Beijing Review die ne-
gativen Folgen der Krise auf die heimi-
sche Volkswirtschaft als vorübergehen-
de Eintrübung der Konjunktur darge-
stellt wurden, deren Bewältigung dank 
der schnellen Reaktion der Regierung 
absehbar sei, wurden die seit dem ers-
ten Quartal 2009 registrierten Anzei-
chen für eine konjunkturelle Erholung in 
den buntesten Farben zelebriert. 

Schlagzeilen wie etwa „The Trumpet of 
a Prophecy“4 oder „Up, Up and Away“5 
reflektierten eine im heimischen Eliten-
diskurs durchaus verbreitete Deutung, 
wonach die globale Wirtschafts- und 
Finanzkrise eine hervorragende Gele-
genheit für China biete, seine internati-
onale „Überholstrategie“ erfolgreich 
und unbeirr t fortzusetzen. Bei ihren 
zahlreichen internationalen Auftrit ten 
im Rahmen der G 20, APEC (Asia-Euro-
pa Meeting), ASEM (Asia-Pacific Eco-
nomic Cooperation) etc. glänzten Hu 
Jintao und Wen Jiabao abwechselnd 
mit selbstbewussten Ausführungen zu 
dem großen Beitrag Chinas bei der 
Überwindung der globalen Krise. Ein 
wiederkehrendes Element waren aber 
auch ihre Appelle an ein „internationa-
les Gemeinwohl“, vor allem die Propa-
gierung einer „ausgewogenen Entwick-
lung“ auf globaler Ebene, wo China sich 
– in konzeptioneller Verlängerung des 
zuhause formulierten „wissenschaft-
lichen Entwicklungskonzepts“ – dafür 
einsetze, insbesondere den ärmsten 
Ländern bei der Bewältigung der Krise 
beizustehen.
Auf der Ebene der Verfolgung selbstge-
steckter Performanz- und Gemeinwohl-
ziele ist es der parteistaatlichen Führung 
damit gelungen, die Krise als willkom-
menen Anlass für einen längst überfälli-
gen Modellwechsel positiv umzudeu-
ten. Interne und externe Legitimations-
strategien stehen dabei in einem weit-
gehend konfliktfreien, wenn nicht sogar 
in einem synergetischen Verhältnis zuei-
nander.

Pochen auf nationale Souveränität

Im Unterschied dazu lassen sich auf der 
zweiten Ebene der Rechtfertigung poli-
tischer Autorität durchaus Konflikte zwi-
schen internen und externen Strategien 
ausmachen.
So finden sich im heimischen Diskurs 
zahlreiche Identifikationsangebote der 
Parteiführung als Verkörperung des na-
tionalen Selbstvertrauens und nationa-
ler Stärke, etwa im Kontext der offiziel-
len Reflexion zum feierlichen Abschluss 
der landesweiten Anstrengungen zur 
Bewältigung der Erdbebenkatastrophe 
in Sichuan vom Mai 2008 oder anläss-
lich der zahlreichen Jahrestage. Bei-
spielhaft sei nur eine Passage in der of-
fiziellen Ansprache Hu Jintaos zum 60. 
Jahrestag der Gründung der Volksrepu-
blik China genannt, in der es in poeti-
sierter Rhetorik heißt: „Vaterland, wie 
majestätisch ragst du auf im Osten der 

Der Hang Seng Index, der führende Aktienindex in Hongkong, fällt im Herbst 2008 in 
Folge der globalen Finanzkrise. Chinas Parteiführung ist es gelungen, die Finanzkrise als 
Anlass für einen überfälligen Modellwechsel – weg von der „Werkbank der Welt“ hin zu 
einem Konzept, das eine sozial und ökologisch verträgliche Entwicklung sowie eine Ba-
lance zwischen Binnen- und Außenwirtschaft anstrebt – zu nutzen. picture alliance/dpa
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ig Welt“.6 War diese Wendung von Hu 
Jintao fast wortgleich bereits ein Jahr 
zuvor anlässlich des 59. Jahrestags ver-
wendet worden, so erfreute sie sich in 
diesem Jahr unter chinesischen Blog-
gern einer enormen Resonanz.
Auftrit te chinesischer Politiker auf inter-
nationalem Parkett sind hingegen re-
gelmäßig von einer starken Ambivalenz 
durchzogen: Einerseits sonnt man sich 
offensichtlich in der „staatsmännischen 
Aura“ internationaler Kooperation, wie 
sie etwa von den Krisengipfeln der G 20 
ausgeht. Die beständige Demonstrati-
on der chinesischen Bereitschaft zur in-
ternationalen Kooperation machten Hu 
Jintao auf dem Londoner G 20-Gipfel 
im April 2009 zum „Mann der Stunde“. 
Wie in den heimischen Medien mit Ge-
nugtuung zur Kenntnis genommen, war 
Hu auf dem Abschlussfoto der versam-
melten Gipfelteilnehmer zentral in der 
ersten Reihe zur Rechten des Gastge-
bers Gordon Brown positioniert, wäh-
rend die Londoner Uhren parallel in drei 
Zeitzonen tickten: London Time, New 
York Time und Beijing Time.7

Andererseits wird das Bekenntnis der 
internationalen Kooperationsbereit-
schaft durch die wiederkehrende Be-
tonung nationaler Souveränität relati-
viert. Insbesondere im Verhältnis zu den 
USA ist eine ausgeprägte strategische 
Ambivalenz erkennbar. So reagierte die 
politische Elite sehr gespalten auf die 
Idee eines „Super-Gipfels“ zwischen 
den USA und China im neuen Format ei-
ner „G 2“, die von prominenten Persön-
lichkeiten wie Zbigniew Brzezinski und 
Robert Zoellick propagiert, im Vorfeld 
des G 20-Gipfels in London an die 
Volksrepublik herangetragen und in der 
internationalen Presse intensiv kom-
mentiert worden war. Wie ein Beitrag in 
der Chinese Cadres Tribune vom Mai 
2009 offen argumentierte, fühle man 
sich durch das sichtbare Werben der 
USA und den daraus resultierenden in-
ternationalen Prestigegewinn durchaus 
geschmeichelt. Allerdings ergebe eine 
nüchterne Analyse der außenpoliti-
schen Realitäten, dass die USA jenseits 
der Überwindung der durch sie verur-
sachten globalen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise kein genuines Interesse an ei-
ner Kooperation auf gleicher Augenhö-
he mit China haben könnten und China 
daher auf die Position des Juniorpart-
ners beschränkt sei. Auch laufe die 
G 2-Idee den faktischen Tendenzen zu 
einer multipolaren Weltordnung zuwi-
der, in der neben dem „rasanten Auf-
stieg Chinas“ unter anderem auch Russ-
land, die EU, Japan und Indien eine grö-
ßere politische Rolle einforderten. Als 
Juniorpartner in einem G 2-Format kön-
ne sich China daher nur außenpoliti-
sche Komplikationen mit dem Rest der 
Welt einhandeln. Das vorgeschlagene 

Format sei daher zugunsten einer „aus-
gewogenen“ und „global umspannen-
den“ Diplomatie abzulehnen.8

Ein weiteres Zeichen der Ambivalenz ist 
die chinesische Umdeutung des Begrif fs 
„responsible stakeholder“, den Robert 
Zoellick zur Honorierung von Chinas in-
ternationalem Engagement 2005 ge-
prägt hatte, um die Volksrepublik zu ei-
nem nachhaltigen und verantwortungs-
vollen Engagement in globalen Fragen 
zu bewegen. Im Kontext der Finanzkrise 
findet sich stattdessen die chinesische 
Selbstbezeichnung als „responsible 
major developing country“. Erhalten 
bleibt das Attribut „responsible“, wäh-
rend die Verbindlichkeit stif tende Idee 
des „stakeholder“ durch das abgren-
zende Konzept des Entwicklungslands 
ersetzt wird, womit eine klarer Vorrang 
nationaler vor internationalen Interes-
sen einhergeht. Gemäß des „Prinzips 
gemeinsamer aber dif ferenzierter Ver-
antwortlichkeit“, ebenfalls eine neue 
Formel chinesischer Diplomatie, solle 
den entwickelten Ländern ein höherer 
Grad an Verantwortung bei der Lösung 
drängende globaler Probleme zuge-
messen werden als den Entwicklungs- 
und Schwellenländern.
Subtile Hinweise auf das latente Kon-
fliktpotenzial finden sich aber auch bei 
der „Rückübersetzung“ internationaler 
Auftrit te in die heimischen Medien. So 
schaltete etwa Wen Jiabao einem In-
terview mit der Financial Times im Febru-
ar 2009 eine salomonische Wendung 
voraus, die vorrangig für das heimische 
Publikum bestimmt schien: „Alles, was 
ich Ihnen sagen werde, wird der Wahr-

heit entsprechen, aber ich werde Ihnen 
nicht alles sagen.“9 Im selben Interview 
stufte Wen Jiabao eine Reporterfrage 
explizit als „sensibel“ ein, nämlich die 
Frage, ob China nicht zum Kauf weiterer 
US-Staatsanleihen gezwungen sei, um 
den Wert seiner eigenen umfangrei-
chen Dollarreserven zu stützen – Hinter-
grund seiner Antwort war offensichtlich 
sein Wissen um die Empfindlichkeit chi-
nesischer Leser in diesem Punkt, von de-
nen nicht wenige die USA beschuldig-
ten, China in währungspolitische „Gei-
selhaft“ genommen zu haben.
Diese und zahlreiche andere Beispiele 
zeigen, dass der Verweis auf nationale 
Souveränität zur Rechtfertigung politi-
scher Autorität ein konfliktbehaftetes 
Verhältnis zwischen internen und exter-
nen Legitimationsstrategien erzeugt. 
Während einerseits das Pochen auf na-
tionale Souveränität die legitimierende 
Strahlkraft internationaler Kooperation 
reduziert, gefährdet ein allzu vorbe-
haltloses internationales Engagement 
die Legitimität des Parteiregimes als Hü-
ter nationaler Interessen.

Hereinspiegelung internationaler 
Anerkennung zur Legitimierung 
zuhause

Die drit te und letzte Ebene im Beetham-
schen Modell, die öffentliche Bezei-
gung von gesellschaftlichem Konsens, 
stellt für China wie für andere autoritäre 
Regime eine notorische Herausforde-
rung dar. Auf die Konsensbeschaffung 
durch demokratische Wahlen oder 
durch die Einführung konsultativer und 
partizipativer Elemente kann nur be-
dingt zurückgegrif fen werden, auch 
wenn diese Elemente im öffentlichen 
Diskurs eine keineswegs unwichtige Rol-
le spielen. Die Alternative einer Mas-
senmobilisierung durch ideologische 
Kampagnen hat ihre frühere Wirksam-
keit verloren, während nationalistische 
Formen der Mobilisierung die latente 
Gefahr regimekritischer Umdeutungen 
bergen und daher im chinesischen Eli-
tendiskurs als zweischneidiges Schwert 
gelten.10 Somit besteht eine strukturelle 
Legitimationslücke im Bereich öffentli-
cher Konsensbezeigung, die im natio-
nalen Rahmen nur schwer zu schließen 
ist. Das Parteiregime ist daher in wach-
sendem Maße auf externe Anerken-
nung angewiesen, die es im internatio-
nalen Rahmen zu mobilisieren und in die 
nationale Öffentlichkeit hereinzuspie-
geln sucht.
Eine direkte Form der Hereinspiegelung 
externer Anerkennung ist etwa die 
Übersetzung internationaler Politiker-, 
Experten- und Pressestimmen, die sich 
positiv über Chinas Rolle in der Welt äu-
ßern. Die Beijing Review etwa führt auf 
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Seite 3 gegenüber dem Editorial eine in 
Rot besonders hervorgehobene wö-
chentliche Rubrik mit Zitaten aus aller 
Welt. Wiedergegeben werden darin 
entweder chinesische Stimmen zu glo-
balen Fragen oder Stellungnahmen 
ausländischer Prominenter, Politiker und 
Experten zu internationalen Themen, 
die für China von besonderem Belang 
sind – und dabei natürlich explizit oder 
zumindest implizit die jeweilige chinesi-
sche Position unterstützen. Zitiert wer-
den im Beobachtungszeitraum vorzug-
weise die Präsidenten internationaler 
Organisationen (UN, Weltbank, Inter-
nationaler Währungsfonds/IWF, etc.), 
politische Vertreter westlicher (zahlen-
mäßig allen voran der USA), aber auch 
anderer Staaten (bevorzugt Russlands, 
Brasiliens und verschiedener arabi-
scher Staaten), Nobelpreisträger und 
Experten aller Art. Betont werden all-
seits die aktive internationale Rolle Chi-
nas und sein wichtiger Beitrag zur Über-
windung der Krise. Im September 2009 
war in heimischen Medien der Beitrag 
eines China-Experten aus Singapur zu 
lesen: „Von der Asienkrise bis zur aktuel-
len globalen Finanzkrise haben die 
Kompetenz und Effizienz, die das chine-
sische Modell bei der Krisenbewälti-
gung bewiesen hat, dazu geführt, dass 
sich eine wachsende Zahl von Men-
schen mit diesem Modell identifiziert.“11 
Daneben lassen sich aber auch zahlrei-
che indirekte Formen finden, wie etwa 
die Aufstellung internationaler Länder-
„Rankings“ und die Selbstpositionie-
rung darin. In der chinesischen Hierar-
chisierung „nationaler Stärke“ rangie-
ren die USA unumstrit ten an erster Stel-
le, mittlerweile eng gefolgt von den 
international angesagten „BRICs“ (Bra-
silien, Russland, Indien und China), wo-
bei China sich hier klar als Primus inter 
pares begreift. Der drit te relevante Ver-
gleichshorizont ist schließlich die asiati-
sche Region selbst, wo China sich an-
schickt, durch verstärktes Engagement 
bei der Krisenbewältigung die regiona-
le Wortführerschaft zu übernehmen. 
Seit Anfang 2009 werden die asiati-
schen Nachbarn zudem als Partner in 
der Verfolgung eines chinesischen 
Langfristziels hofiert, nämlich der inter-
nationalen Verbreitung des Renminbi, 
zunächst als Transaktionswährung und 
später auch als Reservewährung neben 
dem US-Dollar. So weit entfernt dieses 
Ziel aus heutiger Sicht erscheinen mag, 
entfaltet die Projektion des Renminbi als 
international anerkannter Währung – 
und der symbolisch damit verbundenen 
weltweiten Anerkennung nationaler 
Stärke – zumindest nach Innen eine 
nicht unerhebliche Legitimationswir-
kung. Insgesamt erscheint die Herein-
spiegelung externer Anerkennung so 
als zunehmend wichtige Kompensati-

onsstrategie, um die notorische Legiti-
mationslücke im Innern zu füllen. 
Wie zwei eindrückliche Bildgestaltun-
gen im thematischen Kontext der globa-
len Finanzkrise aus der deutschen Wo-
chenzeitung Die Zeit zeigen, verfehlt 
gerade die Währungssymbolik auch im 
westlichen Ausland ihre Wirkung nicht. 
Während auf dem einen Bild ein zum 
Papierschiffchen gefalteter Ein-Dollar-
Schein im piktorialen Meer einer 
20-Renminbi-Note versinkt, trit t auf dem 
anderen Bild ein chinesischer Geld-
schein in Gestalt eines stämmigen Bo-
xers gegen seinen US-amerikanischen 
Gegner (wiederum als Ein-Dollar-
Schein) an; im Hintergrund machen sich 
bereits der russische Rubel, der brasilia-
nische Real und die indische Rupie zum 
Einsatz bereit.12

Angesichts der wachsenden Bedeutung 
der externen Wahrnehmung Chinas für 
die Legitimierung der Parteiherrschaft 
im Innern wird aber zugleich nachvoll-
ziehbar, welchen „Flurschaden“ inter-
nationale Kritik an China in der natio-
nalen Wahrnehmung anrichten kann. 
Entsprechend der aufgezeigten Projek-
tionslogik wird internationale Kritik, 
gleich von wem, in welcher Form und mit 
welcher Intention geäußert, als gezielt 
„subversiver“ Dissens und damit als ak-
tiver Entzug des öffentlich manifesten 
externen Konsens gedeutet, auf den 
das Parteiregime baut, gegen den es 
mit den im nationalen Rahmen verfüg-
baren Gegenstrategien andererseits 
nur bedingt etwas auszurichten vermag 
– eine Deutung, die durch scharfe chi-
nesische Repliken auf wahrgenommene 
Kritik aus dem Ausland immer wieder il-
lustriert wird.

ANMERKUNGEN

1 Das erste, nur längerfristig wandelbare Legi-
timitätskriterium der Legalität (Ebene 1) wurde hier 
angesichts des kurzen empirischen Beobach-
tungszeitraums im Kontext der globalen Finanz-
krise nicht berücksichtigt.
2 Der Begriff der „Strategie“ soll dabei aller-
dings nicht unterstellen, dass jeweils klar identifi-
zierbare strategische Akteure am Werk seien. 
Vielmehr ist der Begriff im Sinn diskursiver Strate-
gien zu verstehen, etwa mit Martin Nonhoff, der 
damit „eine bestimmte Form des Arrangierens (...) 
von diskursiven Elementen im Zeitverlauf“ ver-
steht; siehe Nonhoff, Martin (2007): Politische 
Diskursanalyse als Hegemonialanalyse. In: ders. 
(Hrsg.): Diskurs – radikale Demokratie – Hegemo-
nie. Bielefeld (Transkript), S. 173–194.
3 Für die Analyse interner Legitimationsstrate-
gien wurde vorrangig die Inlandsausgabe der 
Renmin Ribao (RMRB, People’s Daily) zugrunde 
gelegt, die als Sprachrohr des parteistaatlichen 
Propagandaapparats die offiziell verbindliche 
Deutung aktueller Ereignisse vorgibt, und die un-
ter den chinesischen Tageszeitungen zugleich die 
höchste Auflage hat. Ergänzt wurde die Analyse 
durch das monatlich von der Zentralen Par-
teischule der KPCh herausgegebene Journal 
Zhongguo Dangzheng Ganbu Luntan (ZDGL, 
Chinese Cadres Tribune), in dem innerhalb der 

internen Öffentlichkeit politischer und intellektu-
eller Eliten Expertenmeinungen zu aktuellen Prob-
lemen ausgetauscht werden und eine durchaus 
offene Diskussion kritischer Themen erfolgt. Die 
Gegenüberstellung der beiden Quellen erleich-
tert es, den strategischen Charakter massenme-
dialer Inszenierungen vor dem Hintergrund poli-
tischer Debatten innerhalb parteistaatlicher und 
akademischer Eliten auszuloten. Zur Analyse ex-
terner Legitimationsstrategien wurden (neben 
den genannten Quellen) wichtige Reden chinesi-
scher Politiker im Ausland verwendet, die in der 
Regel dem englischsprachigen Nachrichtenser-
vice der Xinhua-Nachrichtenagentur zu entneh-
men sind; außerdem die Berichterstattung der 
wöchentlich in englischer Sprache erscheinen-
den Zeitschrift Beijing Review (BR), die die nach 
außen gerichtete offizielle Stimme der Volksrepu-
blik wiedergibt. Daneben wurden punktuell an-
dere on- und offline verfügbare Ausschnitte der 
Tagespresse hinzugezogen, sofern diese in der 
nationalen oder internationalen Wahrnehmung 
von besonderer Bedeutung waren.
4 BR, 30. April 2009.
5 BR, 20. August 2009.
6 Chinesisch: „Zuguo, weiran yili zai shijie 
Dongfang“; Xinhua, 1 . Oktober 2009; RMRB, 
2. Oktober 2009. Das Zitat entstammt weitge-
hend wortgleich der bekannten Abhandlung 
„Über das neue Staatsvolk“ (Xinmin shuo) von 
Liang Qichao aus dem Jahr 1902, die für die Re-
zeption des westlichen, über Japan nach Asien 
„übersetzten“ Nationalstaatsgedankens in China 
prägend war.
7 ZDGL, Mai 2009, S. 35.
8 ZDGL, Mai 2009, S. 35–37.
9 RMRB, 3. Februar 2009. In der englischen 
Fassung des Interviews wurde diese Aussage in-
teressanterweise verkürzt wiedergegeben: „I am 
ready to be open and sincere“; Financial Times, 
2. Februar 2009.
10 Vgl. Gilley, Bruce/Holbig, Heike: The debate 
on party legitimacy in China: A mixed quantitati-
ve/qualitative analysis. In: Journal of Contem-
porary China, No. 18, 59 (March), S. 339–358.
11 Zhongguo Gongchandang Xinwenwang, 
9.9.2009; Unter: http://theory.people.com.cn/
GB/10019447
12 Die Zeit, 25. September 2008, 30. Juli 2009.
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DIE MACHT DES MILITÄRS

Autoritäre Regime in Südostasien: 
Persistenz und Wandel von Militärregimen
Marco Bünte

Südostasien ist ein „Flickenteppich“ po-
litischer Herrschaft. Hier findet sich ge-
genwärtig – neben jungen Demokratien 
und hybriden Regimen – die ganze 
Bandbreite autoritärer Herrschaftsfor-
men. Das breite Spektrum der politi-
schen Systeme verschleiert jedoch den 
großen Einfluss des Militärs auf die Po-
litik. Deutlich werden dieser Einfluss und 
diese Spielart autoritärer Herrschaft, 
wenn man einzelne Staaten der Region 
im historischen Längsschnitt betrachtet. 
Wenngleich reine Militärdiktaturen von 
der Weltkarte nahezu verschwunden 
sind, agiert das Militär in mehreren Staa-
ten Südostasiens im Hintergrund und 
kontrolliert aufgrund einer Form von 
Machtteilung die zivile Regierung. Ob-
wohl in ehemaligen Militärregimen heu-
te mehr oder weniger demokratische 
Wahlen stattfinden, lassen die Schwä-
che der Parteien und zivilen Institutionen 
dem Militär einen großen Spielraum zur 
Beeinflussung der Politik. Marco Bünte 
analysiert in exemplarischen Länderstu-
dien die unterschiedlichen Formen, 
Funktionen und Entwicklungsdynamiken 
militärischer Herrschaft in Südostasien. 
In einem historischen Längsschnitt wer-
den Stabilität und Wandel der Militärre-
gime in Myanmar, in Thailand, auf den 
Philippinnen und in Indonesien erörtert. 
Die Entwicklung dieser Länder illustriert 
das Zusammenspiel von institutionali-
sierter Herrschaft des Militärs, von Re-
pression und Beharrlichkeit autoritärer 
Herrschaft. �

Einleitung

Südostasien ist heute weniger demo-
kratisch als Lateinamerika, aber deut-
lich liberaler als der Nahe Osten. In den 
elf Staaten der Region finden sich vier 
Demokratien: Indonesien wurde 1999 
demokratisch, die Philippinen 1986 und 
Thailand 1992, wobei der Militärputsch 
im September 2006 bereits auf die In-
stabilität der thailändischen Demokra-
tie und die anhaltend hohe Rolle des 
Militärs hinweist. Der 2002 ins Leben 
gerufene Staat Osttimor ist zwar demo-
kratisch, aber politisch sehr instabil. 
Darüber hinaus finden sich eine Reihe 
von elektoral-autoritären Regimen (Ma-
laysia, Singapur, Kambodscha). In die-
sen Staaten finden zwar Wahlen statt, 

diese sind jedoch nur eingeschränkt 
kompetitiv und werden meist von domi-
nanten Parteien gewonnen. Darüber hi-
naus finden sich Einparteiendiktaturen 
in Vietnam und Laos, ein dynastisch-au-
toritäres Regime in Brunei sowie eine 
Militärdiktatur in Myanmar. Dieses sehr 
breite Spektrum politischer Regime ver-
schleiert den großen Einfluss des Mili-
tärs auf die Politik in der Region. Deutli-
cher wird dieser, wenn man die Region 
im historischen Längsschnitt betrachtet. 
Neben dem Militärregime in Myanmar 
(1962–1988; 1988–heute) herrschten 
die Streitkräfte über längere Zeit auch 
in Thailand (1932–1973; 1976–1992), in 
den Philippinen (1972–1986) und in In-
donesien (1965–1998). Die Dauer und 
Institutionalisierung militärischer Herr-
schaft variiert beträchtlich. Während 
die Streitkräfte in den Philippinen „nur“ 
14 Jahre an der Macht waren, verfügte 
das Militärregime in Indonesien mit 33 
Jahren über eine mehr als doppelt so 
lange Lebensdauer. In Thailand und 
Myanmar waren Militärs sogar über 45 
Jahre an der Macht. Im Mittelpunkt der 
folgenden Ausführungen stehen Fragen 
der Stabilität und des Wandels von Mi-
litärregimen in Südostasien. 

Formen, Funktionen und 
Entwicklungsdynamiken 
militärischer Herrschaft 

Militärregime als Spielart 
autoritärer Herrschaft

Militärregime sind eine Form der autori-
tären Herrschaft, in der die Streitkräfte 
als Institution Träger der Herrschaftsge-
walt sind. Sie sind an der Ausübung von 
Herrschaft dauerhaft beteiligt. Hierbei 
kann man zwischen reinen Militärregi-
men oder indirekten Militärregimen 
(Quasi-Militärregimen) unterscheiden: 
In reinen Militärregimen sitzen Militärs 
direkt an den Schalthebeln der Macht 
und besetzen zahlreiche Ämter in Re-
gierung und Verwaltung. In indirekten 
Militärregimen agiert das Militär im 
Hintergrund und kontrolliert die zivile 
Regierung. Durch die Anwendung von 
Gewalt, die „Macht der Gewehrläufe“, 
kann das Militär politische Entscheidun-
gen in seinem Sinne beeinflussen oder 
erzwingen. Dies kann entweder im Ver-
bund mit der Bürokratie in sogenann-

ten bürokratisch-militärischen Regimen 
oder unter der Leitung eines militäri-
schen Führers erfolgen. Im Laufe der Zeit 
degenerieren militärische Führerregime 
häufig zu personalistischen oder im Ext-
remfall sultanistischen Regimen. Diese 
zeichnen sich durch eine große Bedeu-
tung persönlicher Beziehungsnetzwer-
ke aus, die die autoritäre Herrschaft ab-
sichern. 
Reine Militärregime sind in den letzten 
drei Jahrzehnten von der Weltkarte na-
hezu verschwunden. Noch 1979 gab es 
14 Militärregime im subsaharischen Af-
rika, neun in Lateinamerika, fünf in den 
arabischen Staaten und in Nordafrika 
und sechs in Ost- und Südostasien. 
Während heute die Militärregime La-
teinamerikas vollständig von der Bild-
fläche verschwunden sind, haben in an-
deren Regionen Militärs eine neue Rolle 
eingenommen. Im Nahen Osten ist die 
Militärherrschaft stärker personalisier-
ten Formen autoritärer Herrschaft gewi-
chen. In allen übrigen Weltregionen 
müssen Militärs die Macht mit Zivilisten 
teilen. In Asien regiert das Militär selbst 
nur noch in Myanmar. In Bangladesch, 
Indonesien, Pakistan, Philippinen, Süd-
korea und Thailand haben Militärs eine 
Form der Machtteilung mit zivilen Politi-
kern gefunden. Selbst nach erfolgrei-
chen Staatsstreichen beeilen sich die 
Militärs heute häufig, Wahlen anzukün-
digen und die Regierungsmacht an Zivi-
listen zu übergeben. Militärputsche wie 
im September 2006 in Thailand sind 
deutlich seltener geworden. Samuel Fi-
ner hat bereits 1962 darauf verwiesen, 
dass dem Militär eine ganze Reihe von 
Mechanismen zur Beeinflussung der Po-
litik offen steht, deren gemeinsame 
Quelle die Verfügung des Militärs über 
die Waffengewalt ist.1 In vielen (ehema-
ligen) Militärregierungen finden heute 
mehr oder weniger demokratische 
Wahlen statt. Die Schwäche von Partei-
en und zivilen Institutionen lässt den 
Streitkräften jedoch einen erheblichen 
Spielraum zur Beeinflussung der Politik. 
Darüber hinaus haben postautoritäre 
Regime häufig Probleme bei der zivilen 
Kontrolle der Streitkräfte. Diese verfü-
gen über erheblichen Einfluss bei der 
Politikgestaltung in zentralen Politikfel-
dern, bei der inneren Sicherheit, der 
Landesverteidigung und der politischen 
Rekrutierung. Während in liberalen De-
mokratien die zivile Kontrolle über das 
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AUTORITÄRE REGIME IN SÜDOSTASIEN: 
PERSISTENZ UND WANDEL VON 

MILITÄRREGIMEN

Militär bei den gewählten Politikern 
liegt, ist in vielen postautoritären Staa-
ten die zivile Kontrolle über die Streit-
kräfte nur eingeschränkt vorhanden. 
Das Militär ist häufig in Kabinetten und 
Parlamenten repräsentiert, es verfügt 
über Vetomacht in einigen Politikberei-
chen, beeinflusst Wahlen und hat auch 
bei der Regierungsbildung ein Mitspra-
cherecht. Der Prozess der Herstellung 
ziviler Kontrolle umfasst zwei Kompo-
nenten: Erstens, den unmittelbaren 
Rückzug des Militärs von der Herr-
schaftsausübung. Zweitens, die Unter-
ordnung des Militärs unter die zivile 
Herrschaft, die Beseitigung von Son-

derbefugnissen und die Auflösung re-
servierter Politikdomänen der Streit-
kräfte.2 Die Folgen jeglicher Form militä-
rischer Intervention für die postautokra-
tische Phase liegen auf der Hand. Die 
Schwächung ziviler Institutionen, an-
haltende politische und wirtschaftliche 
Instabilität und die wachsenden Gefahr 
eines langfristigen Abgleitens in autori-
täre Herrschaft. Die Gründe für die In-
tervention des Militärs sind vielfältig: In 
Anlehnung an Finers Differenzierung 
von gesellschaftlichen Gelegenheits-
strukturen einerseits sowie der Disposi-
tion des Militärs andererseits können 
für die militärische Intervention militär-

interne Gründe wie bestimmte Organi-
sationsmerkmale und Ideologien sowie 
exogene Gründe genannt werden.3 Zu 
letzteren zählen häufig soziale und po-
litische Gegensätze und Wirtschaftskri-
sen. 

Funktionen militärischer Herrschaft

In den meisten außereuropäischen Re-
gionen haben sich Militärs selten auf ih-
re idealtypische und eigentliche Funkti-
on, nämlich die Wahrung der äußeren 
und inneren Sicherheit eines Staates, 
reduzieren lassen. Sie haben stattdes-
sen weitere Funktionen übernommen, 
die den Entwicklungsprozess der außer-
europäischen Länder nachhaltig beein-
flusst haben. Zu nennen sind hier vier 
Aufgaben:4 Erstens, das Militär ist häu-
fig Träger von Modernisierungsprozes-
sen. Das Militär verfolgt ein eigenes po-
litisches Projekt, das darauf abzielt, das 
Land in eine bestimmte Richtung zu ent-
wickeln. Häufig werden daraus eine In-
stitutionalisierung der Rolle des Militärs 
in der Politik und auch die Unterdrü-
ckung bestimmter sozialer Gruppen ab-
geleitet. Zweitens, die Streitkräfte kön-
nen auch die Rolle des Schiedsrichters 
zwischen unterschiedlichen sozialen 
Gruppen beanspruchen. Häufig grei-
fen sie deshalb bei Auseinandersetzun-
gen zwischen Elite und Mittelschicht 
oder Arbeiterschaft ein, um die Herr-
schaft der Staatselite zu stabilisieren. 
Drit tens, können Militärs auch die Rolle 
des „Wächters“ über das politische Sys-
tem spielen. Das klassische Beispiel ist 
die Türkei, deren nationalistisches Mili-
tär den laizistischen Staat und das Erbe 
Atatürks schützt. Insgesamt muss davon 
ausgegangen werden, dass unpoliti-
sche, professionelle Streitkräfte nach 
dem Vorbild Europas nicht der Aus-
gangspunkt der Entwicklung, sondern 
das Ergebnis eines komplexen gesell-
schaftlichen Wandlungsproduktes sind. 
Das Modell eines professionellen Mili-
tärs entwickelte sich unter den speziel-
len politischen und sozialen Bedingun-
gen Europas und ist damit historisch de-
terminiert. In vielen Gesellschaften Afri-
kas, Asiens und des Nahen Ostens 
werden professionelle Streitkräfte nur 
langsam als universelles Ziel akzeptiert. 

Entwicklungsdynamiken: Wandel und 
Stabilität

Nach den jüngsten Erkenntnissen gel-
ten reine Militärregime als chronisch in-
stabil. Sie weisen eine durchschnittlich 
kürzere Lebenserwartung auf als perso-

Das Militärregime in Myanmar (Birma) gilt als das am längsten regierende Militärregime 
der Welt. Die Herrschaft des Militärjuntachefs Than Swe, der zum Zeitpunkt der Aufnah-
me (27.3.2009) die zugelassenen Parteien vor den anstehenden Wahlen zu Toleranz er-
mahnt, scheint unumstritten zu sein. picture alliance/dpa
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te nalistische Regime, die wiederum ten-

denziell weniger lange überleben als 
Einparteienregime. Barbara Geddes5 
hat auf Basis ihrer Datensammlung von 
1972 bis 2003 errechnet, dass Militärre-
gime im Durchschnitt gut elf Jahre Be-
stand haben, Einparteienregime weisen 
mit knapp 18 Jahren eine höhere Le-
bensdauer auf. Die durchschnittlich 
höchste Lebensdauer haben jedoch 
Monarchien mit gut 25 Jahren. Geddes 
begründet die geringere durchschnittli-
che Lebensdauer von Militärregimen 
damit, dass sie zur Aufspaltung in ver-
schiedene militärische Faktionen neig-
ten und so den Keim der Desintegration 
bereits in sich trügen. 
Der Untergang der Militärregime in La-
teinamerika folgte folgendem Muster: 
üblicherweise begann die Auflösung 
des Militärregimes mit der Aufspaltung 
des Militärs in Hard- und Softliner.6 Un-
terschiedliche Interessen in politischen 
oder in wir tschaftspolitischen Fragen 
führten zur Uneinigkeit über den zukünf-
tigen Kurs des Militärregimes. Die Soft-
liner innerhalb des Militärs handelten 
schließlich Pakte mit Teilen der modera-
ten Opposition aus und leiteten den 
Übergang vom autoritären System zur 
Demokratie ein. Diese Pakte sahen häu-
fig Abkommen über die Zukunft des po-
litischen Systems und eine politische 
Amnestie für Entscheidungsträger vor. 
Die jüngste Forschung zu autoritären 
Regimen hat jedoch auch darauf auf-
merksam gemacht, dass Militärregime 
dauerhafter sind, wenn sie es schaffen, 
institutionelle Kanäle zur Gesellschaft 
in Form von Massenparteien, Wahlen 
und Parlamenten aufzubauen.7 Semi-
kompetitive Wahlen können somit auch 
in Militärregimen eine herrschaftsstabi-
lisierende Rolle spielen. Sie bieten eine 
Möglichkeit zur Kooptation der Oppo-
sition, da dieser Zugang zur Legislative 
und beschränkter Einfluss auf die Politik 
geboten wird. Sie ermöglichen nicht nur 
eine kontrollierte Äußerung von Dis-
sens, sondern können auch genutzt 
werden, die Opposition auseinander zu 
dividieren und zu schwächen. 8
Die unterschiedliche Langlebigkeit und 
Stabilität der jeweiligen Militärregime 
erklärt sich folglich aus drei Faktoren: 
der historischen Rolle und dem Selbst-
verständnis des Militärs. Seiner Einheit-
lichkeit und dem Institutionalisierungs-
grad seiner Herrschaft, bzw. der Form 
des Militärregimes und dem Grad der 
Repression, den das Militär zur Unter-
drückung von Protestbewegungen an-
gewendet hat, oder anders gesagt: 
dem Freiraum, der der Zivilgesellschaft 
vom autoritären Regime gewährt wur-
de. Nach der Demokratisierung war au-
ßerdem das Verhalten ziviler Politiker 
maßgeblich für die Akzeptanz der de-
mokratischen Spielregeln durch das Mi-

litär. Am Beispiel der Militärregime Süd-
ostasiens lässt sich dieses Zusammen-
spiel von institutionalisierter Herrschaft 
des Militärs, Repression und Persistenz 
der autoritären Herrschaft illustrieren. 

Die Philippinen unter Ferdinand 
Marcos (1972–1986)

Anders als in den übrigen Staaten Süd-
ostasiens spielten die philippinischen 
Streitkräfte keine Rolle bei der Erlan-
gung der Unabhängigkeit. Bis 1972 
hatten sie auch nie die Regierungsge-
walt inne. Das nach dem amerikani-
schen Vorbild errichtete politische Sys-
tem sah auch eine zivile Regierungs-
kontrolle über die Streitkräfte vor. Durch 
den „auto golpe“ (d.h. Coup gegen sich 

selbst) des 1965 demokratisch gewähl-
ten Staatspräsidenten änderte sich 
schließlich die Bedeutung der Streit-
kräfte drastisch. Mit der Ausrufung des 
Kriegsrechts und dem Verbot politi-
scher Parteien wurde 1972 ein Militär-
regime etablier t, das sehr stark auf die 
Person von Ferdinand Marcos zuge-
schnit ten war. Marcos besetzte alle 
staatlichen Institutionen mit Mitglie-
dern seiner Familie und seinen Cronies 
(Kumpanen). Seine Gefolgsleute wur-
den auch im Militär hofier t, das darauf 
Juniorpartner in dem sultanistischen 
System wurde. Die Streitkräfte wurden 
modernisier t und vergrößert – von ca. 
62.000 bei Amtsantrit t auf 156.000 
(1986). Die Streitkräfte bildeten einen 
integralen Bestandteil der Herrschafts-
koalition. Sie wirkten an der Unterdrü-
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ckung der Opposition und Manipulati-
on der Wahlen mit. Ferdinand Marcos 
versuchte anfänglich zwar noch, seine 
Herrschaft durch die Schaffung einer 
eigenen Partei und nationalen Ideolo-
gie abzusichern und zu legitimieren. 
Aber weder der Partei KBL noch der 
Ideologie kam eine wirkliche Bedeu-
tung im sultanistischen Regime zu, das 
im Wesentlichen von Marcos selber 
und seinen Verwandten dominier t wur-
de. Die Herrschaftsausübung diente 
vor allem der Befriedigung materieller 
Interessen des Herrschers sowie seiner 
Clique, ohne die patrimoniale Struktur 
der philippinischen Sozialordnung, die 
soziale und wir tschaftlichen Stellung 
der alten Oligarchie oder die geringe 
Durchdringung durch den schwachen 
Staat grundlegend zu beeinträchtigen. 

Aufgrund der mangelnden Institutionali-
sierung des Marcos-Regimes waren vor 
allem repressive Maßnahmen gegen die 
Gegner notwendig. Bis zum Jahre 1977 
wurden 60.000 Menschen verhaftet, die 
jedoch bis Ende des Jahrzehnts wieder 
frei kamen. Hierbei handelte es sich in 
erster Linie um Regimegegner, wie Abge-
ordnete der Opposition, Anführer von 
Gewerkschaften und der Studenten-
schaft.9 Nach der Konsolidierung seiner 
Macht Mitte der 1970er Jahre lockerte 
Marcos die Repressivität seines Regimes 
und beantwortete aufkeimende Kritik 
nicht mehr mit der Anwendung von Ge-
walt. Vielmehr hielt er die Opposition in 
Schach, in dem er ihre klientelistischen 
Netzwerke kontrollierte und ihr somit die 
Fähigkeiten nahm, Anhänger zu mobili-
sieren. Die 1978 durchgeführten Parla-

mentswahlen dienten Marcos vor allem 
zur Besserung seines Images im Ausland. 
Massive Behinderung der Kandidaten 
beim Wahlkampf und gefälschte Ergeb-
nisse führten zum erwarteten Ergebnis. 
Die Opposition erzielte jedoch in jenen 
Regionen beachtliche Ergebnisse, in de-
nen Marcos Cronies die Organisation 
der Opposition nicht verhindern konn-
ten.10

Im Zuge einer schweren Wirtschaftskri-
se im Laufe der 1980er Jahre, zunehmen-
der Cliquenwirtschaft und Korruption 
sowie wachsender sezessionistischer 
Gewalt im Süden der Philippinen geriet 
das Marcos-Regime Mitte der 1980er 
Jahre in eine tiefe Vertrauenskrise.
In dieser Schwächeperiode des autori-
tären Regimes entstanden nun immer 
mehr Menschenrechts- und Bürger-
rechtsgruppen, die das diktatorische 
Regime offen herausforderten. Bei den 
Wahlen 1986 stand Marcos eine ge-
schlossene Opposition gegenüber, die 
von der Witwe des 1983 ermordeten 
Oppositionsführers Benigno Aquino 
angeführt wurde. Ihr gelang es, die un-
terschiedlichen Kräfte der Opposition 
zu bündeln. Als schließlich Einheiten 
des Militärs gegen den autoritären 
Herrscher putschten und die USA da-
raufhin Ferdinand Marcos ihre Unter-
stützung versagten, floh der Präsident 
ins Exil nach Hawaii und Oppositions-
führerin Corazon Aquino wurde neue 
Präsidentin. Das militärische Regime 
war zusammengebrochen, die Redemo-
kratisierung wurde eingeleitet. 
Wesentlich für den Zusammenbruch des 
Marcos-Regimes ist die Unfähigkeit, 
seine Herrschaft stärker zu institutiona-
lisieren und auch parteipolitisch abzusi-
chern. Stattdessen nutzte Marcos le-
diglich das Militär als Herrschaftsinst-
rument. Diese Politisierung der Streit-
kräfte wirkt sich noch bis heute aus. Die 
fehlende Einheitlichkeit und Faktionali-
sierung hat dazu geführt, dass das Mili-
tär gegen die Marcos Nachfolgerin 
Aquino sieben Mal putschte. Zuletzt 
kam es 2003 und 2005 zu Putschversu-
chen, die jedoch scheiterten. Die Unter-
stützung der Streitkräfte ist damit in den 
Philippinen zum Machtfaktor gewor-
den, der für die Stabilität des politi-
schen Systems unabdingbar ist. 

Aufstieg und Fall der Neuen Ordnung 
in Indonesien (1965–1998)

Anders als Ferdinand Marcos gelang es 
dem indonesischen Präsidenten Suhar-
to ein sehr gut institutionalisiertes auto-

In dieser gespens-
tisch anmutenden 
Aufnahme küsst 
Imelda Marcos 
den in Batac 
(Nordphilippinen) 
aufgestellten 
Schrein mit dem 
konservierten 
Körper ihres ver-
storbenen Mannes 
Ferdinand Marcos. 
Die Herrschafts-
ausübung (1972–
1986) Ferdinand 
Marcos diente 
vor allem der Be-
friedigung mate-
rieller Interessen 
des Herrschers so-
wie seiner Clique. 
picture alliance/dpa
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te ritäres Regime aufzubauen, das als 

Rückgrat die Armee hatte und sich 
gleichzeitig auf eine hegemoniale Par-
tei stützte. Die Neue Ordnung (1965–
1998) lässt sich als militärisch dominier-
tes Modernisierungsregime bezeich-
nen, das zumindest in der Endphase 
sehr stark von der Person Suharto ge-
prägt wurde. Innenpolitisch diente dem 
Militär unter General Suharto der ver-
meintliche Putschversuch von Kommu-
nisten im Jahre 1965 als Vorwand der 
Machtergreifung.11 Zu den wichtigsten 
institutionellen Merkmalen der Neuen 
Ordnung zählten ein hegemoniales 
Dreiparteiensystem, das von der Re-
gimepartei Golkar dominiert wurde, ein 
strenger Zentralismus der Verwaltung in 
einem ethnisch und religiös heteroge-
nen Herrschaftsgebilde mit starken re-
gionalen sowie sozioökonomischen Un-
terschieden. Die Herrschaft wurde 
durch einen starken Nationalismus, ei-
nen ausgeprägten Antikommunismus 
und die Doktrin der Doppelfunktion der 
Streitkräfte (dwifungsi), die der Armee 
eine dezidiert politische und ökonomi-
sche Rolle bei der Modernisierung der 
Nation zuwies.12 Die Streitkräfte nah-
men in allen staatlichen Bereichen Funk-
tionen ein: 1973 waren 34 Prozent der 
Minister in Suhartos Kabinett Militärs, 
70 Prozent der Gouverneure und 44 Pro-
zent der Botschafter.13 Darüber hinaus 
kam es zu einer Entpolitisierung der Be-
völkerung, um in einem stabilen politi-
schen System ohne den störenden Ein-
fluss angeblich korrumpierter Parteien 
eine von oben geplante Modernisie-
rung voranzutreiben. Erst Anfang der 
1970er Jahre fanden semi-kompetitive 
Wahlen statt, bei denen Golkar auf-
grund ihres hohen Organisationsgra-
des und der ihr zur Verfügung ste-
henden Mittel einen uneinholbaren 
Vorsprung gegenüber den anderen 
Parteien hatte. Trotzdem boten die 
Wahlkämpfe Regierungsgegnern die 
Möglichkeit, ihre Unzufriedenheit mit 
dem Regime zu zeigen. Die Stimmenge-
winne für die Oppositionsparteien (auf 
zentralstaatlicher, Provinz- und Distrikt-
ebene) zeigten der Regimekoalition au-
ßerdem regionale und lokale Unzufrie-
denheiten an. Gleichwohl gelang es 
der Regimekoalition meistens, ihre Kan-
didaten durchzubringen. 
Während die loyale Opposition – also 
die im Parlament vertretenen Parteien 
oder liebsame Journalisten – geduldet 
wurde, verfolgte das Suharto-Regime 
seine Gegner rigoros. Dies waren zu 
Beginn der Neuen Ordnung vor allem 
Kommunisten: im Massaker von 1966 
wurden 500.000 bis eine Million Men-
schen getötet. Das Suharto-Regime 
ging auch gegen Studenten vor, die 
1974 gegen die Regierung protestier-
ten, oder gegen orthodoxe Muslime, 

die gegen eine angebliche Christiani-
sierung demonstrierten. Die Armee ging 
mit militärischer Gewalt gegen sezessi-
onistische Gruppen vor, die die Einheit 
des Nationalstaates bedrohten. So kam 
es zu einer Reihe von bislang ungesühn-
ten Menschenrechtsverletzungen in 
Aceh, Westpapua und Osttimor. 
Insgesamt erhöhten sich im Laufe der 
drei Jahrzehnte der Einfluss und die 
Macht Suhartos. Während er anfäng-
lich eng mit den Generälen seiner Ge-
neration zusammenarbeitete, ging er 
dazu über, nahezu sämtliche Entschei-
dungsbefugnisse an sich zu ziehen. Er 
besetzte fast alle wichtigen Positionen 
in der Verwaltung, im Militär, in der Re-
gierungspartei Golkar, im Kabinett und 
in den Staatsbetrieben mit ihm loyalen 
Personen. Er und seine Familie häuften 
einen immensen Reichtum an, der im 
Wesentlichen auf den Abschöpfungen 
von der klientelistisch angebundenen 
(chinesischen) Unternehmerschaft ba-
sierte. Suharto balancierte so die ver-
schiedenen Machtgruppen, die durch 
zahlreiche Abhängigkeitsverhältnisse 
miteinander verbunden waren, gegen-
seitig aus. Auf allen staatlichen Ebenen 
arbeitete die Regimekoalition von Mili-
tär, Beamtenschaft und Staatspartei 
Golkar zusammen. 
Die Demokratisierung kam erst nach der 
Asienkrise 1997, die die Legitimitäts-
grundlage des Suharto-Regimes völlig 
zerstört hatte. Indonesien musste infol-
ge der Finanzkrise die Hilfe des Interna-
tionalen Währungsfonds (IWF) und der 
Weltbank annehmen, die daraufhin 
Strukturreformen in Wirtschaft und 
Staat vorschrieben. Dies führte zur Inte-
ressenkollision zwischen den internati-
onalen Gebern, die sich für ein transpa-
rentes Rechtssystem und die Bekämp-
fung der Vetternwirtschaft und Korrup-
tion einsetzten, und den dominanten 
Gruppen des Regimes, die an Struk-
turreformen nicht interessiert waren. 
Suharto verschleppte die Reformen und 
die Wirtschaftslage verschlechterte 
sich immer mehr. Zu Beginn des Jahres 
1998 gab es bereits in zahlreichen 
Städten Indonesiens Proteste von Stu-
denten, die sich bis Mai 1998 ausweite-
ten. Nachdem sowohl das Militär als 
auch die Regimepartei Golkar von 
Suharto abgerückt waren, übergab 
dieser im Mai 1998 die Präsidentschaft 
an den vorher bestimmten Nachfolger 
Habibibe, der die Demokratisierung 
des politischen Systems einleitete. Mit 
den Wahlen 1999 übersprang Indone-
sien die Schwelle vom Autoritarismus 
zur Demokratie. 
In den nach 1999 gewählten Parlamen-
ten blieb eine große Anzahl von Sitzen 
für Militärs reserviert. Zwar geriet das 
Militär unter Druck der protestierenden 
Studenten, sich zu reformieren. Die Dok-

trin der Doppelfunktion wurde aufge-
geben, und unter dem ersten gewählten 
Präsidenten Wahid (1999–2001) wurde 
auch ein Zivilist zum Verteidigungsmi-
nister ernannt. Unter Megawati nahm 
der Einfluss des Militärs jedoch wieder 
zu. Mit dem 2004 gewählten Präsiden-
ten Susilo Bambang Yudhoyono wurde 
ein Ex-Militär Präsident. Insgesamt 
blieb das Militär in der demokratischen 
Phase außerhalb der Kontrollmöglich-
keiten der demokratisch gewählten Re-
gierungen. Insbesondere die parallel 
zur Staatsstruktur verlaufende Territo-
rialorganisation des Militärs und die 
zahlreichen Schattenhaushalte mach-
ten aus der Armee einen weiterhin ein-
flussreichen Akteur.14 Mit der Verban-
nung aus den Parlamenten wurde sein 
Einfluss zwar noch einmal reduziert, ins-
gesamt konnte sich das Militär aber Pri-
vilegien sichern, als Vetoakteur auftre-
ten und seine Interessen innerhalb des 
demokratischen Systems durchsetzen. 
Schwächen bei der Rechtsstaatlichkeit 
führten darüber hinaus dazu, dass das 
Militär für seine Gewalttaten unter der 
Neuen Ordnung nicht zur Rechenschaft 
gezogen wurde. Weder die Familie 
Suhartos, die über Jahre hinweg immen-
se Reichtümer angesammelt hatte, noch 
die Cronies Suhartos wurden verurteilt. 

Thailands Militärregime im Wandel 

Das thailändische Militär war über wei-
te Strecken der modernen Geschichte 
neben der Bürokratie die politische 
dominante Kraft. Seit dem Übergang 
zur konstitutionellen Monarchie (1932) 
wechselten sich unterschiedliche büro-
kratisch-militärische Regime bei der 
Machtausübung ab. Das als bureaucra-
tic polity15 bezeichnete Herrschaftssys-
tem lässt sich durch häufige Macht-
wechsel rivalisierender militärischer 
Cliquen und schwache extrabürokrati-
sche Kräfte (wie Parteien, Verbände 
oder soziale Bewegungen) kennzeich-
nen. Thailand hatte zwischen 1932 und 
1992 insgesamt 15 Verfassungen, 16 
Militärputsche (neun erfolgreich), und 
die meiste Zeit hielten Militärs die 
Macht inne. Gleichwohl gab es auch 
Phasen ziviler Herrschaft (1944–1946; 
1973–1976). Der Repressionsgrad der 
Herrschaftsausübung war insgesamt 
gering. Das Selbstverständnis und die 
Herrschaftslegitimität bezog das thai-
ländische Militär aus seiner Rolle bei 
der Verteidigung der Unabhängigkeit 
des Landes – Thailand ist der einzige 
Staat Südostasiens, der nicht kolonisiert 
wurde. Hinzu kam die Berufung auf Zie-
le nationaler Entwicklung (Modernisie-
rung). Anders als in Indonesien oder 
Myanmar benötigten die Streitkräfte je-
doch keine formulierte Ideologie zur 
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Festigung der Herrschaft. Dagegen ge-
nügte die enge Bindung zur thailändi-
schen Staatsideologie von Nation, Reli-
gion und Königtum, um ein politisches 
Eingreifen des Militärs zu legitimieren. 
Hinzu kam in den 1960er und 1970er 
Jahren der Kampf gegen kommunisti-
sche Rebellen im Innern, der von den 
USA durch technologische und finanzi-
elle Hilfe unterstützt wurde. Die Unter-
stützung Washingtons umfasste zwi-
schen 1950 und 1971 jährlich 46 Millio-
nen US-Dollar und trug wesentlich zur 
Modernisierung und Vergrößerung der 
thailändischen Streitkräfte bei. 
Der langfristige ökonomische und sozi-
ale Wandel erschütterte jedoch das 
politische System nachhaltig. Nachdem 
die Militär führer eine Ende der 1960er 
Jahre eingeleitete Öffnung zunächst 
mit einem Putsch gegen sich selbst be-
endeten, wurden sie im Oktober 1973 in 
einer von der Bevölkerung Bangkoks 
mitgetragenen Studentenrevolte ge-
stürzt. Die dreijährige demokratische 
Phase, die durch Instabilität und Polari-
sierung zwischen marxistischen und 
konservativen Elementen geprägt war, 
wurde jedoch durch den Putsch des Mi-
litärs im Oktober 1976 erneut beendet. 
Gleichzeitig verlor das Militär im Laufe 
der 1970er und 1980er Jahre zuneh-
mend seine Geschlossenheit, die die Ar-
mee noch in den 1950er und 1960er 
Jahren hatte zur dominierenden Kraft 
werden lassen. Dies führte zu einer 
langsamen Liberalisierung des Militär-
regimes, das von den meisten Autoren 
als Semi-Demokratie unter der Führung 
des Militärs bezeichnet wird.16 Dies 
lässt sich wie folgt kennzeichnen: eine 
starke Exekutive mit einem starken Pre-
mier an der Spitze, in den 1980er Jah-
ren meist ein Ex-Militär, kontrollierte 
den politischen Entscheidungsprozess. 
Das in freien Wahlen (1983, 1986, 1988) 
gewählte Repräsentantenhaus musste 
seine Macht mit einem nicht durch Wah-
len legitimierten Senat, in dem vorwie-
gend Militärs und Bürokraten vertreten 
waren, teilen. Restriktive Medien-, Par-
teien- und Vereinigungsgesetze sicher-
ten die Vorrechte des Militärs ab. Ge-
stützt wurde diese Form der Militärherr-
schaft wiederum vom König, der die po-
litische Herrschaft seit den 1960er 
Jahren legitimierte. Er schützte den 
langjährigen Premierminister General 
Prem vor dem Putsch rivalisierender Mi-
litär faktionen, die eine andere Wirt-
schaftspolitik einleiten wollten. Insge-
samt ging der Einfluss der Streitkräfte in 
den 1980er Jahren deutlich zurück, der 
Anteil von Militärs in den Kabinetten re-
duzierte sich auf ca. 30 Prozent. Diese 
Phase der Liberalisierung wurde aber 
durch den Putsch unzufriedener Militärs 
1991 um General Suchinda jäh been-
det.17 Nachdem das Militär sich jedoch 

erneut an der Macht festsetzen wollte, 
mussten die Generäle nach Massen-
protesten in der Hauptstadt Bangkok im 
Mai 1992 den Rückzug in die Kasernen 
antreten. 
In den folgenden Jahren lösten sich 
zahlreiche demokratische Mehrpartei-
enkabinette an der Regierung ab, bevor 
schließlich im Jahr 1997, auf dem Höhe-
punkt der thailändischen Währungs- 
und Finanzkrise, eine neue Verfassung 
verabschiedet wurde, die von vielen Be-
obachtern als Zäsur auf dem Weg zu 
einer reiferen Demokratie bewertet 
wurde.18 Als Anzeichen einer fortge-
schrit tenen Konsolidierung galt neben 
der bestehenden Meinungs- und Orga-
nisationsfreiheit vor allem die Tatsache, 
dass bis zum Jahr 2005 fünfmal freie 
Wahlen abgehalten wurden. Die Streit-
kräfte mussten in dieser Periode einen 
weiteren Machtverlust und Eingrif fe in 
die Korporativinteressen des Militärs 
hinnehmen, wie beispielsweise Ein-
schnitte im Militärbudget, einer Redu-
zierung der Repräsentation in Staats-
betrieben und die Umwandlung ihrer 
ursprünglichen Bastion Senat in ein 
vollständig gewähltes Gremium.19

Gleichwohl konnte das Militär auch 
umfassende institutionelle Neuerungen 
verhindern: so wurde die zivile Kontrolle 
über das Militär nur geringfügig ver-
stärkt und das Militär hat nach wie vor 
wichtige Privilegien inne.20 Trotz des 
großen öffentlichen Drucks, die militär-
eigenen Rundfunk- und Fernsehanstal-
ten aufzugeben, konnte die Armee ihr 
Netz aus Medienanstalten behalten. 
Das thailändische Militär hat auch wei-
terhin in einigen Politikbereichen, wie 
Personalentscheidungen, Ausbildung, 
Mannschaftsstärke oder Wehrorgani-
sationen autonome Regelungskompe-
tenzen. 
Unter Premierminister Thaksin Shinawa-
tra (2001-2006) kam die Reform der 
Streitkräfte zum Stillstand. Es setzte au-
ßerdem eine erneute Repolitisierung 
der Streitkräfte ein: Thaksin grif f in die 
Belange des Militärs ein und besetzte 
die Führungsstellen in der Armee mit ihm 
nahestehenden Militärs.21 Seine „popu-
listische Politik“ führte darüber hinaus 
zu stärkerer gesellschaftlicher Polarisie-
rung: die Förderung ländlicher Regio-
nen und Privatisierung der Staatsbetrie-
be brachten ihm Kritik von Seiten der 
politischen Parteien und städtischen 
Mittelschicht ein. Er besetzte außerdem 
unabhängige Staatsorgane, wie das 
Verfassungsgericht, die Antikorrupti-
onsbehörde und die Wahlkommission, 
mit seinen Günstlingen. Die Kontrollbe-
hörden konnte ihre Aufsichtsfunktion 
genauso wenig wahrnehmen wie das 
Parlament, das von Thaksins Partei do-
miniert wurde. Darüber hinaus kam es 
zu einer Zentralisierung der politischen 

Macht in der Exekutive und insbesonde-
re in der Macht des Regierungschefs.22 
Eine derart hohe Machtkonzentration 
bedrohte letztlich auch die Stellung der 
Monarchie. Der frühere Premierminister 
und Kronratsvorsitzende Prem mobili-
sierte daraufhin pro-royalistische Ein-
heiten in der Armee, die einem Putsch 
gegenüber sehr aufgeschlossen waren. 
Folglich führten Einheiten der Königlich-
Thailändischen Armee am 19. Septem-
ber 2006 erfolgreich einen Staats-
streich gegen die Regierung von Premi-
erminister Thaksin Shinawatra durch.23 
Die Armee übernahm in Form des Rates 
für Demokratische Reformen (Council 
for Democratic Reform) die Macht, über-
gab aber das Amt des Regierungsge-
schäfts an einen royalistischen Militär. 
Dieser führte die Regierungsgeschäfte 
bis zu den Neuwahlen im Dezember 
2007. Das Militär hatte großen Einfluss 
auf die neue Verfassung und auch auf 
die Wahlen 2007. Es wirkte hinter den 
Kulissen an der Regierungsbildung mit 
und gilt als enger Verbündeter der Re-
gierung. Es ist damit als wichtiger Ak-
teur auf die politische Bühne zurückge-
kehrt. 

Stabiles Militärregime? Birmas 
Militärherrschaft von 1962 bis heute

Das Militärregime in Birma gilt als das 
am längsten regierende Militärregime 
der Welt. Der Ausgangspunkt war 
der Putsch von General Ne Win 1962, 
der die demokratische Periode nach 
der staatlichen Unabhängigkeit (1948–
1962) beendete. Als Grund für den 
Putsch gab Ne Win die Bedrohung des 
Staates durch kommunistische Aufstän-
de und die Vielzahl ethnischer Rebellio-
nen in den Minderheitengebieten an.24 
Das Militär sah sich als einzige Instituti-
on, die ein Auseinanderbrechen des 
ethnisch heterogenen Staates verhin-
dern konnte. Sie berief sich (und beruft 
sich noch heute) auf ihre Rolle im Unab-
hängigkeitskampf und bei der Natio-
nalstaatsbildung.25 Aufgrund von jahr-
zehntelangen Bürgerkriegen gegen die 
ethnischen Minderheiten des Landes 
und der vermeintlichen Schwäche zivi-
ler Regierungen in den 1950er Jahren 
haben die obersten Generäle ein sehr 
großes Misstrauen gegenüber zivilen 
Politikern ausgebildet. 
Die eigentliche Stabilität der Militärherr-
schaft ist jedoch weniger in der Instituti-
onalisierung der Militärherrschaft be-
gründet als in dem hohen Grad an Re-
pression. Man unterscheidet insgesamt 
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te zwei Phasen militärischer Herrschaft mit 

jeweils unterschiedlich institutionalisier-
ter Rolle des Militärs: Die Phase des sozi-
alistischen Einparteienregimes (1962–
1988) und die Phase des regierenden 
Militärrates (1988–heute). In der ersten 
Phase nach dem Militärputsch von Ge-
neral Ne Win von 1962 etablierte das 
Militär einen sozialistischen Einparteien-
staat – den „birmanischen Weg zum So-
zialismus“. Die sozialistische Ideologie 
wurde mit dem Buddhismus in Einklang 
gebracht, um eine Gesellschaft ohne 
Ausbeutung und eine ausgewogene Ent-
wicklung aller nationalen Produktivkräf-
te zu ermöglichen. Die Armee leitete die 
Verstaatlichung aller Industrien ein und 
brach alle Kontakte zum Ausland ab. Die 
einzig zugelassene Partei wurde die Bir-
manische Sozialistische Programmpartei 
(BSPP) unter der Führung von Staatsprä-
sident und Armeechef Ne Win. Zwar 
existierten eine Volksversammlung, ein 
Staatsrat und ein Ministerrat – der Groß-
teil dieser Gremien war jedoch mit Mili-
tärs besetzt. Staatsführung und Streit-
kräfte blieben bis aufs engste verwoben. 
Rund 90 Prozent der Militärs waren 1985 
Mitglieder der BSPP. Die soziale Basis 
der ursprünglichen Kaderpartei wurde 
im Laufe der Zeit langsam verbreitert. 
Waren 1972 noch rund ein Drittel der 
334.000 Parteimitglieder Militärs, so 
sank deren Anteil bis zum Jahre 1985 
durch die Vergrößerung der Partei auf 
1,2 Millionen Mitglieder auf rund ein 
Zehntel ab. Die Führungsspitze der Partei 
bestand jedoch überwiegend aus ehe-
maligen Militärs – 1985 waren Dreivier-
tel des Exekutivkomitees der BSPP ehe-
malige Offiziere des Militärs.26 Das Aus-
maß der Repression in dieser Phase war 
beträchtlich und traf in erster Linie die 
Gegner des Militärregimes: die Armeen 
der ethnischen Gruppen, die Kommunis-
tische Partei (Communist Party of Burma/
CPB) und die Studentenschaft. Die 
Kämpfe gegen die Armeen der ethni-
schen Gruppen dauerten bis in die 
1990er Jahre an.27 Nach Informationen 
von Menschenrechtsgruppen haben die 
Kämpfe in den Grenzgebieten zu Thai-
land und China in den vergangenen 
Jahrzehnten mehr als 600.000 Todesop-
fer auf beiden Seiten gefordert. Die Kom-
munistische Partei, die seit 1947 im Unter-
grund gegen das Militärregime kämpfte, 
löste sich erst 1987 auf. Studentenunru-
hen wurden 1962 und 1974 jeweils blutig 
niedergeschlagen.28 Der massive Ein-
satz der Geheimpolizei, die wochenlan-
ge Schließung der Universitäten und die 
Praxis, Bildung vom politischen Wohlver-
halten abhängig zu machen, führten da-
zu, dass der studentische Widerstand 
völlig zusammenbrach. 
Der „birmanische Weg zum Sozialis-
mus“ endete jedoch in einer wir tschaft-
lichen Katastrophe: 1987 stand das 

Land quasi vor dem Ruin und musste den 
Status eines Least Developed Countries 
annehmen. Die wirtschaftliche Notsi-
tuation führte 1988 dazu, dass sich die 
Studenten erneut mit der Forderung 
nach Demokratie gegen die Herrschaft 
der Generäle erhoben. Ne Win trat im 
Laufe der Demonstrationen überra-
schend von allen Ämtern zurück, der 
„birmanische Weg zum Sozialismus“ 
wurde für gescheitert erklärt und eine 
Privatisierung versprochen. Als die Lage 
für das Militär außer Kontrolle geriet, 
setzten sich Teile des Militärs an die Re-
gierung und gingen gegen die Aufstän-
dischen vor: ca. 5.000 Menschen star-
ben landesweit. Das Militär übernahm 
in Form des Staatsrats zur Wiederher-
stellung von Ruhe und Ordnung (State 
Law and Order Restauration Council) 
erneut die Macht. Die freien Wahlen, 
die 1990 von der Oppositionspartei 
Nationale Liga für Demokratie (NLD) 
gewonnen wurden, erkannte der Mili-
tärrat nicht an. Der Militärrat, der 1997 
in State Peace and Development Coun-
cil (SPDC) umbenannt wurde, herrscht 
bis heute. Er ist mit zwölf ranghohen 
Generälen besetzt, die über weitaus 
mehr Macht verfügen als das Kabinett, 
dem ebenfalls überwiegend Militärs 
angehören. Der SPDC steht einer hoch 
zentralisierten Verwaltung vor, wobei 
landesweit auf allen staatlichen Ebe-
nen Militärs in der Verwaltung einge-
setzt werden. Auch auf der Ebene der 
Städte und Gemeinden gibt es örtliche 
Räte für Frieden und Entwicklung. Die 
regionalen Militärkommandeure in den 
Gebieten der ethnischen Minderheiten 
verfügen über eine beträchtliche Auto-
nomie in ihren jeweiligen Landesteilen, 
die sich nicht nur in Korruption nieder-
schlägt, sondern auch in der Abschöp-
fung zahlreicher Ressourcen sichtbar 
wird.29 Wie lässt sich die andauernde 
Herrschaft des SPDC erklären? 
Innerhalb des SPDC hat in den letzten 
fünf Jahren ein langsamer Generations-
wechsel stattgefunden. Dieser hat je-
doch nicht zu einer veränderten Welt-
sicht innerhalb des Militärregimes oder 
Liberalisierung geführt. Vielmehr sind 
die Hardliner innerhalb des Regimes 
gestärkt worden. Als mächtigste Män-
ner des Staates gelten Senior General 
Than Shwe (Sekretär Nr. 1) und General 
Maung Aye (Sekretär Nr. 2). Im Jahre 
2003 wurde der allgemein als „mode-
rat“ und dem Ausland gegenüber auf-
geschlossen geltende General Khin 
Nyunt aufgrund von angeblicher Kor-
ruption entmachtet. Seine Machtbasis, 
der Geheimdienst, wurde aufgelöst und 
restrukturiert. Zahlreiche jüngere Gene-
räle rückten nach, wie der frühere Stab-
schef Thura Shwe Mann und General-
leutnant Thein Sein. Diese Generäle 
gelten als loyale Gefolgsleute Than 

Shwes, dessen Herrschaft gesichert 
scheint. Zwar gibt es immer wieder Ge-
rüchte über den Gesundheitszustand 
des 75-jährigen Generals und Flügel-
kämpfe um seine Nachfolge, insgesamt 
scheint Senior General Than Shwe aber 
innerhalb des Militärrates unumstrit ten 
zu sein. Die oberste Militär führung des 
Landes, die im Wesentlichen durch den 
Bürgerkrieg und die Armee sozialisiert 
worden ist, ist in ihrer Orientierung stark 
nationalistisch und nach innen ge-
wandt. Die Militärs verfügen über we-
nig Kontakte zum Ausland; diese wie-
derum bleiben auf die asiatischen 
Nachbarn beschränkt.30 Die Militärs 
stehen einer Öffnung des Landes, Plura-
lität und Partizipation sehr ablehnend 
gegenüber. Als Grund für die langjähri-
ge innere Geschlossenheit des Militärs 
lässt sich indes auch die Politik der west-
lichen Staaten anführen, die durch ihre 
Stigmatisierungs- und Sanktionspolitik 
den Korpsgeist der Armee gesteigert 
und ihre Bunkermentalität verstärkt hat. 
Durch eine umfangreiche Modernisie-
rung und eine geschickte Beförderungs-
politik ist es der Militär führung gelun-
gen, die Einheit der Armee zu wahren. 
Mit fast 500.000 Soldaten sind die 
Streitkräfte (hinter Vietnam) die größten 
Südostasiens. Die Armee hat davon am 
meisten profitiert, sie konnte ihre territo-
riale Präsenz stark ausweiten und kon-
trolliert nun – mit wenigen Ausnahmen 
einiger Minderheitengebiete – fast das 
gesamte Territorium. Die Modernisie-
rung hat zur Ausbildung verschiedener 
Interessen und Begehrlichkeiten auf 
Seiten der Streitkräfte geführt. Durch ei-
ne personelle Ausweitung und durch Rü-
stungskäufe von China, Russland und 
Indien hat das Militärregime das korpo-
rative Interesse der Streitkräfte befriedi-
gen können. Militärgüter machten Ende 
der 1990er Jahre rund ein Fünftel der 
Gesamtimporte aus. Gleichzeitig belie-
fen sich die Ausgaben im Verteidigungs-
sektor durchschnittlich in den 1990er 
Jahren auf drei bis vier Prozent des BIP. 
Der Anteil der Verteidigungsausgaben 
an den Gesamtausgaben der Regie-
rung ist jedoch mit rund 30 Prozent sehr 
hoch, insbesondere wenn man ihn mit 
den Ausgaben für Gesundheit (10 Pro-
zent) und Bildung (2,5 Prozent) ver-
gleicht. Mit Hilfe dieser Modernisierung 
ist es gelungen, den Dissens in der Ar-
mee niedrig zu halten. Zwar gab es in 
den Reihen der Armee immer wieder 
Unstimmigkeiten und Säuberungen – so 
wurden beispielsweise 2004 Hunderte 
von Anhängern General Khin Nyunts 
verhaftet und zu langjährigen Gefäng-
nisstrafen verurteilt. Derartige Ausein-
andersetzungen sind aber nicht in un-
terschiedlichen Meinungen über die 
Rolle der Armee in der Politik begründet, 
sondern in persönlichen Rivalitäten zwi-
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schen einzelnen Generälen, Korruption 
oder divergierenden wirtschaftlichen 
Interessen. Innerhalb des Militärre-
gimes hat sich jedoch bislang keine Auf-
spaltung in gemäßigte oder liberale 
und konservative Gruppierungen ge-
zeigt, die für einen Regimewechsel nö-
tig wären. Derartige Prozesse bedingen 
auf Seiten des Militärregimes Gruppen, 
die mit der Opposition verhandeln und 
gegebenenfalls Pakte aushandeln will, 
um so einen Übergang zu ermöglichen. 
Bislang zeigt sich das Militärregime als 
monolithisches Gebilde, das trotz äu-
ßeren Drucks kaum Risse aufweist.
Der Grad der Repression ist seit 1988 
sehr hoch: seit mehr als zehn Jahren ist 
die Zahl politischer Gefangener mit 
1.000 bis 2.000 sehr hoch. Häufig wird 
das Versammlungsverbot (für mehr als 
fünf Personen) zur kurzfristigen Inhaftie-
rung oder längerfristigen Verhaftung 
von Oppositionellen eingesetzt. Ange-
sichts der massiven Repression bleibt 
die „organisierte“ Opposition in Myan-
mar seit Jahren schwach. Die einzig 
nennenswerte Oppositionspartei ist die 
Nationale Liga für Demokratie (NLD). 
Sie ist seit 1990 ständigen Repressalien 
ausgesetzt. Ihre Mitglieder wurden un-
ter Druck gesetzt, Parteibüros zeitweise 
geschlossen. Zahlreiche NLD-Funktio-
näre flohen nach den Wahlen 1990 ins 
Ausland und formierten dort die Exilre-
gierung. Auch die Führung der NLD wur-
de im vergangenen Jahrzehnt stark ein-
geschüchtert. Ihre Führerin, die Tochter 
des Staatsgründers Aung San, die 1988 
nach Myanmar kam, sich an die Spitze 
der Demokratiebewegung stellte und 
zu ihrer Ikone wurde, verbrachte zwölf 
der letzten 18 Jahre im Hausarrest. An-

gesichts dieser starken Repressalien ist 
die politische Bedeutung der Oppositi-
on stark gesunken. Auch spontaner Pro-
test wird unterdrückt, wie das Beispiel 
der Demonstrationen der Mönche im 
Herbst 2007 zeigte. Das Militärregime 
reagierte mit einer Verhaftungswelle, in 
der viele beteiligte Mönche verhaftet 
und zu langjährigen Gefängnisstrafen 
verurteilt wurden. Seitdem hat das Re-
gime die Kontrolle über den Mönchsor-
den verstärkt. Parallel dazu wurde der 
Umbau des politischen Systems einge-
leitet, der den Streitkräften eine domi-
nante Rolle im politischen Prozess zusi-
chert.31 
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Autoritäre Regime im Vorderen Orient: 
Herrschaftssicherung trotz Herrscherwechsel
Maria Josua

Bemerkenswerte Stabilität 
autoritärer Regime1

Mehr als in anderen Weltregionen fin-
den sich im Vorderen Orient dauerhafte 
autoritäre Regime (Köllner 2008). Er-
staunlich ist, dass auch die „Drit te Wel-
le der Demokratisierung“ (Huntington 
1991) als weltumspannendes Phäno-
men in dieser Region keinen einzigen 
Fall er folgreichen Systemwechsels zur 
Demokratie hinterlassen hat (Bellin 
2004, S. 142). Ungeachtet verschiede-
ner Grade an politischen Freiheiten, die 
für den Einzelnen und die Gesellschaft 
insgesamt bedeutsam sind, sind alle Re-
gime im Vorderen Orient (abgesehen 
von Israel und den Sonderfällen Liba-
non, Palästina und Türkei) eindeutig au-
toritär. Man kann die Herrscher nicht 
abwählen, und selbst wenn durch halb-
wegs freie Wahlen ein Machtwechsel 
möglich wird, verfügen die Regime über 
ausreichend repressive Kapazität, um 

dies zu verhindern – wie etwa in Alge-
rien 1991–1992.
Zudem ist der Vordere Orient eine Welt-
region, in der Machthaber seit den letz-
ten Jahrzehnten überaus lange in ihrem 
Amt verbleiben (Faath 2000, S. 7). Zwi-
schen 1995 und 2006 ist es jedoch in et-
wa der Hälfte der dortigen Staaten zu 
einem Machtwechsel gekommen. Auch 
danach übernahm nicht das Volk die 
Macht, sondern durchweg Familienmit-
glieder des verstorbenen Herrschers. 
Meistens wurde das Amt von dessen 
Sohn angetreten. Daraufhin hegte man 
die Hoffnung, dass die jüngeren Herr-
scher ihre Länder „von oben“ in west-
lich geprägte Demokratien verwandeln 
würden (z.B. Die ZEIT 7/2000). Doch 
auch diese Erwartung erfüllte sich nicht, 
vielmehr bietet sich – trotz unterschied-
licher Ausprägungen in den jeweiligen 
Ländern – ein einheitlich autoritäres, 
wenn auch personell verjüngtes Bild.

Herrscherwechsel als 
Herausforderung

In autoritären Regimen verläuft ein 
Machtwechsel nicht in denselben insti-
tutionalisierten Bahnen wie in Demo-
kratien, wo bei jeder Wahl die grund-
sätzliche Möglichkeit besteht, die 
Macht anderen Parteien bzw. Personen 
zu übertragen und dann auch wieder zu 
entziehen. Vielmehr halten Herrscher im 
Vorderen Orient generell bis zu ihrem 
Tod an der Macht fest, so dass man er-
warten könnte, dass sich danach ein 
Machtvakuum auftut. Dies gilt insbe-
sondere, wenn zuvor jahrzehntelang je-
weils ein einziger Herrscher an der 
Macht war. Das Extrembeispiel im Vor-
deren Orient stellt Jordanien dar, wo 
König Hussein 46 Jahre lang (1953–
1999) regierte. Die Besonderheit be-
steht darüber hinaus in der zentralen 
Stellung, die ein Herrscher in den politi-
schen Regimen des Vorderen Orients 
einnimmt, die überwiegend als neopat-
rimonial bezeichnet werden können 
(Pawelka 1985). Da ein neopatrimonia-
ler Herrscher ein übermächtiger Akteur 
ist, scheint es schwierig, ihn durch eine 
andere Person zu ersetzen. Wenn das 
Regime gut funktioniert, gibt es keinen 
Nachfolger, der auch nur annähernd 
über die Macht des Herrschers verfügt. 
Auch kann ein neuer Herrscher nicht so 

rasch die überragende Stellung inner-
halb der politischen Führung erlangen, 
die der des Vorgängers entspricht. 
Dies verweist uns auf das generelle Pro-
blem der Machtübertragung, das bei 
Herrscherwechseln zu allen Zeiten und 
an allen Orten auftrit t (Calvert 1987). 
Um tatsächlich Macht auszuüben, muss 
ein neuer Herrscher die Möglichkeiten 
des jeweiligen politischen Systems nut-
zen. Der Wechsel von einem Herrscher 
zum nächsten ist ein Zeitpunkt mögli-
cher Instabilität, an dem die strukturel-
len Eigenschaften eines politischen Sys-
tems besonders zutage treten. Hier lässt 
sich gut untersuchen, wie stabile Herr-
schaft (wieder)hergestellt wird. Dies ge-
lingt dem Herrscher durch den Einsatz 
verschiedener Legitimierungsstrategien 
an diesem – für das Regime und ihn 
gleichermaßen – überlebenswichtigen 
Zeitpunkt. Andere Arten von Krisen 
wie ökonomische Krisen (Henry/Spring-
borg 2001) oder Herausforderungen 
durch die Opposition (Brownlee 2005) 
können zwar auch die Regimestabilität 
gefährden, doch betreffen sie nicht in 
dem Maße das Zentrum der Herrschaft. 
Stabilität ist dabei nicht mit Starrheit 
oder Unveränderlichkeit zu verwech-
seln, sondern bedeutet, dass ein System 
„dem fortwährenden Veränderungs-
druck aus dem Innern und von außen so-
weit widerstehen kann, dass trotz al-
ler notwendigen Anpassungsleistungen 
die Struktur des Systems erhalten bleibt“ 
(Schmidt 2003, S. 35).
Zudem ist die Art und Weise der Macht-
übergabe ein Merkmal, das Aufschluss 
über Ähnlichkeit oder Unterschiede 
zwischen autoritären Regimen aufzei-
gen kann. Die erfolgreiche Stabilisie-
rung autoritärer Herrschaft fand unter 
unterschiedlichen strukturellen Rah-
menbedingungen statt: In Staaten mit 
erblicher Herrschaft (im Vorderen Ori-
ent Königtümer und Emirate) ist die 
Machtübergabe innerhalb einer Fami-
lie ohnehin ein Definitionsmerkmal. Hin-
gegen waren die Herrscherwechsel in 
den „revolutionären Republiken“ wäh-
rend des 20. Jahrhunderts meist irregu-
lär. Besonders in den 1950er bis 1970er 
Jahren fanden im Vorderen Orient au-
ßergewöhnlich viele Putsche statt. Dies 
stellt einen Kontrast dar zu den unbluti-
gen und ruhigeren Bahnen, in denen Po-
litik inzwischen verläuft. Die mittlerwei-
le eingetretene Ähnlichkeit der Nach-

Das als „Dritte Welle der Demokratisie-
rung“ apostrophierte Phänomen hat im 
Vorderen Orient keinen einzigen Fall ei-
nes Systemwechsels hin zur Demokratie 
hinterlassen. Von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, sind alle Staaten in dieser 
Region autoritärer Art. Eine Besonder-
heit hierbei ist die übermächtige Stellung 
der Herrscher in diesen neopatrimonia-
len Systemen. Damit ergibt sich stets das 
Problem der Machtübertragung bei ei-
nem anstehenden Herrscherwechsel, der 
letztlich die Stabilität und Reproduktion 
des autoritären Regimes nicht gefährden 
darf. Maria Josua erörtert den typischen 
Ablauf dieses Prozesses und analysiert 
die drei Phasen (Vorbereitung, Übertra-
gung und schließlich die Konsolidierung) 
der dynastischen Nachfolge und Macht-
übertragung. An aktuellen Beispielen 
werden die Maßnahmen, die für einen 
reibungslosen Ablauf der Machtüberga-
be notwendig sind, plastisch geschildert: 
die Einbindung „neuer“ und „alter“ Eli-
ten; die strategische Indienstnahme des 
Militärs; die nach dem Machtwechsel in-
itiierte – jedoch den Regimeerhalt nie 
gefährdende – Politik der Liberalisierung 
sowie die spezifische Mischung von Le-
gitimierungsstrategien, die sich um die 
scheinbare „Verfassungsmäßigkeit“ der 
Machtübertragung bemühen.� �
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folgeprozesse – auch in der „dynasti-
schen Republik“ Syrien – deutet auf eine 
mögliche Angleichung der bisher sehr 
unterschiedlichen politischen Regime 
hin (Bank 2004, S. 174). Dies gilt vor al-
lem insofern, als sich ähnliche Entwick-
lungen auch in Ägypten, Libyen und 
dem Jemen abzeichnen. Obwohl eine 
dynastische Nachfolge keineswegs ein 
Unikum orientalischer Herrschaft dar-
stellt (entsprechende Vorgänge gab es 
auch in Nordkorea, Aserbaidschan, 
Singapur und Togo), ist bemerkenswert, 
dass diese Art von Herrscherwechsel 
hier von der Ausnahme zur Regel wer-
den könnte (Fähndrich 2005). 
Vergleicht man Herrscherwechsel in 
verschiedenen Regimen des Vorderen 
Orients um die Jahrtausendwende (Jor-
danien, Bahrain und Marokko im Jahr 
1999, Syrien im Jahr 2000), so wird 
deutlich, wie die neuen Herrscher ein 
verjüngtes autoritäres Regime aufbau-
en konnten. Der typische Ablauf eines 
solchen Prozesses lässt sich nachvoll-
ziehen, wenn man die einzelnen Phasen 
einer dynastischen Nachfolge chrono-
logisch untersucht: die Vorbereitung, 
den Übergang und die Konsolidierung.

Wie verläuft ein Herrscherwechsel 
üblicherweise? Die Vorbereitung des 
Nachfolgers 

In der ersten Phase wird der designierte 
Nachfolger auf die Machtübernahme 
vorbereitet. In Monarchien beginnt die 
Phase der Vorbereitung sehr früh, etwa 
mit der Volljährigkeit des Kronprinzen 
bzw. Thronfolgers. Gemeinsame Merk-
male der Vorbereitung in allen bisheri-
gen Fällen sind eine militärische Ausbil-
dung und Führungsposition des Nach-
folgers (Faath 2000, S. 31). Diese schei-
nen von Vorteil zu sein, um später die 
Reibungslosigkeit der Machtübergabe 
zu gewährleisten. In Jordanien befeh-
ligte Abdallah eine Eliteeinheit der Ar-
mee, was vermutlich ein Grund dafür 
war, dass er trotz der kurzen Vorberei-
tungszeit von zwei Wochen allseits als 
Nachfolger akzeptiert wurde (Koszi-
nowski 2000, S. 115). Außerdem über-
nehmen die designierten Nachfolger 
bereits politische Funktionen, teilweise 
auch offizielle Ämter. In den Golfstaa-
ten ist es ohnehin typisch, Ministerpos-
ten mit Mitgliedern der Herrscherfami-
lie zu besetzen (Herb 1999, S. 8). In Bah-
rain amtierte Kronprinz Hamad bin Isa 
Al Khalifa knapp 20 Jahre lang als Ver-
teidigungsminister (Peterson 2002, S. 
218). Die Heranführung an die Politik 
kann aber auch auf informellem Wege 
statt finden. So war Baschar al-Assad in 
Syrien vor dem Tod seines Vaters formal 
nur Vorsitzender des „Syrian Computer 
Club“, hatte aber ein Büro im Präsiden-

tenpalast (Perthes 2004b, S. 10). Die 
physische Nähe zum Zentrum der Macht 
verdeutlicht dabei bereits seinen infor-
mellen Einfluss. Zudem werden die desi-
gnierten Nachfolger allmählich in die 
Außenpolitik eingebunden und so dem 
internationalen Umfeld vorgestellt.
In der Vorbereitungsphase ist zu beob-
achten, dass der alternde Herrscher ei-
ne personelle Verjüngung des politi-
schen Personals vorantreibt. Ältere poli-
tische „Schwergewichte“, die eine po-
tenzielle Gefahr für die dynastische 
Nachfolge darstellen, schickt der Vater 
in den Ruhestand. Stattdessen werden 
junge Personen aus dem Umfeld des 
Nachfolgers befördert, die diesem ge-
genüber loyal sind. Im Fall Syriens muss-
te 1998 der mächtige Stabschef Hik-
mat Schihabi seinen Abschied nehmen. 
Schihabi galt bis dahin als zweit-
wichtigster Mann im Staat und war ein 
möglicher Konkurrent um die Nachfolge 
(Zisser 2001, S. 162f.). 

Aktuelle Vorbereitungsprozesse in 
Ägypten, Jemen und Libyen

Wenn sich die bisherigen Verläufe der 
Vorbereitungsphase verallgemeinern 
lassen, so sollte es möglich sein, prog-
nostische Vorhersagen über möglicher-
weise bevorstehende Herrscherwech-
sel zu treffen. In Ägypten bereitet der 
81-jährige Präsident Hosni Mubarak 
seinen Sohn Gamal seit einigen Jahren 
auf die Herrschaft vor. Das Besondere 
hierbei ist, dass sowohl Mubarak als 
auch sein Vorgänger Sadat verfas-
sungsmäßig an die Macht kamen durch 
ihre vorherigen Ämter als Vizepräsiden-
ten. Mubarak selbst hat jedoch nie ei-
nen Stellvertreter ernannt (Carapico 
2002, S. 109). In Ägypten würde eine 
Präsidentschaft Gamal Mubaraks ei-
nen Bruch mit der jüngeren politischen 
Vergangenheit darstellen, da er keine 
militärische Karriere absolviert hat. 
Stattdessen wurde der gelernte Banker 
Generalsekretär der Regierungspartei 
NDP (National Democratic Party). Es ist 
nicht auszuschließen, dass er bei den 
anstehenden Präsidentschaftswahlen 
kandidieren wird, um so eine pseudo-
demokratische Legitimierung als Nach-
folger zu erhalten. Dafür wurde bereits 
die gesetzliche Grundlage geschaffen 
(Stacher 2008). Diese Pläne erfahren je-
doch vehementen Widerstand von Sei-
ten des losen Oppositionsbündnisses 
Kifaya. Allerdings beschränkt sich der 
offene Protest gegen die „Dynastisie-
rung“ von Republiken bislang auf Ägyp-
ten. Im Jemen existieren ähnliche Pläne 
für eine Amtsübernahme des Präsiden-
tensohnes Ahmad Salih im Zuge der 
nächsten Wahlen (Carnegie Endow-
ment for International Peace 2006).

In Libyen gestaltet sich die Situation et-
was anders. Mu‘ammar Gaddafi hat 
gleich mehrere seiner Söhne in einfluss-
reiche Positionen gebracht. Während in 
der westlichen Wahrnehmung der Sohn 
Saif al-Islam Gaddafi als Nachfolge-
kandidat gilt und durch reformerische 
Rhetorik auffällt, ist dessen jüngerer 
Bruder Mu’tasim Billah Gaddafi als Prä-
tendent nicht zu unterschätzen (Weren-
fels 2008). Er ist fest im Sicherheitsap-
parat verwurzelt und kommandiert eine 
Militärbrigade; angesichts des erfor-
derlichen militärischen Rückhalts eine 
womöglich spannungsreiche Konstella-
tion. Es ist für die Übergangszeit auch 
ein Szenario denkbar, nach dem Saif al-
Islam mit den äußeren Angelegenheiten 
betraut wird, während Mu’tasim im In-
neren für Ruhe sorgt. 

Neopatrimoniale Herrschaft und  
Informalität in der Vorbereitungsphase

Sucht man in der Vorbereitungsphase 
nach allgemeinen Mustern von Politik im 
Vorderen Orient, so fällt als wichtigstes 
Merkmal eines neopatrimonialen Regi-
mes die Zentralität des Herrschers auf. 
Die Informalität der Vorbereitung Ba-
schar al-Assads ist ein typisches Merk-
mal von Herrschaft in der Region, wo 
formale Positionen und tatsächlicher 
Einfluss nicht deckungsgleich sind. Es 
kommt nicht primär darauf an, ein hohes 
Regierungsamt zu bekleiden, sondern 
personale Beziehungen sind entschei-
dend, eben auch familiäre. Um tatsäch-
lichen Einfluss auszuüben, ist es wichtig, 
„das Ohr“ des Herrschers zu haben. 
Das Beispiel Schihabis zeigt, dass auch 
wichtige Personen im Vorderen Orient 
ihren Einfluss nur durch ihre Nähe zum 
Herrscher beziehen. Sie verfügen über 
keine eigene Macht und stehen stets in 
der Gefahr, ihre Stellung zu verlieren. 
Allgemein ist es ein Merkmal neopatri-
monialer Herrschaft, dass Eliten mehr 
oder weniger regelmäßig ausgetauscht 
und an eine andere Stelle versetzt wer-
den, damit sie keine „Hausmacht“ auf-
bauen und zu einem unkontrollierbaren 
Machtfaktor werden können (Pawelka 
1985, S. 24ff.).
Innerhalb der Monarchien ist danach 
zu unterscheiden, ob ein Monarch allei-
ne herrscht, oder ob ein Großteil der 
politischen Elite aus der Familie des 
Herrschers stammt („dynastische Mon-
archie“ laut Michael Herb). In den meis-
ten Golfstaaten besetzen Mitglieder 
der Herrscherfamilien die Schlüsselmi-
nisterien (Herb 1999, S. 8). In einem sol-
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und durch familieninterne Konfliktlö-
sungsmechanismen ausgeübt. Der Fa-
milienrat verhindert, dass der Herrscher 
allzu abgehoben über den anderen Eli-
ten steht, wie es in anderen Regimen der 
Fall ist.

Die Übergangsphase

In der zweiten Phase findet der konkrete 
Herrscherwechsel statt. Nach dem Tod 
des Herrschers werden innerhalb kür-
zester Zeit die Maßnahmen ergrif fen, 
die zum reibungslosen Ablauf der 
Machtübergabe nötig sind. Auffällig ist 
dabei das Bemühen, dem Geschehen 
einen legalistischen Anstrich zu geben. 
Dies geschieht durch den Verweis auf 
entsprechende Gesetze (die allerdings 
in anderen Situationen nicht als Autori-
tät herhalten). Ein Beispiel dafür ist die 
Verfassungsvorschrift in Jordanien, wo-
nach der älteste Sohn des Königs Thron-
folger ist. Diese war abgeändert wor-
den, als Hassan, der Bruder von König 
Hussein, Kronprinz wurde. Doch nahm 
der König bei seiner kurzfristigen Ent-
scheidung für Abdallah als Thronfolger 
Bezug auf die ursprüngliche Regelung 
(Ryan 2002, S. 95f.). Wenn es nicht mög-
lich ist, den Prozess verfassungskonform 
zu gestalten, lässt sich auch die Verfas-
sung der Situation anpassen. Dies war 
in Syrien besonders augenfällig, als 
noch am Todestag von Präsident Hafiz 
al-Assad das de facto völlig machtlose 
Parlament zusammentrat, um die Sen-
kung des Mindestalters für das Präsi-
dentenamt zu beschließen. Vollkommen 
unverhohlen wurde das neue Mindest-
alter auf 34 Jahre festgesetzt, das exak-
te Alter von Baschar al-Assad.
Wie dieses Beispiel zeigt, sind die übri-
gen Eliten am Übergangsprozess maß-
geblich beteiligt. Es ist rational erklär-
bar, dass sie nicht die Gunst der Stunde 
nutzen und sich selbst an die Macht put-
schen wollen: Ein Machtvakuum mit un-
sicherem Ausgang könnte sie als bishe-
rige Nutznießer des Systems gefähr-
den. Stattdessen hoffen die Eliten, unter 
einem unerfahrenen und somit schwa-
chen Herrscher die Strippen ziehen und 
weiterhin eine einflussreiche Stellung 
einnehmen zu können (Brownlee 2007, 
S. 606). Da der neue Machthaber über 
strategischen Rückhalt im Militär ver-
fügt, ist es zudem aussichtslos, einen 
Putsch anzustrengen. Die Konsequenz 
daraus ist, dass der Herrscher von den 
alten Eliten gestützt wird. Auch die Be-
völkerung zieht einen geordneten 
Machtwechsel der Unwägbarkeit eines 
irregulären Regimewechsels vor (Cara-
pico 2002, S. 109). Interessanterweise 
begrüßten oppositionelle Bewegungen 
im Vorderen Orient ebenfalls den Amts-
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antrit t der Söhne, da sie sich von ihnen 
einen Neuanfang mit größeren Freihei-
ten erhofften. In Bahrain war dies be-
merkenswert, da zuvor starke innenpoli-
tische Spannungen geherrscht hatten 
(Khalaf 2000). Über die zeitliche Di-
mension betrachtet, verfügt ein junger 
Herrscher über einen automatischen Le-
gitimationszugewinn, da er unbelastet 
ist von der Vergangenheit, in der auch 
politische Verfolgung stattgefunden 
hat. Dies ist ein weiterer Grund, wes-
halb beim Herrscherwechsel keine In-
stabilität entsteht.
Tatsächlich ist zu beobachten, dass der 
neue Herrscher zunächst eine Politik po-
litischer Liberalisierung initiiert, die sei-
ne Legitimität sowohl im In- als auch im 
Ausland erhöht. Dies ist ein Indiz dafür, 
dass es sich bei den Herrscherwechseln 
um einen von Stabilität geprägten Pro-
zess handelt. Denn die Öffnung der po-
litischen Systeme kann nur durchgeführt 
werden, wenn sie kein unkalkulierbares 
Risiko beinhaltet (Schlumberger 2002, 
S. 19). Konkret handelt es sich um die 
Begnadigung von – auch politischen – 
Gefangenen, ein typisches Merkmal al-
ler Herrscherwechsel (Potter 1987). Da-
zu kommt eine größere Presse- und Mei-
nungsfreiheit, wie im sogenannten „Da-
maszener Frühling“ in Syrien, als sich 
unabhängige Zeitungen und Debattier-
foren neu gründeten (George 2003). 
Doch Liberalisierung bleibt begrenzt 
und bedeutet nicht, dass sofort jegliche 
freie Meinungsäußerung möglich ist. In 
Syrien endete der „Frühling“ abrupt, als 
ein Ende der Ba’th-Herrschaft und die 
Einführung von Demokratie eingefor-
dert wurden. Wenn die Forderungen 
die für das Regime akzeptablen Gren-
zen überschreiten, kommt es rasch zu ei-
ner Rücknahme der Liberalisierung. Da-
bei findet eine Arbeitsteilung zwischen 
der „alten Garde“ und dem neuen Herr-
scher statt: die „alten Garden“ werden 
in der Öffentlichkeit als rückwärts ge-
wandte Kräfte wahrgenommen, die den 
jungen Herrscher bei seiner Reform-
agenda ausbremsen. Dieses Phänomen 
einer vermeintlichen Spaltung inner-
halb der Eliten ist in allen Ländern zu 
beobachten. 
Daneben gibt es natürlich unterschied-
liche Interessen, vor allem was die Be-
sitzstandswahrung der alten Eliten an-
geht. Diese steht dem Bestreben des 
Herrschers entgegen, seine soziale Ba-

sis zu verbreitern. Dabei ist in erster Li-
nie eine aufstrebende soziale Gruppe 
zu nennen, nämlich junge Personen aus 
der Privatwirtschaft bzw. Technokraten 
mit moderner westlicher Bildung, die ei-
ne neue Klientel des Regimes darstel-
len. Diese profitieren einerseits von der 
Politik der ökonomischen Liberalisie-
rung, die die neuen Herrscher in allen 
Fällen vorantreiben. Zum anderen ist ih-
re Expertise für die Planung und Umset-
zung dieser Wirtschaftspolitik gefragt. 
An erster Stelle sind hierbei Privatisie-
rungen zu nennen, die teilweise sogar in 
Syrien Einzug gehalten haben, wo noch 
mit Fünf-Jahres-Plänen gewirtschaftet 
wird. Zudem wird versucht, Investitionen 
anzulocken und Zölle abzubauen. Das 
Extrembeispiel ist ein bilaterales Frei-
handelsabkommen zwischen Jordanien 
und den USA (Bank/Schlumberger 2004, 
S. 50). Einen formalen Rahmen für ihre 
Politikgestaltung erhalten junge Tech-
nokraten aus dem Umkreis des neuen 
Herrschers in neuen Gremien, die par-
allel zu den bereits bestehenden Institu-
tionen eingerichtet werden, z.B. in Bah-
rain, Marokko und Jordanien (Nietham-
mer 2006, S. 9f.; Bank 2004, S. 163, 167). 
Somit erleiden die langjährigen Amtsin-
haber und Institutionen einen relativen 
Bedeutungsverlust, und auf indirektem 
Wege findet eine Erneuerung der Eliten 
statt.
Daneben besteht ein zentraler Bestand-
teil des Herrscherwechsels im direkten 
Austausch von Teilen der Elite. Dies be-
trif f t zunächst nicht die wichtigsten Per-
sonen, sondern eher die mittleren Eliten, 
wie regionale Funktionäre der Ba’th-
Partei in Syrien (Perthes 2004b, S. 10). 
Doch da diese mittleren Eliten zugleich 
abhängig von Personen aus der Top-
Elite sind, werden dadurch die Netz-
werke der letzteren zerschlagen. Dies 
stärkt wiederum die Stellung des Herr-
schers gegenüber den alten Eliten. Bei-
de teilen jedoch das Interesse des Regi-
meerhalts, und somit sollte ihr Verhältnis 
nicht als Blockade betrachtet werden, 
sondern als funktionale Arbeitsteilung, 
die den Herrscher als positiven Reform-
akteur erscheinen lässt. 
Was die regionalen und internationa-
len Außenbeziehungen der Staaten an-
belangt, so entspannt sich die Atmo-
sphäre sofort spürbar, da über Jahr-
zehnte hinweg angestaute persönliche 
Animositäten wegfallen, wie etwa zwi-
schen König Hussein und Hafiz al-As-
sad. Die verbesserten internationalen 
Beziehungen schlagen sich in einer er-
folgreichen Einwerbung finanzieller Zu-
sagen nieder. König Abdallah II. nutzte 

Abdallah, König von Jordanien, vor dem 
Bild seines verstorbenen Vaters im Jahr 
1999. Der typische Ablauf einer dynasti-
schen Nach folge gliedert sich in (1) die 
Vorbereitung auf die Machtübernahme, 
(2) die Phase des Übergangs, an der die 
„alten“ und „neuen“ Eliten beteiligt werden, 
und (3) schließlich die Konsolidierung der 
alleinigen Herrschaft. picture alliance/dpa
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den USA, um die Auslandsschulden Jor-
daniens zu reduzieren (Mouftard/Augé 
1999). 

Legalismus, Liberalisierung und 
erkaufte Legitimität

Die „Verfassungsmäßigkeit“ der Nach-
folgeprozesse verdeutlicht, dass auch 
autoritäre Regime nicht durch reine 
Willkür herrschen, sondern sich um An-
erkennung bei der Bevölkerung und der 
internationalen Umwelt bemühen. Die 
Regime versuchen durch den Verweis 
auf formale Gesetze, eine Art rationaler 
Legitimität (Weber 1947) für sich in An-
spruch zu nehmen. Dieser Diskurs steht 
isoliert neben dem Vorherrschen infor-
meller Mechanismen, um die ohnehin 
jeder weiß.
Auch beim Aufstieg der neuen Eliten mit 
einem Interesse an ökonomischer Mo-
dernisierung zeigt sich einmal mehr die 
Inkongruenz von formalen Positionen 
und realem Einfluss in neopatrimonia-
len Regimen. Die Förderung dieser neu-
en Kräfte bietet dem Herrscher jedoch 
gleich mehrere Vorteile: ein Ausbalan-
cieren der alten Eliten, das durch unkla-
re und sich gegenseitig überschneiden-
de Zuständigkeiten begünstigt wird, die 
Unterstützung der Modernisierungs-
agenda und eine Verbreiterung der so-
zialen Basis (Perthes 2004a). 
Die Wirtschaftsliberalisierungen wer-
den allerdings generell nur selektiv um-
gesetzt und finden dort ihre Grenzen, 
wo Interessen des Regimes oder von 
Regimeangehörigen berührt werden 
(Henry/Springborg 2001). Zudem bleibt 
ein Standbein der Ökonomie die exter-
ne Einwerbung von Finanzen, die durch 
die Verjüngung der Eliten begünstigt 
wird. Neben den reichen Golfstaaten 
sind hier die USA als Geldgeber zu nen-
nen, die durch Entwicklungshilfe oder 
sonstige Mittel die Budgets ihrer Ver-
bündeten in der Region aufstocken. Die-
se Einkommensart, die auch als politi-
sche Rente bezeichnet wird, hat nicht 
nur Auswirkungen auf die Wirtschaft, 
sondern auch auf Gesellschaft und Poli-
tik, genauso wie Renten aus Erdölein-
nahmen (Beblawi 1987, S. 59ff.). Die da-
raus entstehenden externen Einkommen 
fließen direkt an den Staat und stehen 
ihm zur freien Verfügung, da er die Gel-
der kaum in Produktion reinvestieren 
muss und somit gemäß politischen Inter-
essen nach Belieben an verschiedene 
gesellschaftliche Gruppen verteilen 
kann (Pawelka 1993). Durch kostenlose 
Dienstleistungen, Subventionen auf Le-
bensmittel und die Bereitstellung von In-
frastruktur erkauft das Regime sich ma-
terielle Legitimation beim Volk, das 
nicht besteuert wird und darum in Um-

kehrung des Grundsatzes „no taxation 
without representation“ weniger Chan-
cen auf Mitsprache hat (Luciani 1987, S. 
73ff.). 

Die Konsolidierungsphase

In der drit ten Phase löst sich der Nach-
folger endgültig von der Top-Elite sei-
nes Vaters, indem er verbliebene Kon-
kurrenten ausschaltet. Diese Konsoli-
dierung seiner alleinigen Herrschaft 
markiert den Schlusspunkt des Wech-
sels. In Jordanien ist dafür der Zeitpunkt 
anzusetzen, als der Geheimdienstchef 
und königliche Berater Samih al-Batti-
khi von seinen einflussreichen Ämtern 
entbunden und ins Oberhaus „abge-
schoben“ wurde. Zuvor hatte der Aus-
druck „Battikhistan“ als Bezeichnung für 
Jordanien seine Machtfülle angezeigt 
(Henderson/Pasch 2001, S. 4). In Ma-
rokko leitete die Entlassung von Innen-
minister Driss Basri die Konsolidierungs-
phase ein (Bank 2004, S. 166). In Bah-
rain war die wichtigste Person vor dem 
Herrscherwechsel der Bruder des alten 
Emirs gewesen, der weiterhin Premier-
minister blieb. Der neue Emir Hamad 
machte sich selbst zum König und ver-
suchte durch diese „Royalisierung“, die 
eigene Position innerhalb der Herrscher-
familie zu stärken (Kéchichian 2008). 
Doch ist unklar, inwieweit der Premiermi-
nister die Politik seines Neffen obstruiert 
oder ob es sich dort nicht ebenfalls um 
ein Arrangement handelt, das Züge der 
oben beschriebenen Arbeitsteilung auf-
weist.
Die Konsolidierungsphase trit t naturge-
mäß in Monarchien relativ schnell ein. 
Monarchen stehen aufgrund ihrer tradi-
tionalen Legitimation und dadurch, 
dass sie sich nicht einmal manipulierten 
Abstimmungen stellen müssen, noch ab-
gehobener über der Gesellschaft und 
anderen Eliten als Präsidenten in Repu-
bliken. In Syrien dauerte es dement-
sprechend länger, bis Baschar al-Assad 
die „Schwergewichte“ der väterlichen 
Assad-Ära aus der Top-Elite verdrän-
gen konnte. Erst vier Jahre nach seiner 
Machtübernahme traten die Wegge-
fährten Hafiz al-Assads, Vizepräsident 
al-Khaddam und Verteidigungsminister 
Talas, sowohl von ihren Ministerposten 
als auch den Ämtern im höchsten Ent-
scheidungsgremium der Ba’th-Partei zu-
rück, die sie Jahrzehnte lang inne ge-
habt hatten.
Was die konkrete Politikgestaltung 
nach Abschluss des Herrscherwechsels 
angeht, so sind einige wichtige inhaltli-
che Strategien und Neuerungen zu nen-
nen. In mehreren Fällen setzte der Herr-
scher wir tschaftliche Liberalisierungen 
per Dekret durch. Diese Gesetzgebung 
umging das Parlament, in dem mit Wi-

derspruch gegen unpopuläre Maßnah-
men wie Steuererhöhungen zu rechnen 
war, der im Falle Jordaniens auch geäu-
ßert wurde (Lucas 2005, S. 134). Zudem 
wurden Parlamentswahlen erst in der 
Konsolidierungsphase angesetzt. Diese 
dienten auch einer Verjüngung des poli-
tischen Personals.
Ein auffälliges Merkmal ist die Beto-
nung von nationalem Interesse als der 
Versuch, ein Nationalbewusstsein zu 
schaffen bzw. zu stärken. Dabei ist, wie 
für autoritäre Regime allgemein, die He-
gemonisierung des öffentlichen Diskur-
ses durch die Kontrolle der Medien zen-
tral für den Erfolg dieser Strategie (Bank 
2004, S. 173). In Jordanien war eine 
Stärkung des Nationalbewusstseins zu 
diesem Zeitpunkt besonders wichtig, da 
ein Übergreifen der regionalen Konflik-
te im Irak und in den Palästinensischen 
Gebieten zu befürchten war, auch an-
gesichts der Flüchtlingsbevölkerungen 
aus den jeweiligen Gebieten (Bank 
2004, S. 165). In Syrien hingegen be-
deutet die Akzentuierung einer dezi-
diert nationalen Identität eine Abkehr 
vom panarabischen Diskurs, der vor-
mals zumindest pro forma die Ba’th-
Ideologie prägte. Hier könnte dies auch 
eine präventive Strategie sein, um im 
Falle der Lösung des Nahostkonflikts 
über eine alternative Quelle symboli-
scher Legitimität zu verfügen (Landis 
2007).
Eine weitere gemeinsame Neuerung ist 
die Volksnähe der Herrscher, die Sym-
pathien wecken soll. Doch auch die First 
Ladies sind im öffentlichen Leben prä-
sent und engagieren sich in verschiede-
nen wohltätigen Organisationen. Asma 
al-Assad, die Ehefrau des syrischen Prä-
sidenten, ist Schirmherrin zweier staat-
lich gegründeter „Nichtregierungs“-Or-
ganisationen, die der vernachlässigten 
sozialen Basis des Regimes zugute kom-
men: die eine kümmert sich um die Stär-
kung von Frauen in der Wirtschaft, die 
andere ist ein Fonds für ländliche Ent-
wicklung (Leverett 2005, S. 95).

Wahlen und imitierte Institutionen als 
Merkmale autoritärer Herrschaft

Auch in der Konsolidierungsphase zei-
gen sich Besonderheiten formaler Insti-
tutionen in autoritären Regimen. Die 
Existenz von Wahlen darf nicht zu dem 
Trugschluss verleiten, diese hätten eine 
ähnliche Bedeutung wie in westlichen 
Demokratien (Schedler 2006). In den 
meisten Staaten steht die wichtigste 
Person nicht zur Wahl, und wenn dies 
doch der Fall ist, so steht der Wahlaus-
gang bereits im Voraus fest. Wenn das 
Wahlergebnis als Indikator für die Öff-
nung der Regime dienen soll, so sind die 
sowjetisch anmutenden 99 Prozent-Re-
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sultate der Vergangenheit weitestge-
hend verschwunden, was auf einen grö-
ßeren, zeitgemäßen Pluralismus hindeu-
tet. Jedoch sind „77 die neuen 99“ Pro-
zent (Heydemann 2007, S. 13): Für die 
Opposition bleibt es unmöglich, die 
komfortable Zweidrit telmehrheit der Re-
gierungen zu durchbrechen, was eine 
grundlegende Politikänderung aus-
schließt. 
Die Bedeutung von Parlamenten ist im 
Vorderen Orient ohnehin eine völlig an-
dere als im westlichen Kontext. Der Form 
nach handelt es sich um „imitierte“ Insti-
tutionen (Albrecht/Schlumberger 2004, 
S. 381). Das Parlament erfüllt weder ei-
ne legislative Funktion noch ist die Re-
gierung ihm gegenüber verantwortlich. 
Stattdessen profitieren die Abgeordne-
ten von ihrer privilegierten Stellung, die 
ihnen zwar kaum politische Mitsprache, 
aber Zugang zu finanziellen Ressour-
cen erlaubt. Die Verteilung der Renten 
erfolgt durch die Netzwerke, die ein 
zentrales Charakteristikum des Neopa-
trimonialismus sind. Das Geld sickert 
mittels der Parlamentsabgeordneten in 
die Wahlkreise und versickert unter Um-
ständen auf dem Weg dorthin. Die herr-
schenden Eliten verfügen somit über ei-
ne Rückbindung an die Wahlkreise. 
Dies zeigt, dass politische und wirt-
schaftliche Mechanismen im Vorderen 
Orient eng miteinander verknüpft sind 
und sich gegenseitig stützen (Pawel-
ka 2008, S. 46f.; Schlumberger 2008, 
S. 130f.).
Auch wenn es Organisationen gibt, die 
der Form nach als Nichtregierungsor-

ganisationen bezeichnet werden, kön-
nen diese doch nicht als Teil einer Zivil-
gesellschaft im demokratischen Sinne 
gelten. Ein Definitionsmerkmal letzterer 
ist, dass sie autonom vom Staat agiert. 
Diese Unabhängigkeit vermochten die 
Herrscher im Vorderen Orient bislang 
zu unterbinden (Albrecht 2005). Beson-
ders durch die vielfältigen Aktivitäten 
der First Ladies im wohltätigen Bereich 
und die entsprechenden Organisatio-
nen hat der Staat eine weitere Möglich-
keit der Kontrolle über die Gesellschaft 
(Heydemann 2007, S. 8ff.).

Fazit

Viele Wissenschaftler erkennen zwar 
die Langlebigkeit der politischen Re-
gime im Vorderen Orient an, betrachten 
diese aber nicht als stabil (Sluglett 
2005, S. 34). Demnach könne autoritäre 
Herrschaft hauptsächlich durch Repres-
sion gewährleistet werden (Bellin 2004). 
Allerdings erklärt diese Perspektive 
nicht die Dauerhaftigkeit derjenigen 
Regime, die nur selten auf gewaltsame 
Unterdrückung zurückgreifen. Obwohl 
autoritären Regimen eine inhärente In-
stabilität unterstellt wird, scheint zu-
mindest der neopatrimoniale Typ im 
Vorderen Orient eine stabile Variante 
nicht-demokratischer Herrschaft darzu-
stellen. Eine normative Sichtweise, die 
davon ausgeht, dass die Dauerhaftig-
keit autoritärer Regime eigentlich eine 
Anomalie darstelle und früher oder spä-
ter jede autoritäre Herrschaft in sich zu-

sammenbreche, um der Demokratie zu 
weichen, kann durch obige Ausführun-
gen nicht bestätigt werden. Wie wir ge-
sehen haben, konnten die politischen 
Regime in der schwierigen Phase der 
Herrscherwechsel ihre Stabilität erhal-
ten. Bei allen zeitbedingten Neuerun-
gen entsprechen die allgemein heraus-
gearbeiteten Politikmuster der Band-
breite, die auch in normalen Zeiten den 
Vorderen Orient prägen. Die Vorausset-
zungen für einen erfolgreichen Herr-
scherwechsel waren bisher ein Sohn mit 
Rückhalt im Militär und ein spezifischer 
Mix aus verschiedenen alten und neuen 
Legitimationsquellen und -strategien. 
Sind diese Bedingungen gegeben, so 
sollten auch die möglicherweise bevor-
stehenden dynastischen Herrscher-
wechsel zu einer stabilen Machtüber-
gabe führen, wodurch sich die politi-
schen Strukturen in der Region anglei-
chen würden.
In den Republiken Ägypten und Jemen 
kann – im Gegensatz zu Libyen – nicht 
ausgeschlossen werden, dass der Sohn 
über Präsidentschaftswahlen im höchs-
ten Staatsamt installiert wird und somit 
über Legitimität durch (wie auch immer 
abgehaltene) Wahlen verfügt. Dies 
stellt eine neue Variante des Herrscher-
wechsels dar, die in Aserbaidschan be-
reits vollzogen wurde (Halbach 2003). 
Zwar kann es sich bei dem Nachfolger 

Tabelle 1: Chronologie der familieninternen Herrscherwechsel und Vorbereitungen

Land Zeitpunkt Umstände Nachfolger

1. Jordanien Feb. 1999 Tod von König Hussein Sohn: König Abdallah II.*
2. Bahrain März 1999 Tod von Emir Isa bin Salman Al Khalifa Sohn: Emir Hamad bin Isa Al Khalifa
3. Marokko Juli 1999 Tod von König Hassan II. Sohn: König Muhammad VI.
4. Syrien Juni 2000 Tod von Präsident Hafiz al-Assad Sohn: Präsident Baschar al-Assad
5. VAE (Abu Dhabi) Nov. 2004 Tod von Emir Zayid bin Sultan Al Nahyan Sohn: Emir Khalifa bin Zayid Al Nahyan

6. Saudi-Arabien Aug. 2005
Tod von König Fahd bin Abd al-Aziz Al 
Sa‘ud (Regierungsgeschäfte seit 1995 von 
Abdallah geführt)

Bruder: König Abdallah bin Abd al-Aziz 
Al Sa‘ud

7. Kuwait Jan. 2006 Tod von Emir Ahmad al-Dschabir 
al-Sabah

Bruder: Emir Sabah IV. al-Ahmad 
al-Dschabir al-Sabah*

8. Dubai (VAE) Jan. 2006 Tod von Emir Maktum bin Raschid 
Al Maktum

Bruder: Emir Muhammad bin Raschid 
Al Maktum

Ägypten evtl. 2011
möglicherweise Präsidentschaftswahl 
(keine Kandidatur von Präsident Hosni 
Mubarak)

Sohn: Gamal Mubarak

Jemen evtl. 2013 möglicherweise Präsidentschaftswahl 
(keine Kandidatur von Präsident Ali 
Abdallah Salih)

Sohn: Ahmad Salih

Libyen ? ? Revolutionsführer Mu’ammar Gaddafi Sohn: Saif al-Islam oder Mu’tasim Billah 
Gaddafi?

* = vorgesehener Nachfolger kam nicht zum Zug. Quelle: Eigene Darstellung
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handeln. Die Tatsache, dass Söhne die 
Nachfolger sind, bedeutet jedoch die 
größtmögliche Kontinuität von Politik 
bei gleichzeitiger biologischer Verjün-
gung des Personals sowie einer Anpas-
sung der Prioritäten an die Er fordernis-
se der Zeit. Auch bei unterschiedlichen 
Voraussetzungen ist zu erwarten, dass 
die autoritären Regime des Vorderen 
Orients die Herausforderung des Herr-
scherwechsels auch weiterhin als Chan-
ce für Erneuerung bei gleichbleibender 
Stabilität nutzen können.

ANMERKUNGEN

1 Ich danke Oliver Schlumberger und den Teil-
nehmern des Tübinger Forschungsforums Mo-
derner Orient für hilfreiche Anregungen sowie 
Torsten Matzke und Jörg Haas für Korrektur und 
wertvolle Kommentare.
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AUTORITÄRE HERRSCHAFTSMECHANISMEN AUF DEM PRÜFSTAND

Das Familienunternehmen Ägypten
Thomas Demmelhuber

Reformpolitische Kehrtwende 

Mit der Bildung der neuen Regierung 
wurde im Juli 2004 Ahmed Nazif, 
der bisherige Kommunikations- und In-
formationstechnologieminister, beauf-
tragt. Der damals 52-jährige Informati-
ker Nazif hatte in den Jahren zuvor 
als Minister erfolgreich den ägypti-
schen Telekommunikationssektor mo-
dernisiert, sich hierdurch im In- und Aus-
land den Ruf eines Reformers erworben 
und galt zudem als Vertreter einer neu-
en, jüngeren Generation, die fortan suk-
zessive ihren Einfluss in der Tagespolitik 
erhöhen sollte. Der seit 2004 intensivier-
te Reformprozess umfasste nicht nur 
wirtschaftspolitische Aspekte, sondern 
in Teilen auch das politische System des 
Landes mit zwei umfangreichen Verfas-
sungsänderungen in den Jahren 2005 
und 2007. Dabei schien dieser Reformei-
fer zunächst der gewohnten Regimedo-
minanz in der inhaltlichen Ausgestal-
tung des politischen Reformprozesses in 
Ägypten zu folgen: In den 1990er Jah-

ren bis hin zur Regierung von Ahmed 
Nazif befand sich das Regime meist in 
einer passiven Rolle. Man reagierte auf 
veränderte politische oder ökonomische 
Rahmenbedingungen, die ein Handeln 
nötig machten, um den Fortbestand der 
Herrschaftselite zu sichern und nach au-
ßen den Schein von Reformaktivismus zu 
wahren (z.B. der Kampf gegen militante 
Isla misten in den 1990er Jahren). Vor al-
lem gegenüber internationalen Geber-
institutionen wie der Weltbank und dem 
Internationalen Währungsfonds, von 
deren Krediten und Transferzahlungen 
das Land abhängig war, verstand man 
es, ein Reformtheater zu inszenieren, 
das die Gräben zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit erfolgreich verwischte. Die-
se Passivität in der ägyptischen Politik 
brachte nur kurzzeitigen Aufschub und 
machte schließlich eine Wende in der 
Regierungspolitik in den Jahren 2003 
und 2004 unumgänglich. Seit 2004 rückt 
nun zudem vermehrt die Legitimations-
frage von Staat und Herrschaft im auto-
ritären politischen System Ägyptens in 
den Mittelpunkt. Die auf den frühe-
ren Staatspräsidenten Gamal Abdel 
Nasser (1954 bis 1970) zurückgehen-
de Quelle von Herrschaftslegitimation, 
über eine umfangreiche Sozial- und 
Subventionsstaatsrolle im Gegenzug 
politische Exklusion zu erkaufen, war 
sukzessive schwieriger umzusetzen: Ers-
tens aufgrund einer grundsätz lichen 
ökonomischen Neuausrichtung mit einer 
einhergehenden neuen Rolle des Staa-
tes in der Ökonomie (Stärkung des Pri-
vatsektors und Senkung der Staatsquo-
te) und zweitens durch einen extremen 
Anstieg der Rezipientenseite (Bevölke-
rungswachstum und Anstieg der Armuts-
rate) sowie einer damit korrelierenden 
Zahlungsunfähigkeit des Staates. Ana-
log zu den 1990er Jahren war das Be-
wusstsein über die Notwendigkeit um-
fassender Reformen vorhanden, doch 
verzögerte bis 2004 der fehlende herr-
schaftsinterne Konsens über Art und In-
halt der nötigen Reformen deren Imple-
mentierung.2 Wesentliche Neuformie-
rungen innerhalb der Herrschaftselite 
haben nun jedoch seit wenigen Jah-
ren ein offensives und eines auf Lang-
fristigkeit ausgelegtes Handeln erst er-
möglicht und zeichnen für diesen ge-
genwärtigen Reformaktivismus verant-
wortlich. 
Will man sich nun zunächst die aktuelle 
Struktur der Herrschaftselite Ägyptens 
vergegenwärtigen, so bleibt festzuhal-

ten, dass die Herrschaftselite unter Mu-
barak sehr heterogener Natur ist und 
sich damit nachhaltig von jener zur Zeit 
von Nassers in den Anfangsjahren der 
Republik und auch von jener unter Sa-
dats Präsidentschaft (1970 bis 1981) mit 
ihren sehr konkreten und hierarchischen 
Entscheidungslinien und Strukturen un-
terscheidet: Sie setzt sich aus zahlrei-
chen Segmenten, wie zum Beispiel dem 
Militär, Geheimdienst, religiöser Insti -
tutionen wie der Al-Azhar-Universität, 
Wirtschaftseliten, diverser Gerichts-
barkeiten, Gewerkschaftsfunktionäre, 
Partei- und Bürokratieapparate zusam-
men, was es der darin agierenden Kern-
elite – direktes Umfeld der Präsidenten-
familie inklusive engster Beraterstab – 
ermöglicht, die verschiedenen Seiten 
gegeneinander auszuspielen und da-
mit das Entstehen paralleler Machtzen-
tren zu verhindern. 

Funktionslogik des 
politischen Systems

Der politische Reformprozess ist weiter-
hin ein kosmetischer Reformakt, der 
nichts an der in der Literatur hinreichend 
beschriebenen politischen Logik des 
Autoritarismus und den ihm im Falle 
Ägyptens zugrunde liegenden neo-
patrimonialen Handlungsmechanismen 
(Klientelismus, Patronage und Korrupti-
on) ändert. Neu ist nun hingegen der 
vermehrte Einbezug formeller semi-de-
mokratischer Mechanismen als Mittel 
zum Zweck der Herrschaftssicherung 
und Herrschaftslegitimation (z.B. kom-
petitive Präsidentschaftswahlen im Jahr 
2005), welche nun als Reproduktions-
mechanismus autoritärer Herrschaft in-
strumentalisiert werden. Wahlen die-
nen dabei nicht nur einem Legitimati-
onsgewinn nach innen, sondern auch 
nach außen gegenüber einer internati-
onalen Staaten- und Gebergemein-
schaft, welche in unterschiedlichem 
Maße politische Liberalisierungsmaß-
nahmen als Grundlage der Entwick-
lungszusammenarbeit einfordert. Die 
auf Langfristigkeit ausgerichtete offen-
sive Reformrhetorik und praktische Um-
setzung (siehe auch umfangreiche Ver-
fassungsänderungen 2005 und 2007) 
setzen sich klar und deutlich von den 
1990er Jahren ab, obgleich sich aus 
der taktischen Instrumentalisierung von 
formal-demokratischen Elementen mit-
nichten eine demokratische System-

Ägypten mit seinen mehr als 80 Millio-
nen Einwohnern und seiner fortdauern-
den regionalen Leitakteursrolle – vor 
allem als Vermittler im Kontext des Nah-
ostkonflikts – wird in den Medien meist 
als Trendsetter in politischer, ökonomi-
scher und kultureller Hinsicht für die Re-
gion des Nahen und Mittleren Ostens 
betrachtet. So auch geschehen in den 
turbulenten Jahren eines internationalen 
Demokratisierungsdiskurses, der vor al-
lem durch den kurzzeitigen Strategie-
wechsel in der US-amerikanischen Au-
ßenpolitik unter Bush junior mit seiner 
2003 formulierten Freiheitsagenda („for-
ward strategy of freedom“) für den Na-
hen und Mittleren Osten geprägt wurde 
und kurzfristig Wirkung zu haben schien. 
Währenddessen überraschte vor allem 
der seit 1981 amtierende ägyptische 
Staatspräsident Hosni Mubarak nach 
einer im Sommer 2004 vollzogenen 
Auswechslung der Regierungsmann-
schaft mit einem politischen und ökono-
mischen Reformaktivismus, der regional 
wie international aufmerksam verfolgt 
wurde und einige vorschnelle Analysten 
dazu verleitete – so Thomas Demmelhu-
ber –, den „Kairoer Frühling“ (in Anleh-
nung an den „Prager Frühling“ von 1968) 
oder gar den demokratischen Durch-
bruch des autoritären Herrschaftssys-
tems auszurufen.1� �
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er transformation ableiten lässt: Die For-
mulierung der Reformagenda findet for-
mell an der Spitze der Exekutive statt, 
de facto sind es Segmente innerhalb 
der Herrschaftselite, die auf unter-
schiedliche Weise direkt oder indirekt 
Einfluss auf die Formulierung der politi-
schen Reformagenda nehmen und ei-
nen kontrollierten Pluralismus schaffen, 
der sich zum einen aus kontrollierten 
Partizipationsmechanismen und zum 
anderen aus erweiterten Räumen der 
öffentlichen Debatte (Medien) speist. 
Die Herrschaftselite und hierbei vor al-
lem die dominanten Segmente darin, 
die im weiteren Verlauf noch zu konkre-
tisieren sein werden, zeichnen für die-
sen Aktivismus verantwortlich, beein-
flussen ganz wesentlich den Legitimati-
onsdiskurs von Staat und Herrschaft 
und sind die Protagonisten in der Fort-
entwicklung des autoritären Herr-
schaftstypus. Was die Kategorisierung 
dieser herrschaftsstrukturellen und pro-
zessoralen Dimension im Autoritarismus 
betrif f t, wird diese in der Literatur unter-
schiedlich typologisiert. Aktuelle For-
schungsarbeiten zu Ägypten sprechen 
von einer „Hybridisierung des autoritä-
ren Systems“3, von einem „authoritarian 
upgrading“4 oder von einer „liberalized 
autocracy“5. Unabhängig von der kon-
kreten Sub-Typologisierung des autori-
tären Systems in Ägypten ist allen die-
sen Forschungsarbeiten gemeinsam, 
dass sie den autoritären Systemtypus 
richtigerweise als ein Herrschaftsmo-
dell sui generis betrachten, der als sol-
ches als Faktum anzuerkennen und nicht 
aus der Perspektive einer „normativen 
Einbahnstraße“ in Richtung Demokratie 
zu betrachten ist.

Eliteninterne Verschiebungen 

Aufstieg der Wirtschaftseliten 

Der Aufstieg von privaten Großunter-
nehmern – seit dem Austausch der Re-
gierungsmannschaft mit dem neuen 
Premierminister Nazif im Jahre 2004 – 
zu einem konstitutiven Element inner-
halb der Herrschaftselite, unter ande-
rem durch Übernahme politischer Man-
date, ist eng verknüpft mit der Formulie-
rung der politischen und ökonomischen 
Reformagenda bereits seit den 1970er 
Jahren. Er ist damit das Ergebnis einer 
seit der Präsidentschaft von Anwar as- 
Sadat (1970 bis 1981) angestoßenen 
Stärkung des Privatsektors und der 
herrschaftspolitisch engen Bindung 
von einigen Großunternehmern an das 
Regime (Infit h-Politik). Klientelismus, 
Patronage und enge Verknüpfungen 
zur Herrschaftselite galten dabei als 
Grundvoraussetzung für eine Etablie-
rung als Unternehmer im wachsenden, 

privatwirtschaftlich organisierten Sek-
tor. Daraus entwickelte sich eine Alli-
anz zwischen der Wirtschaftselite und 
der Kernelite um die Präsidentenfami-
lie, die nun in erster Linie darauf aus-
gerichtet ist, bestehende Eigentums- 
und Machtverhältnisse zu konservie-
ren, auszubauen und jüngst entstande-
ne marktbeherrschende Stellungen in 
einzelnen Branchen (Bau- und Immo-
bilienbranche, Tourismus, Telekommu-
nikation) privatwirtschaftlich abzusi-
chern. Im Gegensatz zu früher, als die 
„Kumpelkapitalisten“ („crony capita-
lists“) einen Teil des Herrschaftsnetz-
werkes der politisch-militärischen Elite 
bildeten und noch über kein von der 
Regierung und dem Regime unab-
hängiges Machtzentrum verfügten, hat 
sich die Situation in den vergangenen 
Jahren gewandelt: Neben vertika-
len Machtbeziehungen zugunsten des 
Machtzentrums mit dem Präsidenten an 
der Spitze sind nun in Bezug auf eine 

Gruppe von Unternehmern im Umkreis 
des einflussreichen, 46 Jahre alten Prä-
sidentensohns Gamal Mubarak hori-
zontale Machtbeziehungen erkennbar, 
durch die wenige Unternehmerfamilien 
− meist geführt in der zweiten Genera-
tion − umfangreiche Unternehmens-
konglomerate etablieren konnten und 
damit zu konstitutiven Elementen des 
Herrschaftssystems wurden. Diese Ak-
teursgruppe um Gamal Mubarak und 
die an ihn assoziierten Teile der Füh-
rungsspitze der Staats- und Regime-
partei NDP (National Democratic Par-
ty) stellen zunehmend in Personalunion 
die Regierung. Sie ist die treibende 
Kraft in der Formulierung und Imple-
mentierung der politischen und ökono-
mischen Reformagenda und scheint 
parallel auch Ausdruck einer von der 
Kernelite um Präsident Mubarak insze-
nierten Vorbereitung seiner Nachfolge 
im Präsidentenamt zu sein. Gleichzeitig 
verlieren die „alte Garde“ und das Mi-
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litär als die traditionellen „Königsma-
cher“ ägyptischer Politik an direktem 
Einfluss auf die Gestaltung der Regie-
rungspolitik.

Elitenwandel im regionalen Kontext

Neue Elitengruppen aus der Wirtschaft, 
die durch die Stärkung des Privatsektors 
Einfluss auf die Politikformulierung neh-
men und frühere Machtzentren aus Mili-
tär und Bürokratie zunehmend margina-
lisieren, sind in einem unterschiedlichen 
Maße von Marokko über die Levante bis 
hin zur arabischen Halbinsel sichtbar 
und deuten dabei auf eine noch zu 
schließende Forschungslücke hin. Auf 
die Geschichte der Länder des Nahen 
und Mittleren Ostens seit Beginn der 
Dekolonisierung im 20. Jahrhundert be-
zogen, ist dies der zweite nachhaltige 
Elitenwandel, welcher die Konfigurati-
on von Staat und Herrschaft neu be-
stimmt: Mit dem Ende des Osmanischen 

Reiches und dem Aufstieg revolutionä-
rer Bewegungen in den 1950er und 
1960er Jahren (z.B. „freie Offiziere“) 
ging ein Elitenwandel von traditionellen 
Notabeln hin zu einer jüngeren Gene-
ration einher, welche in Zeiten der gra-
duellen Dekolonisierung die Offiziers-
laufbahn durchliefen und maßgeblich 
von einer vorher nicht da gewesenen 
sozialen Mobilität profitierten. Sie kon-
zipierten nach ihrer Machtübernahme 
die Parameter von Staat und Herrschaft 
in der Region neu. Die fortlaufende 
Selbstlegitimation durch das regionale 
Konfliktpotenzial mit Israel, die ideolo-
gische Absicherung durch panarabi-
sche Konzepte und sozialreformerische 
bzw. gesellschaftspolitische Ideologi-
en, die zunächst eine ganz wesentliche 
Rolle der Legitimation von Herrschaft 
einnahmen, spielen eine immer gerin-
ger werdende Rolle und gehen damit 
auch als Quelle der Herrschaftslegiti-
mation verloren. 

Politisch motivierte Großunternehmer

Im vorliegenden ägyptischen Fall hat 
die vermeintlich glorreiche Oktoberge-
neration, die einen aus der Perspektive 
der nationalen Geschichtsschreibung 
klaren Sieg über die israelischen Streit-
kräfte im Yom-Kippur-Krieg von 1973 
feierte, überwiegend das 70. Lebens-
jahr erreicht und wird von einer jünge-
ren Generation herausgefordert. Die 
jüngere Generation kann bzw. will nun 
ihren Herrschaftsanspruch nicht mehr 
durch militärische Erfolge oder Ränge 
legitimieren, sondern macht ihren Ein-
fluss vielmehr durch ihre ökonomische 
Rolle als politisch motivierte Großun-
ternehmer geltend. Im Falle Ägyptens 
nimmt Präsidentensohn Gamal Muba-
rak die Rolle des potenziellen „Thron-
folgers“ im Präsidentenamt und der po-
litischen Integrationsfigur für die oben 
genannte Wirtschaftselite ein, nach-
dem sein Vater im Mai 2009 bereits 81 
Jahre alt wurde und aus der Sicht des 
Jahres 2009 noch unklar ist, ob er bei 
den turnusgemäßen Präsidentschafts-
wahlen 2011 eine sechste Amtszeit an-
strebt.6 
Für den vorliegenden Beitrag ist die 
Nachfolgedebatte im Präsidentenamt 
jedoch zweitrangig, da sie nach struk-
turellen und funktionalen Veränderun-
gen des autoritären Staates und seinen 
konstituierenden Akteursgruppen fragt. 
Die Frage, wer denn nun der Nachfol-
ger des 81-Jährigen im Präsidentenamt 
sein wird, erscheint aus der Perspektive 
des Jahres 2009 als zweitrangig und 
eher Spekulationsobjekt des Boule-
vards aufgrund der Unmöglichkeit, an 
verlässliches empirisches Material zu 
gelangen. 
Was hingegen die strukturellen und 
funktionalen Veränderungen von Staat 
und Herrschaft betrifft, ist die Verände-
rung der Herrschaftselite maßgeblich 
entscheidend: Wie bereits angedeutet, 
haben durch den ökonomischen Öff-
nungsprozess seit den 1970er Jahren 
und die Stärkung des Privatsektors 
einige wenige Großunternehmer ihre 
Rolle als an das Regime assoziierte und 
davon auch abhängige „Kumpelkapita-
listen“ ausbauen können. Sie sind vor al-
lem durch Übernahme politischer Man-
date und Ämter sowie durch ihre markt-
beherrschende Stellung in der ägypti-
schen Wirtschaft mit Hilfe zahlreicher 
Unternehmenskonglomerate und damit 
einhergehenden gesellschaftspoliti-
schen Initiativen (u.a. NGOs, Medien 
und Forschungseinrichtungen) zu konsti-
tutiven Elementen der Herrschaftselite 

In Ägypten nimmt 
Präsidentensohn 
Gamal Mubarak 
die Rolle des po-
tenziellen „Thron-
folgers“ ein. Hosni 
Mubaraks Sohn ist 
für Ägyptens Wirt-
schaftselite und für 
politisch motivierte 
Großunternehmer 
eine geeignete In-
tegrationsfigur.
picture alliance/dpa
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er und zu den entscheidenden Trägern der 
Reformdynamiken seit 2004 geworden.7 
Der ägyptische Reformprozess ist damit 
Ausdruck eines an neue nationale, re-
gionale und internationale Rahmenbe-
dingungen angepassten „Autoritaris-
mus reloaded“ oder in anderen Worten, 
das Ergebnis einer aktiv betriebenen 
Neukonfiguration von Staatlichkeit und 
Herrschaftsmechanismen zur langfristi-
gen Herrschaftssicherung unter den 
Vorzeichen des 21. Jahrhunderts − vor-
angetrieben durch akteursspezifische 
Wandlungsprozesse innerhalb der 
Herrschaftselite und der funktionalen 
Anwendung und Ausweitung von Parti-
zipationselementen via semi-demokra-
tischer Mechanismen. Aber welche Zie-
le werden damit verfolgt und welche 
Motive sind für die Protagonisten dieser 
Reformdynamik handlungsleitend?

Reproduktionsmechanismen 
autoritärer Herrschaft

Der politische Reformprozess, die selek-
tive Öffnung der Märkte bzw. die Integ-
ration in die globale Arbeitsteilung 
sowie die Vergrößerung aber auch 
die Regulierung gesellschaftspoliti-
scher Räume folgen einem ähnlichen 
Muster und zielen darauf ab, die Macht-
sicherung der Herrschaftselite in Anbe-
tracht veränderter politischer, ökonomi-
scher und sozialer Determinanten nicht 
nur wie für die 1990er Jahre typisch in 
einem Status quo zu sichern, sondern 
nun im Rahmen dieser neuen Kontextbe-
dingungen neu zu konfigurieren. Somit 
ist der Reformprozess das zentrale Inst-
rument in der Fortentwicklung autoritä-
rer Herrschaft in dem Land am Nil. Das 
Phänomen der Globalisierung und eine 
von westlichen Kooperationspartnern 
getragene Liberalisierungs- und Demo-
kratisierungsagenda werden dabei 
nicht per se zurückgewiesen, sondern 
vielmehr selektiv angenommen, in modi-
fizierter Form in alte Herrschaftsmuster 
von Überwachung, Korruption, Repres-
sion und Patronage integriert, um den 
langfristigen Fortbestand der Herr-
schaftselite über diese neu gewonne-
nen Legitimationsquellen und einer da-
mit einhergehenden Effizienzsteige-
rung von Herrschaft zu gewährleisten. 
Der ägyptische Reformprozess ist damit 
ein funktionales Element der Herr-
schaftssicherung – neben den „klassi-
schen“ Methoden der Repression, Ein-
schüchterung und Patronage über den 
Polizei-, Geheimdienst und Sicherheits-
apparat – einer sich strukturell verän-
dernden Herrschaftselite. In Bezug auf 
den politischen Reformprozess zielt er, 
als seine zentrale politische Logik, auf 
einen kontrollierten Pluralismus via kon-
trollierter Partizipation ab: Die selektive 

Ausweitung von Partizipationsrechten 
bei Wahlen und das am gewünschten 
Ergebnis orientierte Wahlmanagement 
sind hierbei die am häufigsten benütz-
ten Instrumente, da sie nach außen das 
Bild des Wandels und der Öffnung des 
autoritären Systems suggerieren, de 
facto aber nichts an den wesentlichen 
Grundzügen der autoritären Herrschaft 
und der Exklusion relevanter Oppositi-
onsakteure ändern. Die Konsequenz 
dieser politischen Reformen ist zwar ei-
ne stärkere, geduldete Präsenz von Op-
position in Politik und Gesellschaft (z.B. 
88 Mandate8 der Muslimbruderschaft 
in der Ma lis al- a‘b, der zweiten Kam-
mer des Parlaments) mit einer damit ein-
hergehenden öffentlichen Streitkultur, 
die vor wenigen Jahrzehnten noch un-
denkbar gewesen wäre. Daraus aber 
einen Automatismus für einen demokra-
tischen Wandel abzuleiten, wäre falsch. 
Vielmehr deutet der Reformprozess auf 
einen erfolgreichen Versuch hin, genau 
diesen substantiellen Reformprozess zu 
vermeiden. Neue Spielregeln der Parti-
zipation (z.B. kompetitive Präsident-
schaftswahlen im Jahr 2005) implizie-
ren nur eine Teilliberalisierung des Zu-
gangs zum politischen Prozess, über 
den weiterhin das Regime mit seinen 
verfügbaren Instrumenten der Repressi-
on und gesetzlichen Reglementierung 
wacht. Herrschaftssicherung ist das 
Ziel; der Reformprozess nur Mittel zum 
Zweck, der Herrschaft neu legitimieren 
soll. Die Legitimationsquelle ist hierbei 
nur sekundär im Volk zu lokalisieren. 

Entscheidend für Art, Zweck und Rich-
tung des Reformprozesses ist vielmehr 
der Binnendiskurs der Herrschaftselite, 
der auf herrschaftsinterne Koalitionen 
verschiedener Segmente der Herr-
schaftselite abzielt und daraus primäre 
Herrschaftslegitimation ableitet.

Neue Akteurskonstellation

Der angesprochene Aufstieg von priva-
ten Großunternehmern zu einem be-
stimmenden Element innerhalb der 
Herrschaftselite ist also nur im Kontext 
politischer und wirtschaftlicher Reform-
impulse sowie nationaler, regionaler 
und internationaler Rahmenbedingun-
gen, die diesen Aufstieg erst förderten, 
zu verstehen. Die Allianz zwischen der 
Wirtschaftselite und der Kernelite um 
die Präsidentenfamilie zielt – wie be-
schrieben – darauf ab, Eigentums- und 
Machtverhältnisse zu erhalten, auszu-
bauen und privatwirtschaftlich abzu-
sichern. Diese Akteursgruppe um Ga-
mal Mubarak ist die treibende Kraft in 
der Formulierung und Implementierung 
der politischen Reformagenda. Sie 
zeichnet sich im Gegensatz zu ihrer El-
terngeneration auch in ihrem Verhältnis 
zu Israel durch eine entideologisierte 
Herangehensweise aus, die vor allem 
durch verbesserte Beziehungen mit dem 
Nachbarland auf den möglichen öko-
nomischen Mehrwert abzielt (z.B. um-
fangreiche Erdgaslieferverträge mit Is-
rael).

Die Protestbewe-
gung Kifaya 
(arab.: „Genug“) 
stellt – vor allem 
aus der Perspek-
tive westlicher 
Medien – das 
Herrschaftsmono-
pol im Familien-
unternehmen 
Ägypten wirk-
mächtig in Frage. 
Das Gesicht eines 
protestierenden 
Kifaya-Anhän-
gers trägt die 
Aufkleber „illegal“ 
und „Genug“.
picture alliance/dpa
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Die Oktobergeneration wird nun von ei-
ner jüngeren Generation herausgefor-
dert, die ihre Legitimation nicht durch 
militärische Ehren beziehen kann, son-
dern vielmehr durch ihre politisch-öko-
nomische Rolle als Großunternehmer 
Einfluss geltend macht und die Elternge-
neration sukzessive von ihren Rängen 
verdrängt. Dieser Prozess ist immer noch 
im Gange und geht mit einer Verringe-
rung der Präsenz der politisch relevan-
ten „alten Garde“ in den entscheiden-
den Führungspositionen und Gremien 
von Partei (NDP) und Regierung ein-
her. De facto sind hierbei nur (noch) 
NDP-Generalsekretär Safwat Sherif, 
in Personalunion auch Vorsitzender 
des parlamentarischen Oberhauses 
(Mağlis al-Šūrā), Parlamentssprecher 
des Unterhauses Fathi Sorour (Mağlis 
al-Ša‘b), Präsidentenberater Usama al-
Baz, Chef des Präsidentenamts Zaka-
riya Azmi, Geheimdienstchef Omar Su-
layman9 und Verteidigungsminister Mu-
hammad Hussein Tantawi zu nennen. 
Interessant ist die Erkenntnis, dass der 
mittlere Parteiapparat überwiegend lo-
yal zu der „alten Garde“ steht und die 
Entwicklungen an der Spitze der Partei 
um Gamal Mubarak und seiner Clique 
bis dato mit Misstrauen und Befremden 
beobachtet. Die Parteibasis ist in die-
sem Fall von geringer Bedeutung: Die 
parteiinterne Mobilisierungsfähigkeit 
bis auf die Ebene der Ortsvorsteher 
oder mittleren Parteikader ist zwar be-
deutsam, folgt aber eher einer patrimo-
nialen Logik als dem der aktiven Partizi-
pation und Legitimation von unten nach 
oben und ist mitnichten mit einer brei-
tenwirksamen Mobilisierung der Ge-
sellschaft zu verwechseln. Nationale 
Mandatsträger werden nämlich in ihren 
Wahlkreisen in erster Linie entspre-
chend ihrer Möglichkeiten der Vertei-
lung öffentlicher Gelder zugunsten des 
Wahlkreises wahrgenommen und weni-
ger an ihren politischen Zielen oder ih-
rer Qualifikation gemessen. Dement-
sprechend haben NDP-Kandidaten 
bzw. an die NDP affiliier te Kandidaten 
strukturelle und organisatorische Vor-
teile, falls sie nicht selbst über umfang-
reiche finanzielle Ressourcen verfügen 
und diese in ihren Wahlkampf investie-
ren. Die gerade genannten Vertreter 
der „alten Garde“ hingegen, die noch 
hohe politische Ämter oder Posten be-
setzen, stehen dem wachsenden Ein-
fluss der Gamal-Gruppe loyal gegen-
über (z.B. Geheimdienstchef Omar Su-
layman) oder befinden sich bereits in 
einer engen Allianz mit ihr (vor allem Za-
kariya Azmi).10 Sowohl die Gamal-
Gruppe als auch zu einem geringer 
werdenden Maße die „alte Garde“ ver-
fügen über ein strukturelles Monopol in 

der Politikformulierung, ohne dabei auf 
eine Mobilisierungsfähigkeit mit sozia-
ler Tiefe angewiesen zu sein. 

Militär hat an direkter Macht eingebüßt

Mit der politischen Marginalisierung 
der „alten Garde“ in den entscheiden-
den Machtpositionen geht eine Neu-
ordnung des Verhältnisses von Staat 
und dem für viele Jahrzehnte omnipo-
tenten Militärapparat einher. Gründete 
sich die Herrschaftslegitimation seit der 
Revolution der „freien Offiziere“ im Jah-
re 1952 zu einem großen Teil auf die en-
ge Bindung an das Militär, hat das Mili-
tär mit der Machtverschiebung von der 
„alten Garde“ hin zur Gamal-Gruppe 
weiter an direktem Einfluss eingebüßt. 
Historisch hatte das Militär in Ägypten 
eine wichtige und entscheidende Rolle 
inne: Meist war das Militär die Initiativ-
kraft von Umbrüchen. Zahlreiche politi-
sche Beobachter sehen das Militär 
auch gegenwärtig noch als „Königsma-
cher“ in Bezug auf die Präsidentschafts-
nachfolge und als zentralen Akteur in 
der Politikformulierung. Gegen diese 
Annahme sprechen zwei voneinander 
abhängige Sachverhalte: Erstens hat 
das Militär und hierbei vor allem das 
Offizierskorps bereits seit der Präsi-
dentschaft von Sadat an direkter Macht 
eingebüßt. So reduzierte sich beispiels-
weise die Anzahl von Offizieren mit Ka-
binettsrang seit 1965 deutlich. Wäh-
rend unter Gamal Abdel Nasser alle 
politischen und ökonomischen Entschei-
dungen durch den Präsidenten und/
oder das Militär gefällt wurden, waren 
Sadat und Mubarak um die Stärkung zi-
viler Elemente im Herrschaftsgefüge – 
zum Zwecke ihrer eigenen Machtsiche-
rung – bemüht. Zweitens verfügt das 
Offizierskorps zwar über weit reichen-
de Privilegien (z.B. einen eigenen Bil-
dungs- und Gesundheitssektor), nicht 
zuletzt gestützt durch politisch motivier-
te Transferzahlungen aus den USA mit 
einer jährlichen Militärhilfe von 1,3 
Mrd. US-Dollar. Eine Kontinuität dieser 
Privilegien bleibt aber eng verknüpft mit 
der Mubarak-Familie an der politischen 
Führungsspitze, da sie das Plazet der 
USA hat und die Transferzahlungen 
trotz regelmäßiger Einwände und Reso-
lutionen des US-Kongresses auf stabi-
len US-ägyptischen Beziehungen und 
einem gemeinsamen Interessenskon-
sensus fußen. Auch die neue US-Admi-
nistration unter Barack Obama ist um 
die geostrategische Partnerschaft mit 
Ägypten sehr bemüht und scheint Ab-
stand von einer ehrgeizigen Konditio-
nalität im Bereich der Demokratieförde-
rung zu nehmen.11 Trotz kurzzeitiger 
Forderungen nach mehr demokrati-
schen Reformen in den Jahren 2003 bis 
2005 unter Bush junior deutet die seit 

2006 wieder dominierende realpoliti-
sche Bestandsaufnahme bezüglich 
Zweck und Zielen der US-ägyptischen 
Beziehungen auch unter Obama klar 
darauf hin, dass Ägypten auch weiter-
hin von den USA protegiert werden 
würde. Letzteres wird gegenwärtig von 
der Clique um Präsidentensohn Gamal 
Mubarak monopolisiert. Daher besteht 
Grund zur Annahme, Akteure des Offi-
zierskorps und deren daraus meist her-
vorgegangene politische Elite („alte 
Garde“) in einem Abhängigkeitsver-
hältnis zur Gamal-Gruppe zu sehen. 
Die Gamal-Gruppe und die „alte Gar-
de“ sind die wichtigsten strukturellen 
Segmente der Herrschaftselite. Sie ver-
fügen in der Gesamtheit über eine 
faktische Richtlinienkompetenz in der 
Politikformulierung. Diese herausragen-
de Akteursrolle scheint nur zu einem 
nachgeordneten Maße an einer ge-
sellschaftlichen Mobilisierungsfähig-
keit interessiert bzw. von ihr abhängig 
zu sein. Viel entscheidender ist im Pro-
zess der Politikformulierung der Ein -
fluss innerhalb konkurrierender Teile 
der Herrschaftselite, in welcher die Ga-
mal-Gruppe aufgrund beschriebener, 
veränderter Abhängigkeitsverhältnisse 
(Militär) und Einflusskanäle (Wirtschaft) 
zum zentralen Akteur aufgestiegen ist. 
Dieser negative Zusammenhang von 
der Fähigkeit in der Politikformulierung 
und der Mobilisierungsfähigkeit ist bei 
der Regimeopposition, wie im Folgen-
den am Beispiel der verbotenen aber 
geduldeten Muslimbruderschaft zu zei-
gen sein wird, nicht gültig. 

Muslimbruderschaft – „al-islam 
huwa al-hall“

Im Jahre 1928 von dem oberägypti-
schen Volksschullehrer Hassan al-Ban-
na gegründet, 1954 nach einer losen 
Allianz mit den Revolutionären der „frei-
en Offiziere“ verboten, sind die Muslim-
brüder – mit ihrem Slogan, der Islam sei 
die Lösung („al-islam huwa al-hall“) – 
seitdem als breite, religiöse, gesell-
schaftspolitische, sozialkaritative und 
politische Bewegung nachhaltig in 
der Gesellschaft Ägyptens und mit ih-
ren autonomen Schwesterorganisatio-
nen weltweit verankert. Sie können bis 
dato, trotz der in Wellen verlaufenden 
Repression durch das ägyptische Re-
gime, ihre Basis in der Gesellschaft suk-
zessive erweitern. Die Bruderschaft ist 
die am besten organisierte und über 
den stärksten gesellschaftspolitischen 
Rückhalt verfügende Oppositionskraft. 
Die Logik des politischen Autoritarismus 
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er in Ägypten hat es bis dato verhindert, 
dass es zu einem wirklichen Populari-
tätstest in freien und kompetitiven Wah-
len gekommen wäre. Aussagen über 
den möglichen prozentualen Anteil der 
Bruderschaft bei freien Wahlen sind 
dementsprechend höchst spekulativ. 
Entscheidender ist die Erkenntnis eines 
politisch-strategischen Wandels der 
Muslimbruderschaft: Sie erkennt seit 
den frühen 1980er Jahren in dem vom 
Regime sanktionierten Raum der politi-
schen Partizipation die Spielregeln des 
kontrollier ten Pluralismus an und betont 
ihre Forderungen nach einem nachhalti-
gen demokratischen Reformprozess. 
Damit gelingt es der Bruderschaft bis 
dato sehr geschickt, sich als Gegenpol 
zum Regime mit eigenen Reformideen 
und eigener politischer Programmatik in 
Szene zu setzen.12 Insbesondere seit 
2005 fällt ein verstärkter Programmdis-
kurs auf, maßgeblich initiier t vom politi-
schen Flügel der Organisation. In der 
zweiten Jahreshälfte von 2007 führte 
dies zu einem ersten Entwurf für ein 
umfassendes politisches Grundsatz-
programm, was ebenso von einer regen 
Debatte innerhalb der Bruderschaft 
zeugte. Im Gegensatz zu einer struktur-
konservativen Basis und geistigen Füh-
rerschaft (2009: Muhammad Mahdi 
Akif)13 ist die um eine Generation jünge-
re politische Führung der Bruderschaft 
sehr veränderungsfähig und flexibel, 
um den Wunsch nach größerer politi-
scher Partizipation verwirklicht zu se-
hen. Dies schließt eine seit 2005 fest-
stellbare professionelle Öffentlichkeits-
arbeit nach innen und nach außen unter 
Zuhilfenahme sämtlicher medialer Mit-
tel und hierbei vor allem das Internet 
mit ein. 
Die Bruderschaft zeigt insbesondere 
seit 2005 eine große Anpassungsfähig-
keit an die politische Ordnung der Par-
lamentsarbeit, indem sie für spezifische 
Politikfelder (Religion, Bildung und Kul-
tur) Hoheitsansprüche reklamiert und 
sich als Kontrollinstanz der Regierung 
Nazif sieht. Die damit in ursächlichem 
Zusammenhang stehende exponentiel-
le Steigerung von parlamentarischen 
Anfragen an die Regierung pluralisierte 
die Parlamentsdebatte nachhaltig und 
veränderte damit auch positiv die in 
den Jahrzehnten zuvor vorherrschende 
Wahrnehmung des ägyptischen Parla-
ments als „rubber-stamp-Behörde“. Mu-
hammad Habib, bis Januar 2010 stell-
vertretender Vorsitzender der Bruder-
schaft und Teil der 1970er-Generation, 
die vor allem zu Zeiten größerer Freihei-
ten für die Organisation unter der Präsi-
dentschaft von Sadat ihre politische So-
zialisation erfuhr,14 äußerte sich 2006 
im Rückblick auf ein Jahr politischer Op-
position im ägyptischen Parlament mit 
den Worten, „dass man innerhalb eines 

Tages bereit wäre, eine auf demokrati-
schen Grundsätzen basierende Partei 
mit einem religiösen Hintergrund zu 
gründen“. Weiter hieß es in dem Inter-
view, „dass es eine Priorität wäre, die 
öffentliche Meinung für einen Wandel 
zu mobilisieren, welche eine dem Volk 
verantwortliche Regierung mit sich 
brächte“. Erst daran anschließend wäre 
die Bruderschaft bereit, an eine Macht-
übernahme im Land zu denken.15 Dieser 
politisch-strategische Wandel ist si-
cherlich auch Ausdruck eines in der 
Muslimbruderschaft (fast) vollzogenen 
Generationswechsels, so dass vor al-
lem die jüngere Generation um den Arzt 
Essam el-Erian und den Ingenieur Mu-
hammad Habib die programmatischen 
Leitlinien des Polit flügels der Bruder-
schaft vorgeben. 
Über die seit den Parlamentswahlen 
2005 eingenommene Rolle als selbst 
deklarierte Kontrollinstanz der Regie-
rung im Parlament und als Hüter ethisch-
religiöser Normen verfügt die Bruder-
schaft trotz umfangreicher und fortdau-
ernder Repression indirekt bereits über 
Einfluss auf die Reformagenda. Hinzu 
kommen die Fähigkeit der Massenmobi-
lisierung und die Versuche seitens des 
Regimes, diesem Potenzial selbst mit der 
Übernahme ursächlicher Identifikati-
onspunkte in Bezug auf Religion, Ethik 
und Moral zu begegnen. Häufiger wer-
dende Verbote von Schriften und Bü-
chern, die als Blasphemie gegenüber 
dem Islam bezeichnet werden, zeigen 
den indirekten Versuch des Regimes, 
das gesellschaftspolitische Potenzial 
der Bruderschaft zu limitieren, indem es 
Teile ihrer Agenda selbst übernimmt. So 
ist beispielsweise der sehr vorsichtige 
Umgang des Regimes mit religiösen Fra-
gen ein offensichtliches Zugeständnis 
an die Bruderschaft: Die Debatte um 
kopftuchkritische Bemerkungen im No-
vember 2006 des seit über 20 Jahren 
amtierenden Kulturministers und jüngst 
im Sommer 2009 gescheiterten Kandi-
daten für den Generaldirektor der 
UNESCO16 Faruk Hosni und der parla-
mentarische, im Wesentlichen von der 
Bruderschaft angestoßene Widerstand 
machten deutlich, dass das Regime in 
ethischen, moralischen und soziokultu-
rellen Bereichen nicht mehr der primäre, 
die Richtung vorgebende Akteur ist.17 
Gleichermaßen zeigte auch das re-
flexartige Handeln der Regierung im 
Jahr 2009, den Forderungen aus dem 
Parlament (vor allem durch Abgeordne-
te der Muslimbruderschaft initiier t) ge-
gen die Gefahr der Verbreitung der 
Schweinegrippe vorzugehen und prä-
ventiv die geschätzten 350.000 von 
koptischen Slumbewohnern im Groß-
raum Kairo gehaltenen Schweine zu 
schlachten, den obigen Sachverhalt ei-
nes in die Defensive geratenen Regimes.18 

Muslimbruderschaft und der Rest

Die Fähigkeit der Beeinflussung von Re-
gierungspolitik seitens der Bruderschaft 
basiert einerseits auf der in den Jahren 
zuvor erfolgten Übernahme von gesell-
schaftspolitischen Führungspositionen 
in den Berufsverbänden (als Ersatzfo-
rum politischer Partizipation) sowie ei-
ner guten Vernetzung in der Studenten-
schaft, die sich seit kurzem aktiv neuer 
Medien als Instrumente der Mobili-
sierung bedient. Andererseits basiert 
sie auf einer Entideologisierung und 
Entspannung in der Auseinanderset-
zung zwischen dem Regime und den mi-
litanten islamisch-fundamentalistischen 
Kräften nach Gewalteskapaden der 
1990er Jahre. Hinzu kommt ein pro-
grammatischer und ideologischer Wan-
del in Form einer Anerkennung des Plu-
ralismus als Grundprinzip politischer 
Ordnung, einer Anerkennung der we-
sentlichen Eckpunkte der Wirtschafts-
politik der Regierung und ein gewach-
sener Pragmatismus im Umgang mit der 
politischen Linken bei einem parallel 
vonstatten gehenden Generationen-
wandel in den politischen Führungsgre-
mien der Bruderschaft. Im Gegensatz 
zu der eingangs untersuchten monopol-
artigen Stellung der Herrschaftselite ist 
für die Muslimbruderschaft ihre über 
Jahrzehnte gewachsene soziale Tiefe 
und ihr daraus resultierendes Mobilisie-
rungspotenzial die notwendige Voraus-
setzung für die beschriebene, indirekte 
Fähigkeit der Beeinflussung von Regie-
rungspolitik in einzelnen Politikfeldern. 
Mit diesem Analyseraster wären im 
ägyptischen Kontext noch weitere op-
positionelle Akteure zu beachten, die 
aber in Relation zu den gerade genann-
ten nur über einen sehr rudimentären 
Einfluss auf die reformpolitische Agen-
dasetzung verfügen. Das resultiert zum 
einen aus ihrer inhaltlichen Fokussie-
rung auf einzelne Politikfelder (z.B. Be-
rufsvereinigung der Richter), aus ihrer 
fehlenden Breitenwirksamkeit in der 
ägyptischen Gesellschaft (z.B. säkular 
ausgerichtete NGOs) oder aus ihren in-
ternen Herrschaftskonflikten (lizenzier-
te Oppositionsparteien). Ohne Zweifel 
gibt es mit der Protestbewegung Kifaya 
seit 2004 (arab.: „Genug“), landeswei-
ten Streikwellen von in einzelnen Be-
rufszweigen organisierten Arbeitern 
oder der stark wachsenden „Blogger-
Community“ noch weitere Akteure, die 
das Herrschaftsmonopol im Familienun-
ternehmen Ägypten vor allem aus der 
Perspektive westlicher Medien wirk-
mächtig in Frage stellen. Dennoch ha-
ben sie es bis dato nicht geschafft, 
durch institutionelle Partizipation nach-
haltige Impulse zu setzen und eine brei-
tenwirksame Mobilisierungsfähigkeit zu 
erreichen. Die Fähigkeit aller genann-
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DAS FAMILIENUNTERNEHMEN ÄGYPTENten Gruppen, am politischen Prozess 
teilzunehmen und Einfluss zu nehmen, 
exklusive der Gamal-Gruppe und der 
„alten Garde“, ist ursächlich mit dem 
vom Regime sanktionierten Raum der 
politischen Entscheidungsfindung ver-
bunden. Je höher die Repression seitens 
des Regimes, desto offensichtlicher ist 
das potenzielle Vermögen des oppositi-
onellen Reformakteurs, breite Gesell-
schaftssegmente zu mobilisieren und 
dadurch die Fähigkeit zu erlangen, Re-
gierungspolitik zu beeinflussen.19 Die 
Opposition betreffend ist es die Mus-
limbruderschaft, welche über ihre zahl-
reichen Kanäle der Einflussnahme, ihre 
soziale Tiefe und organisatorischen 
Verknüpfungen mit Berufsverbänden 
und Teilen der Zivilgesellschaft das 
höchste Maß an sozio-politischem Ka-
pital besitzt und sich dabei deutlich von 
den geschlossenen Zirkeln der vom 
obersten Parteienkomitee „lizenzierten 
Oppositionsparteien“ absetzt. Im Ver-
gleich ist die geduldete, relativ große 
öffentliche Präsenz von Kifaya mehr ein 
Hinweis auf eine fehlende Gefahr für 
die Herrschaftselite und auf eine feh-
lende Fähigkeit der Massenmobilisie-
rung. Im Gegenteil, erst als zusätzlich 
zu Kifaya in den turbulenten „Reform-
jahren“ 2004 und 2005 die Muslimbru-
derschaft der Protestbewegung auf der 
Straße folgte, begann das Regime mit 
repressiven Maßnahmen die Kundge-
bungen zu unterbinden. 

Der Blick nach vorne

Der Herrschaftstypus des Autoritaris-
mus in Ägypten verändert sich im Kon-
text neuer nationaler, regionaler und 
internationaler Rahmenbedingungen. 
Letztere umfassen nicht nur die Be-
gleiterscheinungen einer zusehends in 
den Prozess der globalen Arbeitstei-
lung integrierten ägyptischen Ökono-
mie, die Errungenschaften der Informa-
tionstechnologie und einen globalen 
Demokratisierungs- und Liberalisie-
rungsdiskurs. Auch innenpolitische Rah-
menbedingungen (z.B. demographi-
scher Wandel, Zulauf von außerpar-
lamentarischen Protestbewegungen) 
zwingen das ägyptische Regime zu der 
Einsicht, dass alle bisherigen autoritä-
ren Herrschaftsmechanismen auf den 
Prüfstand müssen. Die selektive Inkor-
poration von Reform- und Partizipati-
onselementen, die liberaler und semi-
demokratischer Natur sind, ist eine we-
sentliche Strategie der langfristigen 
Herrschaftssicherung und damit der Re-
produktion autoritärer Herrschaft. Ver-
änderte Partizipationsmechanismen 
des politischen Prozesses, die graduelle 
Einbindung der Regimeopposition und 
eine geduldete außerparlamentarische 
Streitkultur sind Ergebnisse eines auf Le-
gitimationszugewinn zielenden Reform-
diskurses, die auch für einen poten-
ziellen Nachfolger Mubaraks im Präsi-
dentenamt nicht mehr reversibel sind, 
dennoch aber nicht als Demokratisie-
rungsprozess missverstanden werden 
dürfen. Losgelöst von der Nachfolger-
debatte ist gleichwohl für das Jahr 
2009 ein hohes Maß an Regimestabili-
tät festzustellen. Die ausgesprochene 
Funktionalität des Reformprozesses ist 
hierbei ein deutliches Indiz für die hohe 
politische Halbwertszeit der gegen-
wärtigen Herrschaftsform. Der „Herbst 
der Patriarchen“20 ist noch nicht gekom-
men.

ANMERKUNGEN

1 Fareed Zakaria (2005): What Bush Got Right. 
In: Newsweek, 14. März 2005.
2 Thomas Demmelhuber: EU-Mittelmeerpolitik 
und der Reformprozess in Ägypten. Von der Part-
nerschaft zur Nachbarschaft. Baden-Baden, S. 
127ff.
3 Bruce K. Rutherford (2009): Egypt after Mu-
barak. Liberalism, Islam, and Democracy in the 
Arab World. Princeton u. a. 
4 Steven Heydemann (2007): Upgrading Au-
thoritarianism in the Arab World. In: The Saban 
Center for Middle East Policy at the Brookings 
Institution, Analysis Paper, 13/2007, Washington 
D.C.
5 Daniel Brumberg (2002): Democratization in 
the Arab World? The Trap of Liberalized Autocra-
cy. In: Journal of Democracy, 4/2002.
6 Die Berichterstattung darüber ist in der unab-
hängigen Presse bzw. der Presse von Oppositi-
onsparteien seit 2001/02 ein Dauerthema; vgl. 
u.a.: Huwaydā Taha (2008): „‘Amaliyya tawrīth 

Ğamāl Mubārak dakhalat marhala al-la‘b al-
makšūf“. In: al Dustūr, 12. März 2008 [Titel: „Der 
Prozess der Erbfolge Gamal Mubaraks tritt in die 
Phase des offenen Spiels ein.“].
7 Als Beispiele bieten sich allen voran die poli-
tische Integrationsfigur Gamal Mubarak und als 
Vertreter der Wirtschaftselite Kabinettsmitglied 
Ahmed al-Maghraby (u.a. Immobilien und Touris-
mus), Parteifunktionär und Parlamentarier Ahmed 
Ezz (Stahl), die koptische Unternehmerfamilie 
Onsi/Naguib/Nassef/Sameh Sawiris (Bau, Tou-
rismus und Telekommunikation) oder Kabinetts-
mitglied Rashid Muhammad Rashid (Nahrungs- 
und Genussmittel) an.
8 Im Vergleich zu 17 Mandaten in der vorheri-
gen Legislaturperiode (das ägyptische Parlament 
umfasst 444 vom Volk sowie bis zu zehn vom Prä-
sidenten ernannte Mandatsträger).
9 Offiziell unbestätigten Quellen zufolge ist 
Sulayman schwer erkrankt (vgl. al-Quds al-‘Arabī, 
18. Februar 2009).
10  Vgl. Titelschlagzeile in der regimekritischen 
Wochenzeitung al-Dustūr vom 12. März 2008: „Hal 
yaš‘uru Ğamāl Mubārak bi-l-ikhwān? Ğamāl wa-‘Izz 
wa-Šarīf wa-Surūr wa-Azmī wa-‘Adlī yamlikūn al-
balad […]“ [Titel: „Empfindet Gamal Mubarak et-
was für die Bruderschaft? Gamal, Ezz, Sherif, So-
rour, Azmi und Adly regieren das Land […]“]. 
11 Interview mit Hillary Clinton: Interview with 
Lamis el Hadidi of Egyptian TV, 2. März 2009, 
einsehbar auf: http://www.state.gov/secretary/
rm/2009a/03/120114.html
12 Erste Teile des angestrebten, umfassenden 
politischen Grundsatzprogramms der Bruder-
schaft wurden im Laufe des Jahres 2007 veröffent-
licht und fortan heftig debattiert, vgl. Mahmūd 
Muhammad (2007), „Ğamā‘a al-ikhwān tuwazzi’u 
barnāmağ hizbihā al-ğadīd ‘alā mufakkirīn“. In: al-
Masrī al-Yawm, 13. September 2007 [Titel: „Die 
Muslimbruderschaft verteilt ihr neues Parteipro-
gramm an Intellektuelle“; für eine umfangreiche 
Berichterstattung darüber; vgl. auch: al-Hayāt, 
25. September 2007].
13 Akef hat im Frühjahr 2009 seinen Rücktritt für 
Januar 2010 angekündigt.
14 Insbesondere im Rahmen der Studentenbe-
wegung der 1970er Jahre, die von einer inhaltli-
chen Nähe marxistischer und islamistischer Ak-
teure geprägt war. Ähnlich wie die linken Studen-
tenbewegungen in Europa zu dieser Zeit, spalte-
te sich die islamistische Studentenschaft in Ägyp-
ten in einen radikalen (v. a. Ğamā‘a al-islāmiyya) 
und einen moderaten Flügel (Sympathisanten der 
Muslimbruderschaft).
15 Amr Emam (2006): Opposition Sceptical 
about Fresh Constitutional Change. In: The Egyp-
tian Gazette, 5. November 2006.
16 Steven Erlanger (2009): After Uproar, Unesco 
Rejects Egyptian. In: International Herald Trib-
une, 22. September 2009.
17 Mahmūd Muhammad (2006): Nuwwāb al-
watanī yattafiqūn ma‘a al-ikhwān ‘alā iqāla Farūq 
Husnī. In: al-Masrī al-Yawm, 22. November 2006 
[Titel: „Abgeordnete der NDP verständigen sich 
mit der Bruderschaft über die Entlassung von Fa-
ruk Hosni“]
18 Nadim Audi (2009): Culling Pigs in Flu Fight, 
Egypt Angers Herders and Dismays U.N. In: The 
New York Times, 30. April 2009.
19 Vgl. Interview mit Muhammad Mahdi Akif, 
geistiger Führer der Bruderschaft [eigene Über-
setzung]: „Wenn ich nicht so stark wäre und mich 
nicht so viele Menschen unterstützen würden, gä-
be es für niemanden einen Grund mich zu verflu-
chen“. In: al-Akhbār (Libanon), 8. März 2007.
20 Vgl. gleichnamiger Artikel von Amr Hamzawy 
(2005): Herbst der Patriarchen: Wohin treibt die 
arabische Welt? In: Süddeutsche Zeitung, 5. April 
2005.

Dr. Thomas Demmelhuber studierte Po-
litikwissenschaft und Middle Eastern 
Studies in Erlangen und Berkeley, CA. 
Als Stipendiat der Konrad-Adenauer-
Stiftung promovierte er 2008 zum The-
ma „Die EU-Mittelmeerpolitik und der 
Reformprozess in Ägypten. Von der Part-
nerschaft zur Nachbarschaft“ (erschie-
nen bei Nomos 2009) und arbeitet seit 
2008 als wissenschaftlicher Assistent 
am Institut für Politische Wissenschaft 
an der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg. In seinen aktuellen 
Forschungsarbeiten untersucht er den 
autoritären Systemtypus der arabischen 
Golfmonarchien nach der Rolle von 
traditionellen Herrschaftsmechanismen 
und liberalem Denken.

U
N

SER A
U

TO
R

Tot_Regime.indd   65 10.03.10   10.03.10 / 12:20



66

REFORMEN VON OBEN STÄRKEN DIE REGIMESTABILITÄT

Die Modernisierung des Autoritarismus 
in den arabischen Golfstaaten
Michael Schmidmayr

Trotz aller Heterogenität sind die Golf-
staaten nach politikwissenschaftlichen 
Maßstäben autoritäre Regime. Die sich 
als Teil der islamischen Welt verstehen-
den sechs Mitglieder des Golfkoopera-
tionsrates (Gulf Cooperation Council) 
sind allesamt Rentierstaaten, die sich 
ihre Regimestabilität über eine großzü-
gige Alimentierung der Bevölkerung si-
chern und damit letztlich ein klassisches 
Klientenverhältnis aufrechterhalten. Die 
Notwendigkeit, Reformen von oben 
einzuleiten, entsteht zumeist in Krisen-
zeiten, wenn Ausgabenkürzungen den 
Konsens zwischen Regierenden und Re-
gierten in Frage stellen und den Druck 
„von unten“ steigen lassen. Reformdruck 
entsteht auch dann, wenn das politisch-
ökonomische System an die Gegeben-
heiten des Weltmarktes angepasst wer-
den muss. So konnten sich die arabischen 
Staaten in den letzten Jahren der Libe-
ralisierung des Welthandels nicht ent-
ziehen. In der Regel tasten diese Re-
formen – so Michael Schmidmayr – die 
grundsätzlichen politischen Funktions-
weisen des Regimes nicht an. Die Regie-
rungseliten der Golfstaaten sind eben 
keine „aufgeklärten Autokraten“, son-
dern autoritäre Machthaber, die sich aus 
strategischem Kalkül auf Reformen ein-
lassen, diese jedoch zu ihren Gunsten 
wenden und in einer adaptierten Form 
realisieren. �

Die arabischen Golfstaaten

Die arabischen Golfstaaten, die lange 
Zeit kaum Beachtung in der westlichen 
Öffentlichkeit fanden, sind aufgrund ih-
res Ressourcenreichtums, aber auch 
dank einer fulminanten Wirtschaftsent-
wicklung im letzten Jahrzehnt heutzuta-
ge fast jedermann ein Begrif f. Doch be-
schränken sich Berichte in der Regel auf 
spektakuläre Bauprojekte oder Exzesse 
und beschäftigen sich allenfalls am 
Rande mit den politischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen.
Nach politikwissenschaftlichen Maß-
stäben sind alle sechs Mitglieder des 
Golfkooperationsrates (arabisch: Maj-
lis al-Ta‘awun li-Duwal al-Khalij al-
‘arabiyya, englisch: Gulf Cooperation 
Council/GCC) Bahrain, Katar, Kuwait, 
Saudi-Arabien, Vereinigte Arabische 
Emirate und Oman1 autoritäre Regime. 
Der Definition gemäß, die maßgeblich 

von Juan Linz (1975) geprägt wurde, ist 
der Autoritarismus vom Totalitarismus 
insbesondere dadurch abzugrenzen, 
dass ihm die Ambition fehlt, die gesamte 
Gesellschaft für sich ideologisch zu ver-
einnahmen. Im Autoritarismus bestehen 
Margen und Nischen für oppositionel-
les Engagement.  Die Absenz einer rich-
tiggehenden Staatsideologie ermög-
licht darüber hinaus Anpassungen des 
Regimes an neue Gegebenheiten, ohne 
dass dadurch ein argumentativer Spa-
gat versucht werden muss.
Nominell betrachtet sind nur fünf der 
sechs hier betrachteten Golfstaaten 
Monarchien. Die Vereinigten Arabi-
schen Emirate hingegen stellen sich als 
eine Föderation von sieben Monarchien 
(„Emirate“) dar. Sie als Republik zu be-
zeichnen, wäre jedoch ein Trugschluss, 
da die Kompetenzen ausschließlich 
zwischen den sieben Herrscherhäusern 
verteilt sind. Somit lässt sich vereinfa-
chend die Feststellung treffen, dass wir 
es auf Ebene des GCC mit sechs Mon-
archien zu tun haben. 
Viel deutlicher lassen sich Unterschiede 
in anderen Bereichen erkennen. Am au-
genscheinlichsten wird dies an der Grö-
ße – dem Flächenstaat Saudi-Arabien 
mit seinen 28 Millionen Einwohnern 
steht dabei kontrastreich der kleine In-
selstaat Bahrain mit gerade einmal et-
was mehr als einer Million Einwohnern 
gegenüber. Daneben sind auch die na-
türlichen Ressourcen nicht gleich ver-
teilt: Bahrains Ölvorräte etwa sind wei-
testgehend verbraucht, während Sau-
di-Arabien, Kuwait und die Vereinigten 
Arabischen Emirate (dabei vor allem 
das Emirat Abu Dhabi) noch aus dem 
Vollen schöpfen und weltweite Groß-
produzenten darstellen. Katar baut erst 
seit einigen Jahren seine Förderanla-
gen massiv aus und profitiert dabei ne-
ben vorhandenen Ölquellen vor allem 
von der Erschließung riesiger Gasvor-
kommen vor seiner Küste.

Bruchlinien sozialer, ethnischer und 
religiöser Art

Auch in sozialer und ethnischer Hinsicht 
sind die Golfstaaten heterogener, als 
dies von außen her scheinen mag. Allen 
ist gemein, dass sie sich als Teil der ara-
bisch-islamischen Welt begreifen. Die-
ses Postulat verbirgt jedoch, dass inner-

halb der Golfstaaten oftmals mehrere 
Bruchlinien sozialer, ethnischer und reli-
giöser Art verlaufen. Bahrain mag hier 
als Beispiel dienen: Regiert von einem 
sunnitischen Herrscherhaus, den Al 
Khalifa, weist das Land eine beträchtli-
che Vielfalt auf. So ist eine der kenn-
zeichnenden Trennlinien der Gegen-
satz zwischen den Sunniten, die nume-
risch in der Minderheit sind, und den 
Schiiten. Auf beiden Seiten finden sich 
sowohl Arabisch- als auch Persisch-
stämmige wieder, wobei letztere zum 
Teil nach wie vor ihre Muttersprache 
verwenden. Innerhalb der sunnitischen 
„Gruppe“ wiederum bestehen Gegen-
sätze zwischen ursprünglich nomadi-
schen und tribal organisierten Bahrai-
nern und den Städtern. Zuletzt ist auch 
die Präsenz einer allogenen Gruppe 
nicht zu vernachlässigen, die aus den 
Gastarbeitern besteht, die – in Bahrain 
wie in den anderen Golfstaaten – einen 
bedeutenden Anteil an der Bevölkerung 
haben, gleichzeitig jedoch über keiner-
lei staatsbürgerliche Recht verfügen 
und dementsprechend bei Analysen 
oftmals unter den Tisch gekehrt werden. 
Dennoch lässt sich annehmen, dass alle 
Gegensätze auf die eine oder andere 
Weise strukturierend auf das politische 
Geschehen einwirken. In den anderen 
Golfstaaten bestehen vergleichbare 
Gegensätze; doch nur in Bahrain ist et-
wa in Bezug auf die Konfession der Son-
derfall vorzufinden, dass einer sunniti-
schen Bevölkerungsminderheit, die die 
Schaltpositionen der politischen und 
wirtschaftlichen Macht besetzt, eine 
schiitische Bevölkerungsmehrheit ge-
genübersteht, die sich in vielerlei Hin-
sicht als benachteiligt betrachtet. 

Rentierstaaten mit 
neopatrimonialen Regimen

Wichtig ist zuletzt bei der Analyse der 
arabischen Golfstaaten die Feststel-
lung, dass ein nicht unerheblicher Ge-
gensatz zwischen Regierenden und Re-
gierten besteht. Die Herrscherfamilien 
tragen oftmals ein Selbstverständnis 
zur Schau, das darin besteht, den Staat 
als Privateigentum zu betrachten, des-
sen Reichtümer zuvorderst ihnen selbst 
zustehen. Dieser Perzeption zufolge 
sind die Staatsbürger reine Untertanen, 
die durch Gratifikationen (Steuerfrei-
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heit, Subventionen u. Ä.) an den Staat 
gebunden werden, jedoch auch gerade 
aus diesem Grund keine politischen 
Rechte einfordern können. Dieses Para-
digma ist in Analysen immer wieder 
auch als Umkehrschluss des Satzes „No 
taxation without representation“ ver-
standen worden: Konnten Bürger in den 
westlichen Staaten das Recht auf Parti-
zipation vor allem auch mit dem Hin-
weis verlangen, dass man von ihnen 
nicht erwarten könne, Steuern zu zah-
len, während man ihnen gleichzeitig 
politische Rechte versage, so entzieht 
das Nichtvorhandensein von Steuern 
oder die großzügige Alimentierung der 
Staatsbürger in den Golfstaaten diesen 
die Legitimation für Forderungen nach 
verbesserten Partizipationsmöglichkei-
ten (vgl. Beck 2007, S. 102).2
Das Paradigma ist im Wesentlichen 
ein Ergebnis der wir tschaftlichen Vor-
aussetzungen der Golfstaaten. Oliver 
Schlumberger (2002, S. 13ff.) hat die 
Systeme als „resource-rich, traditional 
authoritarian“ kategorisiert. So sind 
alle Golfstaaten Rentierstaaten, also 
Staaten, die einen Großteil ihres Ein-
kommens aus Renteneinnahmen be-
streiten. Ihr Herrschaftssystem stellt ei-
ne Perpetuierung traditionaler Struktu-
ren dar, die sich zwar durch die Hinzu-
fügung der modernen Bürokratie von 
patrimonialen zu neopatrimonialen Re-
gimen gewandelt haben, die traditio-
nalen Autoritäten jedoch nicht abge-
schafft, sondern allenfalls modifiziert 
haben. Die aus Renten erzielten Reve-
nuen dienen dabei insofern der Regi-
mestabilität, als sich die Machthaber 
ihrer bedienen, um die Bevölkerung 
großzügig zu alimentieren und sie da-
mit letztlich in ein klassisches Klienten-
verhältnis zu überführen.
Großzügige Einnahmen haben in der 
Vergangenheit zum Aufbau umfangrei-
cher sozialer Sicherungssysteme ge-
führt. Solange der Staat seine Bürger 
auf diese Weise mittels der Renten-
einnahmen versorgt, besteht für die 
Ent stehung von Unzufriedenheit aus 
wirtschaftlichen Beweggründen keine 
Basis. Wo es aufgrund sinkender Ren-
teneinnahmen jedoch plötzlich zu Kür-
zungen derartiger Leistungen kommt, 
mag die Unzufriedenheit hingegen ein 
beträchtliches Ausmaß annehmen, weil 
die Gratifikationen seitens des Staates 
zwischenzeitlich als Selbstverständ-
lichkeit wahrgenommen wurden (vgl. 
Byman/Green 1999, S. 14).

Divide et impera-Strategien

Diese Feststellungen sollen dazu die-
nen, den Charakter der arabischen 
Golfstaaten besser zu erfassen. Partizi-
pationsmöglichkeiten, wie sie in westli-

chen Staaten vorzufinden sind, sind in 
den Systemen der Golfstaaten zunächst 
nicht vorgesehen. Dies soll nicht bedeu-
ten, dass die Golfmonarchen es sich er-
lauben könnten, völlig losgelöst von ih-
rer jeweiligen Bevölkerung zu regieren, 
wenn dies bei oberflächlicher Betrach-
tung auch oftmals so scheint. Bereits die 
traditionalen Regime, die sich in vormo-
derner Zeit in den Golfstaaten heraus-
bildeten, banden die Bevölkerung auf 
die eine oder andere Weise in politi-
sche Prozesse mit ein. Dies geschah im 
Rahmen der traditionellen Patron-Kli-
ent-Beziehungen, die schon früh eine 
gewisse Institutionalisierung erfuhren. 
Das arabische majlis-System ist ein per-
fektes Beispiel hier für: Wichtige Ent-
scheidungsträger hielten regelmäßige 
Versammlungen – oder korrekter: Audi-
enzen – ab, bei denen die Untertanen 
mit ihren Anliegen vorsprechen konn-
ten. Theoretisch standen diese Veran-
staltungen allen offen. Das damit insti-
tuierte System garantierte eine Rückbin-
dung der Untertanen an die Herrscher-
klasse. Es als „desert democracy“ zu 
bezeichnen, wie dies von manchen sei-
ner Verteidiger getan wird, weil es sich 
um ein „functional equivalent of partici-
patory channels“ handle, wäre jedoch 
verfehlt (vgl. Nonneman 2006, S. 3).
Die Machtfülle, die die Herrscherhäu-
ser der Golfregion sich mit der Zeit an-
geeignet haben, ist auch das Ergebnis 
klugen Taktierens und des erfolgrei-
chen Schmiedens wechselnder Bünd-
nisse mit einflussreichen Gesellschafts-
gruppen. So stellte etwa die Klasse der 
Händler in Kuwait einen ernstzuneh-
menden Faktor im politischen Gesche-
hen dar, ohne dessen Wohlwollen das 
Regieren fast unmöglich gewesen wäre. 
1938 konnten die sunnitischen Händler 
sogar ein – kurzlebiges – parlamentari-
sches Experiment starten, das freilich im 
folgenden Jahr auf Druck des Herr-
scherhauses wieder unterbunden wur-
de. Gleichwohl zeigt das Beispiel, dass 
es durchaus ein gewisses Druckpotenzi-
al gab und gibt. Genau dieser Einfluss 
der mächtigen Händler in der Stadt Ku-
wait veranlasste schließlich auch den 
kuwaitischen Emir, der Ausarbeitung ei-
ner Verfassung zuzustimmen, die 1962 
das erste allgemeine Parlament in den 
Golfstaaten zur Folge hatte. Obgleich 
dieses Einschränkungen unterworfen 
war – wahlberechtigt war nur ein Teil 
der kuwaitischen Staatsbürger, Frauen 
blieb das Wahlrecht ohnehin verwei-
gert –, so zeigt sich hier doch, dass es 
den Machthabern keineswegs möglich 
ist, an der Bevölkerung vorbeizuregie-
ren. Bahrain ließ sich nach seiner Unab-
hängigkeit 1971 auf ein ähnliches Expe-
riment ein und hielt 1973 Wahlen zu ei-
nem Parlament ab, das auf dem kuwaiti-
schen Modell beruhte. Allerdings 

endete der Versuch 1975 in einer Auf-
lösung und Suspendierung der Natio-
nalversammlung (al-Majlis al-watani), 
nachdem sich die anfangs verfeindeten 
Kräfte im Parlament zunehmend ange-
nähert und damit die Divide et impera-
Strategie des Emirs zu durchkreuzen 
drohten.
Die anderen Golfstaaten verschlossen 
sich derartigen Öffnungstendenzen zu-
nächst. Ihre Haltung bestand eher dar-
in, sich auf wechselnde Allianzen mit 
verschiedenen Bevölkerungsteilen zu 
stützen und damit der Entstehung eines 
allgemeinen oppositionellen Trends 
entgegenzuwirken. Wachsende Reve-
nuen vor allem aus dem Ölgeschäft er-
möglichten es ihnen parallel hierzu, ihre 
Macht auch ohne die Partizipation der 
Bevölkerung zu konsolidieren: Der Aus-
bau der Sicherheitsapparate und da-
mit der Repressionsmöglichkeiten ge-
hört ebenso dazu wie die großzügige 
materielle Alimentierung für die Staats-
bürger, die Forderungen nach Partizi-
pation oder gar Regimewechsel von An-
fang den Wind aus den Segeln nahm. 

Die Notwendigkeit zur Veränderung

In Zeiten hoher Ölpreise und damit ver-
bunden hohen Staatseinnahmen war 
diese Strategie problemlos möglich. 
Schwieriger verhielt es sich in Krisenzei-
ten. So war etwa Saudi-Arabien Anfang 
der 1990er Jahre gezwungen, seine 
Ausgaben massiv zu kürzen. Von die-
sem Zwang blieben die staatlichen 
Wohlfahrtssysteme nicht unberührt, 
was wiederum einer Aufkündigung oder 
zumindest Modifizierung des bis dato 
geltenden Konsenses gleichkam. Unter 
diesen Umständen verwundert es nicht, 
dass auch Forderungen nach Reformen 
des bestehenden Systems verstärkt Zu-
spruch in der Bevölkerung fanden.
Druck auf die Herrscherhäuser entstand 
auch an anderer Stelle und war maß-
geblich mit der internationalen Situati-
on verbunden. Der Grund hierin findet 
sich auf der einen Seite in der 1974 ein-
geleiteten und mit dem Ende des Kalten 
Krieges forcierten weltweiten Demokra-
tisierungswelle, die bisweilen als „third 
wave of democratization“ (vgl. Hunting-
ton 1991) bezeichnet wird. Auch in der 
arabischen Welt hatte diese eine ge-
wisse Wirkung, wenngleich sich nir-
gendwo eine vollständige Entwicklung 
weg vom Autoritarismus zur Demokratie 
hin feststellen lässt. In den Golfstaaten 
findet ein weiteres Element Beachtung, 
nämlich die Befreiung Kuwaits aus iraki-
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scher Besatzung 1991. In diesem Staat, 
der 1986 sein Parlament in Missachtung 
der Verfassung suspendiert hatte, war 
es dem Emir 1991 nicht möglich, zum 
business as usual zurückzukehren. Viel-
mehr sahen sich die Machthaber ge-
zwungen, auf Forderungen der Zivilge-
sellschaft einzugehen und das Parla-
ment wieder einzusetzen. Dies ist auch 
darauf zurückzuführen, dass der Wi-
derstand gegen die irakische Besat-
zung hauptsächlich von gesellschaftli-
chen Akteuren und kaum vom – ins Exil 
geflohenen – kuwaitischen Herrscher-
haus getragen worden war. Die Rück-
kehr Kuwaits zu einem geordneten par-
lamentarischen Leben hatte dann auch 
Auswirkungen auf die Nachbarstaaten: 
In Katar und Bahrain formierten sich Ini-
tiativen, die ebenfalls eine Wiederbele-
bung des Parlaments (Bahrain) oder 
dessen Einführung (Katar) forderten. 
Die Machthaber reagierten allerdings 
äußerst zaghaft und ließen sich – wie 
auch in den anderen Staaten – zunächst 
nur auf die Schaffung von Konsultativor-
ganen (majlis al-shura) ein, deren Mit-
glieder ernannt wurden und keinerlei 
gesetzgeberische Kompetenzen hat-
ten. 
Das zweite internationale Element ist 
die Liberalisierung des Welthandels, 
der sich auch die arabischen Golfstaa-
ten nicht entziehen konnten und woll-
ten. Der Beitrit t der Golfstaaten zur 
Welthandelsorganisation (WTO) stellt 
hier mit Sicherheit nur einen Schrit t dar. 
Gerade in den ersten Jahren des neuen 
Jahrtausends gesellten sich dazu auch 
Bemühungen um den Aufbau einer 
Golffreihandelszone, aber auch neue 
bilaterale Abkommen zwischen GCC-
Mitgliedern und etwa den Vereinigten 
Staaten. 

Reformen in den Golfstaaten

Alle hier geschilderten Entwicklungen 
sind auf die eine andere Weise aus-
schlaggebend für Anpassungsmaßnah-
men, die sehr unterschiedlicher Art sein 
können. Bereits in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts ist eine Tendenz 
zu beobachten, die zu mehr Rechtssi-
cherheit geht. So wurden bis dahin tra-
ditional verankerte, aber nicht kodifi-
zierte Regeln durch geschriebenes 

Recht ersetzt. Dabei ging es keinesfalls 
immer um eine Abkehr von der Tradition; 
dennoch lässt sich insbesondere im 
Wirtschaftsbereich beobachten, dass 
viele Gesetze von als universell gelten-
den Regeln inspiriert wurden. Stark in-
volviert waren in die Kodifizierungsbe-
mühungen aber auch Ratgeber aus 
arabischen Staaten – insbesondere 
Ägypten –, die damit Elemente aus ihren 
Rechtssystemen in die Golfstaaten 
brachten. Gemein ist diesen Bestrebun-
gen, dass sie letztlich zu einer Erhöhung 
der Rechtssicherheit führen sollten und 
dies auch taten. Dabei ging es weniger 
um die Ausweitung von Rechten jedes 
Einzelnen – es sei in Erinnerung gerufen, 
dass die Partizipationsmöglichkeiten 
gerade in dieser Zeit nur marginal er-

weitert wurden –, sondern vielmehr da-
rum, für wir tschaftliche Abläufe eine ge-
wisse Sicherheit zu schaffen und damit 
die für die weitere wirtschaftliche Ent-
wicklung unabdingbaren Vorausset-
zungen zu schaffen. In verfassungs-
rechtlicher Hinsicht hingegen gaben 
sich manche Staaten bei ihrer Unab-
hängigkeit zunächst mit einer provisori-
schen Lösung zufrieden, so etwa die 
Vereinigten Arabischen Emirate, die 
1971 eine Übergangsverfassung verab-
schiedeten (als eine Art Gründungsakt 
der Föderation), die erst 1996 in den 
Rang einer permanenten Verfassung er-
hoben wurde. Saudi-Arabien gab sich 
überhaupt erst 1992 eine Verfassung. 
Verschiedene Arten von Reformen sind 
denkbar und treten in der Realität auf. 

Vergleicht man die Möglichkeiten der poli-
tischen Partizipation, so haben sich in der 
Tat gewichtige Veränderungen ergeben. 
Ein Blick in das kuwaitische Parlament, in 
dem zum Zeitpunkt der Aufnahme über 
das Wahlrecht für Frauen diskutiert wur-
de, offenbart im Jahr 2005 noch eine rei-
ne Männerdomäne. picture alliance/dpa
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Sie alle können die eine oder andere 
Auswirkung auf das politische Regime 
haben, jedoch auf unterschiedliche Art 
und Weise. Die häufigste Form von Re-
formen sind mit Sicherheit solche Refor-
men, die das politische System an sich 
nicht antasten, wenn sie auch de facto 
mancherlei Auswirkung darauf haben 
können. Sie betreffen die policies eines 
Gemeinwesens, sind also thematisch 
angesiedelt und stellen die grundsätzli-
che politische Funktionsweise des Regi-
mes nicht infrage. Denkbar sind sie in 
verschiedensten Bereichen: So ist etwa 
in den Golfstaaten über die Jahre hin-
weg eine Tendenz zur wir tschaftlichen 
Liberalisierung zu beobachten, die sich 
in einem – wenn auch beschränkten – 
Rückzug des Staates aus dem wirt-

schaftlichen Leben äußert. Beispiel 
hier für sind Privatisierungen im Wasser- 
oder Elektrizitätssektor, aber auch von 
bisher unter Staatsaufsicht stehenden 
Häfen und – für die kommenden Jahre 
zu erwarten – von staatlichen Flugge-
sellschaften. Ähnlich zu werten ist die 
Reform der Sozialsysteme: Ging die Ent-
wicklung in den frühen Jahren zu einem 
weitreichenden Ausbau der sozialen Si-
cherungssysteme, die in vielen der ara-
bischen Golfstaaten zu umfangreichen 
staatlichen Leistungen für die Staats-
bürger führten (etwa im Bereich des Ge-
sundheitswesens), so haben die 1990er 
Jahre eine dem gegenläufige Entwick-
lung mit sich gebracht. Finanzielle 
Schwierigkeiten nötigten die Staaten 
dazu, Sozialleistungen wieder zurück-

zufahren oder zumindest den Bürgern 
eine Beteiligung daran abzuverlangen. 
Ein weiteres Beispiel ist die Reform des 
Steuersystems. Die Tendenz geht dabei 
dahin, die steuerliche Belastung zu er-
höhen. Da sich die meisten Golfstaaten 
zum Großteil aus Renten finanzierten, 
konnten sie es sich leisten, ihren Einwoh-
nern weitgehende Steuerfreiheit zu ge-
währen. Eine Einkommensteuer ist eher 
die Ausnahme als die Regel in der Regi-
on; wo sie existiert, bleibt sie äußerst 
niedrig (vgl. Luciani 1995, S. 217). Die 
obige Formel „No taxation without re-
presentation“ konnte in Rentierstaaten 
wie den Golfstaaten nicht greifen, so-
lange die steuerliche Belastung gegen 
null ging. Kommt es nun zu fiskalischen 
Reformen, welche die Steuerbelastung 
der Bürger erhöhen, so steigt damit 
auch das Risiko, dass Forderungen nach 
besseren Partizipationsmöglichkeiten 
erhoben werden.
Allgemeiner formuliert führen Steuerre-
formen zu Unzufriedenheit, wenn Be-
günstigungen, die als normal angese-
hen werden wie etwa die Steuerfreiheit 
oder zumindest eine äußerst niedrige 
Steuerbelastung, angetastet werden. 
Dies war 2007 in Bahrain zu beobach-
ten, als die neu eingeführte staatliche 
Arbeitslosenversicherung auch mittels 
einer Einkommensteuer, die ein Prozent 
des Bruttoeinkommens ausmachte, fi-
nanziert werden sollte. Zwar hielt die 
Regierung dem Druck stand, der von 
verschiedenen Gruppen unter anderem 
mit dem Argument der Unvereinbarkeit 
einer solchen Steuer mit dem Islam auf-
gebaut wurde, doch zeigt die Episode, 
dass solche Reformen nicht immer leicht 
durchzusetzen sind.

Politische Partizipation und 
Liberalisierung

Neben den policy-Reformen sind sol-
che Reformen anzutreffen, die die Funk-
tionsweise des Staatswesens selbst 
betreffen, also die polity. Hier geht die 
allgemeine Tendenz vordergründig zu 
einer größeren Beteiligung der Bevölke-
rung. Vergleicht man die Möglichkeiten 
politischer Partizipation am Golf in den 
1960er und 1970er Jahren und heute, so 
haben sich in der Tat gewichtige Ände-
rungen ergeben, die graduell und in 
den verschiedenen Ländern mit unter-
schiedlicher Intensität vorangetrieben 
wurden. Die Golfstaaten sind für die 
Zeit nach ihrer Unabhängigkeit mit Ein-
schränkungen als absolute Monarchien 
anzusehen, in denen die einzige Partizi-
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pationsmöglichkeit für die Bevölkerung 
darin bestand, ihre Petita und Gravami-
na direkt oder über Mittelsmänner – et-
wa über das oben genannte majlis-Sys-
tem – an den Herrscher heranzutragen. 
Einzig Kuwait besaß von Anfang – d.h. 
seit 1962 – ein gewähltes Parlament. In 
den anderen Golfstaaten erfolgte die 
Entwicklung auf nationaler Ebene 
schrit tweise: Die Machthaber schufen 
dabei eine beratende Versammlung 
(auch Konsultativversammlung oder 
-rat; arabisch: Majlis al-Shura), deren 
Mitglieder ernannt waren (Vereinigte 
Arabische Emirate seit 1971; Oman seit 
1981; Bahrain seit 19923; Saudi-Arabi-
en seit 1993; Katar seit 2003). In einem 
weiteren Stadium wurde entweder ein 
Teil der Mitglieder der beratenden Ver-
sammlung (Vereinigte Arabische Emira-
te seit 20064) oder sogar deren Ge-
samtheit durch Wahlen bestimmt (Oman 
seit 20005) oder aber dieser Versamm-
lung eine gewählte Kammer zur Seite 
gestellt (Bahrain seit 2002). Weitere 
Schrit te, die in einigen Golfstaaten zu-
sätzlich durchgeführt wurden, betrafen 
die Ausweitung des Wahlrechts auf 
Frauen (Katar 1999 bei den Kommunal-
wahlen, Bahrain 2002, Kuwait 2005) 
oder die Senkung des Wahlalters.
Neben der Verstärkung direkter Partizi-
pationsmöglichkeiten hat sich auch die 
Gesetzgebung für politische Betäti-
gung im weiteren Sinne verändert. Die 
Ausgangssituation sah in den meisten 
Staaten so aus, dass politische Betäti-
gung stark eingeschränkt war. Die 
rechtlichen Mittel lagen in restriktiven 
Presse-, Versammlungs- oder Vereins-
gesetzen, die legale politische Betäti-
gung in vielen Fällen quasi unmöglich 
machten.
Politischer Aktivismus bewegte sich ur-
sprünglich auf äußerst dünnem Eis, 
wenn nicht gar vollständig in der Illega-
lität. So schoben Versammlungsgesetze 
öffentlichen politischen Debatten und 
regierungskritischen Kundgebungen ei-
nen gesetzlichen Riegel vor. Vereinsge-
setze sahen die Registrierung von Verei-
nen vor. Um eine Lizenz zu erhalten, hat-
ten diese jedoch auf politische Betäti-
gung zu verzichten. Für Parteien bestand 
keinerlei Rechtsgrundlage. 
In den letzten Jahren und Jahrzehnten 
ist in all den hier genannten Bereichen 
eine Liberalisierung zu beobachten. 
Die Presse- und Meinungsfreiheit wurde 
vielfach ausgeweitet, indem die Liste 
der Meinungsdelikte – de jure, manch-
mal auch nur de facto – verkürzt wur-
de.6 Mit Sicherheit ist für diese Liberali-
sierung auch die Entwicklung der glo-
balen Medienlandschaft und der tech-
nischen Möglichkeiten verantwortlich: 
Das Informationsmonopol des Staates 
auf audiovisuelle Medien wurde etwa 
durch das Phänomen der panarabi-

schen Nachrichtensender, das mit dem 
aus Katar sendenden Satellitenkanal 
al-Jazira begann, eindeutig durchbro-
chen. Das nicht vollständig zu kontrol-
lierende Internet – darunter das in der 
arabischen Welt expandierende Phä-
nomen der Webblogs (Blogs) – hat den 
Machthabern die relative Nutzlosigkeit 
von Zensur und restriktiven Pressegeset-
zen vor Augen geführt. Katar ging 1998 
so weit, das unter anderem für Zensur-
angelegenheiten zuständige Informati-
onsministerium abzuschaffen – ein 
Schrit t, zu dem sich allerdings wohlge-

merkt bisher kein weiterer Golfstaat hat 
durchringen können.7 
Auch Versammlungs- und Vereinsgeset-
ze haben eine Liberalisierung erfahren. 
So wurde insbesondere die Vereinsge-
setzgebung dahingehend verändert, 
dass in den meisten Fällen die Grün-
dung politischer Vereine erlaubt wurde. 
Zum Teil wird dabei implizit der Unter-
schied zwischen politischen Vereini-
gungen und sonstigen Vereinen betont, 
indem die Registrierung je nach Art bei 
der einen oder der anderen Behörde zu 
erfolgen hat. Politischen Parteien bleibt 

Am 17. Mai 2009 ziehen erstmalig vier Frauen in das kuwaitische Parlament ein. Die in 
aller Regel aus strategischem Kalkül eingeleiteten Reformen „von oben“ tasten jedoch 
die grundsätzliche Funktionsweise des autoritären Regimes nicht an. picture alliance/dpa
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die rechtliche Basis verwehrt; ihre Rolle 
wird jedoch heutzutage in der Regel 
von den genannten politischen Vereini-
gungen (jam‘ iyyat siyasiyya) wahrge-
nommen. Die Tatsache, dass letztere ei-
nen expliziten Rechtsstatus erhalten ha-
ben, kommt ihrer Anerkennung als Par-
teien bereits sehr nahe, so dass treffend 
etwa von „Proto-Parteien“ (Dazi-Héni 
2006, S. 259) gesprochen werden kann.

Reformen von oben als 
prägendes Element am Golf

In anderer Hinsicht sind bei der Be-
trachtung von Reformen die Art ihrer 
Genese und hierbei insbesondere der 
prozessuale Aspekt interessant. Hier 
stellt sich die Frage nach dem Initiator 
einer bestimmten Reform, insbesondere 
aber auch nach dem politischem Ablauf 
von dem Moment an, an dem die Idee 
geboren wurde, über den Entschei-
dungsprozess hin bis zu ihrer Umset-
zung. Die Beobachtungen aus den 
Golfstaaten hierzu sind relativ eindeu-
tig: Reformen werden in der Regel von 
oben gemacht. Dies ist intrinsisch mit 
dem Wesen der politischen Systeme 
verbunden, die der Exekutive die wei-
testen Befugnisse einräumen. 
Zwar weisen manche der Golfstaaten 
eine längere Tradition politischer Betä-
tigung auf – am stärksten ist diese wohl 
in Kuwait und Bahrain8, am schwächs-
ten in Katar und den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten ausgeprägt –, doch 
lässt sich feststellen, dass Reformen in 
der Regel von den Machthabern initiier t 
und durch die verschiedenen Instanzen 
gebracht werden. Das Wesen eines au-
toritären Regimes bringt es mit sich, 
dass es der Opposition quasi unmög-
lich ist, ihre Vorstellungen gegen die Re-
gierung durchzusetzen. Der Einfluss der 
Kräfte, die außerhalb der Regierung 
stehen, beschränkt sich zumeist auf das 
Agenda-Setting. Wie die Beobachtung 
zeigt, können Nichtregierungskräfte 
auf diesem Weg zumindest indirekt eine 
Reihe ihrer Ziele durchsetzen. Doch da-
mit ein Reformvorstoß Aussicht auf Er-
folg hat, ist es nötig, dass sich die Regie-
rung diesen zu eigen macht.9 Daher 
kommt es bei der Bewertung von Oppo-
sitionserfolgen weniger auf die prozes-
suale Seite, sondern eher auf das Er-
gebnis an (vgl. Schmidmayr 2009, S. 
10). Im Hinblick auf den Prozess können 
somit die Ideen auch von anderer Seite 
als der Regierungsseite kommen, doch 
die formale Ausgestaltung bleibt letzte-
rer vorbehalten. 
Betrachtet man die Reformen der letz-
ten Jahre genauer, so lässt sich beob-
achten, dass selbst die Ideen für Refor-
men nur selten von der Nichtregierungs-
seite kommen. Dies hängt mit einer 

Feststellung zusammen, die zunächst 
überrascht: Der Reformeifer ist auf Sei-
ten der Regierungen in der Regel höher 
als bei Nichtregierungskräften, zumin-
dest wenn man die breite Masse letzte-
rer betrachtet. Zwei Gründe lassen sich 
hier für vermuten: Der erste liegt in der 
Tatsache, dass die Gesellschaften am 
Golf grundsätzlich islamisch-konserva-
tiv dominiert sind und die Ideen des po-
litischen Islams einen breiten Raum ein-
nehmen. Dies führt dazu, dass nicht alle 
Reformen auf Wohlwollen seitens der 
Bevölkerung stoßen und demnach auch 
für viele politische Akteure nicht attrak-
tiv sind. Die Machthaber können sich 
derartigen Überlegungen zwar auch 
nicht vollständig entziehen, sind jedoch 
unter Umständen etwas freier, „innova-
tiv“ vorzugehen und in manchen Fällen 
auch gegen gesellschaftliche Trends zu 
agieren. Am klarsten wird dies vielleicht 
am Fall des Frauenwahlrechts in Kuwait, 
das von der Regierung im Jahr 2005 
mehr oder weniger durchgepeitscht 
wurde. Hier wird deutlich, dass Refor-
men, die wertend als progressiv be-
zeichnet werden können, wohl zumeist 
von Regierungsseite erwartet werden 
können (vgl. Schmidmayr 2008, S. 201).

Eine ergebnisorientierte Lesart 
von Reformen

Reformprozesse können nicht zuletzt 
auch an ihrem Ergebnis gemessen wer-
den. Quantitative Messinstrumente wie 
der Freedom-House-Index suggerieren 
eine leichte Liberalisierung: Die meisten 
Golfstaaten verbessern sich zumeist um 
einen Punkt beim Index der politischen 
Rechte. Gleichwohl werden nur Bahrain 
und Kuwait als „partly free“ bezeichnet, 
die anderen Golfstaaten sind nach wie 
vor „not free“.10 
Die Betrachtung des stärker wir tschaft-
lich orientierten Bertelsmann Transfor-
mation Index führt zum Eindruck einer 
stärkeren Marktorientierung und -öff-
nung der jeweiligen Volkswirtschaften. 
Allerdings ist anzumerken, dass die Ent-
wicklung der Golfstaaten hier stark aus-
einandergeht: Hat sich etwa der Index 
für Bahrain in den vergangenen Jahren 
stark nach oben entwickelt, stagniert 
oder fällt er gar für Saudi-Arabien.11 
Gleichzeitig ist zu bemerken, dass die 
Staatsquote in allen Volkswirtschaften 
der Golfregion im internationalen Ver-
gleich nach wie vor relativ hoch ist.

Interpretationen und 
Erklärungsansätze

Nach diesen Beobachtungen erscheint 
es notwendig und maßvoll, sich Gedan-
ken über die Beweggründe zu machen, 

die Reformprojekten in den arabischen 
Golfstaaten zugrunde liegen. 
Ein oft zu findender Erklärungsansatz 
für diejenigen Reformen, die einen hö-
heren Grad von wirtschaftlicher und 
gesellschaftlicher Liberalisierung zum 
Ziel haben, besteht darin, den Macht-
habern den Willen und die Motivation 
zu unterstellen, das politische und wirt-
schaftliche System ihres Landes moder-
nen Gegebenheiten anzupassen. Da-
bei wird vorausgesetzt, dass die Refor-
men freiwillig und ohne Druck welcher 
Art auch immer erfolgen, nämlich einzig 
der Überzeugung des oder der Macht-
haber entspringen, dass sie für die ge-
sellschaftliche Weiterentwicklung not-
wendig sind. Die autoritären Machtha-
ber werden damit gewissermaßen zu 
„aufgeklärten Autokraten“ gekürt. Meh-
rere Seiten können diese Einstellung 
vertreten, darunter zunächst einmal die 
Machthaber selbst.12 Besonders Bah-
rain und Katar haben sich hier in den 
letzten Jahren hervorgetan. 
Allerdings ist dieser Erklärungsansatz 
nicht ausreichend. Zwar mag manchen 
Machthabern in der Tat eine gewisse 
Sympathie für gesellschaftliche, wir t-
schaftliche und staatliche Modernisie-
rung zugestanden werden, doch ist da-
von auszugehen, dass dies den ge-
ringsten Beweggrund darstellt.
Viel wichtiger erscheinen Zwänge, de-
nen sich auch die Machthaber der Golf-
staaten nicht entziehen können, etwa 
der Druck, sich an Gegebenheiten und 
Regeln des Weltmarktes anzupassen. 
Die zunehmende regionale Integration 
im Rahmen des 1981 gegründeten GCC 
wie auch die parallel dazu verlaufende 
Einbindung in internationale Handels-
abkommen tun hierzu ihr Übriges. Das 
Ziel des ungehinderten Handels zwi-
schen den einzelnen Golfstaaten mach-
te hierbei zunächst einmal den Abbau 
von Zöllen nötig. Daneben erforderte 
es aber auch Reformen in weiteren Be-
reichen, in denen Handelshemmnisse 
bestanden. So verlangt der 2008 ge-
gründete gemeinsame Markt der Golf-
staaten die Gleichbehandlung von 
Wettbewerbern aus anderen Golfstaa-
ten, was etwa Änderungen im nationa-
len Vergaberecht er forderte. Standar-
disierungsprozesse, die im Rahmen ei-
ner verstärkten regionalen wirtschaftli-
chen Integration unabdingbar werden, 
sind ebenfalls relevant. Alles in allem 
wird der Grad des einzelstaatlichen 
Protektionismus damit reduziert. 
Das zweite wichtige Element, das als 
Auslöser für strukturelle Anpassungs-
maßnahmen identifiziert werden kann, 
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sind Veränderungen auf der staatlichen 
Einnahmenseite. Sinken die Weltmarkt-
preise für Öl und Gas, so hat dies unmit-
telbare Auswirkungen auf Umsatz und 
Gewinn der staatlichen Öl- und Gasge-
sellschaften und damit auch auf das 
staatliche Budget. In Zeiten niedriger 
Weltmarktpreise lässt sich zwar ein Teil 
der staatlichen Ausgaben durch Kredite 
finanzieren, doch kann bisweilen auf 
die schmerzliche Maßnahme der Etat-
kürzung nicht verzichtet werden. Derar-
tige Anpassungsmaßnahmen waren vor 
allem in den 1990er Jahren in Saudi-
Arabien zu verzeichnen, wo die großzü-
gigen staatlichen Alimentierungs- und 
Sicherungssysteme reformiert werden 
mussten und der Staatshaushalt bei-
spielsweise 1994 um 19 Prozent gekürzt 
wurde (vgl. Gause 1997, S. 153).
Ein weiterer Ansatz besteht darin, Refor-
men als eine Reaktion der Machthaber 
auf wachsenden Druck „von unten“ zu 
interpretieren. In Bahrain etwa hatte 
sich dieser Druck seit Suspendierung 
des Parlaments 1975 kontinuierlich auf-
gebaut und schließlich zur Explosion in 
Form eines als Intifada bezeichneten 
Aufstands (1994–1999) geführt. Ähnlich 
sah sich das Al-Sa‘ud-Regime in Riad 
wachsender Kritik vor allem seitens des 
sunnitisch-islamistischen Lagers ausge-
setzt. Wenngleich die Reformen in Sau-
di-Arabien um einiges zaghafter verlie-
fen als in den anderen Golfstaaten, so 
lassen sich die Veränderungen doch 
nicht leugnen. Anders als etwa für den 
Fall Bahrains oder Katars steht hier je-
doch kaum zu vermuten, dass der Re-
formwille der Machthaber auf bestimm-
ten reformerischen Überzeugungen 
fußt. Viel eher ist davon auszugehen, 
dass Saudi-Arabien mit zaghaften Re-
formen einzig und allein die Macht der 
Al Sa‘ud zu sichern versucht. Dabei 
spielt die Suche nach einer Erneuerung 
der Regimelegitimation eine Rolle, der 
sich auch autoritäre Regime nicht voll-
ständig entziehen können (vgl. Alb-
recht/Schlumberger 2004, S. 387).
In der Regel er folgt die Reaktion auf 
Druck „von unten“ nicht direkt mittels 
von Zugeständnissen an die Bevölke-
rung. Vielmehr machen sich die Herr-
scher die Forderungen zu eigen und ge-
ben sie in einer adaptierten Form wie-
der. Dies ermöglicht ihnen, sich im Rah-
men einer Kommunikationsstrategie als 
Reformer zu präsentieren und gleich-
zeitig Regimewechselforderungen den 
Wind aus den Segeln zu nehmen. In-
dem die Machthaber Reformideen und 
-initiativen übernehmen, vermeiden sie, 
dass ihnen Reformen aufgezwungen 
werden oder ihre Macht ernsthaft ge-
fährdet wird. Sie schaffen es damit, die 
Dynamik zu ihren Gunsten zu drehen. Es 
geht für Autokraten in den Golfstaaten 
also darum, die Dynamiken für sich zu 

nutzen und sich einen first mover advan-
tage zu sichern. 
Ein letztes Element, das die Veränderun-
gen möglicherweise hilf t, besser zu ver-
stehen, ist die Interpretation von Refor-
men als Teil einer Kommunikationsstra-
tegie. So stellen reformwillige oder no-
lens volens zu Reformern gezwungene 
Herrscher Reformen in der Regel auch in 
den Dienst ihrer politischen Kommuni-
kation. Dabei ist nicht immer nur die ei-
gene öffentliche Meinung der Adressat. 
Vielmehr kann ein Machthaber Refor-
men bewusst auch im Umgang mit dem 
(in der Regel westlichen) Ausland ein-
setzen, um sich in einem positiven Licht 
darzustellen und damit an anderer Stel-
le Punkte zu sammeln. Für diese Versu-
chung anfällig sind in erster Linie die-
jenigen Regime, die sich selbst zumeist 
als moderne und aufgeklärte Monar-
chien präsentieren. Außenpolitisch er-
füllen sie damit den Kriterienkatalog 
verschiedener Demokratisierungsdokt-
rinen, welche etwa von der Regierung 
George W. Bushs mit je nach Kontext 
unterschiedlicher Intensität vertreten 
wurden. Dies hat am Rande auch mit 
sich gebracht, dass Reformen nicht mehr 
Mittel zum Zweck (d.h. etwa gesell-
schaftlicher Modernisierung und politi-
scher Öffnung) sind, sondern ein Selbst-
zweck im Rahmen einer so genannten 
„Reformindustrie“13 geworden sind. 

„Pseudoliberalisierende“ Reformen

Dem Begrif f Reform haftet in der Regel 
ein positiver Klang an, da er eine Libe-
ralisierung suggeriert, doch soll nicht 
verleugnet werden, dass Reformprozes-
se auch illiberal bzw. deliberalisierend 
verlaufen können. Manche als „liberal“ 
verkaufte Reformen haben jedoch zum 
gegenteiligen Ergebnis geführt und sol-
len daher hier als pseudoliberalisie-
rend bezeichnet und anhand zweier 
Beispiele kurz dargestellt werden.
Im wirtschaftlichen Bereich ist das Para-
debeispiel der Fall der Privatisierung in 
Saudi-Arabien – doch nicht nur dort –, 
wo sich die Kontrolle der Herrscherfa-
milie trotz oder gerade aufgrund der 
Privatisierung verstärkt hat, da ein 
Großteil der privatisierten Betriebe in 
die Hände von Angehörigen der Al 
Sa‘ud überging (vgl. Lawson 2005, S. 
43). In politischer Hinsicht verhält es 
sich bisweilen so, dass Reformen zu ei-
nem Rückgang der Partizipationsmög-
lichkeiten bzw. zu einer Erneuerung 
staatlicher Gängelung führen. Das 
bahrainische Gesetz bezüglich der po-
litischen Vereine kann hier als Exempel 
dienen: Mit diesem erhielten politische 
Vereine zwar 2005 zum ersten Mal ei-
nen gesicherten Rechtsstatus, doch ga-
ben sie dem Staat gleichzeitig neue 

Möglichkeiten, politischen Aktivismus 
zu kontrollieren und gegen unliebsame 
politische Auswüchse vorzugehen. So 
ließe sich etwa das Verbot, Vereine auf 
konfessioneller Basis zu gründen, mit 
dem entsprechenden politischen Wil-
len einigermaßen leicht gegen mehrere 
oppositionelle politische Vereine ein-
setzen, deren Anhängerschaft sich de 
facto – wenn auch nicht de jure – aus-
schließlich aus Angehörigen einer Kon-
fession zusammensetzt (vgl. Nietham-
mer 2006, S. 5). 

Zusammenfassung und Ausblick

Die autoritären Regime am Golf haben 
sich in den vergangenen Jahren ver-
stärkt verändert, doch sind gewichtige 
Diskrepanzen unter den einzelnen Golf-
staaten festzustellen. Als am konserva-
tivsten stellen sich ganz klar Saudi-Ara-
bien und Oman dar. Dem stehen Katar 
und Bahrain gegenüber, deren Herr-
scher sich bewusst das Bild von aufge-
klärten Monarchen geben und als Pro-
tagonisten der „Reformindustrie“ gelten 
können. Die Vereinigten Arabischen 
Emirate und Kuwait scheinen sich auf ei-
nen Mittelweg festlegen zu wollen. 
Doch auch für Bahrain und Katar ist fest-
zuhalten, dass die Reformen den autori-
tären Charakter des Regimes nicht ab-
geschafft haben. Zudem sind in beiden 
Staaten Phasen zu verzeichnen, in de-
nen der Reformeifer erlahmt. Dies hängt 
vermutlich auch damit zusammen, dass 
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DIE MODERNISIERUNG DES 
AUTORITARISMUS IN DEN 

ARABISCHEN GOLFSTAATEN

auf Seite der westlichen Partner die 
Demokratisierungskonzepte für die Re-
gion wieder mehr oder weniger in den 
Schubladen verschwunden sind. 
Von diesen Beobachtungen ausgehend 
kann man sich nun die Frage stellen, in 
welche Richtung sich die Golfstaaten in 
der Zukunft entwickeln könnten. Orte für 
Reformen bestehen zweifelsohne noch 
viele: So könnten etwa die Partizipati-
onsmöglichkeiten für die Bevölkerung 
noch wesentlich erweitert werden, in-
dem die Direktwahl von Parlamentariern 
zur Regel wird und den Parlamenten – 
dort, wo solche bestehen – größere Be-
fugnisse in Bezug auf Gesetzgebung 
und Kontrolle der Exekutive eingeräumt 
werden. Allerdings würde sich dann ver-
mutlich zum einen oder anderen Zeit-
punkt die Frage stellen, ob nicht das au-
toritäre Regimemodell zugunsten eines 
demokratischen Regimes aufgegeben 
werden muss. In der Tat würden fortge-
setzte Reformprozesse, die zu besseren 
Partizipationsmöglichkeiten führen, ir-
gendwann an eine Schwelle gelangen, 
hinter der die Aufgabe des autoritären 
Regimes liegen könnte. Ruft man sich je-
doch in Erinnerung, dass sich die ver-
schiedenen Staaten zumeist unter Druck 
bzw. aus strategischem Kalkül heraus 
auf Reformen eingelassen haben, immer 
aber mit der Maßgabe, ihre eigene 
Macht nicht zu gefährden, sondern die-
se durch Reformen eben gerade zu sta-
bilisieren und zu konsolidieren, so ist 
fraglich, ob diese Schwelle irgendwann 
überschritten wird. Schließt man das 
Szenario gewaltsamer Umstürze aus, so 
müsste schließlich genau dieser Schritt 
wieder von den autoritären Machtha-
bern unternommen werden. Insofern 
lassen sich berechtigte Zweifel anmel-
den, ob die derzeitigen Herrscher und 
ihre Familien bereit sind, sich auf ein sol-
ches Wagnis einzulassen. Schließlich 
würde dies für sie gewissermaßen be-
deuten, sich selbst abzuschaffen oder 
zumindest die eigene Rolle so zu be-
schneiden, dass sie der von Staatsober-
häuptern westeuropäischer konstitutio-
neller Monarchien ähnelt.
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ANMERKUNGEN

1 Der Jemen soll bis 2016 Mitglied des GCC 
werden; er unterscheidet sich jedoch von den 
sechs Gründungsmitgliedern doch weitgehender 
und soll hier nicht behandelt werden. 
2 Zur Problematik dieses Ansatzes vgl. Niet-
hammer 2008, S. 13–14.
3 Bahrain stellt hier einen Sonderfall dar, da es 
ursprünglich seit 1973 über ein gewähltes Parla-
ment verfügte, das jedoch 1975 vom damaligen 
Emir aus politischen Gründen suspendiert wurde. 
Insofern ist die Sichtweise zu vertreten, dass die 
politische Entwicklung in Bahrain nach 1975 wie-
der vom Status quo ante, d. h. einer absoluten 
Monarchie, ausging. Interessanterweise erfolgte 
die Entwicklung danach nicht wie die Kuwaits, 
sondern wie die Omans, Katars, der Vereinigten 
Arabischen Emirate und evtl. Saudi-Arabiens, 
d. h. in der hier beschriebenen graduellen Weise.
4 In Katar sollen gemäß der 2003 per Referen-
dum verabschiedeten und 2005 in Kraft getrete-
nen Verfassung 30 der 45 Abgeordneten des 
Konsultativrates (Majlis al-Shura) gewählt wer-
den. Der Wahltermin wurde seitdem immer wie-
der verschoben, zuletzt auf Juni 2010.
5 Gleichzeitig wurde aber eine zweite Kammer, 
der Staatsrat (Majlis al-Dawla), geschaffen, des-
sen Mitglieder vom Sultan ernannt werden.
6 Dies kommt keiner vollständigen Liberalisie-
rung gleich. So ist etwa die offene Kritik gegen-
über der Person des Herrschers oder vielfach 

auch Mitgliedern des jeweiligen Herrscherhau-
ses eine der berüchtigten „roten Linien“, die zu 
überschreiten niemandem angeraten sein kann.
7 In Katar hat sich damit der Umgang mit den 
Medien von Reaktion zu Aktion hin gewandelt: 
Das Hauptaugenmerk liegt fortan nicht mehr auf 
der Unterdrückung negativer, d. h. regimekriti-
scher Information, sondern die gezielte Streuung 
positiver, d. h. das Regime in einem positiven Lich-
te präsentierender Information.
8 Kuwait gestand seiner männlichen Bevölke-
rung 1962 das Wahlrecht zu und ließ in der Folge 
die Entwicklung eines politischen Bewusstseins 
zu, das sich auch immer wieder herausfordernd 
gebärdete. In Bahrain ist ein derartiges Bewusst-
sein sogar noch älter und lässt sich spätestens seit 
den 1930er Jahren feststellen, als Forderungen 
nach besseren Partizipationsmöglichkeiten in 
schöner Regelmäßigkeit zu vernehmen waren. 
Möglicherweise besteht der Unterschied zwi-
schen Kuwait und Bahrain darin, dass in Bahrain 
das politische Bewusstsein der breiten Bevölke-
rung der Schaffung von Strukturen für politische 
Beteiligung vorausgeht, während es sich in Ku-
wait genau umgekehrt verhält. Die Frage der Ent-
stehung des politischen Bewusstseins ist überaus 
kompliziert; ihre detaillierte Behandlung würde 
den hiesigen Rahmen sprengen.
9 Diese Feststellung lässt sich bisweilen auch in 
parlamentarischen Demokratien machen, in de-
nen die Fraktionsdisziplin eine große Rolle spielt. 
Dort werden parlamentarische Anträge der Op-
position fast systematisch von den Regierungs-
parteien abgelehnt, dann gelegentlich jedoch in 
geringfügig veränderter Form von den Regie-
rungsfraktionen oder der Regierung selbst wieder 
eingebracht und durch den parlamentarischen 
Prozess gebracht.
10 Freedom in the World Comparative and His-
torical Data, Freedom House, http://www.free-
domhouse.org/template.cfm?page=439. Zu den 
analytischen Schwächen des Freedom-House-
Indexes siehe Diamond 2005, S. 15. Bahrain büß-
te den Status „partly free” Ende 2009 wieder ein  
und wird seitdem als „not free” bezeichnet.
11 Bertelsmann Transformation Index, Bertels-
mann Stiftung; http://www.bertelsmann-trans-
formation-index.de 
12 Hierbei ist anzumerken, dass sich die Herr-
scher selbst als aufgeklärte Monarchen und nicht 
als aufgeklärte Autokraten bezeichnen.
13 Vgl. Thomas L. Friedman (2004): Holding Up 
Arab Reform. In: The New York Times, 16.12.2004.

Tot_Regime.indd   73 10.03.10   10.03.10 / 12:02



74

POSTKOLONIALES ERBE UND ELEKTORALER AUTORITARISMUS

Autoritäre Regime in Afrika
Jörg Kemmerzell

Die südlich der Sahara gelegenen Län-
der Afrikas sind nach wie vor eine Hoch-
burg nicht-demokratischer Regime. Vie-
le dieser Staaten sind sogenannte 
elektorale Autokratien, in denen sich die 
postkoloniale Herrschaftspraxis hinter 
der „Fassade“ eines scheinbar demo-
kratischen Verfassungsstaates verbirgt. 
Jörg Kemmerzell erörtert die Stabilitäts- 
und Reproduktionsbedingungen dieser 
autoritären Regime, die eingangs iden-
tifiziert und klassifiziert werden. Im Fol-
geschritt werden der historische Kontext 
des postkolonialen Staates und dessen 
Erbe, das trotz der Umbrüche seit Ende 
der 1980er Jahre nachwirkt, analysiert. 
Des Weiteren werden die Erklärungs-
modelle der Persistenz autoritärer Herr-
schaft vorgestellt und am Beispiel afrika-
nischer Staaten diskutiert. Ein Schwer-
punkt wird hierbei auf die Problemfelder 
der Rentenökonomie, auf den sogenann-
ten „Ressourcenfluch“ und auf die staat-
lichen Strukturen gelegt, die zur Auf-
rechterhaltung autoritärer Herrschaft 
bei tragen können. Das Fazit stimmt nach-
denklich: Trotz der vor zwanzig Jahren 
initiierten Liberalisierungs- und Demo-
kratisierungsprozesse haben sich in et-
wa der Hälfte der Staaten autoritäre 
Regime konsolidiert bzw. in Folge ge-
waltsamer Regimewechsel neu ausge-
bildet. �

Subsahara-Afrika – eine Hochburg 
nicht-demokratischer Regime

Neben dem postsowjetischen Raum 
und dem Nahen Osten stellt das sub-
saharische Afrika1 nach wie vor eine 
Hochburg nicht-demokratischer Regime 
dar. Während die amerikanische Nicht-
regierungsorganisation Freedom House, 
die seit 1972 den Freedom in the World 
Index erstellt, gegenwärtig weltweit 46 
Prozent der Staaten als „frei“, 32 Prozent 
als „teilweise frei“ und 22 Prozent als 
„nicht frei“ kategorisiert, weichen die 
Bewertungen für Afrika deutlich ab. 
Hier werden lediglich zehn Staaten (21 
Prozent) als „frei“, dagegen aber 23 
Staaten (48 Prozent) als „teilweise frei“ 
und 15 Staaten (31 Prozent) als „nicht 
frei“ eingestuft. Die aktuelle Ausgabe 
des BTI (Bertelsmann Transformation In-
dex 2008) identifiziert lediglich fünf 
Staaten in Afrika als konsolidierte und 
zehn Staaten als defekte Demokratien. 
22 Staaten gehören zur Kategorie der 
autoritären Systeme, werden als „failed 
states“ eingeordnet oder fallen in die 

Grauzone zwischen Autokratie und De-
mokratie.2 
Ähnlich wie in den Staaten Mittel- und 
Osteuropas wurden nach 1989 auch in 
Afrika fast kontinentweit „democratic 
experiments“ (Bratton/van de Walle 
1997) gestartet, mit der Ablösung des 
Apartheidregimes in Südafrika durch 
ein demokratisches Mehrparteiensys-
tem als prominentestem Fall. Allerdings 
führten diese Transitionsprozesse im 
Unterschied zu Mittel- und Osteuropa 
nur in weniger als der Hälfte der Fälle zu 
wenigstens „minimalen“ oder „elektora-
len“ Demokratien. In vielen Staaten ha-
ben sich elektorale Autokratien aus-
gebildet, in denen die postkoloniale au-
toritäre Herrschaftspraxis hinter der 
„Fassade“ eines demokratischen Ver-
fassungsstaates weitgehend intakt ge-
blieben ist. In diesem Zusammenhang 
ist die Rede von „constitutions without 
constitutionalism“ (Prempeh 2008, S. 123) 
oder „elections without democracy“.3 
Damit wäre bereits ein Strukturmerkmal 
gegenwärtiger autoritärer Regime be-
nannt: Bis auf wenige Ausnahmen be-
dürfen autokratische Herrscher in Afrika 
inzwischen der zumindest formalen Le-
gitimation durch Wahlen, die allerdings 
nicht kompetitiver Natur sind (Franken-
berger 2009). Als Beispiel können die 
am 29. November 2009 abgehaltenen 
Wahlen im Erdölstaat Äquatorial-Gui-
nea angesehen werden. Über den Aus-
gang der Wahlen, in denen der seit 
1979 amtierende Präsident Obiang 
Nguema nach offiziellen Angaben mit 
96,7 Prozent4 der abgegebenen Stim-
men im Amt bestätigt wurde, bestanden 
von vorneherein keinerlei Zweifel. Die 
vier Gegenkandidaten erzielten weni-
ger als ein Prozent. Man kann davon 
ausgehen, dass keine der Bedingungen 
für demokratische Wahlen (vgl. Sched-
ler 2002, S. 40 f.) in Äquatorial-Guinea 
erfüllt wurde. Trotzdem kann und will 
das Regime Obiang, welches zu den re-
pressivsten Diktaturen in Afrika gezählt 
wird, auf die Bestätigung durch Wahlen 
nicht verzichten. Ganz ohne Wahlen 
kommen derzeit nur drei afrikanische 
Regime aus: die absolute Monarchie 
Swaziland, die revolutionäre Militärdik-
tatur in Eritrea und das sogenannte 
„Transitionsregime“ im Sudan, das fak-
tisch als Militärdiktatur gelten kann. 
Im Mittelpunkt dieses Beitrags soll we-
niger die Phänomenologie autoritärer 
Regime stehen, sondern deren Stabili-
täts- und Reproduktionsbedingungen. 

Dazu müssen in einem ersten Schrit t au-
toritäre Regime identifiziert werden. 
Dies geschieht mit Hilfe der bereits an-
gesprochenen Regimemessungen von 
Freedom House und des BTI (Bertels-
mann Transformation Index). Zweitens 
soll der historische Kontext des postko-
lonialen Staates in Afrika beleuchtet 
werden, da dessen Erbe trotz der Um-
brüche seit Ende der 1980er Jahre un-
zweifelhaft nachwirkt. Danach werden 
in einem drit ten Schrit t die dominanten 
Erklärungsmodelle der Persistenz auto-
ritärer Herrschaft vorgestellt und an af-
rikanischen Beispielen diskutiert. 

Drei Richtungen der 
Autoritarismusforschung

André Bank (2009)unterscheidet drei 
dominante Richtungen der Autoritaris-
musforschung: politökonomische An-
sätze, institutionalistische Ansätze und 
internationale Ansätze. 
Politökonomische Ansätze versuchen 
die Stabilität autoritärer Herrschaft auf 
wir tschaftliche Faktoren zurückzufüh-
ren. Dabei gilt insbesondere der Res-
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sourcenreichtum als Erklärungsfaktor 
für autoritäre Regimestabilität, wobei 
zwei Erklärungsvarianten unterschie-
den werden müssen: die des „Rentier-
staates“ (Beck 2007) und der „Ressour-
cenfluch“ (Basedau 2005), die jeweils 
unterschiedliche Wirkungsmechanis-
men hervorheben. 
Institutionalistische Analysen autoritärer 
Herrschaft dominieren in der Politikwis-
senschaft seit Beginn der 2000er Jahre 
(siehe zum Beispiel die Beiträge in: 
Schedler 2006). Kurz gefasst geht es in 
ihnen um die institutionelle Struktur auto-
ritärer Herrschaft und die Logik autoritä-
rer Institutionen. Als zentrales Paradig-
ma hat sich dabei der „electoral authori-
tarianism“ (Schedler 2002) herausgebil-
det. Während dessen Evidenz für andere 
Regionen, insbesondere den Nahen Os-
ten, in Frage gestellt werden kann (Bank 
2009, S. 18), stellt er in Afrika heute tat-
sächlich den dominierenden Autoritaris-
mustyp dar. Zentrale Institutionen in der 
Analyse des elektoralen Autoritarismus 
sind Parteien und Wahlen, da Parteien 
unter dem Dach formal-demokratischer 
Verfassungen zentrale Bedeutung für die 
gesellschaftliche Absicherung von Herr-

schaft zukommt. Wahlen erfüllen in auto-
ritären Systemen zwar nicht die elemen-
tare Funktion demokratischer Wahlen, 
also die Auswahl des politischen Perso-
nals durch institutionalisierte politische 
Partizipation (Dahl 1971). Dennoch sind 
Wahlen von zentraler Bedeutung für die 
politische Mobilisierung der Bevölke-
rung, die Legitimation des Herrschafts-
anspruchs und als Einfallstor für die Kon-
trolle und Manipulation des politischen 
Wettbewerbs. Als übergreifende Struk-
tur ist der in Afrika dominante Präsidenti-
alismus zu beachten, der als Stabilitäts-
faktor autoritärer Herrschaft wirken 
kann, insbesondere wenn Amtsinhaber 
den in den frühen 1990er Jahren erfolg-
ten Demokratisierungsschub politisch 
„überlebt“ haben. Im institutionellen Zu-
sammenhang müssen auch die nach wie 
vor wichtige Rolle des Militärs (Clark 
2006) und das Phänomen gewaltsamer 
Regimewechsel beachtet werden.
Schließlich finden externe Faktoren der 
Regimestabilisierung wieder verstärkt 
Beachtung (Levitsky/Way 2006). Wäh-
rend in Zeiten des Kalten Krieges auto-
ritäre Regime aufgrund ihrer Rolle als 
„Verbündete“ der jeweiligen Super-

macht oder ehemaliger Kolonialmächte 
extern abgesichert wurden, fiel diese 
Unterstützungsstruktur mit der Zeiten-
wende von 1989/1990 weg. Die von in-
ternationalen Institutionen verordneten 
Strukturanpassungsprogramme und Ini-
tiativen zur Förderung von Good Gover-
nance verengten den Spielraum autori-
tärer Herrschaft. In jüngster Zeit rücken 
allerdings wieder verstärkt autoritä-
re Regime begünstigende internatio-
nale Faktoren in den Fokus, etwa der 
wachsende Einfluss Chinas als wir t-
schaftlichem Akteur (Broadman 2008) 
und als alternatives Entwicklungsmo-
dell zur liberalen Demokratie. Anderer-
seits können sich kleine autoritäre Staa-
ten als Garanten „westlicher“ Stabili-
täts- und Sicherheitsbedürfnisse insze-
nieren. Dies zeigt Cédric Jourde an den 
Beispielen Mauretanien und Gabun. 
Während Mauretanien sich mit dem 
Kampf gegen den radikalen Islamismus 
in den Diskurs des „war on terrorism“ 
einklinken konnte, präsentiert sich Ga-
bun als Stabilitätsfaktor im von Kriegen 
und Bürgerkriegen geprägten West- 
und Zentralafrika (Jourde 2007).

Autoritäre Regime im Überblick

Während bis zum Ende der 1980er Jah-
re Autoritarismus den Normalfall politi-
scher Herrschaft in Afrika darstellte, 
brachten die Ende der Achtzigerjahre in 
Gang gekommenen Transformations-
prozesse auch in Afrika einen politi-
schen Freiheitsschub. Der aggregierte 
durchschnittliche Freedom House-In-
dexwert aller afrikanischen Länder sank 
von 5,6 im Jahre 1989 innerhalb von 10 
Jahren auf 4,4.5 Wurden in den späten 
Achtzigerjahren nur zwei afrikanische 
Staaten als „frei“, dafür 31 als „nicht frei“ 
eingestuft, so hat sich dieses Verhältnis 
verschoben. 1996, am Ende der Liberali-
sierungs- und Demokratisierungswelle 
der frühen 1990er Jahre, galten neun 
Staaten als „frei“, 19 als „teilweise frei“ 
und 20 als „nicht frei“. Gegenwärtig 

Die Ablösung des Apartheidregimes in 
Südafrika durch ein demokratisches Mehr-
parteiensystem war der prominenteste 
Fall der Demokratisierung in Afrika. Der 
erste schwarze Präsident Nelson Mandela 
wird in Südafrika – wie hier in Soweto – 
überall verewigt und geehrt.

picture alliance/dpa
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(2009) werden zehn Staaten als „frei“ 
eingestuft und 15 als „nicht frei“. Die 
größte Gruppe bil den nun die 23 „teil-
weise freien“ Staaten. Der aggregierte 
Indexwert beträgt heute 4,2. 
Der Demokratisierungsprozess hat sich 
seit Mitte der 1990er Jahre also nicht 
weiter fortgesetzt und ist zahlreichen 
Widerständen ausgesetzt. Neben der 
Re-Konsolidierung autoritärer Herr-
schaft in einer bedeutsamen Anzahl von 
Ländern können wir zudem die Heraus-
bildung hybrider Regime als eigenen 
politischen Systemtyp beobachten. In 
diesen finden sich gleichermaßen Ele-
mente autoritärer und demokratischer 
Herrschaft (beispielsweise die Gewäh-
rung grundlegender politischer Rechte 
bei gleichzeitiger Einschränkung bür-
gerlicher Freiheiten), so dass eine klare 
Zuordnung nicht möglich ist. 
Freedom House (FH) reagierte auf die-
ses – durchaus globale – neue Phäno-
men mit Einführung der neuen Subkate-
gorie der „elektoralen Demokratie“. In 
Afrika werden 13 der 23 teilweise freien 
Regime dieser Kategorie zugeordnet. 
Das bedeutet, dass die Wahlen zumeist 
das tatsächliche Wählervotum wider-
spiegeln, bei gleichzeitigen Defiziten in 
der Realisierung anderer politischer 
und bürgerlicher Rechte, die eine Ein-
stufung als „frei“ nicht rechtfertigen. Die 
übrigen zehn „teilweise freien“ Regime 
werden nicht als elektorale Demo-
kratien kategorisiert, da Wahlen in ih-
nen schwerwiegenden Manipulationen 
ausgesetzt sind. So werden etwa Sam-
bia und Gabun als „teilweise frei“ ein-
geordnet, wobei Sambia als elektorale 
Demokratie gilt, Gabun aber nicht.
Der Bertelsmann Transformation Index 
(BTI) arbeitet von vorneherein mit einer 
größeren Anzahl von Kategorien.6 De-
mokratien unterteilt der BTI in (liberale) 
Demokratien und defekte Demokratien. 
Ähnlich geht er bei den Autokratien vor, 
die in gemäßigte und vollständige Au-
tokratien eingeteilt werden. Hinzu kom-
men zwei weitere Kategorien: die „stark 
defekten“ Demokratien, die in Afrika ei-
nen bedeutenden Anteil ausmachen 
und auf offensichtliche Klassifizierungs-
probleme hindeuten, und die „failed 
states“, die kategorial von Autokratien 
zu unterscheiden sind. Trotz der Nicht-
erfassung einschlägiger autoritärer 
Kandidaten wie Äquatorial-Guinea 
oder Gabun durch den BTI werden 
zwölf Staaten als autoritäre Regime und 
vier als „failed states“ klassifiziert. Zu-
dem werden zweifelhafte Fälle, wie das 
durch Militärputsche und erhebliche 
Einschränkungen des politischen Wett-
bewerbs geprägte Mauretanien oder 
Nigeria, der Kategorie der stark defek-
ten Demokratie zugeordnet. 
Auf Basis dieser Daten können 25 auto-
ritäre Systeme im subsaharischen Afrika 

identifiziert werden. Dabei wurden fol-
gende Kriterien zugrunde gelegt: Eine 
Einordnung bei Freedom House als nicht 
oder teilweise frei, ohne das Attribut 
elektorale Demokratie, sowie eine Klas-
sifizierung im BTI als Autokratie, gemä-
ßigte Autokratie, Demokratie mit star-
ken Defekten oder „failed state“. Im BTI 
nicht er fasste Länder wurden nur auf 
Basis der Freedom House-Bewertungen 
eingeordnet.7

Analog können demokratische Regime 
identifiziert werden. Als demokratisch 
können jene Länder gelten, die bei Free-
dom House als teilweise frei sowie als 
elektorale Demokratie und im BTI als 
defekte oder liberale Demokratie ein-
geordnet werden. Stark defekte Demo-
kratien im BTI, die bei Freedom House 
als elektorale Demokratien geführt wer-
den, wurden hier als Demokratien ge-
wertet. Dies betrif f t insgesamt vier Staa-
ten: Burundi, Liberia, Niger, Sierra Leo-
ne.

Das Erbe des postkolonialen Staates

Als „postkoloniale“ Phase Afrikas kann 
die Periode zwischen der Dekolonisati-
on, beginnend in der zweiten Hälfte der 
1950er Jahre, und dem „demokrati-
schen Aufbruch“ in Afrika nach 1989 be-
zeichnet werden. Zwar kann an dieser 
Stelle weder die Geschichte postkoloni-
aler Staatlichkeit nachgezeichnet wer-
den, noch können empirische Unter-
schiede zwischen einzelnen postkoloni-
alen Staaten angemessen gewürdigt 
werden. Andererseits ist die Beschrei-
bung einiger Kernbestandteile des 
postkolonialen Realtypus dem Thema 
angemessen. Dabei folge ich im We-
sentlichen der Analyse des Politikwis-
senschaftlers Crawford Young (2004). 
Ein erstes Merkmal postkolonialer 
Staatlichkeit nach Young besteht im 
Vertrauen auf die Fähigkeit des Staates, 
Entwicklungsprozesse zu initiieren. In 

Abwesenheit einer artikulationsfähigen 
Zivilgesellschaft und einer endogenen 
Unternehmerklasse sollte der Staat als 
Speerspitze gleichermaßen wirtschaft-
liche sowie infrastrukturelle Entwick-
lung und effektives Nation-Building ver-
antworten. Dies verweist auf einen wei-
teren Faktor: die „Nationalisierung“ der 
Wirtschaft, die insbesondere durch die 
Verstaatlichung strategischer Unter-
nehmen im Rohstoff- und Energiesektor 
vollzogen wurde. Das Verständnis des 
Staates als zentraler Motor von Ent-
wicklung – in Verbindung mit dessen 
Rolle als dominierender wirtschaftlicher 
Akteur – leitet über zum nächsten Merk-
mal, der Machtkonzentration bei der 
Regierung.
Vereinfacht könnte man diesen Prozess 
der Herrschaftskonzentration als die 
Bildung eines souveränen Staates ohne 
die Basis eines souveränen Volkes be-
schreiben. Dieses musste im staatlich 
gelenkten Nation-Building erst hervor-
gebracht werden. Neben der Nationa-
lisierung der Wirtschaft in parastaatli-
chen Unternehmen wurde das Einpar-
teiensystem zum zentralen Merkmal des 
postkolonialen Staates. Die Einpartei-
endoktrin dominierte das postkoloniale 
Afrika, sowohl in einer „sozialistischen“ 
Variante – wie in Tansania unter Julius 
Nyerere – als auch in einer „pragmati-
schen“, zum Beispiel in Kenia unter den 
Präsidenten Jomo Kenyatta und Daniel 
arap Moi. Die Staatsparteien schöpften 
in vielen Fällen ihre Legitimität aus ihrer 
Vorgeschichte als Befreiungsbewegun-
gen. Zudem galt Parteienpluralismus als 
zersetzende Gefahr in den erst noch zu 
integrierenden, von partikularen Identi-
täten geprägten neuen Nationalstaa-
ten (Bogaards 2007, S. 176 ff.). Der Pro-
zess des Nation-Building blieb aller-
dings in vielen Fällen defizitär, die Er-
mächtigung der Bürger zu politischer 
Selbstständigkeit wurde nicht durchge-
setzt. Young bemerkt dazu: „Thus citi-
zens became once again merely sub-

Freiheit in Afrika

Schaubild 1: „Freedom in Afrika“ (nach Freedom House)
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AUTORITÄRE REGIME IN AFRIKAject, facing an exclusion from the public 
domain reminiscent of colonial times. 
(…) Active participation in rituals of loy-
ality (…) was mandatory” (Young 2004, 
S. 34).
Die faktische Schwäche des Staates im 
Vergleich zu seinem integralen An-
spruch führte allerdings vielfach dazu, 
dass sich Amtsträger bis hin zum Präsi-
denten auf die Mobilisierung klientelisti-

Tabelle 1: Autoritäre Regime in Afrika (auf Basis von Freedom House und BTI)

Freedom House

BTI Nicht frei Teilweise frei Anzahl

Autokratie Angola
D. R. Kongo
Eritrea
Guinea
Republik Kongo
Ruanda
Sudan
Simbabwe

Togo 9

Gemäßigte Autokratie Kamerun Äthiopien 2

Stark defekte Demokratie
Mauretanien 

Burkina Faso
Nigeria
Uganda

4

failed state Elfenbeinküste
Somalia
Tschad

Zentralafrikanische Republik 4

Nicht erfasst Äquatorial-Guinea
Swasiland

Dschibuti
Gabun
Gambia

5

Anzahl 15 9 24

Tabelle 2: Demokratische Regime in Afrika (auf Basis von Freedom House und BTI)

Freedom House

BTI Frei Teilweise frei 
(elektorale Demokratie) Anzahl

Demokratie Botswana
Ghana
Mauritius
Namibia
Südafrika

5

Defekte Demokratie

Benin
Mali

Kenia
Madagaskar
Malawi
Mosambik
Sambia
Senegal
Tansania

9

Stark defekte Demokratie Burundi
Liberia
Niger
Sierra Leone

4

Nicht erfasst Kapverdische Inseln
Lesotho
Sao Tome und Principe

Guinea-Bissau
Komoren
Seychellen

6

Anzahl 10 14 24

scher Strukturen und Austauschverhält-
nisse zurück beziehen mussten. Damit 
einher ging die Personalisierung oder 
zumindest Paternalisierung von Herr-
schaft, so dass sich drei dominante Vari-
anten politischer Herrschaft im post-ko-
lonialen Afrika herausbilden konnten: 
�  Die personalistische Diktatur, oftmals 

legitimiert durch (schein-)plebiszitäre 
Strukturen des Einparteienstaates; 

� das kompetitive Einparteiensystem, wel-
ches zwar auch durch Lang- oder Le-
benszeitpräsidenten geprägt war, das 
aber einen größeren Spielraum für Par-
tizipation und Wettbewerb eröffnete; 
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� und schließlich die Militärdiktatur oder 
Militäroligarchie. 

Unabhängig vom konkreten Regimetyp 
dominierte der Neopatrimonialismus 
als Modus der Herrschaftsausübung 
(Bratton/van de Walle 1997, S. 61 ff.; 
Erdmann/Engel 2006). Kurz gefasst be-
zeichnet neopatrimoniale Herrschaft 
die Inkorporation einer „vormodernen“ 
Herrschaftslogik, die auf personalisier-
ten Patron-Klient-Beziehungen beruht, 
in einen „modernen“ bürokratischen 
Staatsapparat. Nach Michael Bratton 
und Nicholas van de Walle kann da-
von ausgegangen werden, dass in na-
hezu allen postkolonialen Staaten die-
se Form der „highly personalized and 
poorly institutionalized“ Politik vor-
herrschte. 
Schließlich müssen der Militärputsch 
und andere Formen des gewaltsamen 
Umsturzes als die häufigste Form des 
Regierungswechsels im postkolonialen 
Staat angesehen werden. Mit der De-
kolonisation einher ging sozusagen die 
Einführung des Staatsstreichs als ge-
bräuchliches Mittel der Politik. Patrick 
McGowan zählt für den Zeitraum von 
1958 bis 2001 80 erfolgreiche Putsche, 
108 fehlgeschlagene Versuche und 
139 geplante, aber nicht ausgeführte 
Staatsstreiche (McGowan 2003, S. 
340). Diese hohe Frequenz lässt sich 
zum einen mit der herausgehobenen 
Stellung des Militärs in den schwachen 
Staaten Afrikas erklären, das als einzi-
ge Institution über ausreichende Res-
sourcen zum Machterwerb verfügte. 
Zum anderen wurden durch die starke 
Personalisierung politischer Herrschaft 
und die Dominanz der Einparteienre-
gime reguläre Machtwechsel nahezu 
unmöglich. In Anbetracht der gleichzei-
tigen Unterentwicklung ziviler Kanäle 
des Interessenausgleichs wurde der 
Machterwerb durch den Einsatz von 
Gewaltmitteln zur einzig möglichen Va-
riante des Regierungswechsels.

Rentenökonomie und 
„Ressourcenfluch“

Der Zusammenhang zwischen dem 
Reichtum an natürlichen, nicht erneuer-
baren Ressourcen8 und der Gestalt po-
lischer Herrschaft rückte mit Untersu-
chungen zum Phänomen des „Rentier-
staates“ seit den 1980er Jahren in den 
Fokus der Vergleichenden Politikwis-
senschaft. Im Rahmen dieses am Bei-
spiel der Öl produzierenden Staaten 
des Nahen Ostens entwickelten Ansat-
zes wurden kurzgefasst zwei Thesen 
entwickelt (vgl. Beck 2007, S. 45 f.): Die 
erste These stellt einen Zusammenhang 
zwischen hohen staatlichen Renten-
einkommen und ineffizienten ökono-
mischen Strukturen bzw. einem un-

terdurchschnittlichen wirtschaftlichen 
Wachstum her. Diese Ineffizienzen rüh-
ren aus einem hohen Zufluss externer 
Mittel durch die Ausbeutung natürli-
cher Ressourcen, wodurch die politi-
schen Machthaber von der nachhalti-
gen Erschließung eines endogenen Fi-
nanzierungspotentials befreit werden. 
Damit wird, so die zweite These, glei-
chermaßen der Rechtfertigungsbedarf 
politischer Herrschaft gegenüber den 
Herrschaftsunterworfenen reduziert, 
da diese nur in geringem Maße zur Re-
finanzierung des Staates, etwa durch 
Steuern, beitragen müssen. Autoritäre 
Herrschaft wird so stabilisiert.
Douglas Yates wandte den Ansatz in 
einer Fallstudie zum Erdölexportstaat 
Gabun erstmals auf Afrika an (Yates 
1996; Yates 2005). Seine Argumentati-
on rückt insbesondere die schwachen 
Wachstumsraten und die mangelhafte 
Performanz des Regierens in den Vor-
dergrund, da die hohen Renteneinkom-
men von Amtsträgern viel leichter zu 
eigennützigen oder illegalen Zwecken 
genutzt werden könnten. Einen syste-
matischen Vergleich aller afrikanischen 
Staaten zum Zusammenhang von Ren-
teneinkommen und Chancen der De-
mokratisierung führen Nathan Jensen 
und Leonard Wantchekon durch. Sie 
verweisen auf einen dreifachen Zusam-

menhang zwischen Rohstoffreichtum 
und Autoritarismus (Jensen/Wantche-
kon 2004). Erstens bestätigen sie die 
zentrale Annahme des Rentierstaatsan-
satzes, dass von der Rohstoffprodukti-
on abhängige Staaten signifikant auto-
ritärer sind als rohstoffarme. Zweitens 
ist in solchen Staaten eine demokrati-
sche Regimetransformation unwahr-
scheinlicher. Während der traditionelle 
Ansatz zum Rentierstaat sich auf die 
Stabilität autoritärer Regime konzen-
triert, geht Ressourcenreichtum in Afri-
ka jedoch vielfach mit Instabilität ein-
her. Diese Form der als „Ressourcen-
fluch“ bezeichneten politischen Instabi-
lität erhöht drit tens das Risiko des 
Abbruchs bereits begonnener Liberali-
sierungsprozesse und den Rückfall in 
autoritäre Herrschaft, wie etwa an der 
Republik Kongo (Brazzaville) gezeigt 
werden kann (Ross 2004; Young 2006).9 

Das Beispiel Kongo

Die Republik Kongo erzielt 90 Prozent 
ihrer Exporterlöse aus dem Verkauf 
von Erdöl. Nach dem Staatsstreich un-
ter Oberst Denis Sassou-Nguesso im 
Jahre 1979 wuchs die Bedeutung des 
Kongo als Erdöllieferant in der Fol-
ge des zweiten Ölpreisschocks. Die 
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AUTORITÄRE REGIME IN AFRIKAaus den Verkaufserlösen resultierenden 
Renten ermöglichten die Konsolidie-
rung politischer Herrschaft im Rahmen 
einer „sozialistischen Volksrepublik“ im 
bis dahin notorisch instabilen und von 
gewaltsamen Regimewechseln gepräg-
ten Kongo. Im Zuge der durch das Ende 
des Ost-West-Konfliktes erzwungenen 
Demokratisierung gelangte 1992 erst-
mals seit 1963 wieder eine aus kompeti-
tiven Wahlen hervorgegangene Regie-
rung an die Macht. Das Ergebnis wurde 
von den alten Machthabern jedoch 
nicht akzeptiert. Diese stürzten die 
gewählte Regierung unter Pascal Lis-
souba und verhalfen Sassou-Nguesso 
wieder ins Präsidentenamt. Zur neuerli-
chen Konsolidierung ihrer Herrschaft 
verfolgte die dominierende Parti Con-
golais du Travail (PCT) eine Strategie 
der Kooptation gemäßigter Opposi-
tionskräfte (Clark 2005). Bei den Wah-
len im Juli 2009, die von der verbliebe-
nen Opposition teilweise boykottiert 
wurde, gelang Sassou-Nguesso ein un-
gefährdeter Sieg mit 78 Prozent der 
Stimmen.10 
Hier zeigt sich, dass die Wahrschein-
lichkeit gewaltloser Regimewechsel – 
eine notwendige Bedingung demokra-
tischer Politik – mit Konflikten um die 
Verfügung über natürliche Ressourcen 
sinkt. Offen ausgetragene „extrakonsti-

tutionelle“ Konflikte führen dagegen in 
den meisten Fällen zu einer Diktatur, sei 
es der siegreichen Regierung oder de-
ren Herausforderer, wie am Kongo-Bei-
spiel gezeigt wurde. 
Sowohl vergleichend angelegte quan-
titative Analysen (Jensen/Wantchekon 
2004; Omgba 2009) als auch empiri-
sche Fallstudien (z.B. Shaxson 2007) 
verdeutlichen jedoch, dass Rohstoff-
reichtum zwar in vielen Fällen eine 
wichtige Unterstützungsfunktion auto-
ritärer Herrschaft darstellt, aber weder 
als hinreichende noch als notwendige 
Bedingung zur Erklärung autoritärer 
Stabilität dient. Einerseits sind nur die 
Minderheit der Autokratien Rentenöko-
nomien, zum anderen gehört etwa der 
Diamantenproduzent Botswana mit ei-
ner besonders stark ausgeprägten 
Rentenökonomie zu den demokrati-
schen Ländern. Daher ist Matthias Ba-
sedau zuzustimmen, der eine kontext-
orientierte Herangehensweise an das 
Phänomen „Ressourcenfluch“ anmahnt. 
Zwar bestünden unzweifelhafte Zu-
sammenhänge zwischen Ressourcen-
reichtum und Phänomenen wie Armut, 
Korruption, Diktatur und Krieg. Diese 
Zusammenhänge müssten allerdings im 
Rahmen bestimmter Kontextfaktoren 
präzisiert werden. Zu diesen Faktoren 
zählen unter anderem politische Tradi-

tionen, die Struktur des politischen Sy-
stems, die Ausbildung von Staatlich-
keit oder die internationale Einbindung 
eines Landes. Ob der „Ressourcen-
fluch“ tatsächlich zum Tragen kommt, 
hängt maßgeblich von solchen Rah-
menbedingungen ab (Basedau 2005). 
Nachfolgend sollen deshalb institutio-
nelle Faktoren autoritärer Herrschaft 
erörtert werden, bevor an einem weite-
ren Beispiel die „Übersetzungsfunk-
tion“ politischer Institutionen für die 
Wirkung natürlicher Ressourcen disku-
tiert wird. 

Politische Institutionen

Die allgemeine Beobachtung, dass 
neopatrimoniale Herrschaft in vielen 
Ländern Afrikas den Demokratisie-
rungsschub der frühen 1990er Jahre 
teilweise überdauern konnte, bietet 
noch keine hinreichende Erklärung für 
die Persistenz autoritärer Strukturen. 
Hierzu ist es notwendig, die staatlichen 
Strukturen zu betrachten, die zur Auf-
rechterhaltung autoritärer Herrschaft 
beitragen können. Im Hinblick auf die 
formalen Institutionen muss zunächst 
das Amt des Präsidenten in den Blick 
genommen werden, welches in fast al-
len afrikanischen Ländern im Zentrum 
des politischen Systems steht. „Hege-
monic presidency“ stellt nach H. Kwasi 
Prempeh trotz der problematischen Er-
fahrungen das wirksamste Erbe des 
postkolonialen Staates dar. Prempeh 
begründet dies mit Institutionalisie-
rungsdefiziten konkurrierender und ver-
mittelnder Institutionen, vor allem Parla-
menten und Parteien. So seien zunächst 
die Parlamente unmittelbar betroffen 
vom afrikanischen Typ des Präsidentia-
lismus (Prempeh 2008, S. 116). Die Aus-
wahl der Minister aus den Reihen der 
Parlamentarier ermöglicht es den Präsi-
denten, einflussreiche Parlamentsabge-
ordnete durch die Vergabe von Minis-
terposten zu kooptieren. Diese Praxis 
kann am Beispiel Gabuns deutlich ge-
macht werden, wo das Kabinett bis zu 
42 Minister umfasste; genauso unter der 
ersten Regierung Frederick Chilubas in 
Sambia, der etwa die Hälfte der Parla-
mentarier in Regierungsämter berufen 
hat. Joel Barkan beschreibt die aus dem 
postkolonialen Staat überkommene 
Funktion des Parlamentsmandates fol-
gendermaßen: „Becoming a member of 
the legislature was viewed as an ave-
nue to lucrative patronage jobs, a minis-
terial appointment being the most allur-
ing among them“ (Barkan 2008, S. 127). 

Ressourcenreich-
tum geht in Afrika 
vielfach mit Insta-
bilität einher. Am 
Beispiel der Repu-
blik Kongo wird 
deutlich, dass Kon-
flikte um die Verfü-
gung natürlicher 
Ressourcen auto-
kratische Herrscher 
wie Denis Sassou-
Nguesso an die 
Macht bringen.
picture alliance/dpa
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Neben den strukturellen Wirkungen 
von Verfassungen können auch direkte 
personelle Effekte identifiziert werden. 
Alle der derzeit noch im Amt befindli-
chen zehn Präsidenten aus der postko-
lonialen Ära vor 1990 regieren autoritä-
re Staaten, beispielsweise Paul Biya in 
Kamerun, Robert Mugabe in Simbabwe 
oder Yoweri Museveni in Uganda. In 
zwei Fällen konnten quasi-hereditäre 
Nachfolgeregelungen auf der Basis 
von Wahlen realisiert werden. In Togo 
folgte Faure Gnassingbé 2005 seinem 
verstorbenen Vater Gnassingbé Eyadé-
ma nach, in Gabun im Sommer 2009 Ali 
Ben Bongo seinem nach 42 Jahren im 
Amt verstorbenen Vater Omar Bongo. 
Der personelle Übergang stellt aller-
dings immer einen Moment der Unsi-
cherheit dar, der größer ist als bei der 
einfachen „Bestätigung“ langjähriger 
Amtsinhaber.11 
Neben den Langzeitpräsidenten kann 
eine zweite Kategorie „unantastbarer“ 
Machthaber identifiziert werden: die 
Führer ehemaliger Rebellen- und Befrei-
ungsbewegungen (Salih 2007), etwa 
Paul Kagame in Ruanda oder Isayas 
Afewerki in Eritrea, welcher einem seit 
1993 als „Übergangsregierung“ titulier-
ten Militärregime vorsteht. Die reale Le-
gitimation der autoritären Herrscher 
speist sich aus selbst- und fremdzuge-
schriebener historischer Verdienstbar-
keit als Befreier und Vater der Nation 
sowie dem exklusiven Zugrif f auf Staats-
mittel zur Pflege klientelistischer Bezie-
hungen.
Als wichtigste Innovation hinsichtlich 
des weiterhin mit außerordentlichen Be-
fugnissen verbundenen Präsidentenam-
tes kann die Einführung von „term limits“ 
gelten. Solche Beschränkungen der ma-
ximalen Amtsdauer haben inzwischen 
33 afrikanische Staaten eingeführt 
(Prempeh 2008, S. 110). Daniel Posner 
und Daniel Young (2007) ermitteln die 
Kombination aus begrenzter Amtszeit 
und regulär statt findenden Wahlen als 
den inzwischen dominierenden Modus 
von Regierungswechseln in Afrika, die 
vor 1990 zumeist durch Staatstreiche 
vollzogen wurden. In neun Ländern 
existieren allerdings keine „term limits“ 
und in weiteren sechs Fällen erreichten 
die Amtsinhaber eine Verfassungsän-
derung zu ihren Gunsten. Von diesen 
fünfzehn Ländern zählt lediglich Nami-
bia nicht zu den autoritären Systemen. 
Dies verweist vor allem auf folgenden 
Punkt: Fehlende oder wieder zurückge-
nommene Amtszeitbegrenzungen kön-
nen gleichermaßen als Folge und als 
Ursache autoritärer Herrschaft gelten. 
So wäre die Einführung von „term limits“ 
in Äquatorial-Guinea oder Simbabwe 
(noch) undenkbar, da sie mit der domi-
nanten Logik personalisierter Herr-
schaft brechen würden. Zum anderen 

kann etwa am Beispiel Togo gezeigt 
werden, dass die Aufhebung von „term 
limits“ der Restabilisierung autoritärer 
Herrschaft dient. In Togo erzwangen 
breite Proteste 1991 die Einberufung ei-
ner Nationalkonferenz, die unter ande-
rem eine neue Verfassung ausarbeitete, 
welche später auch verabschiedet wur-
de. In der Folgezeit gelang es Präsident 
Eyadéma allerdings mit Hilfe eines Mili-
tärputsches, repressiver Maßnahmen 
gegen die Opposition und massiver 
Wahlfälschung seine Herrschaftspositi-
on wieder zu sichern. Unter anderem 
durch die Zurücknahme der in der Ver-
fassung von 1991 festgeschriebenen 
Amtszeitbeschränkung, wofür er wiede-
rum auf eine in gefälschten Wahlen zu-
stande gekommene Zweidrit telmehrheit 
im Parlament zurückgreifen konnte (Pos-
ner/Young 2007, S. 134).
Schließlich stellen dominante Parteien-
systeme ein letztes Strukturmerkmal au-
toritärer Herrschaft dar. Parteiendomi-
nanz kann durch zwei Kriterien definiert 
werden: erstens durch die absolute 
Stimmen- und Mandatsmehrheit einer 
Partei; zweitens dadurch, dass diese 
Mehrheit bei mehreren aufeinander fol-
genden Wahlen erreicht wird. In Afrika 
handelt es sich allerdings bei den meis-
ten Parteiensystemen um dominante 
Parteiensysteme (Carbone 2007). Des-
halb ist auch hier Vorsicht bei der Be-
wertung angezeigt, denn auch eine Rei-
he demokratischer Staaten besitzt do-
minante Parteiensysteme (Botswana, 
Namibia und Südafrika). Diese sind al-
so kein ausschließliches Merkmal auto-
ritärer Regime. Allerdings stellt die 
Schaffung dominanter Parteien unter 
den Bedingungen des elektoralen Auto-
ritarismus eine zentrale Strategie der 
Herrschaftssicherung dar. Diese soll 
nun am Beispiel Nigerias unter Einbe-
ziehung der weiteren zentralen Fakto-
ren (Ressourcenreichtum und Wahlma-
nipulation) illustriert werden.

Das Beispiel Nigeria

Im Falle von Nigeria, mit über 80 Pro-
zent der Exporteinnahmen aus Erdöl-
verkäufen, handelt es sich wohl um das 
meistzitierte Beispiel eines Rentierstaa-
tes außerhalb des Nahen Ostens. An 
dieser Stelle soll aber vor allem die po-
litische Bedeutung der Erdölabhängig-
keit beachtet werden, welche durch die 
Herausbildung einer korrupten „Staats-
klasse“ aus Spitzenpolitikern und Mili-
tärs geprägt wird. Richard Joseph 
spricht in seiner ausführlichen Analyse 
der ersten 25 Jahre nigerianischer Un-
abhängigkeit von „prebendal politics“ 
(Joseph 1987; siehe auch Diamond 
2008, S. 248). Diese zeichnet sich da-
durch aus, dass Amtsinhaber die mit ih-

ren Ämtern verbundenen Rechte und 
Pflichten konsequent zum privaten Nut-
zen einsetzen – ein fundamentales 
Merkmal neopatrimonialer Herrschaft 
(vgl. Erdmann/Engel 2006). Nach Jen-
sen und Wantchekon (2004, S. 819) 
wurde der exklusive Zugrif f des Staates 
auf die Erdöleinnahmen zum Hauptan-
trieb diktatorischer Herrschaft in Nige-
ria. Für die politische Elite und das Mili-
tär eröffneten staatliche und halbstaat-
liche Unternehmen erhebliche Potenzi-
ale zur persönlichen Bereicherung, 
wodurch auch der Anreiz erhöht wurde, 
an der einmal erworbenen politischen 
Macht mit allen Mitteln festzuhalten 
bzw. diese unbedingt erwerben zu wol-
len. Die mangelnde Bereitschaft, zivile 
Machtwechsel auf der Basis demokrati-
scher Regularien zu akzeptieren, führte 
bis zum Tod des Diktators General Sani 
Abacha 1998 zu sechs erfolgreichen 
Militärcoups und sechs gescheiterten 
Putschversuchen (McGowan 2003, S. 
367). Seit der ersten Wahl Olusegun 
Obasanjos zum Präsidenten (1999) sind 
Putschversuche in Nigeria ausgeblie-
ben und zumindest auf der gesamt-
staatlichen Ebene scheint oberflächlich 
Stabilität eingezogen zu sein. Aller-
dings ist dies unter anderem vor dem 
Hintergrund zu sehen, dass die People’s 
Democratic Party (PDP) Obasanjos eine 
zunehmende Dominanz im Parteiensys-
tem erlangte, was in den kurzen Phasen 
demokratischer Regime in den 1960er 
und späten 1970er/frühen 1980er Jah-
ren keiner Partei gelungen war. Die Do-
minanz der PDP als einzige landesweit 
vertretene Partei ist zurückzuführen auf 
ein bereits unter der Militärdiktatur in 
den 1980er Jahren gebildetes Netz-
werk von hohen Militärs, Geschäftsleu-
ten und hohen Staatsbeamten, das 
nach Beendigung der Diktatur als 
Grundlage der Parteigründung diente 
(Bergstresser 2007). Ihre dominante 
Rolle (ihre Kandidaten gewannen alle 
drei bisherigen Präsidentenwahlen mit 
offiziell über 60 Prozent der Stimmen) 
verdankt sie auch systematischen Mani-
pulationen des Wahlprozesses auf ins-
titutioneller und informeller Ebene. 
Nachdem die Wahlen von 2003 bereits 
als „grotesque parody“ bezeichnet wur-
den (Diamond 2008, S. 244), führten 
diejenigen von 2007, die immerhin ei-
nen friedlichen Wechsel im Präsiden-
tenamt mit sich brachten12, zu einer wei-
teren Verschlechterung hinsichtlich Ma-
nipulationen und Unregelmäßigkeiten. 
Der Bericht der Wahlbeobachter-Missi-
on der Europäischen Union urteilt mit 
einer ungewöhnlich scharfen Formulie-
rung: „Elections fell far short of basic in-
ternational and regional standards for 
democratic elections.“13 Unregelmäßig-
keiten können in fast allen Dimensionen 
des Wahlvorganges festgestellt wer-
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AUTORITÄRE REGIME IN AFRIKAden, von der Wählerregistrierung über 
die Wahlkampfführung und den Zu-
gang zu Medien bis zum eigentlichen 
Wahlvorgang der Stimmabgabe sowie 
zur Stimmenauszählung. Im Mittelpunkt 
vieler Beanstandungen steht dabei die 
Wahlkommission Independent Natio-
nal Electoral Commission (INEC), die fi-
nanziell vollständig von der Regierung 
abhängt und deren Besetzung unmittel-
barem Einfluss des Präsidenten ausge-
setzt war. Gefördert werden die Unre-
gelmäßigkeiten durch die komplexen 
Bestimmungen des Wahlsystems, wel-
ches die Parteien zu landesweiter Or-
ganisation zwingen und damit die Poli-
tisierung partikularer Identitäten ver-
hindern soll (Bergstresser 2007, S. 2). 
Faktisch festigen sie aber die Asymmet-
rie zugunsten der Dominanzpartei PDP 
und eröffnen Spielräume zur Manipula-
tion. Während Unregelmäßigkeiten des 
Wahlvorganges außerhalb der OECD-
Welt aufgrund nicht ausreichender ad-
ministrativer Kapazitäten per se nicht 
ungewöhnlich sind, kommt die Verzer-
rung der Prozesse in Nigeria doch auf 
allen Ebenen scheinbar der PDP zugute. 
Somit dient das Land als gutes Beispiel 
dafür, wie formal demokratische Institu-
tionen autoritäre Herrschaftspraxis si-
chern können.

Staatsstreiche

Im Gegensatz zur Situation im postkolo-
nialen Staat hat die Bedeutung von 
Staatstreichen abgenommen (Basedau 
2008). Diese stellen nicht mehr den häu-
figsten Modus des Regimewechsels dar, 
sind allerdings auch nicht zur Gänze 
verschwunden. Vor allem sehen sich ir-
regulär an die Macht gekommene Mili-
tärs inzwischen einer veränderten in-
ternationalen Anerkennungspraxis ge-
genüber, etwa einer restriktiveren Hal-
tung der Afrikanischen Union (Hartmann 
2005). So ist es nicht verwunderlich, 
dass sich Putschisten genötigt sehen, 
nach dem illegitimen Machterwerb den 
Putsch mit der Absicht rechtfertigen, 
„Stabilität“ zu wahren, ihre demokrati-
schen Absichten betonen und das bal-
dige Abhalten von Wahlen ankündi-
gen. Im Zeitraum zwischen Staatsstreich 
und Wahl müssen die Junta-Chefs ver-
suchen, das politische Feld soweit zu 
bestellen, dass sie selbst oder ein von 
ihnen ausgewählter Gefolgsmann auf 
zivilem Weg ins Amt gelangen kann. Die 
jüngsten Staatsstreiche in der Zentral-
afrikanischen Republik (2003), in Mau-
retanien (2005/2008) sowie in Guinea 
(2008) folgen exakt diesem Muster. In 
allen Fällen ist zudem davon auszu-
gehen, dass die Putsche autoritäre 
Herrschaftsstrukturen strukturell konser-
vieren. 

In Mauretanien grif f das Militär in 
jüngster Zeit zweimal zur Macht. Der 
Putsch von 2005 gegen den seit über 
20 Jahren amtierenden Präsidenten 
Ould Taya ermöglichte die Wahl des 
zivilen Kandidaten Abdallahi im März 
2007 (N’Diaye 2009). Allerdings erwies 
sich dieser als liberaler Reformer, der 
lange unter den Tisch gekehrte sozia-
le Probleme wie die Diskriminierung 
der schwarzafrikanischen Bevölkerung 
und der „Harratin“ (Bezeichnung für 
die „schwarzmaurischen“ Nachkommen 
ehemaliger Sklaven) durch die ara-
bischstämmige Bevölkerungselite offen 
thematisierte. Außerdem sprach er sich 
für eine stärkere zivile Kontrolle des Mi-
litärs aus. Im August 2008 beendeten 
die Generäle mit einem neuerlichen 
Putsch die Reformpolitik und stellten mit 
Abdel Aziz den Führer des Staats-
streichs als Kandidaten fürs Präsiden-
tenamt auf. Im Juli 2009 wurde er im ers-
ten Wahlgang gewählt, wobei von Be-
obachtern erwartet wird, dass er die 
Interessen der Bevölkerungselite vor al-
lem im Sicherheitsapparat wahren wird 
(Marfaing/Richter 2009).
Der bislang letzte Putsch wurde im De-
zember 2008 in Guinea durchgeführt, in 
Folge des Todes des seit 24 Jahren an 
der Macht befindlichen, autoritär regie-
renden Präsidenten Lansana Conté. Die 
Regierung und alle politischen Instituti-
onen wurden für aufgelöst erklärt. Der 
Sprecher der Putschisten begründete 
den Staatsstreich mit der Notwendig-
keit, die Kontrolle aufrecht zu erhalten 
und die Korruption einzudämmen.14 Die 
ursprünglich für Oktober 2009 ange-
setzten Wahlen wurden inzwischen 
verschoben und die Ankündigung des 
Junta-Chefs Moussa Dadis Camara, 
selbst für das Präsidentenamt zu kandi-
dieren, verschärfte den Konflikt zwi-
schen der Militärregierung und der sich 
formierenden Opposition. Im Sommer 
2009 kam es zu gewalttätigen Übergrif-
fen der Polizei auf Demonstranten, bei 
denen vermutlich über 150 Menschen 
getötet wurden.15 Am Beispiel Guinea 
kann schließlich auch sehr gut die Be-
deutung externer Faktoren für autoritä-
re Herrschaft verdeutlicht werden: Das 
wichtigste wirtschaftspolitische Projekt 
der Junta besteht in einem Exklusivver-
trag mit einem chinesischen Investment-
fonds zur Ausbeutung der reichhaltigen 
Bodenschätze Guineas (insbesondere 
Bauxit, Eisenerz und Diamanten). An-
geblich soll sich das Gesamtvolumen 
des Geschäftes auf über sieben Milliar-
den US-Dollar belaufen.16 Ein erfolgrei-
cher Abschluss würde die Militärs mit 
den notwendigen finanziellen Mitteln 
zur dauerhaften Sicherung der Herr-
schaft ausstatten, auch wenn es irgend-
wann tatsächlich darum gehen soll, in 
einer Wahl bestätigt zu werden.17 

Fazit

Die vor zwanzig Jahren auch in den 
meisten Ländern des subsaharischen 
Afrikas initiier ten Liberalisierungs- und 
Demokratisierungsprozesse führten zu 
sehr heterogenen Resultaten. Etwa in 
der Hälfte der Staaten konnten autori-
täre Regime konsolidiert werden oder 
bildeten sich in der Folge gewaltsamer 
Regimewechsel neu aus. Zur Erklärung 
autoritärer Stabilität kann auf drei Prob-
lemfelder verwiesen werden: Erstens 
bietet Rohstoffreichtum sicherlich eine 
geeignete Unterstützungsbasis autori-
tärer Herrschaft. Ob der „Ressourcen-
fluch“ in rohstoffreichen Ländern aller-
dings tatsächlich zum Tragen kommt, 
hängt von einer Reihe gesellschaftlicher 
und institutioneller Bedingungen ab. 
Damit Regierungen Ressourcenrenten 
tatsächlich zur Herrschaftssicherung 
vorbei an den formalen Institutionen 
nutzen können, müssen sie auf entspre-
chende Instrumente und den manipula-
tiven Einsatz staatlicher Einrichtungen 
– zum Beispiel Wahlkommissionen – zu-
rückgreifen. Dies verweist auf das zwei-
te Problemfeld: die politischen Instituti-
onen; denn autoritäre Regime in Afrika 
sind heute bis auf wenige Ausnahmen 
elektorale Autokratien. Ihre Legitimati-
on hängt zumindest äußerlich von for-
mal demokratischen Verfahren ab und 
bedarf eines Mindestmaßes an politi-
scher Organisation. Deshalb bleiben 
zum einen starke „Präsidentenparteien“ 
auch nach dem Ende des postkolonia-
len Einparteienregimes wichtig. Zum 
anderen ist der politische Prozess auf 
vielen Ebenen manipulationsgefährdet, 
wobei insbesondere Wahlen betroffen 
sind. Drit tens bleibt das Militär ein be-
deutsamer Faktor. Zwar hat die Häufig-
keit von Staatstreichen abgenommen, 
dennoch bleiben sie vor allem in 
„schwachen“ Staaten mit wenig entwi-
ckelten Zivilgesellschaften jederzeit 
möglich, wobei die Putschistenführer 
zunehmend nach konstitutioneller Legi-
timation durch den Übergang ins zivile 
Präsidentenamt streben. Trotz anders-
lautenden Willensbekundungen der 
Putschisten haben Staatsstreiche bis-
lang aber kaum zur Einleitung demokra-
tischer Entwicklungen beigetragen. 
Vielmehr stärken sie, insbesondere 
wenn die Militärs externe Unterstüt-
zung mobilisieren können, autoritäre 
Herrschaft auf der systemischen Ebene. 
Gerade in dieser Hinsicht ist die nähere 
Zukunft der beiden Putschländer Mau-
retanien und Guinea von großem Inter-
esse. 
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ANMERKUNGEN

1 Nachfolgend ist mit Afrika immer Subsahara-
Afrika gemeint, das die 48 afrikanischen Länder 
südlich der Sahara umfasst.
2 Der BTI erfasst nur 37 afrikanische Staaten.
3 So der Themenschwerpunkt der Ausgabe 13 
(2) des Journal of Democracy 2002.
4 Mail & Guardian Online vom 30.11 .2009: 
Obiang “wins” E Guinea’s controversial poll.
5 Daten bei http://www.freedomhouse.org/
template.cfm?page=15. Freedom House erfasst 
im „Freedom in the World Index“ politische Rech-
te und bürgerliche Freiheiten. Die Länder werden 
aufgrund von Expertenberichten auf einer Skala 
von 1 bis 7 eingeordnet. Länder mit Werten von 
1 bis 2,5 werden als „frei“, mit Werten zwischen 3 
und 5 als „teilweise frei“ und mit Werten zwischen 
5,5 und 7 als „unfrei“ kategorisiert.
6 Siehe Bertelsmann Transformation Index 
2008 – Daten auf CD Rom (oder http://www.
bertelsmann-transformation-index.de/bti/). 
7 Stark defekte Demokratien im BTI, die bei 
Freedom House als elektorale Demokratien ge-
führt werden, wurden nicht als autoritäre Systeme 
klassifiziert. Dies betrifft insgesamt vier Staaten 
(Burundi, Liberia, Niger, Sierra Leone).
8 Solche Ressourcen umfassen in erster Linie 
Bodenschätze, aber keine Agrarerzeugnisse. Ei-
nen Grenzfall stellen allerdings wertvolle Tropen-
hölzer dar.
9 Für eine Übersicht afrikanischer „Rentierstaa-
ten“ siehe: Basedau 2005, S. 45.
10 Mail & Guardian Online vom 16.09.2009: 
„Congo’s Sassou names new government, abol-
ishes premier post“.
11 Siehe hierzu beispielsweise die Berichterstat-
tung zur Wahl Ali Ben Bongos: Mail & Guardian 
Online vom 03.09.2009: „Gabon’s Bongo decla-
red winner of presidential poll“.
12 Nachdem sich Obasanjo nicht mit seinem 
Vorstoß zur Aufhebung der konstitutionellen 
Amtszeitbegrenzung durchsetzen konnte, ge-
wann sein Parteifreund Umaru Musa Yar’Adua 
die Wahl mit deutlichem Vorsprung.
13 EU Election Observation Mission, Nigeria 
2007, Final Report 
14 FAZ.NET vom 25.12.2008: „Putsch in Guinea. 
Ministerpräsident stellt sich den Meuterern“.
15 Mail & Guardian Online vom 16.10.2009: 
„Junta announces probe into deadly crackdown“.
16 Africa-Asia Confidential vom 01 .11 .2009: 
„The junta rewards new friends“. 
17 Allerdings bestehen innerhalb der Militärjun-
ta erhebliche Spannungen. Unter anderem wur-
de Camara im Dezember 2009 von einem Mit-
glied seiner Leibgarde angeschossen und befin-
det sich Ende Dezember 2009 immer noch in ei-
nem marokkanischen Krankenhaus zur Behand-
lung. Daher steht in Frage, ob die Junta auch in-
tern in der Lage ist, ihre Macht zu stabilisieren.

Dr. Jörg Kemmerzell arbeitet als Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Institut für 
Politikwissenschaft der Technischen Uni-
versität Darmstadt. Seine Schwerpunkte 
in Forschung und Lehre liegen in Verglei-
chender Politikwissenschaft und Politi-
scher Theorie mit einem besonderen In-
teresse an der Transformation politi-
scher Systeme sowie der Parteienfor-
schung.

U
N

SER A
U

TO
R

Tot_Regime.indd   82 10.03.10   10.03.10 / 12:02



83

APATHIE TRÄGT ZUM MACHTERHALT AUTORITÄRER REGIME BEI

Politische Apathie als Antwort auf 
die Krise in Simbabwe
Beatrice Schlee

Obwohl die Bevölkerung Simbabwes 
unter einer verheerenden Krise leidet, 
hält sich Robert Mugabe immer noch an 
der Macht. Ein entscheidender Faktor für 
die Stabilität des autoritären Regimes ist 
die politische Apathie der Bevölkerung. 
Das Regime hat nicht trotz, sondern auf-
grund der ökonomischen Krise überlebt. 
Die Krise mit all ihren sozialen Auswir-
kungen hat die Apathie der Bevölkerung 
wesentlich verstärkt. Im gleichen Zuge 
wurde das noch in den 1990er Jahren 
vorhandene Protestpotential erheblich 
geschwächt. Das von Beatrice Schlee 
gezeichnete Stimmungsbild der Bevöl-
kerung zeigt das Ausmaß politischer 
Ohnmacht und den Grad an Demüti-
gung, den der wirtschaftliche Fall des 
einstigen Musterlandes herbeigeführt 
hat. Die Krisenjahre haben zu einer bei-
spiellosen Verarmung der Bevölkerung 
geführt. Die täglichen Anstrengungen, 
die der Einzelne vollbringen muss, um 
das Überleben zu sichern, konzentrieren 
die Energie auf andere Bereiche als die 
des Politischen. Migration, Zuflucht in 
Heilsversprechungen der Freikirchen 
oder anderweitige Kompensationsme-
chanismen machen das Leben einiger-
maßen erträglich. Die von Beatrice 
Schlee diskutierte Frage, inwieweit De-
mobilisierung und Apathie der Bevölke-
rung autoritäre Systeme stabilisieren 
und reproduzieren, ist in der Autoritaris-
musdebatte mithin ein Desiderat. � �

Ein Land verfällt in Agonie

Simbabwe hat in den vergangenen Jah-
ren mehrfach für Negativschlagzeilen 
gesorgt: Welthöchste Inflation – Hoch-
rechnungen prognostizierten knappe 
90 Sextillionen1, Halbierung des Brutto-
sozialprodukts, Ausbruch von Cholera, 
Sinken der Lebenserwartung von 55 auf 
35 Jahre innerhalb einer Dekade, Ab-
hängigkeit des einstigen Getreideex-
porteurs von internationaler Nahrungs-
mittelhilfe, ein kollabierendes Bildungs- 
und Gesundheitswesen – die Liste könn-
te noch weiter fortgesetzt werden.
Aufgrund des Ausmaßes dieser insge-
samt acht Jahre andauernden (2000 bis 
2008) Krise erwarteten interne wie ex-
terne Beobachter einen Massenauf-
stand oder zumindest heftige soziale 
Unruhen.2 Von all dem ist nichts einge-
treten. Der berühmte Funke, der das Feu-

er entfacht, ist nie gezündet worden. 
Stattdessen wurde nach Jahren gesell-
schaftlicher Agonie im Februar 2009 ei-
ne „Regierung der nationalen Einheit“ 
gebildet, in der die langjährige Regie-
rungspartei Zanu-PF (Zimbabwe Natio-
nal Union - Patriotic Front) unter der Füh-
rung von Robert Mugabe eine Koalition 
mit der Oppositionspartei MDC (Move-
ment for Democratic Change) einging.3 

Die neue Regierung steht vor vielfälti-
gen Aufgaben: Wiederaufbau der 
Wirtschaft, Sanierung des Sozialwe-
sens, Versöhnung der stark polarisier-
ten Gesellschaft, Aufarbeitung der 
Gräueltaten des Wahljahrs 2008, als 
die Zanu-PF sich mit ungeheurer Brutali-
tät den Machterhalt sichern wollte, etc. 
Die Kooperation mit den langjährigen 
Machthabern, die auch nach Grün-

„What can I do…?“ ist der am meisten gehörte Satz in Simbabwe in Zeiten der Krise. 
Sinkendes Selbstvertrauen, Hoffnungslosigkeit und Fatalismus haben sich in den vergan-
genen Jahren breit gemacht. picture alliance/dpa
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ee dung der Koalitionsregierung nicht be-
reit sind, ihre politische Alleinherrschaft 
aufzugeben, ist schwierig. Zu lange ha-
ben sie nahezu ungehindert das Land 
nach ihrem Gutdünken regiert und sich 
dabei bereichert.4 
Mehrere Faktoren haben den Machter-
halt der Zanu-PF seit der Unabhängig-
keit im Jahr 1980 ermöglicht: politische 
Repression, Militarisierung der Politik, 
Kontrolle der Medienlandschaft.5 Sol-
che Herrschaftsmechanismen sind auch 
aus anderen autoritären Systemen be-
kannt. Was den Fall Simbabwe jedoch 
besonders macht, ist das Überleben des 
Regimes trotz der massiven Krise. Auch 
hierfür können verschiedene Gründe 
genannt werden, vor allem die Berei-
cherung der politischen Elite durch privi-
legierten Zugang zu Devisen, die in Zei-
ten der Hyperinflation ein sehr begehr-
tes Gut sind; ebenso die Plünderung der 
eigenen Ressourcen (Land, Gold, Dia-
manten) zum Ausbau des Patronagesys-
tems, was durch den zunehmenden Ver-
fall des Rechtsstaats begünstigt wurde.6 
Ein wichtiger Faktor, der in vielen Analy-
sen vernachlässigt wird, ist jedoch die 
politische Apathie der Bevölkerung, die, 
so die Hypothese dieses Artikels, zum 
Machterhalt der Zanu-PF entscheidend 
beigetragen hat.7

Verknüpfung von politischer Apathie 
und Machterhalt – ein Desiderat

Die ausbleibende politische Mobilisie-
rung der Simbabwer angesichts einer 
Krise, die in ihren Auswirkungen verhee-
render nicht hätte sein können, wurde 
vom Ausland kritisch beurteilt. Vom 
Nachbarland Südafrika mit seinem An-
ti-Apartheidskampf mussten sich die 
Simbabwer sogar den Vorwurf, sie sei-
en „Feiglinge“, gefallen lassen.8 
Erklärungsangebote – sehr unterschied-
licher Art – für die mangelnde Oppositi-
on sind bisher nur in vereinzelten Studi-
en aus Simbabwe und Südafrika zu fin-
den.9 Sie reichen von einem kollektiven 
Trauma durch die grausame Vergan-
genheit des Kolonialregimes, Bürger-
krieg und blutiger Zanu-PF Herrschaft, 
über die ausgeprägte Gesetzeshörig-
keit der Simbabwer, hin zu der uner-
schütterlichen Hoffnung auf eine besse-
re Zukunft.10

Der Beitrag, den politische Apathie zum 
Machterhalt autoritärer Staaten leisten 
kann, wurde bisher in der Literatur kaum 
untersucht.11 Aus einigen autoritären 
Staaten – Ägypten, Syrien wie auch 
Simbabwe – ist jedoch bekannt, dass 
gerade in Regimen, die über einen län-
geren Zeitraum (eine Generation) von 
einer Partei oder gar demselben Präsi-
denten regiert werden, ein hoher De-
mobilisierungsgrad der Bevölkerung zu 

verzeichnen ist. Dennoch weist die The-
oriebildung zur Funktionsweise autori-
tärer Staaten, die insgesamt wenig fort-
geschrit ten ist, beim Themenkomplex 
Demobilisierung und Apathie der Be-
völkerung eine große Lücke auf. Juan 
Linz, der immer noch als einer der Urvä-
ter der Autoritarismustheorie gilt, spricht 
in seiner Autoritarismusdefinition nur 
von Staaten „without extensive nor in-
tensive political mobilization“.12 Marina 
Ottaway ist eine der wenigen, die in der 
jüngeren Literatur zu autoritären Staa-
ten zumindest auf die Ängste der Bevöl-
kerung vor dem Unbekannten hinweist, 
die überwunden werden müssen, bevor 
Wähler einen Regimewechsel befür-
worten.13 Laut Ottaway überschreiten 
die Wähler diese Hemmschwelle erst, 
wenn sie die Lage als verzweifelt wahr-
nehmen (ebd.). Dass die Bevölkerung in 
Simbabwe über einen längeren Zeit-
raum unzufrieden mit der Regierungs-
führung des Präsidenten Robert Muga-
bes war und sich die wirtschaftliche La-
ge des Einzelnen im Zuge der Krise dra-
matisch verschlechterte, belegen einige 
Datenerhebungen.14 Dies wir ft umso 
mehr die Frage auf, weshalb die Bevöl-
kerung nicht mehr Widerstand gegen 
die Regierung Mugabe geleistet hat. 
Außer Frage steht, dass namhafter Wi-
derstand von der Opposition sowie den 
zivilgesellschaftlichen Gruppierungen 
angeführt und koordiniert hätte werden 
müssen. Diese beklagten jedoch immer 
wieder die Mobilisierungsresistenz wei-
ter Teile der Bevölkerung.15 

Soziopolitisches Erklärungsmodell 
für Apathie

In der vorliegenden Analyse wird die 
These aufgestellt, dass die politische 
Apathie der Bevölkerung wesentlich 
durch die wirtschaftliche Krise verstärkt 
wurde. Auch wenn die Ursachenfor-
schung der politischen Apathie noch 
nicht weit fortgeschrit ten ist, sind als 
Auslöser mangelnde politische Partizi-
pation nach der Unabhängigkeit sowie 
zunehmender politischer Kontrollverlust 
(durch massive Wahlmanipulation zu-
gunsten der Regierungspartei Zanu-PF) 
zu nennen. Niedergeschlagen hat sich 
dies in geringer Wahlbeteiligung.16 
Die Analyse folgt dem soziopolitischen 
Ansatz, der die politische Apathie mit 
Einflüssen aus Umwelt, Gesellschaft 
und Staat zu erklären versucht.17 Auch 
wenn der Apathiebegrif f in sich strit tig 
ist und oft inflationär gebraucht wird, 
soll er im Folgenden in Anlehnung an 
die Definition von Klaus Wasmund ge-
braucht werden: „Wo die persönliche 
Lebenssituation als naturgegeben, und 
schicksalhaft empfunden wird, bleibt 
das gesellschaftliche Bewusstsein sta-

tisch orientiert, finden keine politischen 
Lernprozesse mehr statt, lähmt Resigna-
tion jegliche Initiative, kann sich das 
Gefühl der politischen Wirksamkeit 
nicht entfalten.“18

Vor diesem Hintergrund ist der Fokus auf 
die Auswirkungen der Krise auf das so-
ziopolitische Verhalten der Bevölkerung 
gerichtet. Weitere Faktoren, wie z.B. die 
politische Kultur, die die politische Pas-
sivität begünstigt haben, können nur am 
Rande in die Analyse miteinbezogen 
werden, da die Forschungsergebnisse 
hierzu noch nicht sehr ergiebig sind.19 
Es steht jedoch außer Frage, dass die 
Autoritätshörigkeit und die Tendenz, 
Konflikte zu vermeiden, einen wesentli-
chen Beitrag zur politischen Passivität 
der Simbabwer in den letzten Jahren 
geleistet haben.20 Ebenfalls nicht ge-
sondert untersucht werden kann die 
Rolle, die der politischen Repression bei 
der Demobilisierung der Bevölkerung 
zukommt. Auch hier fehlen Studien, die 
die Auswirkungen der Repression auf 
das Verhalten der Bevölkerung eigens 
betrachten. Untersuchungen zur Trau-
matisierung der Bevölkerung durch wie-
derholte Gewaltanwendung zeigen je-
doch, dass allein bei den Opfern der 
„Operation Clean-Out“, die 2005 über 
700.000 Menschen heimatlos gemacht 
hat, bei 70 Prozent der Befragten kli-
nisch signifikante Störungen und ein im 
Vergleich zur Region des Südlichen Afri-
kas überdurchschnittlich hoher Trauma-
tisierungsgrad festgestellt wurden.21 
Die Ergebnisse des Afrobarometers 
(Datenerhebung in zwölf Ländern des 
Südlichen Afrikas) seit 1999 zeigen 
ebenfalls, dass die Angst in Simbabwe 
stetig gestiegen ist und 2005 bereits bei 
65 Prozent lag.22 Glen Mpani kann in 
seiner Analyse des Afrobarometer-Da-
tensatzes von 2005 nachweisen, was 
nahe liegt: Das Protestpotential der 
Simbabwer wurde in den letzten Jahren 
durch die politische Repression von Ge-
waltagenten der Regierung geschwächt 
(Mpani 2007, S. 80). 

Schwächung des Protestpotentials 
durch die Krise

Die vorliegende Studie konzentriert sich 
daher nur auf einen Ausschnitt – die 
Schwächung des Protestpotentials durch 
die Krise. Dabei wird die These aufge-
stellt, dass die Wirtschaftskrise statt zu 
einer Mobilisierung, zu einer Paralysie-
rung der Bevölkerung geführt hat. Als 
wesentliche Ursache hierfür werden fol-
gende Faktoren in der Analyse berück-
sichtigt: sukzessive Verarmung der Be-
völkerung; ein sich ausbreitendes Gefühl 
von Ohnmacht, Apathie und Demüti-
gung durch die Auswirkungen der Wirt-
schaftskrise; Coping-Mechanismen, die 
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den Fokus weg vom Politischen auf das 
tägliche Überleben richten. Eine derart 
mit Anpassung an ein ständig sich verän-
derndes wirtschaftliches Umfeld be-
schäftigte Bevölkerung, die zunehmend 
in Frustration und Apathie versinkt, ist für 
eine am Machterhalt interessierte Regie-
rung leicht zu kontrollieren. Deshalb liegt 
die Vermutung nahe, dass die Regierung 
die Krise mit ihren Auswirkungen auf die 
Bevölkerung als Herrschaftsinstrument 
zur Konsolidierung der eigenen Macht 
eingesetzt hat. Im Folgenden wird daher 
neben politischer Repression der Begriff 
wirtschaftliche Repression verwendet, 
da davon ausgegangen wird, dass die 
politische Elite, der es in anderen Berei-
chen an Qualifizierung und Sachver-
stand nicht mangelt, kein wirkliches Inte-
resse an einer Umkehrung der wirt-
schaftlichen Situation hatte.23

Die Untersuchung konzentriert sich auf 
den Zeitraum von 2003 bis 2008 und 
stützt sich in ihrer Argumentation neben 
eigenen Beobachtungen, die während 
eines längeren Aufenthalts im Land ge-
wonnen werden konnten, auf einzelne 
Artikel und Auswertungen von Datener-
hebungen.24 Mein besonderer Dank gilt 
hier Glen Mpani, der seine Ergebnisse 
für diese Untersuchung zur Verfügung 
gestellt hat. Mpani ist bisher als einziger 
mit empirisch gesicherten Daten (Grund-
lage ist der Afrobarometer von 2005) 
der Frage nachgegangen, weshalb es 
zu keinen größeren sozialen Unruhen 
gekommen ist.25 Wertvolle Einsichten 
konnten auch aus der Umfrage des Cen-
tre International des Sciences Humaines 
(CISH) aus demselben Jahr gewonnen 

werden.26 Bedauerlich ist, dass die neu-
este Länderumfrage des Afrobarome-
ters, die von März bis Mai 2009 – d.h. 
unmittelbar nach der Bildung der „Regie-
rung der Nationalen Einheit“ – durchge-
führt wurde, noch nicht vorliegt.27

Insgesamt muss betont werden, dass 
gerade die quantitativen Umfragen nur 
einen ersten Einblick in Trendrichtungen 

geben und dass das Datenmaterial 
weiterer genauerer Analysen sowie ei-
ner Komplementierung durch eine qua-
litative Herangehensweise bedarf. Des-
halb kann im Folgenden noch keine 
abschließende Einschätzung gegeben 
werden.

Ist politische Apathie mit politischem 
Desinteresse gleichzusetzen?

Die Tatsache, dass es in Simbabwe zu 
keinem größeren Aufstand kam, wird 
meist mit politischer Apathie und Passi-
vität der Bevölkerung erklärt. Doch sind 
diese Erklärungen zutreffend?
Dass die Simbabwer nicht generell Pro-
teste ablehnen, zeigen die zahlreichen 
Streiks Ende der 1990er Jahre. Als das 
Land mit den sozialen Folgen des Struk-
turanpassungsprogramms des IWFs 
kämpfte und sich die Anzeichen einer 
beginnenden Wirtschaftskrise mehrten, 
reihte sich unter Federführung der Ge-
werkschaften ein Streik an den ande-
ren.28 Anfang 2000 gelang es einer 
Kooperation aus zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Gewerkschaften und 
der neu gegründeten Oppositionspar-
tei MDC (Movement for Democratic 
Change) ein Referendum Mugabes zu 
Fall zu bringen.29 Bei den Parlaments-

Schaubild 1: Protestbereitschaft in Simbabwe 1999–2006

Here is a list of actions that people sometimes take as citizens. For each of these, please tell 
me whether you have personally done any of these during the past year: a) Get together 
with others b) Attended a demonstration or a protest march c) Taken part in a stay away 
Quelle: Mpani 2007, S. 4

Schaubild 2: Wirtschaftsleistung und Zufriedenheit mit der Regierungsarbeit 
des Präsidenten

Questions: In general, how would you describe the present economic conditions of this 
country? A) Very bad b) Bad c) Neither Good nor Bad d) Good e) Very Good f) Don’t 
know. Do you approve or disapprove of the way that the following official has performed 
his job over the past twelve months or haven’t you had enough about him to say; The 
President? A) Strongly disapprove b) Disapprove c) Approve d) Strongly approve e) Don’t 
know haven’t heard enough
Quelle: Mpani 2007, S. 5

% of respondents
who would attend 
demonstration or
protest march

% of respondents who
would never attend 
demonstration or
protest march

% of respondents who
have attended
demonstration or
protest march during 
the past year
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wenige Monate später sogar fast die 
Regierungspartei (Beobachter spre-
chen von Wahlmanipulation seitens der 
Zanu-PF). Nach den „gestohlenen Wah-
len von 2002“, als die MDC mit ihrem 
Präsidentschaftskandidaten Morgan 
Tsvangirai wider Erwarten erneut auf 
Platz zwei verwiesen wurde, wandelte 
sich die Situation spürbar: Sowohl die 
Oppositionspartei MDC wie auch die 
zivilgesellschaftlichen Organisationen 
konnten von nun an nur noch ein paar 
Hundert Demonstranten auf die Strasse 
bringen.30 Eine Auswertung der Daten 
des Afrobarometers zeigt anschaulich 
die stetig sinkende Zahl derjenigen, die 
sich an politischen Protesten beteiligt 
haben.
Dass ein politisches Bewusstsein über 
die Missstände im Land durchaus vor-

handen war, zeigt der Grad der Unzu-
friedenheit über den Zustand der sim-
babwischen Demokratie, den vier Fünf-
tel der Befragten als unzureichend emp-
fanden (Mpani 2007, S. 43). Ebenso 
belegen Umfragedaten, dass die sim-
babwische Bevölkerung seit Ende der 
1990er Jahre zunehmend unzufrieden 
mit der wir tschaftlichen Entwicklung im 
Land und der Regierungsarbeit des Prä-
sidenten war.31

Doch dass politische Apathie und politi-
sches Desinteresse entgegen den land-
läufigen Definitionen nicht gleichzuset-
zen sind, zeigen die Umfragedaten 
ebenfalls: Bereits 2005, als die Krise 
noch längst nicht auf ihrem Höhepunkt 
war, gaben mehr als die Hälfte der Be-
fragten an, mit Freunden regelmäßig 
über Politik zu diskutieren32 und mehr-
mals wöchentlich die Zeitung zu lesen 

(Dickow 2007a, S. 93).Geht man davon 
aus, dass ein höherer Grad kognitiven 
Bewusstseins sich positiv auf das politi-
sche Engagement des Einzelnen aus-
wirkt, dann hätte die Situation in Sim-
babwe eine andere sein müssen. Einen 
Hinweis weshalb dem nicht so war, gibt 
der Faktor „Interesse am öffentlichen Le-
ben“. Auf die Frage, wie groß das Inter-
esse an Politik und Regierungsgeschäf-
ten sei, antworteten über 40 Prozent, 
dass sie sich hier für überhaupt nicht in-
teressieren.33 Verschiedene Faktoren, 
die diese Antwort mit beeinflusst ha-
ben, könnten aufgezählt werden, wie 
z.B. die Angst vor politischer Repressi-
on. Dass es sich bei dem scheinbaren 
Desinteresse vielmehr um einen Rück-
zug ins Private und um Überlebensstra-
tegien im Angesicht der Krise handelt, 
wird im Folgenden aufgezeigt.
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Ursachen für das geringe 
Protestpotential

Politische Ohnmacht

„What can I do...?“ ist der am meisten 
gehörte Satz in Simbabwe in Zeiten der 
Krise. Sinkendes Selbstvertrauen, Hoff-
nungslosigkeit und Fatalismus machen 
sich breit. Die wirtschaftliche Krise 
drückt auf die allgemeine Stimmung im 
Land und lässt viele nur noch an ihr ei-
genes Überleben und das ihrer Familie 
denken. Ein Rückzug ins Private ist un-
vermeidlich. Im Folgenden wird anhand 
von Umfrageergebnissen versucht, ein 
Stimmungsbild der Bevölkerung zu 
zeichnen, das Hinweise auf die Auswir-
kung der Krise geben kann.
Bei Umfragen stimmten drei Viertel der 
Befragten der Feststellung „There is lit t-

le a person like me can do to improve 
people’s lives“ zu. Damit liegt Simbab-
we bereits 2004 weit über den Werten 
in anderen, oft ungleich ärmeren Ge-
sellschaften (Dickow 2007a, S. 67). Be-
sonders ausgeprägt ist dieses Gefühl 
der Machtlosigkeit bei der ländlichen 
Bevölkerung, bei Personen mit geringer 
Schulbildung, bei Arbeitslosen, Perso-
nen mit niedrigem Familieneinkommen 
und jenen, die afrikanischen Freikirchen 
angehören. Der sprunghafte Zulauf, 
den letztere erhalten, ist ein typisches 
Krisensymptom.34 Ein weiteres Symptom 
ist auch der außergewöhnlich hohe Pro-
zentsatz derjenigen, die, befragt nach 
der Schichtzugehörigkeit, sich selbst 
in die Unterschicht einordnen: Knapp 
zwei Drit tel der Befragten, unter ihnen 
vor allem Arbeitslose, Niedrigverdie-
ner, die ältere Generation und weniger 
Gebildete, sehen sich selbst als Reprä-
sentanten der Unterschicht (Dickow 
2007, S. 77). Wenn auch allgemein be-
kannt ist, dass im Zuge des Brain drain 
ein Großteil der Mittelschicht in die 
Nachbarländer oder nach Europa und 
die USA abgewandert sind, fallen die 
Werte derjenigen, die sich in der Mittel-
schicht sehen, mit 15 Prozent doch er-
schreckend niedrig aus.
Welches Ausmaß die Frustration ange-
nommen hat, zeigt auch die Zahl derje-
nigen, die glauben, dass die eigene (so-
ziale) Gruppe wirtschaftlich schlechter 
gestellt ist, als andere. Eine Feststellung, 
der 85 Prozent der Befragten zustimmen 
können (Dickow 2007a, S. 82). Über-
durchschnittlich repräsentiert sind nicht 
nur Bauern und Personen mit geringer 
beruflicher Bildung, sondern auch Leh-
rer und Fachpersonal. Dies ist insofern 
wenig erstaunlich, als die Wirtschafts-
krise mit ihrer Hyperinflation alle Ein-
kommensgruppen getroffen hat und ge-
rade die Lehrer als potentielle Sympa-
thisanten der Opposition in das Visier 
der Sicherheitskräfte rücken ließen.
Eine ähnlich hohe Prozentzahl der Be-
fragten (83 Prozent) gibt an, dass sich 
die eigenen Lebensbedingungen in den 
letzten zehn Jahren, vor allem im Ver-
gleich zum Vorjahr, verschlechtert ha-
ben (Dickow 2007a, S. 75). Auch hier 
sind die weniger Gebildeten, Ältere, 
Menschen aus dem informellen Sektor 
und einfache Arbeiter überrepräsen-
tiert (ebd.). Vor diesem Hintergrund er-
staunt es nicht, dass knapp drei Viertel 
aller Befragten Sozialneid kennen.  
Überdurchschnittlich repräsentiert sind 
hier die Arbeitslosen, Beschäftige im in-
formellen Sektor und Niedrigverdiener 
(ebd.). Die Ergebnisse der CISH-Umfra-
ge werden durch den Afrobarometer 
komplementiert, der nach den Erwar-
tungen hinsichtlich der wir tschaftlichen 
Lage für das kommende Jahr gefragt 
hat: Hier geben 85 Prozent an, dass sie 

eine weitere Verschlechterung befürch-
ten (Mpani 2007, S. 29). Wie verbreitet 
die Ohnmacht gerade im beruflichen 
Bereich ist, zeigt auch folgende Aussa-
ge: „No matter how much I try, I will not 
get the education and jobs I am entitled 
to“ (68 Prozent; Dickow 2007a, S. 72). Ei-
nen weiteren Hinweis auf den hohen 
Frustrationsgrad in der Gesellschaft 
gibt die Frage nach der wirtschaftlichen 
Zukunft der nächsten Generation. Hier 
befürchten acht von zehn Befragten, 
dass ihre Kinder einen weniger hohen 
Lebensstandard haben werden (Dickow 
2007a, S. 72). 
Insgesamt geben die Umfrageergeb-
nisse eindeutige Hinweise darauf, dass 
Unzufriedenheit, Desillusionierung und 
Frustration in der Gesellschaft vorherr-
schend sind. Huth weist in ihrer Analyse 
zu den Auswirkungen politischer Apa-
thie ausdrücklich darauf hin, dass Un-
kontrollierbarkeit, Unübersichtlichkeit 
und Hilflosigkeit ein Hemmnis für Moti-
vation und aktives Handeln sein können 
(Huth 2004, S. 93). Diese Aussage wird 
durch den geringen Mobilisierungs-
grad der Simbabwer bestätigt.

Demütigung als Katalysator

Dass Simbabwe ungleich höhere Werte 
an Unzufriedenheit und Sozialneid auf-
weist, als dies von Ländern bekannt ist, 
die für ihre geringe Wirtschaftsentwick-
lung und hohe Armutsrate bekannt sind 
(Beispiel Tschad), muss auf den rapiden 
Niedergang des einstigen Vorzeige- 
und Musterlands Simbabwe zurückge-
führt werden. Der Fall, auch wenn es 
erste Anzeichen für eine Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Lage spätes-
tens seit Ende der 1990er Jahre gab, 
war abrupt. Kein Land auf der Welt hat 
es geschafft, seine wirtschaftliche Leis-
tung innerhalb kürzester Zeit so zu dezi-
mieren wie Simbabwe – und zwar ohne 
einen Krieg zu führen. Der wirtschaftli-
che Niedergang machte viele, Angehö-
rige der Unter- wie der Oberschicht, 
sprachlos. Waren sie einst stolz darauf, 
Simbabwer zu sein, und belächelten 
Nachbarländer wie zum Beispiel Sam-
bia mit seiner schwachen Währung, so 
waren auf einmal sie es, die zu Parias 
geworden waren, ungeliebt in Südafri-
ka und Botswana, wo sie auf den Ar-
beitsmarkt drängen und wo die Krimi-
nalitätsraten seit dem Ansturm aus dem 
verarmten Land im Norden massiv zu-
genommen haben sollen. 
In der vorliegenden Studie wird die Hy-
pothese aufgestellt, dass der wirtschaft-
liche Fall zu einem Gefühl der Demüti-

Obwohl die Bevöl-
kerung Simbabwes 
unter einer ver-
heerenden Krise 
leidet, hält sich Ro-
bert Mugabe im-
mer noch an der 
Macht. Ein ent-
scheidender Faktor 
für die Stabilität 
des autoritären 
Regimes ist die po-
litische Apathie der 
Bevölkerung.
picture alliance/dpa
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des Verlusts der bescheidenen wirt-
schaftlichen Sicherheit. Demütigung 
kann unterschiedliche Formen anneh-
men. In multiethnischen Staaten, in de-
nen eine Gruppe dominiert, werden 
Minderheitenethnien oft ihrer eigenen 
Identität beraubt und dadurch gedemü-
tigt. So geschehen im ehemaligen Zaire 
unter Mobutu, wo der Herrscher nicht 
nur strenge Kleidervorschriften machte, 
sondern sich sogar in die Namensge-
bung seiner „Untertanen“ einmischte. 
Demütigung und ihre Auswirkungen als 
Herrschaftsinstrument in autoritären 
Staaten sind bislang zu wenig unter-
sucht worden, ebenso die Auswirkungen 
derselben.37 Für Simbabwe kann davon 
ausgegangen werden, dass die Ge-
samtsituation zu einem tiefgehenden 
Gefühl von Machtlosigkeit geführt hat. 
Weitere Umfragen müssten sich auf die 
Frage konzentrieren, wie groß das Ver-
lassenheitsgefühl der Simbabwer ist 
und wie es sich auf das politische Ver-
halten auswirkt. Mpani kritisiert, dass 
Opposition und Zivilgesellschaft das 
Vakuum, das Regierung und Zanu-PF 
durch ihr Missmanagement hinterlassen 
haben, nicht besser ausgefüllt haben 
(Mpani 2007, S. 81–83).

Marginalisierung

“The paradox is that as the overall 
situation of the multi-faceted crisis wor-
sens, the people directly affected be-
come more and more impotent and de-
mobilised” (Masunungure 2006a).
Dieses Zitat weist auf die Erwartungen 
vieler hin, die angesichts der Krise ein 
größeres Protestpotential in der Bevöl-
kerung vermutet hatten. Ein Teil der For-
schung zu diesem Thema geht davon 
aus, dass gerade die Unterprivilegier-
ten und Marginalisierten mehr zu politi-
schen Protesten neigen als die Privi-
legierten.38 Demnach hätte es in Sim-
babwe zu heftigen sozialen Unruhen 
kommen müssen, denn der Grad der 
Marginalisierung der simbabwischen 
Bevölkerung im Verlauf der Krisenjahre 
ist beachtlich: die absolute Armut stieg 
auf 90 Prozent an, 80 Prozent der er-
werbstätigen Bevölkerung wurden als 
arbeitslos registriert, wobei davon aus-
gegangen werden kann, dass die meis-
ten im informellen Sektor tätig gewor-
den sind.39 
Glen Mpani und Anthony Leysens konn-
ten die Annahmen von Robert Cox und 
Ted Gurr jedoch widerlegen und wei-
sen über eine Analyse umfangreicher 
Datensätze nach, dass Personen, die zu 
den Marginalisierten gehören und in 
die Kategorie absoluter Deprivation 
fallen, über ein weitaus geringeres Pro-
testpotential verfügen als andere. Ab-
solute Deprivation definiert Mpani 

nach dem „Lived Poverty Index“ von Ro-
bert Mattes, Yul Derek Davids and 
Michael Bratton: Danach sind Men-
schen absoluter Deprivation ausge-
setzt, die über kein regelmäßiges Ein-
kommen, keinen ausreichenden Zugang 
zu Nahrungsmitteln, medizinischer Ver-
sorgung, zu Brennmaterial, Wasser, 
Strom und Sicherheit verfügen.40 
Mpani hat die Daten von absoluter Ar-
mut und Protestpotential korreliert und 
herausgefunden, dass entgegen den 
Erwartungen absolute Deprivation das 
Protestpotential reduziert (Mpani 2007, 
S. 24).
Leysens kommt anhand des Afrobaro-
meters von 1999 zu dem ähnlichen Er-
gebnis, wonach bei undemokratischem 
Verhalten der simbabwischen Regie-
rung die Hälfte der Marginalisierten 
nicht einschreiten würde.41 Diese Zahl 
reduziert sich allerdings mit höherem 
Lebensstandard (nur noch knapp ein 
Drit tel derjenigen, in prekären und 18 
Prozent derjenigen in besseren Lebens-
umständen würden nicht einschreiten; 
Leysens 2004, S. 24).
Die Datenanalyse Mpanis zeigt zudem, 
dass die Neigung zu Protest bei vorhan-
dener regelmäßiger Arbeit deutlich zu-
nimmt (Mpani 2007, S. 26). Das Arbeits-
umfeld, die Informationen, die auf der 
Arbeit ausgetauscht werden können, 
erleichtern die Mobilisierung, wohinge-
gen in Simbabwe, wo die Arbeitslosig-
keit 80 Prozent erreichte und die Mehr-

heit der Erwerbstätigen in den informel-
len Sektor wechseln mussten, diese 
Möglichkeiten nicht mehr gegeben sind 
(Mpani 2007, S. 77). Diese Ergebnisse 
decken sich mit den Erfahrungen der 
Opposition, die traditionell einen Groß-
teil ihrer Anhänger über Gewerk-
schaftsstrukturen mobilisieren konnte. 
Je geringer jedoch die Zahl der Arbeit-
nehmer wurde, umso mehr Mühe hatte 
sie, ihre Anhänger zu mobilisieren. 
Dass Protestneigung von den Faktoren 
Marginalisierung und regelmäßige Ar-
beit abhängt, wird auf den höheren 
Frustrationsgrad und Ohnmachtsgefüh-
le gerade bei den Verlierern der Krise 
zurückgeführt. In diesem Zusammen-
hang interessant ist auch, dass laut 
Mpani die Rücküberweisungen der Mi-
granten an die zurückgebliebenen Fa-
milienangehörigen deren Neigung zu 
Protesten vergrößerten, obwohl im All-
gemeinen angenommen wird, dass die 
finanzielle Unterstützung aus dem Aus-
land das Protestpotential verringert 
hat.42 Demnach führte die größere wirt-
schaftliche Unabhängigkeit auch zu ei-
ner politischen Unabhängigkeit. Führt 
man sich das Klima der Angst gerade im 
ländlichen Raum vor Augen, wo traditi-
onelle Führer über die selektive Vertei-
lung von Nahrungsmitteln (nur an An-
hänger der Zanu-PF) politischen Druck 
ausüben konnten, erstaunen die Ergeb-
nisse nicht. Diejenigen, deren Überle-
ben nicht von der Willkür der Anhänger 

Schaubild 3: Absolute Deprivation

Question: Over the past year, how often, if ever, have you or anyone in your family gone 
without: enough food to eat, gone without transport, gone without school expenses, gone 
without fuel to cook food, gone without clean water, gone without cash income, gone 
without medicine and gone without shelter a) Never b) Just Once or Twice c) Several Times 
d) Many Times e) Always f) Don’t know
Quelle: Mpani 2007, S. 26.
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der Zanu-PF abhing, hatten größere 
Möglichkeiten, sich hiervon zu distan-
zieren. In diesem Sinne sind auch Ley-
sens Ausführungen zu verstehen: 
“Again, it seems that even under the 
most arduous of circumstances, being 
marginalised does not necessarily 
translate into being more inclined to 
push for political and economic trans-
formation. It may mean, however, that 
one is more inclined to interact with the 
state on a tactical basis, in order to en-
sure daily survival. In other words, so-
metimes using the ‘exit-option’ and at 
other times ‘engaging’” (Leysens 2004, 
S. 19f.).

Die Überlebenskünstler

Das wirtschaftliche Umfeld 

In wir tschaftlicher Hinsicht gerät die Si-
tuation nach 2004 immer mehr außer 
Kontrolle. Die Inflation nimmt immer hor-
rendere Ausmaße an, Preise verdop-
peln oder verdreifachen sich, Gehälter 
müssen in einem immer kürzeren Rhyth-
mus angepasst werden, Schulgebühren 
können von einem Monat auf den ande-
ren um 1000 Prozent steigen, beim Be-
zahlen jongliert man mit Nullen. Mit 
steigender Inflation ist alles, was einst 
so sicher schien, in einem Auflösungs-
prozess begrif fen: dass man eine Ar-
beitsstelle hat; seine Kinder in die Schu-
le schicken kann; ausreichend und be-
zahlbare öffentliche Transportmöglich-
keiten hat; im Krankenhaus medizinisch 
versorgt wird und nicht zuletzt die Toten 
würdig bestatten kann. Für all dies gibt 
es keine Garantie mehr. In einem Staat, 
in dem der Dienstleistungsbereich mehr 
und mehr kollabiert, konzentriert sich 
der Einzelne auf das Nahe liegende. „I 
am surviving“, ist zur üblichen Antwort bei 
Begrüßungen geworden
Die Leistung, die ein jeder vollbringen 
muss, ist die bedingungslose Anpas-
sung. Denn man bewegt sich in einem 
volatilen Umfeld – mal gibt es keine öf-
fentlichen Transportmittel, mal kein 
Benzin, dann wieder Benzin, aber kei-
nen Strom, dann wieder Strom, aber 
kein Wasser, dann weder Strom noch 
Wasser, dafür aber Benzin (von Nah-
rungsmitteln ganz zu schweigen). Der 
kollabierende Dienstleistungssektor er-
fordert eine enorm hohe Adaptations-
leistung. So wird jeder zum Überlebens-
künstler, jongliert mit den im Moment 
vorhandenen Möglichkeiten, passt sich 
den Kürzungen zuerst murrend, dann 
bald gleichgültig an. Das Tempo der 
Veränderungen, mit dem ein jeder mit-
halten muss, ist rasant und das Ge-
dächtnis in diesen Zeiten ist kurz – wer 
weiß noch, wie hoch der Schwarzmarkt-
kurs für US-Dollar vor zwei Monaten 

oder gar vor einem halben Jahr war? 
Jeder Behördengang wird zu einem 
Alptraum: wer seinen Pass erneuern 
will, muss nicht nur höhere Schmiergel-
der zahlen, um das neue Dokument vor 
Ablauf eines Jahres zu sehen, sondern 
auch tagelange Wartezeiten in Kauf 
nehmen. In diesen sich fortwährend än-
dernden Zeiten werden informelle Kon-
takte immer wichtiger.

Die Adaptationsleistung

Die Wirtschaftskrise kostet nicht nur 
Energie, sondern auch Zeit. Die meisten 
haben „schnell gelernt“ und ordnen sich 
jetzt den neuen „Wirtschaftsgesetzen“ 
ebenso folgsam unter, wie man das be-
reits aus der Politik kennt. Denn wer sich 
zu lange mit seinem Ärger über die 
Wasserknappheit aufhält, der ver-
braucht zu viele Energien, die nötig 
sind, um für seine Familie Zucker oder 
billigeres Maismehl ergattern zu kön-
nen. So wird jeder, der in Simbabwe lebt, 
zum Chamäleon – oberstes Ziel: Anpas-
sung. Die Bevölkerung überlebt durch 
„cross border trading“ und Zuschüsse 
ihrer Verwandten im Ausland. Die „Busi-
nessierung“ der Gesellschaft ist bereits 
eingetreten: Kaum einer, der nicht 
selbst, oder über Beziehungen billig 
Waren aus Südafrika, Botswana, Mo-
sambik oder Sambia importiert und die-
se mit einem Zugewinn in Simbabwe ver-
kauft. Auch diese „Businessierung“ der 
Gesellschaft bindet Kräfte, die für den 
politischen Kampf verloren gehen.43

Eldred Masunungure beschreibt die Si-
tuation, in der sich die Simbabwer be-
finden, 2006 mit dem Terminus „norma-
lising the abnormal“: “Briefly stated, the 
notion of ‘normalising the abnormal’ 
starts from the premise that there are so-
me things or situations that are mani-
festly abnormal. For instance, that it is 
abnormal to queue for food items as a 
result of shortages of say, sugar, coo-
king oil, maize meal, bread or for other 
commodities like fuel, water and for 
other services like health care. And yet 
people have over time been led to be-
lieve that it is in fact normal to queue for 
such basic survival commodities and 
services (…). Because we accept aber-
rations as normal, we see no need to 
correct them because we may even see 
them as intrinsically good. Moreover, 
when and where people accept the ab-
normal as normal, they have developed 
creative coping mechanisms rather than 
seeking to deal with the source of the 
abnormality.” 44 
Aus anderen autoritären wie auch tota-
litären Staaten ist bekannt, dass eine 
Strategie der Herrschaftskontrolle die 
konstante Beschäftigung des Bürgers 
ist, um ihn von eigenständigem politi-
schen Denken abzuhalten („to keep 

them busy“; Gill 2000; Perlmutter 
1981).45 Überträgt man diese Strategie 
auf den simbabwischen Kontext, so er-
füllt die Wirtschaftskrise, sei es als un-
gewollter oder sogar erwünschter Ne-
beneffekt, genau diese Funktion, denn 
die Mehrheit der Bevölkerung hat 
schlicht keine Zeit mehr, sich um anderes 
als um das tägliche Überleben („bread 
and butter issues“) zu kümmern. Dass 
dieser Zustand von der Regierung ge-
nutzt wurde, ist unbestreitbar. Umstrit-
tener ist, inwieweit er bewusst herbei-
geführt wurde. Da von Regierungsseite 
jedoch keine ernsthaften Maßnahmen 
ergrif fen wurden, die Krise zu bekämp-
fen, kann von wirtschaftlicher Repres-
sion gesprochen werden.
Die Coping-Mechanismen erfüllen je-
doch auch noch eine andere, psycholo-
gische Funktion. Sie bieten dem Einzel-
nen nicht nur die Möglichkeit, das Ab-
surde und Anormale der Situation zu 
verdrängen, sondern sie stellen auch ei-
ne Gelegenheit dar, den eigenen verlo-
renen Stolz wiederzugewinnen. Da-
durch, dass der Einzelne trotz widrigster 
Umstände sein Leben „meistert“, wird er 
wieder zum Subjekt und zum Handeln-
den in einer Welt, die ihn auf der Mak-
roebene ohnmächtig werden lässt. Je 
weniger der Einzelne in der Lage ist, po-
litisch zu handeln, umso mehr wird er 
seine Selbstachtung daraus ziehen, zu 
einem Meister des eigenen Schicksals 
zu werden. Eine Entfremdung vom Staat 
und ein Rückzug ins Private sind die 
Konsequenz. Diese Tendenz kann auch 
noch jetzt, nach ersten Anzeichen einer 
Überwindung der Krise, festgestellt 
werden. Weitaus wichtiger als die poli-
tischen Machtquerelen auf nationaler 
Ebene ist der Bevölkerung eine Rückkehr 
zur „Normalität“. Von den Politikern 
möchte man „in Ruhe“ gelassen werden, 
sie sollen das eigene Leben nicht weiter 
nachteilig beeinflussen.46

Exit-Optionen statt 
politischem Protest

Eine weitere Strategie, mit der Krise um-
zugehen, ist die Exit-Option. Ein wesent-
liches Charakteristikum der traditionel-
len Kultur ist die Konfliktvermeidung. 
Verließ man früher bei schweren Mei-
nungsverschiedenheiten mit dem traditi-
onellen Oberhaupt die Gemeinschaft, 
um sich einer anderen anzuschließen 
oder selbst eine zu begründen, so ma-
chen sich jetzt während der Wirtschafts-
krise diejenigen, die die Möglichkeiten 
dazu haben, in die Nachbarländer oder 
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Ziel hierbei ist, eine Arbeit zu finden und 
statt nahezu wertloser Simbabwe Dollar 
harte Währung zu verdienen, um die zu-
rückgebliebene Familie unterstützen zu 
können. Berufsperspektiven gab es in ei-
nem Land mit 80 Prozent Arbeitslosigkeit 
kaum mehr, weshalb schätzungsweise 
vier der ca. elf Millionen Simbabwer das 
Land verlassen haben.47

Doch es gibt auch andere Möglichkeiten 
des Exits – beispielsweise die Flucht in 
Heilsversprechungen der Freikirchen. Ei-
ne weitere ist der Fatalismus, in dem viele 
Diskussionen um die politische Zukunft 
des Landes enden – nur Gott kann eine 
Lösung für das Problem Mugabe finden, 
den die meisten nicht mehr im Amt sehen 
wollen. Angesichts des hohen Alters des 
Präsidenten eine nahe liegende Vorstel-
lung, die die Passivität der Simbabwer 
noch zu verstärken scheint. Der natürli-
che Tod des Diktators als Wunschvor-
stellung ist auch deshalb verlockend, da 
der Einzelne nicht ins Handeln kommen 
muss, er kein Risiko eingehen oder sich 
einem Konflikt stellen muss. Für Iris Huth 
ist die Vermeidungsstrategie eine nor-
male Reaktion von Entfremdung, die wie-

derum eng an politische Apathie ge-
knüpft sein kann: „In diesem Sinne er-
schweren Angst und Ohnmacht ein situ-
ationsgerechtes Verhalten, verhindern 
Offenheit und Neugier, und können ei-
nerseits die Tendenz zu emotionalen Re-
aktionen und gar politische Aggressio-
nen steigern, aber andererseits auch ein 
Verdrängungs- und Vermeidungsverhal-
ten hervorrufen“ (Huth 2004, S. 93).
Eine weitere Exit-Option stellt die Flucht 
in den Humor und Sarkasmus dar. Diese 
Option, die sich in zahlreichen Witzen 
und Karikaturen niederschlägt, die die 
Krise zum Thema haben, wird immer 
überlebensnotwendiger. Die Psycholo-
gin Maggie Makanza (2006) analysiert 
dieses Phänomen wie folgt: „There is so-
mething special about one who has the 
ability to laugh at one’s situation in spite 
of its gravity. That person has transcen-
ded the boundaries of what others call 
normal and refuses provocation. Zim-
babweans have that ‘collective charac-
ter’ that the world has termed the ‚great 
Zimbabwean mystery’. (…) The humour 
used by most Zimbabweans is a way of 
playing with words and language to in-
terpret the current events. In a way, the 

humour has developed into a second 
language for Zimbabweans, allowing 
them to talk about the painful situation 
without actually talking about it. Often, 
the humour trivialises the issue and dis-
tances it from the person. In most cases, 
the humour is intellectual, creatively 
playing with words and abstracts from 
the current reality. Trivialised, reality 
therefore loses its power to demoralise 
and dehumanise its victim.”48 
Die Karikaturen in den Zeitungen wer-
den zum Gesprächsthema auf der Ar-
beit und im Freundeskreis. Sie tragen 
dazu bei, dass der Einzelne sich in den 
Zeichnungen und Witzen wiederfinden 
kann. Sein Schicksal wird damit zu ei-
nem Gruppenphänomen und somit 
leichter ertragbar. 
Eine weitere Möglichkeit, stellt die „Ent-
dramatisierung des Dramas” dar. Auf die 
Frage, wie die Dinge in Simbabwe ste-
hen, erhält der Außenstehende die Ant-
wort: „Zvakaoma”, was übersetzt so viel 
heißt wie „es ist hart“ („tough“). Makanza 
betont, dass dies eine abnormale Ant-
wort für jemanden ist, der eigentlich an-
gesichts der extremen Provokation, der er 
ausgesetzt ist, empört sein sollte (ebd.). 

Eine weitere Strategie, mit der Krise umzugehen, ist die Exit-Option. So machen sich diejenigen, die die Möglichkeiten dazu haben, in 
die Nachbarländer auf. Das Bild zeigt Flüchtlinge aus Simbabwe in Johannesburg (Südafrika). picture alliance/dpa
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POLITISCHE APATHIE ALS ANTWORT AUF 
DIE KRISE IN SIMBABWE

Das Verhalten der Simbabwer erinnert 
an Kriegssituationen, in denen der Ein-
zelne ebenfalls Verdrängungsmechanis-
men aktivieren muss, um überleben zu 
können. Laut Masunungure verstärkt die 
„Normalisierung des Abnormen“ die 
konflikt- und risikoscheue politische Kul-
tur des Landes (Masunungure 2006b). 
Ein Unterschied zu manch anderen Län-
dern stellt jedoch die Geschlossenheit 
des Systems dar, in der es für die Mehr-
heit keinen Ausbruch über den aktiven 
Widerstand, beispielsweise einer Befrei-
ungsbewegung, gibt. Inwieweit sich die 
Bevölkerung durch die Aktivitäten von 
Opposition und Zivilgesellschaft unter-
stützt gefühlt hat, ist umstritten. Mpani 
vertritt die These, dass sich vor allem die 
ländliche Bevölkerung von den demo-
kratischen Kräften alleingelassen ge-
fühlt habe (Mpani 2007, S. 82–84). 
Trotz aller Unzufriedenheit ist die Zahl 
derer, die auf eine bessere Zukunft hof-
fen, relativ hoch. Obwohl drei Viertel 
der Befragten mit ihrer momentanen Si-
tuation unzufrieden sind, glauben 
knapp zwei Drit tel, dass es ihnen in 
zehn Jahren besser gehen wird.49 Hoff-
nung als weitere Exit-Option der Ver-
zweifelten? So bevorzugen trotz be-
kannter Wahlmanipulation knapp vier 
Fünftel der Befragten, die nächsten 
Wahlen abzuwarten, um einen Regie-
rungswechsel herbeizuführen.50 Die 
Komfortzone nicht verlassen zu müssen, 
hat für die meisten Priorität.

Schlussbemerkung

„Speculating further, it could also be an 
indication that the Mugabe government 
will, in all probability, not be threatened 
by a popular revolt of Zimbabwe’s impo-
verished and marginalised population” 
(Leysens 2004, S.  19). Diese Prognose, 
die Leysens bereits 2004 gestellt hat, hat 
sich bestätigt. Dass Simbabwe entge-
gen den Erwartungen vieler nicht zu ei-
nem autoritären (in der Terminologie Ot-
taways) „regime in decay“ wurde – ein 
Schicksal wie es andere Länder mit ver-
gleichsweise geringerer Wirtschaftskri-
se erlitten haben –, liegt vor allem am 
Ausmaß der politischen Apathie als di-
rektem Produkt der Krise.51 Deshalb ist es 
auch nicht die Frage, wie das Mugabe-
Regime in Zeiten größter Krise an der 
Macht bleiben konnte, denn die simbab-
wische Regierung überlebte nicht trotz, 
sondern aufgrund der ökonomischen 
Krise. Als Faktoren wurde das hohe Aus-
maß an Frustration und Ohnmacht ge-
nannt. Wie aus den Umfragedaten er-
sichtlich ist, kann die simbabwische Be-
völkerung in den Krisenjahren als eine 
Nation der Frustrierten bezeichnet wer-
den. Als neuer Faktor eingeführt wurde 
die Demütigung der Bevölkerung durch 

den abrupten wirtschaftlichen Fall des 
einstigen Vorzeigelandes, was die politi-
sche Apathie verstärkt hat. Darüber hin-
aus konnte aufgezeigt werden, dass der 
Mangel an politischer Mobilisierung di-
rekt auf die Verarmung der Bevölkerung 
in den Krisenjahren zurückgeführt wer-
den kann. Denn entgegen bisheriger An-
nahmen führt absolute Deprivation nicht 
zu einem höheren, sondern zu einem 
niedrigeren Protestverhalten. Als weite-
rer wichtiger Faktor wurde auf die Her-
ausforderungen an den Einzelnen durch 
das sich ständig verändernde wirt-
schaftliche Umfeld hingewiesen. Die 
Adaptationsleistungen, die der Einzelne 
erbringen muss, um sich und seiner Fa-
milie das Überleben in einem Staat mit 
sich auflösendem Dienstleistungssektor 
zu ermöglichen, führen zu einer Konzent-
ration der Energien auf andere Bereiche 
als die des Politischen. In diesem Zusam-
menhang wurde die Frage aufgeworfen, 
inwieweit die Regierenden an der Auf-
rechterhaltung der Situation Interesse 
hatten, die die Bevölkerung nahezu au-
tomatisch fern von politischem Engage-
ment hielt. Abschließend wurden mit den 
verschiedenen Exit-Optionen die Alter-
nativen zu politischem Protest skizziert, 
die eine wichtige Ventilfunktion über-
nommen haben, so vor allem die Migra-
tion in Nachbarländer wie Südafrika. Zu 
nennen sind aber auch Heilsverspre-
chungen verschiedener Freikirchen, die 
sich großen Zulaufs erfreuen, wie auch 
subtilere Formen des Exits, um die immer 
absurder und grotesker werdende Situa-
tion in einem Land mit millionenfacher In-
flation zu verarbeiten. Die tägliche Auf-
gabe des „normalising the abnormal“ 
wurde für viele durch das Instrument des 
Humors erleichtert, der eine dringend 
notwendige Distanz zur immer surrealer 
anmutenden Realität schuf, in der die 
Herrschenden dem Wirtschaftszerfall 
tatenlos zuzusehen schienen oder ihn 
durch ihr Tun sogar noch beförderten. An 
dieser Stelle muss betont werden, dass 
nicht behauptet werden soll, die simbab-
wische Regierung hätte die Krise ab-
sichtlich herbeigeführt. Vielmehr wird 
davon ausgegangen, dass die Krise, die 
primär durch Missmanagement und auf-
grund des unbedingten Machterhalts 
des Mugabe-Regimes entstanden ist, im-
mer mehr Eigendynamik entwickelt hat, 
die sich auch positiv auf den Machtan-
spruch der Zanu-PF ausgewirkt hat. Als 
die politische Elite den eigenen Profit er-
kannt hatte, der sich aus den Folgen der 
Krise für den eigenen Machterhalt 
schöpfen ließ (erleichterte Kontrolle über 
die Bevölkerung oder auch die Beliefe-
rung des Schwarzmarkts mit knappen 
Gütern durch Regierungsmitglieder), 
wurde der Krise kein Einhalt geboten. 
Der Beitrag, den politische Apathie für 
den Machterhalt der Elite der Zanu-PF 

geleistet hat, bedarf weiterer Untersu-
chungen, in die die Auswirkungen der 
Apathie auf die Organisationsstärke 
von Opposition und Zivilgesellschaft 
miteinbezogen werden müssen. Ebenso 
interessieren das Beziehungsverhältnis 
zwischen dem Phänomen der Apathie 
und der politischen Kultur gerade im 
ländlichen Raum, wo mangelndes Em-
powerment einem aktiven Einfordern 
politischer Rechte entgegensteht. Her-
vorzuheben bleibt, dass dem Faktor po-
litische Apathie bei der Analyse autori-
tärer Staaten eine größere Aufmerk-
samkeit geschenkt werden muss. Gera-
de bei autoritären Regimen, die sich 
über einen langen Zeitraum an der 
Macht halten können, kann politische 
Apathie einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten, dass diese Staaten – wie Ot-
taway sich ausdrückt – „in equilibrium“ 
– bleiben (Ottaway 2003, S. 20).53
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Südlichen Afrikas prüft), vertritt Gurr diese These 
nur in Bezug auf Personen, die relativer Depriva-
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41 Leysens beschreibt die Situation Marginali-
sierter wie folgt: “The marginalised in urban are-
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zugehen. Auch dies ist ein typisches Symptom von 
Krisengesellschaften (Dickow 2007a, S. 71).
44 Masunungure 2006b. Dem Autor zufolge 
wurde dieser Prozess – d.h. die Gewöhnung an 
das Abnormale – von der Zanu-PF Propaganda 
nachhaltig unterstützt.
45 Das Konzept ist angelehnt an Gill und Perl-
mutter. Gill geht davon aus, dass die Bevölkerung 
durch die Gründung von regimenahen sozialen 
Organisationen (Jugend-, Frauen-, und Sports-
gruppen) organisiert und beschäftigt, und damit 
auch von regimekritischen Aktivitäten abgehal-
ten werden soll: “The aim of such organizations is 
to keep the populace busy, to involve it in activity 
which, by its conduct through official structures, is 
essentially regime-supporting“ (Gill, Graeme 
(2000): The Dynamics of Democratization: Elites, 
Civil Society and the Transition Process. Basings-
toke, S. 13). Perlmutter, Amos (1981): Modern Au-
thoritarianism, New Haven.
46 Dies würden jüngste Umfragedaten bestäti-
gen. Interview mit Eldred Masunungure, Direktor 
des Mass Public Opinion Institute (MPOI) in Ha-
rare, vom 26.11 .2009.
47 Gesicherte Zahlen gibt es nicht, auch die Kor-
rektheit des letzten Zensus von 2002 kann ange-
zweifelt werden. Die Mehrheit der Simbabwer 
befindet sich in Südafrika, wo allein drei Millio-
nen Simbabwer im formellen und informellen Sek-
tor tätig sein sollen.
48 Makanza 2006, S 3. Masunungure sieht das 
Phänomen mit Besorgnis und warnt vor den Aus-
wirkungen auf kommende Generationen (Ma-
sunungure 2006b).
49 Diese Hoffnung haben vor allem Personen mit 
guter Schulbildung (Dickow 2007a, S. 122).
50 Überdurchschnittlich repräsentiert sind die 
ältere Generation, Personen mit geringerer Bil-
dung sowie die ländliche Bevölkerung. (Dickow 
2007a, S. 114).
51 Die Bezeichnung bezieht sich auf semi-auto-
ritäre Regime, wird hier jedoch generell auf auto-
ritäre Regime angewandt. Ottaway unterschei-
det zwischen „regime in decay“, „regime in equi-
librium“ und „dynamic change regime“. Typisch 
für Regime im Niedergang seien stagnierende 
oder sinkende Wirtschaftsleistungen. Siehe Ot-
taway, Marina (2003): Democracy Challenged. 
The Rise of Semi-Authoritarianism. Washington 
D.C.: Carnegie Endowment for International 
Peace, S. 20–22.
52 Hinsichtlich der Landbesetzungspolitik, die 
der Hauptauslöser der Wirtschaftskrise wurde, 
wird nach dem momentanen Stand davon ausge-
gangen, dass die katastrophalen wirtschaftli-
chen Folgen der Vertreibung weißer Farmer für 
weitere Wirtschaftszweige (Zulieferer, Banken, 
Versicherungen, etc.) der politischen Elite in ihrem 
Ausmaß nicht klar waren. Interview mit dem Wirt-
schaftsexperten John Robertson vom 4.6.2009.
53 Ottaway 2003, S. 20. Als typische Beispiele 
für „regime in equilibrium“ können Ägypten, Ka-
merun oder Indonesien unter Suharto genannt 
werden.
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DEMOKRATIEN AUF SCHWACHEM FUNDAMENT

Autoritarismus und Demokratie 
in Lateinamerika
Peter Thiery

Die Demokratie hat in Lateinamerika – 
gerade mit Blick auf die historischen Er-
fahrungen – erstaunlich fest Fuß gefasst. 
Seit den 1980er und 1990er Jahren eta-
blierten sich in vielen Staaten demokra-
tische Regierungen. Die massive autori-
täre Regression in den 1960er und 
1970er Jahren, die einem regionalen 
Dominoeffekt gleichkam, scheint längst 
überwunden. Offenkundig ist jedoch, 
dass manche dieser Demokratien auf 
schwachen Fundamenten stehen und de-
mokratische Defizite aufweisen. Grund-
legende Minimalbedingungen demokra-
tischer Systeme wie Gewaltenteilung, 
Rechtsstaat, Versammlungs- und Presse-
freiheit sowie das zentrale Element 
freier und fairer Wahlen funktionieren 
oftmals nicht hinreichend. Autoritäre Re-
gressionen wie in Peru und Venezuela 
sind zwar die Ausnahme, geben jedoch 
mit Blick auf die „Modellwirkung“ für an-
dere Staaten Lateinamerikas Anlass zu 
Sorge. Die derzeit wohl größte Gefahr 
für die Handlungsfähigkeit lateinameri-
kanischer Demokratien – so ein Fazit von 
Peter Thiery – ist das Problem der orga-
nisierten Kriminalität, das wesentlich zur 
Erosion des staatlichen Gewaltmono-
pols und letztendlich zur Gewöhnung an 
defekte Demokratien, in denen autoritä-
re Muster als informelle Spielregeln ak-
zeptiert werden, beiträgt.� �

Demokratien mit autoritären Lücken

Lateinamerika gilt spätestens seit der 
Demokratisierung Mexikos Ende der 
1990er Jahre als demokratischer Konti-
nent. Mit Kuba gibt es lediglich noch ein 
politisches System, das eindeutig als 
klassische – und relativ stabile – Auto-
kratie klassifiziert werden kann. In den 
letzten drei Jahrzehnten gab es unter 
Lateinamerikas Demokratien der so ge-
nannten „Drit ten Welle“ der Demokrati-
sierung (Huntington 1991) mit Peru 1992 
lediglich eine offene Regression zur Au-
tokratie, die mit der Ablösung Alberto 
Fujimoris im Jahr 2000 wieder überwun-
den werden konnte. Das Beispiel Peru 
zeigt jedoch auch, dass vor allem so ge-
nannte „stark defekte Demokratien“ in 
autoritäre Systeme abdriften können. 
Dies ist in Venezuela der Fall, dessen 
Abgleiten in eine „elektorale Autokra-
tie“ sich unter Präsident Hugo Chávez 

schleichend über Jahre hinweg vollzo-
gen hat. Doch auch Episoden wie der 
Putsch gegen Präsident Manuel Zelaya 
in Honduras im Jahr 2009 oder die Ab-
setzung diverser ecuadorianischer Prä-
sidenten hart am Rande der Verfassung 
haben wiederholt Zweifel an der Stabi-
lität der Demokratien in Lateinamerika 
aufflammen lassen.
Gerade mit Blick auf die historischen Er-
fahrungen ist aber grundsätzlich festzu-
halten, dass die Demokratie in Latein-
amerika erstaunlich fest Fuß gefasst hat. 
Die Fragezeichen, die hinter die Dauer-
haftigkeit dieser Errungenschaft zu set-
zen sind, beziehen sich auf klar isolier-
bare Phänomene, Faktoren und Länder. 
Offener Autoritarismus mag in Latein-
amerika noch als Ausnahmeerschei-
nung vorkommen, doch hat der Zahn 
der Zeit an den Ermöglichungsbedin-
gungen autoritärer Herrschaft derart 
genagt, dass eine breite autoritäre Re-
gression lediglich bei einer drastischen 
tektonischen Verschiebung der Fakto-
renlage vorstellbar erscheint. Aller-
dings existieren Phänomene, die auch 
autoritäre Lücken im demokratischen 
Gemäuer sichtbar machen. Zu ihnen 
gehören in erster Linie die Probleme der 
Staatlichkeit, die seit der Demokratisie-
rung eher zu- denn abgenommen ha-
ben und Teile der Bevölkerung de facto 
autokratischen Machtverhältnissen un-
terwerfen.

Historischer Rückblick: Autokratie 
und Demokratie 

Der Zusammenbruch nahezu aller la-
teinamerikanischen Demokratien in 
nur zwölf Jahren (1964 bis 1976) löste 
eine lebhafte wissenschaftliche Debat-
te über den „breakdown of democratic 
regimes“ (Linz/Stepan 1978) aus. Der 
Blick in die Geschichte Lateinamerikas 
zeigt zunächst, dass hier sehr unter-
schiedliche Er fahrungen mit Demokra-
tie und Autokratie vorliegen und der 
Kontinent somit in dieser Hinsicht nicht 
als Einheit angesehen werden kann. So 
ver fügten zum Zeitpunkt des Zusam-
menbruchs Länder wie Chile und Uru-
guay bereits über eine lange demokra-
tische Tradition, weshalb sie als Demo-
kratien der so genannten „Ersten Wel-
le“ einzustufen sind, die bis nach dem 
Ende des Ersten Weltkrieges angesetzt 

wird. Argentinien könnte man gar als 
Fall der Ersten, Zweiten (ab 1943) und 
Drit ten Welle (ab 1974) einstufen. An-
dererseits gibt es freilich auch jene 
Länder, die bis dahin kaum oder gar 
nicht demokratisch regier t wurden. 
Hierzu zählen in erster Linie die Staaten 
Zentralamerikas (ausgenommen Costa 
Rica) und Mexiko. Bis heute hat ledig-
lich Kuba keinerlei demokratische Er-
fahrung vorzuweisen. Immerhin bleibt 
zu konstatieren, dass in etwa der 
Hälfte der Länder einigermaßen solide 
demokratische Grundstrukturen vor-
handen waren, an die nach den Dik-
taturen wieder angeknüpft werden 
konnte (insbesondere Parteien und zi-
vilgesellschaftliche Organisationen). 
Selbst in den kontinuierlichen Auto-
kratien waren solche Strukturen – mehr 
oder weniger stark ausgeprägt – vor-
handen. 
Tabelle 1 zeigt in vereinfachender Dar-
stellung dieses „demokratische“ bzw. 
autokratische Erbe. Demnach wurde 
der Großteil der Länder – wenn man 
von unbedeutenden Zwischenphasen 
absieht – nie demokratisch regier t. Auf 
der anderen Seite blieben drei Länder 
– Costa Rica, Venezuela und Kolum-
bien – von der Regressionswelle der 
1960er und 1970er Jahre unberührt. 
Daneben gibt es vier Länder, in denen 
die Demokratie im 20. Jahrhundert – al-
so in den etwa 60 Jahren zwischen Ers-
tem Weltkrieg und Mitte der 1970er 
Jahre – gleich mehrfach zusammen-
brach. Paradebeispiel hier für ist Argen-
tinien, wo die erste Phase der Demokra-
tie (1916–1930) abrupt durch einen Mi-
litärputsch beendet wurde. Doch auch 
nach dem Zweiten Weltkrieg scheiter te 
die Demokratie wiederholt (1955; 1962; 
1966; 1976) am Einschreiten der Mili-
tärs. 
Damit bleiben nur drei Länder, die 
für den paradigmatischen Zusammen-
bruch der Demokratie zwischen 1964 
und 1976 stehen: Brasilen, Uruguay und 
Chile. Dies bedeutet zugleich, dass der 
„breakdown of democratic regimes“ im 
Prinzip nur eine kleine Ländergruppe 
betraf. Richtig ist zum einen aber auch, 
dass diese Zusammenbrüche gewisser-
maßen Meilensteine der autoritären Re-
gression waren, und zum andern, dass 
in diesen zwölf Jahren die Demokratie 
in Lateinamerika wie ein Kartenhaus in 
sich zusammenfiel. 
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Autokratien vor der (Re-)
Demokratisierung

Im Jahr 1977, dem Tiefpunkt der Demo-
kratieentwicklung in Lateinamerika, wa-
ren lediglich noch drei Länder als De-
mokratie einzustufen (Costa Rica, Ko-
lumbien und Venezuela), die übrigen 16 
Staaten hingegen als Autokratie. Die 
unterschiedlichen Werdegänge dieser 
„neuen“ Autokratien schlugen sich 
gleichwohl auch in recht unterschiedli-
chen Typen autoritärer Regime nieder. 
Tabelle 2 zeigt diese Typen nach ihrer 
Herrschaftsstruktur und ihren Herr-
schaftsträgern, die jeweils unterschied-
liche Strategien der Machtsicherung 
mit sich brachten. Anzumerken ist hierzu 
zweierlei: Erstens waren die Militärre-
gime in Brasilien und Chile dazu in der 
Lage, zivile Machtgruppen zu ihrer Un-
terstützung zu gewinnen. Dies erklärt 
zum Teil ihre relative Stabilität (22 bzw. 
17 Jahre). Zweitens – und dies ist etwas 
in Vergessenheit geraten – waren nicht 
alle Diktaturen rechtsgerichtete Dikta-
turen zur Stützung der traditionellen Eli-
ten. Insbesondere die Militärregime in 
Peru und Ecuador waren zumindest in 
ihren ersten Phasen reformerisch aus-

gerichtet und durchaus an einer Umge-
staltung der sozialen und politischen 
Verhältnisse interessiert. Mexiko wiede-
rum, die langlebigste und gleichwohl 
zivile Autokratie, bot relativ große Frei-
heitsräume und nicht zuletzt Zuflucht vor 
allem für Intellektuelle, wies also durch-
aus liberale Züge auf.

Regionale Dominoeffekte

Die Gründe für die massive autoritäre 
Regression, die einem regionalen Domi-
noeffekt gleichkommt, sind – ungeach-
tet der nationalen Besonderheiten – in 
dem spezifischen Zusammenspiel endo-
gener und exogener Faktoren zu sehen. 
Vor dem Hintergrund, dass sich das Ent-
wicklungsmodell der importsubstituie-
renden Industrialisierung weitgehend 
erschöpft hatte, waren in allen Gesell-
schaften zunehmend soziale und politi-
sche Konflikte aufgebrochen, die zu ei-
ner wachsenden Polarisierung zwi-
schen linken und rechten politischen 
Kräften führten. Diese Polarisierung ver-
schärfte sich unter dem Eindruck der ku-
banischen Revolution und in einer der 
Hochphasen des Ost-West-Konflikts 

derart, dass politischer Wettbewerb 
von zahlreichen politischen Akteuren 
als eine Art Nullsummenspiel interpre-
tiert wurde. Die drei wesentlichen Ak-
teure wiesen so sukzessive Demokratie 
als Modell der politischen Ordnung zu-
rück: die Linke, weil sie der bürgerlichen 
„formalen“ Demokratie nicht traute, um 
den gangbaren Weg zum Sozialismus 
zu beschreiten; die Rechte, weil sie un-
ter diesen Vorzeichen ihre Rechte und 
Privilegien gefährdet sah; und nicht zu-
letzt die USA, die nach den spärlichen 
Erfolgen der „Allianz für Demokratie“ in 
den frühen 1960er Jahren der vermeint-
lichen Stabilität aus sicherheitspoliti-
schen Erwägungen den Vorrang gaben 
(Reid 2007). 
Die Verschiebung dieser Faktorenlage 
in den 1980er Jahren erklärt auch, war-
um ihrerseits die Autokratien wie in ei-
nem Dominoeffekt zusammenfielen. So 
waren die USA in der Phase der Ent-
spannung des Ost-West-Konflikts in der 
Ära Jimmy Carters in den 1970er Jahren 
zunehmend von der Stützung der Dikta-
turen abgerückt. Zudem waren relevan-
te Teile der Linken – auch unter dem Ein-
druck der harschen Repression vor al-
lem im südlichen Lateinamerika – nun-
mehr pragmatischer im Hinblick auf die 
„bürgerliche“ Demokratie eingestellt. 
Auch die Rechte nahm zunehmend das 
Risiko ihrer Allianzen mit den Militärdik-
tatoren wahr und war zum Experiment 
des demokratischen Wettbewerbs be-
reit. Diese Lernprozesse implizierten – 
wenngleich unter gewandelten Macht-
verhältnissen – auch ein Nachlassen 
der ideologischen Polarisierung. Ein 
ausschlaggebender Faktor war schließ-
lich die schwindende Legitimation der 
Diktaturen. Fast ohne Ausnahme schei-
terten sie daran, die wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme in ihren Ländern 
zu lösen und büßten so sukzessive ihre 
ohnehin spärliche Legitimation ein. Da-
mit wendete sich auch ihr repressiver 

Kontinuität der Autokratie* Zusammenbruch der 
Demokratie

mehrfacher Zusammen-
bruch der Demokratie 

Kontinuität der 
Demokratie

Mexiko (bis 1997) Brasilien 1964 Argentinien (1976) Costa Rica (1949)
Nicaragua (bis 1979)** Chile 1973 Bolivien (1964) Kolumbien (1958)
El Salvador (1984) Uruguay 1972 Peru (1968) Venezuela (1958)
Guatemala (1985) Ecuador (1972)
Honduras (1981)
Dominikanische Republik (1978)
Kuba 
Paraguay (1989)
Panama (1990)

* Einige der kontinuierlichen Autokratien hatten zwar kurze Interimsphasen der Demokratie, die aber – gemessen an der historischen Dimension – kaum ins 
Gewicht fallen. 
** Im Fall Nicaraguas ist umstritten, inwieweit die Ära der Sandinisten (1979–1990) als Autokratie oder als Übergangsphase zwischen dem Somoza-Regime 
und der Demokratie zu gelten hat. 

Tabelle 1: Zusammenbrüche der Demokratie zwischen 1964 und 1976

Herrschaftsstruktur
Herrschaftsträger bürokratisch-autoritär oligarchisch-autoritär

Militärregime Argentinien 
Chile
Brasilien
Uruguay
Peru

Bolivien

Zivil-militärisches Regime Ecuador 
Paraguay

El Salvador
Guatemala
Honduras
Panama

Ziviles Regime Mexiko Nicaragua 
Dominikanische Republik

Tabelle 2: Typus der Autokratien vor der (Re-)Demokratisierung 

Tot_Regime.indd   96 10.03.10   10.03.10 / 12:02



97

AUTORITARISMUS UND DEMOKRATIE 
IN LATEINAMERIKA

Charakter zunehmend gegen sie selbst, 
bis auch die klassischen zivil-militäri-
schen Allianzen nicht mehr funktionier-
ten (Mainwaring/Pérez-Liñán 2005). Le-
diglich in Chile, wo Augusto Pinochet 
nach 16 Jahren Amtszeit auf die Unter-
stützung von immerhin 40 Prozent der 
Bevölkerung zählen konnte, und in Me-
xiko, wo das Regime der PRI (Partido Re-
volucionario Institucional) ein dif feren-
ziertes Legitimationssystem aufgebaut 
hatte, war diese Diskrepanz weniger 
ausschlaggebend. 

Defekte Demokratien – verborgene 
Autokratien?

Zwischen 1978 und 1990 kehrten bis auf 
Mexiko und Kuba alle Länder zur Demo-
kratie zurück oder erreichten sie erst-
mals. Im Gegensatz zu früheren Zeiten 
gab es in den folgenden Jahren je-
doch keinen Rückschlag, vielmehr konn-
ten sich mit Ausnahme Perus (1992–
1995; 1997–2000) und Venezuelas (seit 
2008) alle Demokratien auch unter 
den schwierigen Bedingungen neolibe-
raler Reformen, großer sozialer Gegen-
sätze und teils extremer Armut behaup-
ten. Selbst wenn in den vergangenen 
zehn Jahren einige Turbulenzen zu ver-
zeichnen waren – wie in Argentinien 
(2001/02), Bolivien (2003; 2005), Ecua-
dor (2000; 2005), Nicaragua (2004/
2005) und Mexiko nach den Präsident-
schaftswahlen 2006 –, so haben sie 
sich doch vergleichsweise in Grenzen 
gehalten. Vor allem in historischer Pers-
pektive muss dabei als bemerkenswert 
angesehen werden, dass nicht nur die 
relativ fortgeschrit tenen Länder Latein-
amerikas die Demokratie bewahren 
konnten, sondern gerade auch die är-
meren Staaten in den Anden und in Zen-
tralamerika. 
Konsens besteht allerdings auch darü-
ber, dass die Qualität der Demokratie in 
Lateinamerika seit den Neunzigerjah-
ren nur geringe Qualitätszuwächse er-
zielt hat (Diamond/Morlino 2003). Der 
Begrif f der defekten Demokratie (Mer-
kel/Puhle et al. 2004) weist darauf hin, 
dass essentielle Bausteine der Demo-
kratie – so genannte Minimalbedin-
gungen wie Gewaltenteilung, Rechts-
staat, Versammlungs- und Pressefrei-
heit, manchmal auch das Kernelement 
freier und fairer Wahlen – nicht hinrei-
chend funktionieren. Der oft synonym 
benutzte Begrif f „hybride Regime“ ver-
deutlicht, dass derartige politische Sys-
teme Merkmale von Demokratie und Au-
tokratie aufweisen. Vereinfacht ausge-
drückt beinhalten defekte Demokratien 
autoritäre Elemente, ohne sie deshalb 
als Demokratien zu erledigen; und: je 
defekter eine Demokratie, desto höher 
der Anteil der autokratischen Muster. 

Dieses Phänomen ist ein Signum fast al-
ler Demokratien der „Drit ten Welle“ in 
Lateinamerika, Asien und Afrika (Crois-
sant/Thiery 2009), ist aber auch in älte-
ren Demokratien wie z.B. Italien in der 
Ära Silvio Berlusconis anzutreffen. Mit 
anderen Worten: Autoritär durchdrun-
gen ist in defekten Demokratien nicht 
das politische System in seiner Grund-
struktur, sehr wohl sind dies aber einzel-
ne Funktionsbereiche und vor allem die 
Lebenswelten einer mehr oder weniger 
großen Anzahl von Bürgerinnen und 
Bürgern. Vor allem aus dieser, dem libe-
ralen Demokratieverständnis zuzuord-
nenden „bottom up“-Perspektive ist zu 
konstatieren, dass einem Teil des latein-
amerikanischen Demos de facto die 
Rechte verwehrt bleiben, die für eine 
demokratische Selbstbestimmung not-
wendig sind.
Die Spielarten dieser Malaise sind – ne-
ben den Problemen der Staatlichkeit – 
vor allem mit der Missachtung rechts-
staatlicher Grundsätze verknüpft, die 
Bürgerinnen und Bürger vor der Willkür 
der Herrschaftsträger – auch und gera-
de wenn die demokratisch legitimiert 
sind – schützen sollen. Die konkreten Er-
scheinungsformen können hier nur bei-
spielhaft benannt werden. Zunächst ist 
das Phänomen zu nennen, dass sich lo-
kale, regionale und nationale Exekuti-
ven Machtkompetenzen aneignen, für 

die sie nach den demokratischen Spiel-
regeln – und damit vom Volk – nicht au-
torisiert sind. Dieses „delegative“ Re-
gieren – gängige Praxis vor allem in Ar-
gentinien, Bolivien, Ecuador – kann sich 
bis zur völligen Erosion der Demokratie 
auswachsen (Venezuela). Weiter ver-
breitet ist allerdings die faktische Aus-
hebelung der Bürgerrechte, die durch 
eine insgesamt schwache Rechtsstaat-
lichkeit und informelle Spielregeln wie 
Klientelismus und Korruption sowie 
durch mangelnden Schutz gegen Über-
grif fe staatlicher und privater Akteure 
geprägt ist („illiberales“ Syndrom). Eine 
– allerdings selten gewordene – Spiel-
art dieser Phänomene ist der „subnatio-
nale Autoritarismus“, in dem sich infor-
melle Machtaneignung inklusive Wahl-
betrug, Klientelismus und Korruption 
auf lokaler oder regionaler Ebene zu 
autoritären Enklaven innerhalb eines 
demokratischen Gesamtsystems her-
ausbilden bzw. bewahren. 
Die konstatierte Festigung demokrati-
scher Spielregeln findet in der Mehr-
zahl der Länder Lateinamerikas somit in 
einem Milieu statt, das unterschiedliche 
Spielarten defekter Demokratien zu-

Tabelle 3: Demokratiequalität, Trend, Demokratietypus und Demokratiekrisen

Trend Demokratietypus Akute Demokratiekrisen

Demo-
kratien

Uruguay liberal ---
Costa Rica liberal --- 
Chile liberal ---

Defekte 
Demo-
kratien

Brasilien � illiberal 1992

Argentinien delegativ 1989; 2001/02

Panama � illiberal ---

Dominik. Rep. illiberal ---
El Salvador delegativ-illiberal ---

Mexiko � illiberal 2006

Paraguay � illiberal 1996; 1999

Peru illiberal 1992*; 1997*
Honduras illiberal 2009
Bolivien delegativ 2003; 2005; 2007-08

stark 
defekte 
Demo-
kratien

Kolumbien illiberal anhaltender 
Gewaltkonflikt 

Ecuador � delegativ 1997; 2000; 2005

Nicaragua � Illiberal 2002; 2004/05

Guatemala delegativ-illiberal Gewaltkonflikt 1984-1996

elektorale 
Autokratie

Venezuela** �� delegativ 1989; 2002

* In beiden Fällen bedeutete die Krise auch die autoritäre Regression.
** Venezuela ist von einer delegativen Demokratie in eine elektorale Autokratie verfallen.
� Pfeile zeigen signifikante Veränderungen der Demokratiequalität in den letzten fünf Jahren an, dop-
pelte Pfeile sehr starke Veränderungen.
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täre Syndrome. Dabei ist erstens anzu-
merken, dass das Ausmaß dieser Phä-
nomene stark variiert und selbst in den 
am meisten betroffenen Ländern (Ko-
lumbien, Ecuador, Nicaragua und Gua-
temala) keine insgesamt autokratischen 
Verhältnisse erzeugen. Zweitens ist fest-
zuhalten, dass – größere oder auch nur 
kleinere, aber machtpolitisch relevante 
– Teile der Bevölkerungen diese defek-
ten Demokratien als vorteilhaft anse-
hen, um ihre sozialen Positionen zu ver-
bessern oder zu wahren (Merkel/Puhle 
et al. 2006, S. 475ff; Thiery 2006a). Ta-
belle 3 zeigt die Einstufung der latein-
amerikanischen Demokratien im Hin-
blick auf Typen und Qualität. Als libera-
le Demokratien – gemessen an Min-
deststandards – können nur Uruguay, 
Costa Rica und Chile bezeichnet wer-
den. Für alle drei Länder gilt, dass sich 
ihre demokratischen Institutionen ge-
genwärtig in einem stabilen Gleichge-
wicht befinden, welches geregelte poli-
tische Entscheidungsprozesse und -ver-
fahren im Sinne einer rechtsstaatlich 
verfassten Demokratie erlaubt. Im Rest 
Lateinamerikas sehen politische Eliten 
Demokratie hingegen – je nach Land: 
mehr oder weniger – als Mittel auf dem 
Weg zur Macht, um Partikularinteressen 
voranzubringen oder zu bewahren, und 
viele Wähler teilen ihre Perspektive.

Autoritäre Regressionen: 
Peru und Venezuela 

Den autoritären Regressionen in Peru 
und Venezuela ist gemeinsam, dass sie 
im Kern auf die Ausweitung der Hand-
lungsmacht der Exekutive zur Durchset-
zung spezifischer Ziele gegen den Wi-
derstand etablierter Machtgruppen 
dienten: Im Fall Fujimoris waren dies die 
Bekämpfung des Terrorismus und die 
Durchführung neoliberaler Reformen, 
im Falle von Hugo Chávez ist es die „bo-
livarianische Revolution“ bzw. der „So-
zialismus des 21.Jahrhunderts“. Der so 
genannte „Selbstputsch“ (autogolpe) 
Fujimoris im April 1992 mit Hilfe des Mi-
litärs bedeutete einen gravierenden 
Einschnitt in die Demokratieentwick-
lung in Lateinamerika, zumal ähnliche 
Vorfälle ansatzweise auch in anderen 
Ländern statt fanden, wie etwa der 
Putschversuch von Chávez im Jahr 1992. 

Peru: gravierender Einschnitt in die 
Demokratieentwicklung

In Peru hatte sich die politische Lage mit 
der Verschuldungskrise, massiver Verar-
mung und der eruptiven Ausbreitung 
des Terrors von Sendero Luminoso 
(„Leuchtender Pfad“) unter der Regie-
rung von Alan García (1985–1990) dra-

matisch verschärft und schlug ab 1988 
in eine grundlegende Staatskrise um. 
Garcías Amtszeit endete in einem Cha-
os aus Wirtschaftskrise, Hyperinflation 
und Staatszerfall. Dieses Krisenszena-
rio stellte den Hintergrund für den ra-
santen Aufstieg Fujimoris dar, der mit 
dem ebenso raschen Zerfall des alten 
Parteiensystems einherging. Der Wahl-
sieg Fujimoris gegen den Schriftsteller 
Vargas Llosa bedeutete so eine Art Re-
volution per Stimmzettel gegen die eta-
blierten Parteien und politischen Eliten, 
was Fujimori insbesondere im Zuge des 
„autogolpe“ weiter ausnutzen konnte. 
Die Mehrheit der peruanischen Bevöl-
kerung nahm die autoritäre Politik in 
Kauf und honorierte sowohl bei den 
Wahlen zur Verfassunggebenden Ver-
sammlung 1992 als auch bei den Wah-
len 1995 Fujimoris politische Lösungska-
pazität (Ausschaltung des Terrorismus, 
Re-Stabilisierung der Wirtschaft und 
Wiedereingliederung in das internatio-
nale Wirtschaftssystem).
Die regressiven Tendenzen blieben je-
doch nicht auf die Krisenzeit beschränkt 
und betrafen zunehmend alle demokra-
tischen Institutionen. Unter internatio-
nalem Druck kehrte Fujimori zwar zu 
konstitutionellen Verhältnissen zurück, 
doch spielte er bis zu seinem Rücktrit t 
mit demokratischem Schein und autori-
tären Eingrif fen. Insbesondere wurde 
die Rechtsstaatlichkeit gezielt untermi-
niert und abgebaut, zuerst aus Grün-
den der „Regierbarkeit“, dann aus 
Gründen des Machterhalts. Wie auch 
die Manipulationen der Medienland-
schaft zielten die Eingrif fe vor allem da-
rauf, die Checks and Balances so weit 
wie möglich auszuschalten. Mit dem 
Näherrücken der Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen 2000 verstärkten 
sich die formellen und informellen Ein-
grif fe weiter, was schließlich auch den 
Wahlkampf (Medienzugang, Finanzie-
rung) und die Wahlorganisation be-
traf (Wahlbehörden, Unterschriftenfäl-
schungen u. ä.). Wie auch internationa-
le Beobachter bestätigten, bestanden 
für die Stichwahl im Jahr 2000 keine fai-
ren Bedingungen, weshalb Gegenkan-
didat Alejandro Toledo nicht mehr an-
trat. Zwar wurde Fujimori im Jahr 2000 
wiedergewählt, doch scheiterte er letzt-
lich an der massiven Korruption, die er 
und seine Berater über Jahre hinweg or-
ganisiert hatten, und trat noch im sel-
ben Jahr zurück (Thiery 2006b).

Venezuela: schleichender Regimewandel

In Venezuela, das lange Zeit als „Vor-
zeigedemokratie“ angesehen wurde, 
geriet das etablierte politische System 
zu Beginn der 1990er Jahre in eine tiefe 
Legitimitätskrise. Venezuela war für la-
teinamerikanische Verhältnisse poli-

tisch herausragend stabil und relativ 
demokratisch. Der Ölreichtum brachte 
zeitweise das höchste Pro-Kopf-Einkom-
men Lateinamerikas, doch Korruption 
und Missmanagement der Eliten führten 
das Land in eine profunde sozioökono-
mische und politische Krise. Die Regie-
rungen traditioneller Parteien scheiter-
ten in den 1990er Jahre mit ihrem Kri-
senmanagement und trugen dazu bei, 
dass die „alte“ Demokratie die Unter-
stützung der Bevölkerung verlor.
Der Wahl von Chávez zum Präsidenten 
im Jahre 1998 folgte eine neue Verfas-
sung, die von einer fast ausschließlich 
von Chávez’ Gefolgsleuten besetz-
ten Verfassunggebenden Versammlung 
verabschiedet und im Jahre 1999 per 
Referendum angenommen wurde. Dies 
markierte den Beginn eines schleichen-
den Regimewandels. Eine beeindru-
ckende Serie von Wahlerfolgen gab 
Chávez die Kontrolle fast aller per 
Wahlen zu besetzenden Ämter des Lan-
des und stärkte überdies sein Bild als 
Demokrat. Die Verfassung von 1999 be-
ruhte auf vier Prinzipien: plebiszitärer 
Demokratie, Machtkonzentration, Re-
Zentralisierung des Staates und einer 
Art sozialer Marktwirtschaft mit starker 
Regulierung durch den Staat. Die Ver-
fassung gibt zwar ein System von 
Checks and Balances vor, doch erwie-
sen sich diese in der Praxis als ineffektiv, 
um die massive Machtkonzentration in 
der Exekutive zu verhindern. Die von 
Chávez mitbetriebene Polarisierung 
des Landes führte im Jahr 2002 zu ei-
nem Putsch gegen ihn, doch sorgten ge-
treue Militärs bereits nach wenigen Ta-
gen für seine Wiedereinsetzung. Getra-
gen vom Boom des Ölpreises gelang es 
Chávez seither, seine Macht auch über 
umfangreiche sozialpolitische Maß-
nahmen weiter zu festigen.
Im November 2005 ergaben die Parla-
mentswahlen eine Mehrheit von 90 Pro-
zent für Chávez in der Legislative, nicht 
zuletzt deshalb, weil die Wahlen von 
der Opposition boykottiert wurden. 
Dieses Parlament dient bis heute aber 
lediglich zum Absegnen der Vorschläge 
des Präsidenten. Im Jahr 2006 erzielte 
Chávez einen weiteren überwältigen-
den Sieg bei den Präsidentschaftswah-
len. Allerdings kamen auch Zweifel an 
der Natur freier und fairer Wahlen auf. 
Die Serie überwältigender Wahlsiege 
wurde im Jahr 2007 unterbrochen, als er 
ein Verfassungsreferendum verlor, das 
Beschränkungen seiner Amtszeit aufhe-
ben und den Weg für ein sozialistisches 
Regime ebnen sollte. Niederlagen erlit t 
er auch bei den regionalen und lokalen 
Wahlen im Jahr 2008, als Chávez’ Ver-
bündete einige wichtige Bastionen ver-
loren, eingeschlossen die Hauptstadt 
Caracas. Allerdings bedeutete die Nie-
derlage im Referendum nicht, dass Chá-
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vez von seinen politischen Zielen ab-
wich. Ein Ermächtigungsgesetz, das im 
Jahr 2008 ohne Debatte das Parlament 
passierte, erlaubte Chávez, seine 
Agenda mit einem ganzen Paket von 
Dekreten fortzuführen. Ein neu ange-
setztes Referendum im Jahr 2009 er-
laubte ihm schließlich auch die Mög-
lichkeit einer unbegrenzten Wieder-
wahl, die ihm im Referendum 2007 ver-
weigert worden war.
Trotz der insgesamt gerade noch als 
korrekt einzustufenden Wahlen der 
letzten Jahre führt die nahezu vollstän-
dige Ausschaltung der Gewaltentei-
lung und die Abkehr von Kernprinzipien 
liberaler Demokratie dazu, dieses Sys-
tem nicht mehr als Demokratie einzustu-
fen, sondern als „elektorale Autokratie“ 
(vgl. zu diesem Begrif f: Schedler 2006).
Chávez nutzt seine faktische Alleinherr-
schaft dazu, seine Ziele der „bolivaria-
nischen Revolution“ und des „Sozialis-
mus des 21. Jahrhunderts“ mit allen Mit-
teln – Verstaatlichungen, Eingrif fe in 
Grundrechte und in die Medienland-
schaft – voranzutreiben. Allerdings ist 
seine Legitimation aufgrund der insge-
samt spärlichen sozialen und wirt-
schaftlichen Erfolge bis heute vom Öl-
reichtum abhängig geblieben und somit 
nicht unverwundbar.

Probleme der Staatlichkeit: 
Autoritarismus durch die Hintertür?

Vielleicht die größte Herausforderung 
für die lateinamerikanischen Demokra-
tien besteht mittelfristig in der mehr 
oder weniger großen Performanz-
schwäche des Staates. Ein handlungs-
fähiger Staat ist in mehrerlei Hinsicht 
ein zentraler Faktor für die Zukunft der 
Demokratien. In seiner elementarsten 
Funktion – der Sicherung des staatli-
chen Gewaltmonopols – ist er gerade-
zu eine Voraussetzung für eine funktio-
nierende Demokratie (Linz/Stepan 
1996, S. 16ff.). Wo das Herrschafts- und 
Gewaltmonopol nicht institutionell ge-
sichert ist, kann Herrschaft bestenfalls 
nur partiell demokratisiert werden, oder 
aber – wenn ein bestehendes Gewalt-
monopol erodiert – verflüchtigen sich 
die demokratischen Grundrechte, die 
für die betroffene Bevölkerung nur noch 
auf dem Papier bestehen. Am prägnan-
testen ist diese „Autokratie durch die 
Hintertür“ in jenen territorialen Enkla-
ven, in denen sich die Abwesenheit des 
Staates mit der Dominanz informeller 
Machtgruppen paart. Neben dem typi-
schen Fall eines Bürgerkriegslandes wie 
Kolumbien betrif f t dies auch die von or-
ganisierter Kriminalität beherrschten 
Slums der Großstädte von Rio de Janei-
ro bis San Salvador, wo die Bevölke-
rung die „Gesetze“ der Willkürherr-

schaft dieser kriminellen Gruppen zu 
befolgen hat. 
Die Erosion des staatlichen Gewaltmo-
nopols bzw. die faktische Abwesenheit 
der Staatsgewalt führt jedoch auch 
dort zu quasi-autoritären Verhältnissen, 
wo die Bevölkerung in einer Art Natur-
zustand im Sinne von Thomas Hobbes 
gewissermaßen sich selbst überlassen 
bleibt. Dies kann zwar zu erstaunli-
chen Formen ziviler Selbstorganisation 
führen wie etwa den „rondas campesi-
nas“ in Peru, die ab Mitte der 1970er 
Jahre im Prinzip die grundlegenden 
Staatsfunktionen der Sicherheit und der 
Rechtssprechung übernahmen. Wie-
derholt führt diese Situation jedoch 
auch zu Fällen der Selbstjustiz (wie z.B. 
in den letzten Jahren in Bolivien, Peru, 
Mexiko oder Guatemala). Nicht selten 
ist dies gekoppelt mit der Ohnmacht 
des Staates gegenüber der horrenden 
Alltagsgewalt, die die Bürger eher in 
Anarchie denn in Demokratie leben 
lässt. Nicht zuletzt sind in diesem Zu-
sammenhang auch die Fälle zu erwäh-
nen, in denen die Sicherheitskräfte als 
ausführende Organe des staatlichen 
Gewaltmonopols sich verselbstständigt 
haben und nach eigenen Regeln han-
deln. Auch dieses Phänomen ist in La-
teinamerika weit verbreitet. Vor allem 
die Polizei in den Großräumen Buenos 
Aires und Sao Paolo sowie die so ge-
nannten „informellen Mächte“ in Gua-
temala sind hier berüchtigt.
In der Summe hat sich die auch früher 
schon geminderte Reichweite des 
Staates in den vergangenen 20 Jahren 
zu einem Syndrom formiert, das einer 
„Privatisierung“ des staatlichen Ge-
walt monopols gleichkommt und den 
mangelnden staatlichen Schutz unter-
privilegierter Schichten, die Durchset-
zung des Staatsapparates mit Elemen-
ten des organisierten Verbrechens und 
die Ausbreitung der Drogenmafia bein-
haltet. Man muss die Situation nicht 
dramatisieren, um auf die Virulenz di-
verser Teufelskreise hinzuweisen, die 
die Regierbarkeit in Lateinamerika un-
tergraben und sich in einigen Ländern 
– vor allem Zentralamerika, Mexiko, An-
denregion – in den letzten Jahren zuge-
spitzt haben. 

Das Problem des organisierten 
Verbrechens

Zentrale Triebfeder hinter dem Großteil 
dieser Phänomene ist in den letzten 
Jahren vor allem das Problem des orga-
nisierten Verbrechens im Verbund mit 
Drogenproduktion und -handel sowie 
ausufernder Gewaltkriminalität gewe-
sen. Besonders betroffen sind neben 
den klassischen Drogenländern in den 
Anden vor allem die Transitländer des 

Kokainhandels in die USA, das heißt 
Zentralamerika und Mexiko, in jüngerer 
Zeit verstärkt auch die Karibik. Paradig-
matisch für die Eskalation dieser Staat-
lichkeitsprobleme – wie auch für ihre Ur-
sachen – sind in den letzten Jahren Me-
xiko und Zentralamerika geworden. In 
Mexiko hatte die Regierung unter Vi-
cente Fox (2000–2006) gar nicht, zu 
spät oder unzureichend auf die Warn-
hinweise aus der Zivilgesellschaft re-
agiert. Bereits zu Ende der 1990er Jahre 
zeigten Analysen die prekäre Entwick-
lung, die in engem Zusammenhang mit 
dem Zerbröseln des jahrzehntelang von 
der Monopolpartei PRI besetzten Staa-
tes stand. Sie führte zur Durchdringung 
oder Korruption des Staatsapparates 
durch organisierte Kriminalität bzw. zur 
„Verstaatlichung“ der Kriminalität durch 
außer Kontrolle geratene Kientelge-
flechte im Staatsapparat selbst (Thiery 
2006b, S. 96ff). Nach seinem Amtsan-
trit t 2006 bekam Präsident Felipe Cal-
derón diese Wucht der aus gewaltbe-
reiten Drogenkartellen und korrupten 
Beamten bestehenden Problematik zu 
spüren. Angesichts der Ausuferung der 
Gewalt, die sich zu einer Art Krieg zwi-
schen den staatlichen Sicherheitsorga-
nen und der organisierten Kriminalität 
– und damit zum Teil auch zwischen den 
„Sicherheitsorganen“ – entwickelte, sah 
sich Calderón zum Einsatz des Militärs 
gezwungen – eine Tendenz, die sich bis 
dato eher verschärft und schließlich of-
fen gelegt hat, wie sehr dem mexikani-
schen Staat das Gewaltmonopol ent-
glit ten ist. 
Ähnliches gilt für Zentralamerika, wo 
die mit dem Drogenhandel verknüpfte 
organisierte Kriminalität die ohnehin 
schon sehr hohe Gewaltkriminalität 
weiter verschärft hat, die u.a. mit dem 
Problem der transnational operieren-
den kriminellen Jugendbanden ver-
knüpft ist. Dies hat die ökonomischen 
und sozialen Entwicklungsaussichten 
dieser ohnehin unter Entwicklungsdefi-
ziten leidenden Region vor allem in El 
Salvador, Honduras und Guatemala 
weiter verdüstert. Das Ausmaß des or-
ganisierten Verbrechens hat ein Niveau 
erreicht, das in weiten Teilen des Isth-
mus die sozialen und politischen Macht-
verhältnisse und -beziehungen tangiert. 
Als problematischster Fall gilt Guate-
mala, das nach Ansicht von Experten in 
einen Drogenstaat abzugleiten droht. 
Abgesehen davon, dass das organisier-
te Verbrechen die politischen Institutio-
nen und das soziale Leben beschädi-
gen, sind auch die wirtschaftlichen Ver-
luste immens. Die Interamerikanische 

Tot_Regime.indd   99 10.03.10   10.03.10 / 12:02



100

Pe
te

r 
Th

ie
ry Entwicklungsbank IDB schätzt, dass die 

Kosten des organisierten Verbrechens in 
Lateinamerika und der Karibik in der Re-
gel zwischen fünf und zehn Prozent des 
Bruttosozialprodukts liegen. In Guate-
mala erreicht dieser Wert 7,3 Prozent, 
während in El Salvador je nach Schät-
zung gar bis zu 11,5 Prozent vorliegen. 
Diese Kosten sind sowohl direkt (Straf-
verfolgungspersonal, Waffen, Überwa-
chung, Strafjustiz) als auch indirekt (Ver-
lust an Investitionen durch Unsicherheit, 
Umweltkosten der Drogenproduktion, 
Gesundheitskosten u.a.). Hinzu kommen 
die politischen Kosten wie die bereits 
aus Mexiko bekannte schleichende 
Durchdringung des politischen Systems, 
z.B. über die Wahlkampffinanzierung 
und die allseits grassierende Korruption 
des Staatsapparates. 
Dieses eher düstere Bild ist mit Blick auf 
die Frage, inwieweit diese Gewaltver-
hältnisse de facto autokratische Macht-
verhältnisse implizieren, insofern zu re-
lativieren, als sie entweder Hotspots in 
den betreffenden Ländern oder aber – 
sofern großflächig – wenige Länder be-
treffen. Leider gibt es aber nicht einmal 
Schätzungen, wie viele Bürgerinnen 
und Bürger Lateinamerikas – und in wel-
chem Ausmaß – von diesen Entmündi-
gungen insgesamt betroffen sind. Auch 
gibt es noch keine theoretische Orien-
tierung dafür, ab welcher Schwelle die-
se „failed states im Kleinen“ eine Auto-
kratie im Sinne anarchischer Willkür 
(wie etwa in Somalia) bedeuten. Festzu-
halten bleibt jedoch, dass dieses Phä-
nomen gegenwärtig die größte Gefah-
renquelle für die Demokratie in Latein-
amerika darstellt. Diese Gefahr rührt 
nicht nur von den genannten Machtver-
zerrungen – also der Entmündigung des 
Demos durch selbsternannte Macht-
gruppen – her, sondern auch von der 
Reaktion der Bevölkerung darauf. Die 
Daten und Analysen etwa des „Ameri-
casBarometer“ deuten darauf hin, dass 
Gewalt, Unsicherheit und Kriminalität 
die Demokratie auch dadurch direkt un-
tergraben, dass die Neigung zu autori-
tären Lösungen für die Sicherheitspro-
bleme wächst und das Sozialkapital 
weiter erodiert. 

Ausblick

Aus systemischer Perspektive ist in La-
teinamerika der Autoritarismus früherer 
Zeiten eindeutig von der Demokratie 
verdrängt worden. Regressionen wie in 
Peru und Venezuela sind bis dato die 
Ausnahme geblieben, auch wenn die 
politischen Polarisierungen der letzten 
Jahre in Bolivien, Ecuador und Nicara-
gua durchaus Anlass zur Sorge geben, 
die dortigen Präsidenten könnten einen 
Weg á la Chávez beschreiten. Zustim-

mung zur Demokratie und Ablehnung 
der Autokratie werden insgesamt aber 
auch davon abhängen, inwieweit es 
den Regierungen gelingt, soziale und 
politische Inklusion zu fördern und ins-
besondere die unverändert hohe sozia-
le Ungleichheit abzubauen. 
Aus der Warte des Bürgers – und damit 
des Demos – betrachtet, sind die demo-
kratischen Errungenschaften freilich 
skeptischer zu beurteilen. Die Gewöh-
nung an defekte Demokratien und die 
Erosion der Staatlichkeit droht sich zu 
einem Dauerzustand zu entwickeln, in 
dem autoritäre Muster als informelle 
Spielregeln akzeptiert werden und die 
demokratischen Systeme teilweise un-
terwandern. Insbesondere die mit der 
organisierten wie alltäglichen Krimina-
lität verknüpften Sicherheitsfragen stel-
len ein Problem dar, das sich in einigen 
Ländern zu einem Teufelskreis zu entwi-
ckeln droht, wie ihn die Spirale der Ge-
walt im heutigen Mexiko am prägnan-
testen verdeutlicht. 
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VON FIDEL ZU RAÚL – DIE DEMOKRATIE MUSS WARTEN

Kuba – Im Herbst der Patriarchen
Franziska Stehnken

Das kubanische System 
ist resistent

Das zu Ende gegangene Jahr 2009 be-
gann für Kuba mit einem besonderen Ju-
biläum. Vor genau 50 Jahren siegte am 
1. Januar 1959 die Guerillabewegung 
unter ihrem Anführer Fidel Castro über 
den damaligen Diktator Fulgencio Ba-
tista. Seitdem regierte Fidel Castro 49 
Jahre lang ununterbrochen die Insel 
und verfehlte damit nur knapp sein ei-
genes 50-jähriges Regierungsjubiläum. 
Der heute 83-jährige Fidel Castro präg-
te den Alltag und die Sozialisierung der 
Kubanerinnen und Kubaner, die keine 
andere politische Führungsfigur als den 
ewigen, beinahe unsterblich scheinen-
den líder máximo kannten. Unter seiner 
Führung wurde das politische System 
über zahlreiche Krisen hinweg gerettet. 
Das größte Erstaunen löst dabei die Tat-
sache aus, dass es Kuba geschafft hat, 
jeglichem Demokratisierungsdruck zu 
widerstehen. Der Theorie nach hätten 
bestimmte sozioökonomische und inter-

Ein halbes Jahrhundert nach der kubani-
schen Revolution übertrug Fidel Castro 
die Macht an seinen nur fünf Jahre jün-
geren Bruder Raúl. Die Machtübergabe 
kann jedoch keineswegs als demokrati-
scher Aufbruch gewertet werden. Ge-
nauso wenig wie der Zusammenbruch 
des osteuropäischen Sozialismus Kuba 
etwas anhaben konnte, widersteht Kuba 
immer noch jedem Demokratisierungs-
druck. Franziska Stehnken geht der Fra-
ge nach, wie Kuba es bisher geschafft 
hat, das Überleben seines autoritären 
Systems zu gewährleisten. Die gegen-
wärtige Reformpolitik auf Raten zielt 
darauf ab, die Akzeptanz des Regimes 
und das Erbe der kubanischen Revoluti-
on zu sichern. Der Staat als „Torwächter“ 
belohnt die Systembefürworter, regu-
liert den begehrten Zugang zum Devi-
sensektor, kontrolliert jegliche Form der 
Op position und bestraft die Systemgeg-
ner. Dabei kann sich der bürokratisch-
autoritäre Herrschaftsapparat auf Mi-
litär und Partei als wesentliche Stützen 
des Systems verlassen. Der „kreative“ 
Umgang mit ideologischen Weltbildern, 
die Pflege altbewährter Feindbilder – so 
die USA als „treuer Feind im Norden“ 
– und die wohlfahrtsstaatlichen Leistun-
gen sind entscheidende Legitimations-
quellen, welche die Stabilität des auto-
ritären Regimes garantieren. � �

nationale Entwicklungen in Kuba eine 
Dynamik des Systemwechsels auslösen 
können. Das kubanische autoritäre Sys-
tem zeigte sich allerdings als äußerst 
resistent.
Mindestens zwei Ereignisse der letzten 
Dekaden können hierfür exemplarisch 
angeführt werden: (1) Mehr als 30 Jahre 
lang gehörten der Ostblock und insbe-
sondere die Sowjetunion nicht nur zu 
den wichtigsten politisch-ideologischen 
Verbündeten Kubas, sondern auch zur 
überlebenswichtigen ökonomischen Ba-
sis der Tropeninsel. Daher wurde mit 
dem Zusammenbruch des osteuropäi-
schen Sozialismus erwartet, dass der 
Kollaps der kubanischen Ökonomie und 
die damit verbundenen gesellschaftli-
chen Unruhen sich unweigerlich auch 
auf die politische Ebene übertragen 
würden. Man ging davon aus, dass Ku-
ba die spürbaren Folgen des seit 1962 
existierenden US-amerikanischen Wirt-
schafts-, Handels- und Finanzembargos 
nicht mehr kompensieren könne. Die 
wirtschaftlich am Boden liegende und 
diplomatisch isolierte Insel würde sich 
dem Demokratisierungsdruck der nur 
wenige Kilometer entfernten USA beu-
gen müssen. Wider Erwarten ließ sich 
Kuba nicht von der weltweiten dritten 
Welle der Demokratisierung der 1980er 
und 1990er Jahre erfassen. Das politi-
sche System zeigte sich als überra-
schend stabil und sogar anpassungsfä-
hig – zwei Eigenschaften, die autoritä-
ren Systemen lange Zeit nicht zugestan-
den wurden. Kuba schaffte es sowohl, 
die Folgen der schweren Wirtschaftskri-
se Anfang der 1990er Jahre zu überwin-
den und seine ökonomischen Außenbe-
ziehungen neu zu gestalten, als auch die 
delegitimierte kommunistische Ideolo-
gie durch eine neue nationalistisch-po-
pulistische Staatsdoktrin zu ersetzen. (2) 
Im Jahr 2006 wurde die Resistenz Ku-
bas gegenüber einem demokratischen 
Systemwechsel erneut auf die Probe 
gestellt. Niemand erwartete ernsthaft, 
dass der Patriarch Fidel Castro zu Leb-
zeiten jemals auf seinen Führungsan-
spruch freiwillig verzichten würde. Es 
löste daher allgemeine Verwunderung 
aus, dass der krankheitsbedingte Rück-
trit t der charismatischen Führungsfigur 
Fidel Castro und die Übergabe seiner 
formalen Ämter an seinen Nachfolger 
und fünf Jahre jüngeren Bruder Raúl 
Castro bisher nicht zu größeren politi-
schen Veränderungen geführt haben. 
Während sich unter Exilkubanerinnen 

und Exilkubanern in Miami bereits das 
Gerücht über den Tod Fidel Castros ver-
breitete und der bevorstehende demo-
kratische Wandel auf Kuba samt damit 
verbundener Hoffnungen auf die Rück-
kehr in die Heimat gefeiert wurde, gab 
es in Kuba keinerlei Anzeichen von poli-
tischem Chaos oder spontanen Unru-
hen. Wider Erwarten hat die Nachfol-
geregelung von dem einen zu dem an-
deren Castro bisher nicht zu einem de-
mokratischen Systemwechsel geführt. 
Die Schlüsselfrage scheint also zu sein, 
wie es Kuba bisher geschafft hat, das 
Überleben seines autoritären Systems 
zu garantieren. Was hält das politische 
System Kubas im Innersten zusammen 
und worauf basiert dessen offensichtli-
che Langlebigkeit, Stabilität und Belast-
barkeit?

Die Säulen des Machterhalts

Bis vor kurzem schien es kaum möglich, 
sich ein Kuba vorzustellen, an dessen 
Spitze nicht Fidel Castro thronen würde. 
Seit Februar 2008 ist Raúl Castro offi-
ziell Staats- und Regierungschef. Er 
kämpfte an Fidels Seite in der Guerilla-
Armee, amtierte 49 Jahre lang als Ver-
teidigungsminister und stand seit der 
Institutionalisierung der Revolution in 
den 1970er Jahren als treuester Vize 
im Schatten seines Bruders. Welche 
Machtstrukturen hinterließ Fidel Castro 
als Erbe seiner knapp 50-jährigen poli-
tischen Führung, auf die Raúl Castro nun 
zurückgreifen kann, um das Überleben 
und die Stabilität des Systems zu garan-
tieren?

Die Macht des Staates als Torwächter – 
ein wirkungsvolles Instrument

Anfang der 1990er Jahre drohten die 
ökonomische Krise und die Versor-
gungsengpässe zu einem größeren po-
litischen Problem zu werden. Das Dilem-
ma bestand darin, (1) auf den gesell-
schaftlichen Druck nach wirtschaftli-
cher Verbesserung zu reagieren, (2) die 
Befürworter innerhalb der Partei und 
Regierung für eine wirtschaftliche und 
politische Öffnung ruhigzustellen bzw. 
wieder für die Unterstützung des Sys-
tems zu gewinnen und (3) die altrevolu-
tionären, systemtreuen Reformgegner 
als größte und wichtigste Machtbasis 
nicht durch zu weitgehende Reformen 
zu verlieren. Die politische Stabilität 
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wurde in erster Linie dadurch gesichert, 
dass der kubanische Staat mit kon-
trollierten und auf wenige Bereiche 
begrenzten ökonomischen Liberalisie-
rungsmaßnahmen reagierte. Da die 
stark importabhängige kubanische 
Wirtschaft dringend auf Devisenein-
nahmen angewiesen war, konzentrier-
ten sich die anfänglichen Reformen zu-
nächst auf die schrit tweise Öffnung des 
Exportsektors für ausländisches Kapital 
(vor allem Tourismus, Nickelförderung, 
Bio- und Pharmatechnologie, Telekom-
munikation, Öl- und Gasförderung etc.). 
Über die Legalisierung des US-Dollars 
konnte der Staat Rücküberweisungen 
emigrierter Kubaner an ihre auf Kuba 
verbliebenen Familienangehörigen sti-
mulieren und über staatliche Devisenlä-
den abschöpfen. Es folgten Reformen im 
Binnensektor: private Bauernmärkte 
wurden wieder zugelassen, selbststän-
dige Arbeit auf eigene Rechnung im 
Dienstleistungs- und Kleingewerbe er-
laubt und zentralistische Agrar- und Zu-
ckerbetriebe an selbstverwaltete Pro-
duktionsgenossenschaften verpachtet. 
Durch diesen schrit tweisen Reformpro-
zess konnte das Überleben und die Sta-
bilität des politischen Systems gewähr-
leistet werden.
Der begrenzte Reformprozess war vor 
allem deshalb politisch überlebens-
wichtig, weil er die Macht des Staates 
vergrößerte, über materielle Anreize 
und Machtreserven Systembefürworter 
stärker zu belohnen und Systemgegner 
stärker zu bestrafen. Dies gelang über 
eine durch die Reformen hervorgerufe-
ne Spaltung der Wirtschaft in unter-
schiedlich profitable Bereiche, wobei 
der Besitz bzw. Nichtbesitz von Devisen 
über das Niveau des Lebensstandards 
entscheidet. Von der planwirtschaftlich 
gelenkten, stagnierenden Peso-Wirt-
schaft wurde der höchst profitable De-
visensektor abgekoppelt, über den der 
Staat aufmerksam wacht.
Die neue Macht des Staates besteht da-
rin, dass er das Monopol eines Tor-
wächters oder gate-keepers besitzt, 
der darüber entscheidet, wem in der 
Gesellschaft in welchem Maße Zugang 
zum profitablen Devisensektor gewährt 
oder verwehrt wird. Da die Unterstüt-
zung des Militärs und des Sicherheits-
apparates sowie der Funktionäre im 
Partei- und Staatsapparat für das Über-
leben des Systems von zentraler Bedeu-
tung sind, gehören sie zu den Hauptge-
winnern der fragmentierten Wirtschaft. 
Ihre Loyalität wird über den Zugang 
zum Devisensektor mit lukrativen Ge-
hältern, Möglichkeiten zur persönlichen 
Bereicherung und alltäglichen Privilegi-
en belohnt. Sie profitieren aber nicht 
nur selbst vom Torwächter-Staat, son-
dern bewachen und kontrollieren quasi 
den Torzugang zum Devisensektor für 
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KUBA – IM HERBST DER PATRIARCHENdie Gesellschaft, indem sie beispiels-
weise die begrenzte Zahl der begehr-
ten Arbeitsplätzen in diesem Sektor an 
Parteimitglieder und systemkonforme 
Bürger verteilen oder etwa die mittler-
weile weitverbreiteten illegalen Devi-
senbeschaffungsmaßnahmen bei ent-
sprechenden Bestechungsgeldern dul-
den. Das Interesse der Elite am eigenen 
Machterhalt wird somit unweigerlich 
mit dem Interesse an der Stabilität des 
politischen Systems verknüpft. Die Zu-
stimmung zum System geschieht entwe-
der aus Überzeugung wie im Falle der 
Altrevolutionäre oder aus Opportuni-
tät.
All jene, die sich ihrer Machtposition 
aufgrund der persönlichen Verbindung 
zu Fidel Castro zu sicher sind, werden 
auch unter Raúl Castro immer wieder 
daran erinnert, wie schnell man wegen 
zu starker Machtgelüste und Eigeninter-
essen oder zu starker Reformbefürwor-
tung in Ungnade fallen und auf der Kar-
riereleiter absteigen kann, wenn da-
durch die Balance innerhalb der Elite 
gefährdet scheint. Raúl Castro hat im 
Jahr 2009 mit der überraschenden Äm-
terenthebung der prominentesten ku-
banischen Politiker Felipe Perez Roque 
(seit 1999 Außenminister) und Carlos 
Lage (Sekretär des Exekutivkomitees im 
Ministerrat und Architekt der Wirt-
schaftsreformen der 1990er Jahre) in 
dieser Hinsicht ein wirkungsvolles Sig-
nal gesetzt.
Der Staat agiert aber nicht nur inner-
halb der Wirtschaft als gate-keeper, 
sondern auch im Bereich der Diskurse 
und Ideen. Mit dem Zusammenbruch 
des sozialistischen Ostblocks wurde Ku-
ba seiner bisherigen kommunistischen 
Ideologie beraubt. Auch in dieser Hin-
sicht erwies sich der kubanische Staat 
als anpassungsfähig. Der Staat grif f 
stärker auf Ideen kubanischer Natio-
nalhelden wie José Martí zurück und 
verabschiedete sich von der marxis-
tisch-leninistischen Ideologie. Es wurde 
die Erinnerung an den ursprünglich na-
tionalistischen, anti-imperialistischen 
Charakter der kubanischen Revolution 
reaktiviert. Der Staat profiliert sich da-
bei als Schutzherr der nationalen Sou-
veränität und stilisiert die USA zum 
Feindbild, um die kubanische Revolution 
samt ihrer Errungenschaften und die 
Unabhängigkeit der Nation vor äuße-
rer Einmischung zu bewahren. Er gibt 

dabei den ideologischen Rahmen vor, 
außerhalb dessen alternative Diskurse 
und Ideen zum sozialistisch geprägten 
Nationalismus nicht geduldet werden. 
Es ist der Staat als gate-keeper, der da-
rüber entscheidet, wer wie viel „Zu-
gang“ zur Vernetzung mit und Verbrei-
tung von Informationen und Gegendis-
kursen innerhalb der kubanischen Be-
völkerung erhält und damit öffentlichen 
Raum besetzen darf. Der Zugang wird 
beispielsweise über das staatliche Ge-
walt- und Informationsmonopol, die Be-
schneidung individueller und kollektiver 
Freiheiten und die Förderung der Exil-
Option kontrollier t. Als systemgefähr-
dend wahrgenommene Versuche, die 
die Machtkonstellation, die politisch-
ideologische Hegemonie des Systems 
oder das staatliche Informations- und 
Medienmonopol herausfordern, wer-
den mit Repressionen, Sanktionen und 
öffentlicher Diffamierung beantwortet. 
Warum der kubanische Staat seine 
gate-keeper-Funktion bisher relativ er-
folgreich wahrnehmen konnte, hat ei-
nerseits mit der Stabilität der institutio-
nellen Strukturen in Politik und Wirt-
schaft und insbesondere mit der Rolle 
der Bürokratie, der Partei und des Mili-
tärs zu tun. Andererseits hat es der ku-
banische Staat geschafft, die nötige Le-
gitimation in der Gesellschaft für das 
System zu generieren.

Entscheidungsmonopol der Exekutive 
und überlappende Macht- und 
Verwaltungsstrukturen 

Es waren die mit der kubanischen Revo-
lution verbundenen sozialistischen Ent-
wicklungsziele, die einen starken und 
gegenüber der Gesellschaft geschlos-
senen Zentralstaat legitimierten. Die 
kubanische Bevölkerung wurde sozial 
und wirtschaftlich integriert, indem sie 
von der politischen Teilhabe ausge-
schlossen wurde. Kennzeichnend für die 
Form des neuen Staates ist der bürokra-
tisch-autoritäre Charakter, der durch 
die Übernahme des sowjetsozialisti-
schen Planungs- und Lenkungssystems 
in der Wirtschaft noch verstärkt wurde. 
Um die mit der Revolution versproche-
nen wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen 
flächendeckend umzusetzen, die Indus-
trialisierungsversuche auf nationaler 
Ebene zu realisieren und später die 
über den Außenhandel generierten 
Ressourcen zu verwalten und zu vertei-
len, wurde ein staatlicher Bürokratieap-
parat aufgebaut, der die autoritär fest-
gelegten Ziele möglichst effizient umzu-
setzen versuchte. Die kubanische Büro-

Kuba im Herbst der Patriarchen: Ein hal-
bes Jahrhundert nach der kubanischen 
Revolution übertrug Fidel Castro nach 49 
Jahren die Macht an seinen nur fünf Jahre 
jüngeren Bruder Raul. Die Machtüberga-
be kann jedoch keineswegs als demokrati-
scher Aufbruch gewertet werden.

picture alliance/dpa
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kratie wurde zur politischen Basis des 
neuen Entwicklungsstaates, um die von 
oben gelenkte Entwicklung planwirt-
schaftlich und autoritär durchzusetzen.
Im Zuge der engeren ökonomischen 
Bindung an die Sowjetunion wurden in 
den 1970er Jahren auch die Strukturen 
des politischen Systems nach sowjeti-
schem Vorbild institutionalisiert. Nach 
dem Leninschen Prinzip des „demokrati-
schen Zentralismus“ wurden hierarchi-
sche Staats- und Parteistrukturen aufge-
baut, wonach alle Beschlüsse für jeweils 
nachgeordnete Instanzen verbindlich 
sind. Im Unterschied zum sowjetso-
zialistischen Staatstaufbau sind die 
Machtbefugnisse im kubanischen Staat 
noch stärker auf die Führungsspitze zu-
geschnitten. Die Macht des Staates ist 
eindeutig auf die Exekutive in Form des 
Staats- und Ministerrates konzentriert, 
während Parlament und Justiz ver-
gleichsweise machtlos sind und der 
Kontrolle der Exekutive unterliegen. Der 
relativ kleine Personenkreis, der den 
Staats- und Ministerrat dominiert und 
die politische und wirtschaftliche Ent-
scheidungsmacht monopolisiert, ist 
gleichfalls identisch mit den höchsten 
Kadern und Entscheidungsträgern im 
Politbüro der Kommunistischen Partei. 
Die umfassende Neubildung von Re-
gierung und Partei unter Raúl Castro 
hat diesen Trend bestätigt. An der Spit-
ze dieser personell überlappenden 
Machtstrukturen zwischen Staat, Regie-
rung und Partei thront gegenwärtig 
Raúl Castro. Er ist zugleich Staats- und 
Regierungschef und damit von Amts we-
gen auch Oberbefehlshaber der Streit-
kräfte. Darüber hinaus ist er hinter sei-
nem Bruder Fidel Castro Vize-General-
sekretär im Politbüro und im Zentralko-
mitee der Kommunistischen Partei. Diese 
Ämterkonzentration gewährt Raúl Cast-
ro starke institutionelle Machtbefugnis-
se, die auf hierarchischen Entschei-
dungsprozessen, einer übermächtigen 
Exekutive und der Kohäsion der Elite 
basiert. 

Militär und Partei als Stabilitätsanker 
und Retter in der Not

Dass hierarchisch-zentralistische Macht-
strukturen den Staatsapparat nicht per 
se lähmen, unflexibel und partizipati-
onsfeindlich machen, zeigt die Rolle 
des kubanischen Militärs und der Kom-
munistischen Partei. Die kubanischen 
Streitkräfte und die Kommunistische 
Partei gehören seit der Revolution 1959 
zu den wichtigsten Stützen des politi-
schen Systems, wobei die Streitkräfte 
immer ein größeres Gewicht gegenüber 
der Partei hatten. Historisch mag es da-
rauf zurückführen sein, dass sich politi-
sche Strukturen in Kuba anders als in 
den sozialistischen Systemen Osteuro-

pas nicht aus der Kommunistischen Par-
tei, sondern aus dem bewaffneten Gue-
rilla-Kampf mit Fidel Castro als maximo 
líder heraus entwickelten und die Streit-
kräfte daher eine besondere historische 
Legitimation genießen.

Das Militär

Das kubanische Militär gehört zu der 
am besten organisierten, prestigeträch-
tigsten und einflussreichsten Institution 
in Kuba. Das Militär genießt in der Be-
völkerung ein relativ hohes Ansehen, 
weil es bei gesellschaftlichen Unruhen 
nie direkt gegen sie eingesetzt wurde 
und weil es seit den 1960er Jahren ge-
rade in wirtschaftlichen Krisenzeiten ei-
ne überlebenswichtige Rolle spielte. 
Während die kubanische Führung ab 
Mitte der 1980er Jahre mit der sich ab-
zeichnenden Wirtschafts- und Versor-
gungskrise zu kämpfen hatte, drohte 
über das von der Sowjetunion ausgebil-
dete und finanzierte kubanische Militär 
das Überschwappen sowjetischer Öff-
nungstendenzen. Diese doppelte Ge-
fahr der Destabilisierung machte es not-
wendig, die politische Kontrolle über 
das im Ausland zunehmend autonom 
agierende Militär wiederzuerlangen 
und die Kompetenzen des Militärs für 
die am Boden liegende Wirtschaft her-
anzuziehen. Dies gelang neben der 
personellen Verkleinerung und der Ent-
ledigung nicht loyaler Militärs im We-
sentlichen über die Einbindung in die 
Überlebensstrategie des Systems. Dem 
Militär wurden sowohl innenpolitische 
als auch ökonomische Aufgabenberei-
che übertragen. Seit 1989 untersteht de 
facto das Innenministerium und damit 
der repressive Polizei-, Sicherheits- und 
Geheimdienstapparat dem Verteidi-
gungsministerium, das Raúl Castro 49 
Jahre lang leitete und das mittlerweile 
von einem ihm gegenüber loyalen Ge-
neral geführt wird. Viel wichtiger für die 
politische Stabilität und Überlebensfä-
higkeit war die Einbindung der für Kont-
rolle und Disziplin bekannten Militärs 
in den wirtschaftlichen Reformprozess. 
Die Militärs brachten fortan ineffizi-
ent wir tschaftende Staatsbetriebe auf 
Vordermann, produzierten Grundnah-
rungsmittel in militärgeführten Agrar-
betrieben und leiteten die Wirtschafts-
zweige im lukrativen devisenbasierten 
Sektor. Mittlerweile untersteht dem Ver-
teidigungsministerium eine Betriebshol-
ding, deren militärgeführte Betriebe 
für ca. 90 Prozent des Exportvolumens, 
60 Prozent der Devisentransaktionen, 
60 Prozent der Tourismuseinnahmen 
verantwortlich sind und etwa 20 Pro-
zent der Staatsangestellten beschäfti-
gen. Mittels der Kontrolle des devisen-
basierten Sektors wurden loyale Offi-
ziere und hochrangige Generäle zu 

Profiteuren des gate-keeper-Staates. 
Über den Zugang zu lukrativen devisen-
basierten Wirtschaftssektoren hinaus 
wurden sie mit Karrieremöglichkeiten in 
der Partei und mit ministerialen Füh-
rungsposten und folglich mit Einfluss in 
den wichtigsten politischen Entschei-
dungsprozessen belohnt. Gleichzeitig 
war Raúl Castro immer darauf bedacht, 
die politische Kontrolle über die zuneh-
mend mächtigeren Streitkräfte und ins-
besondere über die neuen Technokra-
ten innerhalb des Militärs zu bewahren. 
Der gate-keeper-Staat erlaubt es, Loya-
lität in besonderer Weise zu belohnen 
und Machtgelüste stärker zu bestrafen. 
Nicht zuletzt hat Raúl Castro durch sei-
ne führende Rolle bei der Umstrukturie-
rung des Militärs und der Wirtschaft 
auch sein eigenes Profil und seine Auto-
rität gegenüber dem Militär gestärkt, 
was ihm gegenwärtig zugutekommt. Es 
überrascht nicht, dass Raúl Castro im 
Zuge der Umstrukturierung des Kabi-
netts hochrangige Militärs, die zugleich 
Parteimitglieder sind, auf wichtige Mi-
nisterposten platzierte. Auch in der Füh-
rungsspitze des Staatsrates sind mitt-
lerweile zwei der fünf stellvertretenden 
Vize-Präsidenten Generäle. 

Die Kommunistische Partei

Obwohl der Kommunistischen Partei 
per Verfassung der Status als „Avant-
garde der Arbeiterklasse und des gan-
zen Volkes, als oberste führende Kraft 
des Systems und der ganzen Gesell-
schaft“ zugestanden wird, hat sie diese 
Führungsrolle im politischen System un-
ter Fidel Castro nie vollständig wahr-
nehmen können. Der personalistische 
Führungsstil Fidel Castros und die unter 
seiner Führung etablierten Entschei-
dungsstrukturen parallel oder jenseits 
parteipolitischer und staatlicher Struk-
turen sowie die starke Rolle des Militärs 
zählten zu den größten Herausforde-
rungen. Seit der Institutionalisierung 
der Revolution monopolisierten Partei-
mitglieder den staatlichen Bürokratie-
apparat und die Wirtschafts- und Pla-
nungsbehörden. Mit der sich abzeich-
nenden Krise war auch hier das Gebot 
der Stunde, die Kontrolle über die Partei 
zu stärken und sie in die politische Über-
lebensstrategie einzubinden. Zunächst 
entledigte man sich jedoch zu stark re-
formfreundlicher Technokraten und kar-
riereorientierter Parteimitglieder, er-
neuerte die Parteiführung, weitete die 
Parteistrukturen auf Gemeinde- und 
Provinzebene aus und erhöhte die An-
zahl der Militärs in Parteigremien. Die 
Partei konzentrierte sich fortan wieder 
stärker auf die Mobilisierung und Inte-
gration der Gesellschaft. Vor allem lo-
yale Vertreter der jüngeren Generation, 
die sich biographisch immer weiter von 
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KUBA – IM HERBST DER PATRIARCHENder Revolution entfernten, wurden im 
Laufe der 1990er Jahre für Posten in der 
Partei und in der staatlichen Verwal-
tung rekrutiert. Damit sollte der einstige 
kollektive Enthusiasmus zur Verteidi-
gung der Revolution reaktiviert und die 
jüngere Generation in das System inte-
griert werden, da sie von den Mobilisie-
rungsversuchen des charismatischen Fi-
del Castro und der Perspektivlosigkeit 
ermüdet war.
Die Gesellschaft wird in erster Linie 
über staatliche Massenorganisationen 
vereinnahmt und kontrolliert, die eng 
mit der Kommunistischen Partei ver-
knüpft sind. Diese dienen einerseits als 
„bottom-up-Mechanismus“, über den 
Befindlichkeiten und Informationen der 
Bevölkerung nach oben vermittelt wer-
den, damit die politische Führung auf 
Inputs der Gesellschaft reagieren kann. 
Andererseits er füllen sie die Funktion ei-
nes „top-down-Mechanismus“, über 
den staatliche Beschlüsse hierarchisch 
durchgesetzt sowie politische Entschei-
dungen und Ideen nach unten vermittelt 
werden können. Beispielsweise hat die 
Kommunistische Partei im Laufe der 
1990er Jahre zur Stabilisierung des Sys-
tems beigetragen, weil sie die neue na-
tionalistische Staatsdoktrin als Ersatz 
für die delegitimierte kommunistische 
Ideologie an die gesellschaftliche Basis 
vermittelte und gleichzeitig definierte, 
wer zu den Feinden der Revolution ge-
hört. Die Partei wurde in den staatlichen 
Unterdrückungsapparat gegen Dissi-
denten eingebunden, indem sie mit dem 
Polizei- und Sicherheitsapparat des In-
nenministeriums kooperiert und über ei-
gene mobile Eingreiftruppen zur Ein-
schüchterung von Dissidenten verfügt. 
Über die Mobilisierung und Ideologi-
sierung der Gesellschaft durch die Par-
tei wird die Gesellschaft freiwillig oder 
zwangsweise in das System integriert, 
was wiederum stabilitätsfördernd wirkt.

Kontrollmechanismen gegenüber 
der Gesellschaft 

Für die Stabilität des autoritären Sys-
tems ist es bisher begünstigend gewe-
sen, dass in Kuba – anders als im so-
zialistischen Ostblock – keine vergleich-
bare Oppositionsbewegung existiert, 
obwohl die gesellschaftliche Unzufrie-
denheit weit verbreitet ist und damit 
Druckpotenzial vorhanden wäre. Es hat 
sich zwar trotz der wenig förderlichen 
staatlichen Macht- und Kontrollstruktu-
ren eine heterogene, mehr oder weni-
ger autonome zivilgesellschaftliche Or-
ganisationslandschaft entwickelt. Die 
Gründung einer breiten Oppositions-
bewegung bleibt aber aus mehreren 
Gründen schwierig. Zunächst variiert 
der Oppositionsgrad von radikaler Op-
position gegen die Regierung und den 

kubanischen Sozialismus über Kritik an 
den Castros, aber nicht notwendiger-
weise am Sozialismus, bis hin zur Dissi-
denz innerhalb staatlicher Massen-
organisationen und dem staatlichen 
Bürokratieapparat. Dadurch wird ei-
ne gemeinsame Mobilisierungsagenda 
verhindert. Die größte Herausforderung 
der Dissidenten und organisierten Op-
positionsgruppen besteht darin, dass 
sie über formelle und informelle Kont-
roll- und Repressionsmechanismen zum 
Schweigen gebracht werden. Erst kürz-
lich hat der Bericht der internationalen 
Menschenrechtsorganisation Human 
Rights Watch (2009) mit dem Titel „New 
Castro, Same Cuba“ die formal-rechtli-
chen, institutionellen Grundlagen und 
strukturellen Formen der Repression 
aufgezeigt und darauf hingewiesen, 
dass sich Raúl Castro genau wie sein 
Bruder dem repressiven staatlichen Un-
terdrückungsapparat gegen Dissiden-
ten bedient. Der Staat setzt allerdings 
weniger auf offene Gewalt oder syste-
matische Massenrepression. Vielmehr 
scheint es der Logik gezielter Repressi-
on und Einschüchterung sowie zugleich 
kontrollierter Toleranz gegenüber Dissi-
denz und Opposition bis zu dem Grade 
zu folgen, wie es für die Stabilität des 
politischen Systems notwendig ist. Ne-
ben formellen Kontrollmechanismen, 
die auf staatlichen Gesetzen und Insti-
tutionen beruhen, spielen informelle 
Kontrollmechanismen wie die Soziali-
sierung, das Bildungssystem und die 
staatliche Propaganda eine wichtige 
Rolle.
Der Wechsel zwischen Repression und 
Toleranz, zwischen formellen und infor-
mellen Kontrollmechanismen begüns-
tigt dabei ein Klima der permanenten 
Unsicherheit und Unberechenbarkeit. 
Beispielsweise wird die kubanische 
Hip-Hop-Szene trotz ihrer systemkriti-
schen Texte geduldet, um dem weit ver-
breiteten Unmut ein kontrolliertes Ventil 
zu verschaffen. Hingegen wird versucht, 
die preisgekrönte, weltbekannte kuba-
nische Bloggerin Yoani Sánchez mit ih-
ren Berichten über den kubanischen All-
tag durch Einschüchterung, Ausreise-
verbote und Diffamierung als Marionet-
te ausländischer Medienkonzerne zum 
Schweigen zu bringen, da ihr Recht auf 
freie Meinungsäußerung offensichtlich 
eine Grenze überschreitet, die Fidel 
Castro mit dem Motto prägte „Inner-
halb der Revolution: alles. Gegen die 
Revolution: nichts.“ Neben Repression 
und Gewalt ist auch die erfolgreiche 
nationalistische Staatsdoktrin und die 
damit verbundene Stilisierung des 
Feindbildes USA seitens des Staats- und 
Parteiapparates dafür verantwortlich, 
dass kubanische Oppositionsversuche 
als Marionetten der USA betrachtet 
werden und deshalb über wenig Rück-

halt in der Bevölkerung verfügen. Hinzu 
kommt, dass sich viele der Systemgeg-
ner für die sowohl von den USA als auch 
von Kuba bewusst geförderte, aber 
kontrollierte Option des Exils entschei-
den. Abschließend bleibt zu sagen, 
dass es vereinfacht wäre, die Überle-
bensfähigkeit und Stabilität des politi-
schen Systems allein auf den staatli-
chen Repressionsapparat zurückzufüh-
ren, denn kein politisches System – auch 
nicht das kubanische – kann 50 Jahre 
überleben und dabei allein auf Repres-
sion setzen. Offensichtlich verfügt das 
politische System auch über ein be-
stimmtes Maß an Akzeptanz und Unter-
stützung (Legitimation) innerhalb der 
Gesellschaft, die zur Stabilität des au-
toritären Systems beitragen.

Der kreative Umgang mit 
Legitimationsquellen

Jedes politische System, egal ob de-
mokratisch oder autoritär, ist für die 
langfristige Stabilität des Systems auf 
Legitimation angewiesen. Einige der 
Legitimationsquellen, die unter der 
Herrschaft Fidel Castros herrschaftssta-
bilisierend wirkten, scheinen langsam 
zu versiegen. Woraus schöpft dann 
Raúl Castro die nötige Legitimation? Es 
zeigt sich auch hier, dass der kubani-
sche Staat anpassungsfähig ist. Droht 
eine Legitimationsquelle, die unter Fidel 
Castro die Herrschaft stabilisierte, 
langsam wegzubrechen, werden ande-
re Quellen reaktiviert oder ein neuer 
Umgang mit alten Legitimationsquellen 
gepflegt. Raúl Castro versucht dadurch, 
sich eine eigenständige Legitimations-
basis aufzubauen. 

Bürokratischer statt charismatischer 
Sozialismus

Nicht selten wurde auf das Charisma 
der Führungsfigur Fidel Castro hinge-
wiesen, um das postsowjetische Über-
leben und die Stabilität des politischen 
Systems zu erklären. Zweifelsohne ver-
fügt Raúl Castro weder über das Cha-
risma seines Bruders, noch über dessen 
populistische und die Massen mobili-
sierende Eigenschaften. Aufgrund sei-
ner politischen Karriere als Verteidi-
gungsminister steht er vielmehr für mili-
tärische Disziplin und die Kontrolle der 
inneren Ordnung. Spricht nun die Tat-
sache, dass das politische System unter 
der Führung des höchst uncharismati-
schen Raúl Castro noch nicht kollabiert 
ist, dafür, dass die Legitimation autori-
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tärer Herrschaft nicht notwendigerwei-
se von der Existenz eines charismati-
schen big man – wie Fidel Castro – ab-
hängig ist? Die Antwort ist: „Jein“. Zum 
einen ist es die spezifisch kubanische Si-
tuation, die es erlaubt, auf alternative 
Machtstrukturen zurückzugreifen, um 
den charismatisch basierten Führungs-
stil Fidel Castros zu ersetzen. Zum ande-
ren agiert Fidel Castro weiter im Hinter-
grund und wirkt für die Herrschaft sei-
nes Bruders zumindest auf der ideologi-
schen Ebene legitimitätsstif tend.
In den sozialistischen Systemen der 
Sowjetunion war die Herrschaft der Bü-
rokratie in Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft mit der Kommunistischen Par-
tei als Träger der bürokratischen Herr-
schaft das zentrale Strukturmerkmal. 
Die Besonderheit Kubas unter der politi-
schen Führung Fidel Castros bestand 
darin, dass bürokratisch-sozialistische 
Strukturen á la Sowjetunion parallel 
zu den charismatischen Herrschafts-
elementen Fidel Castros existierten. Je 
nach Notwendigkeit dominierte stärker 
das eine oder das andere Herrschafts-
element. Es ist Ausdruck dieses „Cha-
rismatischen Sozialismus“, dass Fidel 
Castro parallel zu politischen Instituti-
on und der Kommunistischen Partei re-
gieren und die Loyalität wichtiger An-
hänger über persönliche, informelle 
Abhängigkeitsbeziehungen gewinnen 
konnte.
Raúl Castro war sich von Anfang der 
Tatsache bewusst, dass er die charis-
matisch basierte Autorität seines Bru-
ders nur durch den Rückgrif f auf den 
existierenden bürokratischen Herr-
schaftsapparat zusammen mit starken 
und effizienten Staats- und Regierungs-
institutionen kompensieren kann. In sei-
ner Antrit tsrede wies Raúl Castro dar-
auf hin, dass allein die Kommunistische 
Partei als würdige Erbin Fidel Castros 
die Einheit der Nation zukünftig garan-
tieren kann. Und wenn dies die einzige 
Erbin ist, dann müsste diese besonders 
demokratisch sein und im Rahmen des 
Sozialismus weiter perfektioniert wer-
den. Raúl Castro wendet sich vom cha-
rismatischen Führungsstil seines Bru-
ders ab und orientiert sich stärker am 
staatlichen Bürokratieapparat. Mit der 
Ankündigung Raúl Castros zur instituti-
onellen Stärkung der Partei soll die 
„one-man-rule“ seines Bruders durch ei-
ne „one-party-rule“ ersetzt werden. 
Wie stark Raúl Castro der Institutionali-
sierung der Kommunistischen Partei tat-
sächlich verpflichtet ist, bleibt abzuwar-
ten. Eine neu gegründete „exekutive 
Superkommission“ innerhalb des Polit-
büros soll Entscheidungsprozesse be-
schleunigen und das Land kollektiv füh-
ren. Da die sieben Mitglieder dieser 
Kommission deckungsgleich mit der sie-
benköpfigen Führung des Staatsrates 

sind, die wiederum mehrheitlich einen 
militärischen Hintergrund aufweisen, 
kann davon ausgegangen werden, 
dass die Institutionalisierung zwar im 
Namen der „Avantgarde der Partei“ ge-
schieht, in der Praxis aber eher die be-
kannte Verknüpfung staatlicher, militäri-
scher und parteipolitischer Strukturen 
bedeutet. Auch der für Ende 2009 ein-
berufene VI. Parteitag wurde bereits auf 
unbestimmte Zeit verschoben. Zuvor 
müsse eine nationale Debatte, erst in-
nerhalb der Kommunistischen Partei 
und anschließend in der kubanischen 
Gesellschaft vorausgehen, in der die 
Zukunftsvision des Sozialismus in Wirt-
schaft und Gesellschaft definiert wer-
den soll – natürlich nur um den Sozialis-
mus „zu perfektionieren“ und nicht, um 
ihn abzuschaffen. Neben der Stärkung 
parteipolitischer Strukturen konzent-
rierte sich Raúl Castro seit seiner Amts-
übernahme darauf, die Arbeit von 
Staats- und Regierungsinstitutionen ef-
fizienter zu machen. Er verkleinerte Ver-
waltungseinheiten, legte Ministerien 
zusammen und verabschiedete sich von 
Diskursen und Protagonisten, die unter 
Fidel Castro die institutionelle Parallel-
struktur repräsentierten. Mit der neu ge-
gründeten Obersten Rechnungsprü-
fungsbehörde soll die Korruption in 
staatlichen Institutionen bekämpft wer-
den. Um der Bedeutung des Problems 
Rechnung zu tragen, ist die Chefin die-
ser Obersten Rechnungsprüfungsbe-
hörde inzwischen auch eine der fünf Vi-
zepräsidenten im Staatsrat.1 
Der Rückzug Fidel Castros aus dem po-
litischen Tagesgeschäft und die damit 
verbundene Übergabe der formal-insti-
tutionalisierten Macht an Raúl Castro 
sollte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass Fidel Castro noch immer im Hinter-
grund präsent ist. Die Gegenwart Fidel 
Castros verleiht der Regierung seines 
Bruders – zumindest auf diskursiver Ebe-
ne – eine gewisse Legitimation, wes-
halb er seine Politik stets in Rückgrif f auf 
Fidel Castros Erbe bestätigen muss. 
Nicht selten passt Raúl Castro Zitate 
seines Bruders an neue Kontexte an, um 
unliebsame politische Schrit te einzulei-
ten. Auch wichtige personelle Ämter-
besetzungen und Entlassungen werden 
von Fidel Castro quasi abgesegnet. 
Zwar mischt sich Fidel Castro nicht mehr 
in das politische Alltagsgeschäft ein, 
doch agiert er als „Soldat der Ideen“, 
wie er von Raúl Castro bezeichnet wur-
de. Im Rahmen seiner regelmäßigen 
Kommentare in der Parteizeitung Gran-
ma nimmt er die Aufgabe wahr, die nati-
onalistische Staatsdoktrin durch Artikel 
über die Ideale der Revolution, den 
Feind im Norden und Venezuelas „Sozi-
alismus des 21. Jahrhunderts” aufrecht-
zuerhalten. Diese Macht der Ideen und 
Diskurse haben in Kuba in besonderer 

Weise – freiwillig oder zwangsweise – 
die Unterstützung der Gesellschaft und 
die Stabilität des autoritären Systems 
gefördert. 

Der treue Feind im Norden 

Fidel Castro instrumentalisierte die Ku-
bapolitik der USA als wichtigste externe 
Quelle zur Stabilisierung und Legitimie-
rung seiner autoritären Herrschaft. Da 
alle US-Regierungen seit 1959 mit je-
weils unterschiedlichen Strategien ver-
suchen, das autoritäre System der 
Castro-Brüder zu destabilisieren, konn-
te Fidel Castro die USA im politischen 
Diskurs glaubwürdig als konstante Be-
drohung der kubanischen Revolution 
und Nation stilisieren. Die Verteidigung 
der nationalen Souveränität und der 
Zusammenhalt von Staat und Gesell-
schaft, die nur durch eine autoritäre 
Führung garantiert werden können, ste-
hen im Vordergrund.
Versiegt nun angesichts der bereits im 
Wahlkampf von US-Präsident Obama 
versprochenen Neuorientierung der 
Kubapolitik eine für die kubanische 
Herrschaft wichtige Legitimationsquel-
le? Sicherlich deutet die bisherige Ku-
bapolitik unter Präsident Obama im 
Vergleich zur Kubapolitik seines Vor-
gängers Bush in einigen Aspekten auf 
Veränderungen hin. Unter der Bush-Re-
gierung verschärfte Embargo-Bestim-
mungen wurden teilweise gelockert. 
Beide Regierungen einigten sich dar-
auf, die unter der Regierung Bush im 
Jahr 2004 aufgekündigten bilateralen 
Gespräche über Migrationsfragen, 
Drogenbekämpfung und Katastrophen-
schutz zu reaktivieren und die Gesprä-
che über den bisher blockierten Post-
verkehr zu beginnen.2 Zudem zeigt die 
grundsätzliche Bereitschaft der US-Ad-
ministration, auf Drängen lateinameri-
kanischer Länder die Wiederaufnahme 
Kubas in die OAS (Organisation Ameri-
kanischer Staaten) zu verhandeln, ein 
Abrücken von Relikten der diplomati-
schen Isolationsstrategie der 1960er 
Jahre, gegen die Kuba längst resistent 
ist. Von einer grundlegenden Neuorien-
tierung der US-amerikanischen Kuba-
politik kann bisher allerdings kaum die 
Rede sein. Da die jetzige US-Administ-
ration weiter an den grundlegenden 
Zielen der traditionellen Kubapolitik 
festhält und eine Normalisierung der 
Beziehungen und das Aufheben des 
Embargos von Kubas Fortschrit ten in 
Richtung Demokratie und Einhaltung 
der Menschenrechte abhängig macht, 
profitiert Raúl Castro gegenwärtig von 
dem externen Feindbild USA, das sein 
Bruder erfolgreich aufgebaut hat.
Genau wie in der Ära Fidel Castros wird 
das US-Embargo für die momentane 
ökonomische Krise und die alltäglichen 
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KUBA – IM HERBST DER PATRIARCHENÜberlebenskämpfe der kubanischen 
Bevölkerung mitverantwortlich ge-
macht. Im Gegensatz zu seinem Bruder 
betrachtet Raúl Castro das Embargo 
aber gleichzeitig als Ansporn und 
Rechtfertigung für die Entwicklung nati-
onaler Wirtschafts- und Entwicklungs-
potenziale, um ökonomisch unabhängi-
ger zu sein.
Auch die Strategie der pro-aktiven De-
mokratieförderung seitens der USA 
durch die Unterstützung der „Zivilge-
sellschaft“ wirkt weiterhin herrschafts-
legitimierend, indem sie als Versuch des 
Feindes dargestellt wird, die Revolution 
über offene und verdeckte Subversion 
von innen heraus zu destabilisieren. 
Dies erfordert wiederum die Verteidi-
gung politischer Geschlossenheit und 
legitimiert ein repressives Vorgehen ge-

genüber politischer Opposition und 
Dissidenten. Erst kürzlich wurde ein 
Mitarbeiter einer US-amerikanischen 
Entwicklungshilfeorganisation in Kuba 
festgenommen, weil er im Auftrag der 
US-Regierung und ohne Erlaubnis der 
kubanischen Regierung neben Handys 
und Laptops auch Satellitensysteme an 
Vertreter der kubanischen „Zivilgesell-
schaft“ – oder anders gesagt an „Dissi-
denten“ – verteilte, damit diese Radio- 
und TV-Sender der Exilkubanerinnen 
und Exilkubaner empfangen würden.3

Die Kubapolitik der USA trägt auch des-
halb zur Stabilität des autoritären Sys-
tems bei, weil sie in der kubanischen Be-
völkerung und innerhalb der Elite gera-
dezu die Angst vor Demokratisierung 
und einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung mit Privatbesitz schürt sowie die 

Unterstützung der Systembefürworter 
stärkt.4 Das Demokratisierungsszenario 
wäre sowohl mit direkter Einflussnahme 
der USA in souveräne Entscheidungs-
prozesse als auch mit der Rückkehr der 
Exilkubaner und Entschädigungsforde-
rungen von vor der Revolution 1959 ent-
eigneter amerikanischer Staatsbürger 
und Unternehmen verbunden. Dies 
heizt nicht nur anti-amerikanische Res-
sentiments an, sondern aktiviert den 
kollektiven Willen zur Verteidigung der 
nationalen Souveränität. Insgesamt 
wendet sich Raúl Castro zwar deutlich 
von der aggressiven, anti-amerikani-
schen Rhetorik seines Bruders ab und 
signalisiert durch seine Bereitschaft zu 
einem Dialog auf Augenhöhe Interesse 
an der Normalisierung der Beziehun-
gen. Allerdings greift auch Raúl Castro 
mittlerweile wieder auf ein bekanntes 
Reaktionsmuster zurück. Immer wenn 
sich in der Vergangenheit die kubani-
schen Führung von innen bedroht fühlte 
oder aber eine Änderung der US-ame-
rikanischen Kubapolitik möglich schien, 
die der Instrumentalisierung zur inter-
nen Herrschaftslegitimation entgegen-
stand, war eine aggressivere Haltung 
gegenüber der USA zu beobachten, um 
eine Normalisierung der bilateralen Be-
ziehungen zu verhindern. Dies trif f t auf 
die gegenwärtige Situation dahinge-
hend zu, als dass zum einen unter Präsi-
dent Obama eine Normalisierung der 
bilateralen Beziehungen wahrscheinli-
cher denn je wird und sich die kubani-
sche Führung zum anderen durch poten-
zielle soziale Unruhen im Zuge der mo-
mentanen Wirtschafts- und Liquiditäts-
krise bedroht sieht. Beispielhaft ist die 
Ende November 2009 plötzlich auf-
flammende Kriegsrhetorik Raúl Castros 
gegenüber der USA, die mit dem lan-
desweiten Militärmanöver „Bastion 
2009“ ihren Ausdruck fand. Die Mili-
täraktion, die auch unter Fidel Castro 
schon in regelmäßigen Abständen 
statt fand, wurde öffentlich mit der Not-
wendigkeit begründet, die nationale 
Verteidigungsbereitschaft gegenüber 
der potenziellen militärischen Aggressi-
on des Feindes zu erhöhen sowie Ord-
nung und Disziplin angesichts der Krise 
zu bewahren.

Gleichheit, aber nicht Gleichmacherei 

Von Beginn an symbolisierte die kubani-
sche Revolution eine soziale Revolution. 
Gegenüber der Vergangenheit unter 
der Diktatur Batistas war die Revolution 
mit Hoffnungen auf soziale Gerechtig-
keit, Gleichheit und materiellen Wohl-

Gegenüber der Vergangenheit war die kubanische Revolution mit Hoffnungen auf sozi-
ale Gerechtigkeit, Gleichheit und materiellen Wohlstand für alle verbunden. Die wohl-
fahrtsstaatlichen Leistungen des Staates wirken trotz ihrem prekären Niveau bis heute 
legitimitätsstiftend. picture alliance/dpa
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stand für alle verbunden. Sicher ist, dass 
die gesellschaftliche Unterstützung der 
breiten Masse für das System nicht auf 
die Ergebnisse der Wirtschaftspolitik 
der letzten Jahrzehnte unter Fidel Cast-
ro zurückzuführen ist. Vielmehr sind es 
die wohlfahrtsstaatlichen Leistungen 
des Staates, die bis heute legitimitäts-
stiftend wirken, wenn auch auf prekärem 
Niveau. Obwohl der Staat zunehmend 
weniger in der Lage ist, die einstige 
Qualität und den universellen Zugang 
zu wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen 
zu garantieren, sind die Ergebnisse der 
Sozialpolitik im lateinamerikanischen 
Vergleich immer noch vorbildlich und 
bringen Kuba nach wie vor internatio-
nale Anerkennung ein. Selbst in ökono-
mischen Krisenzeiten gehörte es immer 
zur obersten Priorität, die sozialen Er-
rungenschaften der Revolution im Bil-
dungs- und Gesundheitsbereich auf-
rechtzuerhalten oder Sozialausgaben 
sogar zu erhöhen, koste es, was es wol-
le. Die ursprünglichen sozialen Prioritä-
ten werden allerdings durch die sozia-
len Folgen des geteilten Wirtschaftssys-
tems zunehmend überschattet. Wie in 
vorrevolutionären Zeiten gehört unglei-
che sozioökonomische Chancenvertei-
lung wieder zum kubanischen Alltag. 
Nicht mehr Arbeit und der Beitrag zur 
Gesellschaft entscheiden über das Ni-
veau des Lebensstandards, sondern der 
Besitz oder Nichtbesitz von Devisen.
Raúl Castro wusste von Beginn an, dass 
er auf die von der Bevölkerung erwarte-
ten Verbesserungen im ökonomischen 
Bereich reagieren muss. Er hat zwar kei-
ne Intention, die in der Verfassung ga-
rantierten zentralen Errungenschaften 
der Revolution im Gesundheits- und Bil-
dungsbereich zu streichen und dadurch 
Legitimität einzubüßen. Das Problem 
der steigenden soziökonomischen Un-
gleichheit und des sinkenden Lebens-
standards sei allerdings nicht über mehr 
Ausgaben in der Sozialpolitik, sondern 
nur über strukturelle Wirtschaftsrefor-
men und eine Steigerung der Produktivi-
tät mittels materieller statt moralischer 
Anreize lösbar. Das neue Lohnsystem im 
staatlichen Peso-Sektor5 rechtfertigte 
Raúl Castro mit einer Neuinterpretation 
des Sozialismus als „(…) soziale Ge-
rechtigkeit und Gleichheit, aber Gleich-
heit von Rechten und Chancen, nicht 
Gleichheit von Einkommen. Gleichheit 
bedeutet nicht Gleichmacherei.“6 Der 
anfängliche Reformeifer7 wurde mittler-
weile gebremst, was von der politischen 
Führung mit den für Kuba spürbaren Fol-
gen der weltweiten Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise und der drei verheerenden 
Wirbelstürme im Jahr 2008 gerechtfer-
tigt wird.
Die versprochenen strukturellen Wirt-
schaftsreformen wurden zugunsten von 
Sparmaßnahmen aufgeschoben. Bis auf 

die in der Verfassung garantierten Sozi-
alleistungen sei das staatliche Subventi-
onsprogramm und die zahlreichen all-
täglichen „Geschenke“ angesichts der 
wirtschaftlichen Umstände „irrational“ 
und ein Symbol des „Paternalismus“ von 
Fidel Castro, den sich der Staat nun nicht 
mehr leisten könne.8 Raúl Castro ver-
sucht, sich über seinen Ruf als Technokrat 
und Wirtschaftspragmatiker eine eigene 
Legitimationsbasis zu verschaffen, die 
paternalistische Elemente ablegt und 
stärker rational orientiert ist. Die Folgen 
der Weltwirtschaftskrise haben Kuba 
einmal mehr vor Augen geführt, wie ver-
wundbar die stark importabhängige 
Ökonomie trotz der ökonomisch wichti-
gen Partnerschaften zu Venezuela und 
China ist. Bisher haben Venezuela und 
China entscheidend zur staatlichen Ver-
sorgungsfunktion beigetragen, indem 
sie für Kuba neue devisenbringende Ex-
portmärkte für kubanische Rohstoffe 
darstellen, zinsgünstige Kredite zur Ver-
fügung stellen sowie Nahrungsmittel, 
Konsumgüter und öffentliche Verkehrs-
mittel zu Vorzugspreisen anbieten. Ob 
Venezuela und China auch weiterhin 
verhindern können, dass Kuba vorerst 
ohne den nötigen ökonomischen Struk-
turwandel im zentralistisch organisier-
ten Teil der Wirtschaft überleben und 
der gate-keeper-Staat weiter bestehen 
kann, bleibt abzuwarten.

Die symbolische Strahlkraft Kubas 

Kubas Internationalismus und das Be-
kenntnis zu sozialistischen Idealen sind 
seit der kubanischen Revolution wichtige 
Faktoren, die nach außen und nach in-
nen legitimitätsstiftend wirken. Die mili-
tärische Unterstützung von Befreiungs-
kämpfen insbesondere in Afrika in den 
1960er und 1970er Jahren, humanitäre 
Hilfe im medizinischen Bereich sowie So-
lidarität gegenüber Ländern des globa-
len Südens haben externe Unterstüt-
zung, Respekt, Solidarität und nicht sel-
ten Bewunderung gegenüber Kuba her-
vorgerufen.9 Dies erweckt innerhalb 
Kubas den Eindruck, dass das System 
nicht isoliert ist, sondern sogar wertge-
schätzt wird. Insbesondere die Partner-
schaft mit Venezuela vermittelt nach in-
nen den Eindruck, dass es trotz aller Feh-
ler des Sozialismus wieder Regierungen 
gibt, die den „Sozialismus des 21. Jahr-
hunderts“ nachahmen und den Kampf 
Fidel Castros gegen Anti-Imperialismus 
fortsetzen möchten. Ferner kann Kuba 
durch die Partnerschaft mit Venezuela 
im Rahmen des „Öl gegen Ärzte“-Pro-
gramms seine „medical diplomacy“ re-
aktivieren, die für das Land seit der Revo-
lution ein Schlüsselelement seines Inter-
nationalismus darstellten. Durch den Ex-
port medizinischer Dienstleistungen und 
sozialstaatlicher Programme in Länder 

des Südens erhält Kuba im Gegenzug 
Prestige und Wohlwollen, das sich zu di-
plomatischen Beziehungen und Han-
delspartnerschaften entwickeln kann, 
die neue Devisen bringen und die Ver-
sorgungsfunktion des Staates unterstüt-
zen. Die medical diplomacy ist eine 
Möglichkeit, Kubas Image sowohl nach 
außen als auch nach innen als entwickel-
te und technisch fortgeschrittene Nation 
zu unterstreichen. Die Legitimität nach 
innen hängt aber auch davon ab, wie es 
die politische Führung schaffen wird, mit 
der Unzufriedenheit der kubanischen 
Bevölkerung hinsichtlich des eigenen 
Gesundheitssystems und den spürbaren 
Folgen des Braindrain im medizinischen 
Sektor umzugehen.

Und was kommt nach dem Herbst 
der Patriarchen?

Weder das Ende des Sowjetsozialismus 
noch das für charismatische Herrscher 
übliche Problem der Nachfolgerege-
lung haben auf Kuba zum Kollaps des 
politischen Systems geführt. Erst nach 
dem Herbst der beiden unsterblich 
scheinenden Patriarchen könnte die 
Stabilität des autoritären kubanischen 
Systems erneut auf die Probe gestellt 
werden. Die zwei Brüder gehören zu 
den wenigen noch verbleibenden Ver-
tretern der historischen Revolutionsge-
neration, deren Nachfolger sich bio-
graphisch immer weiter von der kubani-
schen Revolution 1959 und den damit 
verbundenen Hoffnungen und Zielen 
entfernen. Da auch Raúl Castro ange-
sichts seines Alters nur als Übergangsfi-
gur gelten kann, ist davon auszugehen, 
dass unter seiner Führung die Weichen 
für die politische Zukunft Kubas gestellt 
werden. Die politische Herausforde-
rung besteht für Raúl Castro darin, die 
sozialen und ökonomischen Probleme 
anzugehen und dabei sowohl die Sta-
bilität des politischen Systems und die 
Kohäsion der Elite zu garantieren als 
auch die jüngere Generation stärker 
einzubinden und sich den Forderungen 
der Masse der Bevölkerung anzuneh-
men. Nur so kann auch die breite gesell-
schaftliche Akzeptanz des zukünftigen 
Entwicklungsweges der Insel gewähr-
leistet werden. Die umfassende Neubil-
dung des Kabinetts deutet bereits dar-
auf hin, dass die Kommunistische Partei 
zusammen mit den technokratischen 
Militärs eine zentrale Rolle im zukünfti-
gen Szenario spielen werden. Bisher 
haben sich beide Akteure als anpas-
sungsfähig gezeigt und waren für die 
Überlebensfähigkeit des Systems ent-
scheidende Stützen. Solange der Tor-
wächter-Staat für eine kleine Elite (nicht 
für die Allgemeinheit) so erfolgreich wie 
bisher bleibt, scheint es keinen Grund 
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Erhalt des gegenwärtigen Systems ver-
lieren sollte. Der Anreiz für politische Lo-
yalität gegenüber dem gegenwärtigen 
System war bisher offensichtlich größer 
als die von einem Systemwandel erwar-
teten Vorteile. Gleichzeitig muss es der 
kubanischen Führung weiterhin gelin-
gen, die Legitimation des Systems zu 
garantieren. Die größte gegenwärti-
ge sozioökonomische Herausforderung 
besteht für die Masse der Bevölkerung 
darin, dass die Gleichung „Arbeit-Ein-
kommen-Wohlstand“ aus den Fugen ge-
raten ist. Die alltägliche Unzufrieden-
heit und die desolate Wirtschaftslage 
könnten zu einer politischen Herausfor-
derung für die Stabilität des Systems 
werden, wenn keine strukturellen Wirt-
schaftsreformen in Angrif f genommen 
werden. Bisher haben die Partnerschaf-
ten zu Venezuela, China und anderen 
Partnern ausgereicht, um genau solche 
strukturellen Reformen aufzuschieben, 
deren Folgen politisch schwer zu kont-
rollieren sind. Mit den vorsichtigen Libe-
ralisierungsschrit ten zielt Raúl Castro 
darauf ab, einen politischen Reform-
druck zu verhindern. Gelingt es nicht, 
die soziale und wirtschaftliche Dimensi-
on von Entwicklung in Einklang zu brin-
gen, könnte die Kritik am System lauter 
werden, die bisher durch die momenta-
nen Vorteile eines Systemerhalts aufge-
wogen bzw. durch die bewusst ge-
schürte Angst vor den Folgen eines Sys-
temwandels und die Kontrolle der Ge-
sellschaft verhindert werden konnte. 
Der kubanische Fall zeigt auch, dass au-
toritäre Systeme nicht allein auf Repres-
sion und Unterdrückung der Opposition 
beruhen, sondern die Unterstützung 
der Gesellschaft über verschiedene 
materielle und immaterielle Legitimati-
onsquellen gewährleisten.

Es bleibt spannend und schwer vorher-
sagbar, ob die derzeitigen stabilitäts- 
und legitimitätsfördernden Faktoren für 
das politische System Kubas ausreichen 
werden, um auch zukünftig wider-
standsfähig gegenüber Ereignissen und 
Entwicklungen zu sein, die die Transiti-
onsresistenz des Systems auf die Probe 
stellen könnten.
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ANMERKUNGEN

1 Seit der letzten Kabinettsumbildung im De-
zember 2009 gehören der obersten Führung des 
Staatsrates (nach Raúl Castro als Staatspräsi-
dent und José Ramón Machado Ventura als 1 .
Vize-Präsident) folgende Vize-Präsidenten an: 
Altrevolutionär Ramiro Valdés Menéndez, die 
Generäle Julio Casas Regueiro und Abelardo 
Colomé Ibarra sowie der Parteikader Juan Este-
ban Lazo Hernandez (s. Cubadebate, 20.12.2009 
“Eligen nuevos integrantes del Consejo de Esta-
do de la República de Cuba“; http://www.cuba-
debate.cu/noticias/2009/12/20/eligen-nuevos-inte 
grantes-del-consejo-de-estado-de-la-republica-
de-cuba/)
2 Aufgrund der schleichenden Verhärtung der 
bilateralen Beziehungen wurden die angekün-
digten Gespräche bereits auf unbestimmte Zeit 
verschoben, s. New York Times, 30.12.2009 „In 
Cuba, hopeful tenor toward Obama ebbing“; 
http://www.nytimes.com/2009/12/31/world/
americas/31cuba.html?pagewanted=1&sq= 
Honeymoon%20is%20over&st=cse&scp=1
3 New York Times, 11 .9.2009 „Cuba detains a 
U.S. Contractor”; http://www.nytimes.com/2009 
/12/12/wor ld/amer icas/12cuba .h tm l?_ r= 
1&scp=10&sq=Cuba%20Ra%C3%BAl%20
Castro&st=cse
4 Das US-amerikanische Helms-Burton-Gesetz 
legt fest, dass die Aufhebung der Sanktionspolitik 
erst mit einer politischen und wirtschaftlichen Sys-
temtransformation Kubas hin zu repräsentativer 
Demokratie und Marktwirtschaft möglich wird. Zu 
den wohl umstrittensten Vorrausetzungen für die 
Anerkennung einer Übergangsregierung seitens 
der USA gehören eine Regierung ohne Fidel oder 
Raúl Castro sowie die Rückkehr der Exilkubaner 
und die Entschädigung bzw. Rückgabe von nach 
der Revolution 1959 verstaatlichten amerikani-
schen Besitztümern.
5 Das neue Lohnsystem für den staatlichen Pe-
so-Sektor verabschiedet sich sowohl vom staat-
lich festgelegten Höchstlohn als auch vom bishe-
rigen Einheitslohn
6 Granma, 12.7.2008; http://www.granma.cu-
baweb.cu/2008/07/12/nacional/artic06.html
7 Dazu zählen Reformen beim Angebot von 
Konsumgütern und Dienstleistungen; eine nomi-
nale Rentenerhöhung um 20 Prozent sowie eine 
Erhöhung der Sozialfürsorge und der Peso-Löhne 
für Justizangestellte und Staatsanwälte, die – so-
bald es die wirtschaftliche Situation zulässt – 
schrittweise auch auf andere Bereiche ausgewei-
tet werden soll. Brachliegende staatliche Acker-
böden wurden an Genossenschaften und seit 
kurzem auch an private Kleinbauern zur effekti-
ven Nutzung (ohne genaue Planvorgaben) ver-
pachtet.
8 Die bereits begonnene schrittweise Abschaf-
fung von Produktsubventionen (wie das tägliche 
kostenlose Mittagessen für Staatsangestellte) 
und die Streichung bzw. verschärfte Rationierung 
einzelner Lebensmittel auf den monatlichen Le-
bensmittelkarten sollen durch gezielte staatliche 
Unterstützung für Bedürftige ersetzt werden.
9 Jährlich findet die Unterstützung Kubas in der 
Abstimmung der UN-Vollversammlung über die 
Resolution zur Aufhebung des US-Embargos ge-
genüber Kuba seinen numerischen Ausdruck. Im 
Jahr 2009 haben 187 von 192 UN-Mitgliedstaa-
ten für die Aufhebung des Embargos gestimmt (s. 
New York Times, 29.10.2009 “U.S. Embargo on 
Cuba again finds scant support at U.N.”; http://
w w w. n y t i m e s . c o m / 2 0 0 9 /10 / 2 9 / w o r l d /
americas/29nations.html)
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Diktator, Machtpolitiker und 
Ideologie

Stefan Creuzberger:
Stalin. Machtpolitiker und Ideologe.
W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart 2009,
343 Seiten, 19,80 Euro.

Die Intention Stefan Creuzbergers, Pri-
vatdozent für Neuere Geschichte an 
der Universität Potsdam, ist keine gerin-
ge. Er möchte in seinem Buch Stalin im 
Unterschied zu vielen anderen Biogra-
phien gleichgewichtig als Innen- und 
Außenpolitiker präsentieren und die 
Geschichte sowie die Ideologie des 
Stalinismus beschreiben. Im Bereich der 
Außenpolitik ist es Stalin gelungen, den 
Bolschewismus in das östliche Europa 
zu tragen, mit dem hochgerüsteten Im-
perium den Status einer Supermacht  zu 
erreichen und die internationale Politik 
maßgeblich mitzubestimmen. Doch die 
Er folgsbilanz hatte Schattenseiten: er 
stürzte die Welt in einen Kalten Krieg 
und schuf so Rahmenbedingungen, „die 
seinen politischen Nachfolgern nur äu-
ßerst begrenzte Handlungsspielräume 
gewährten. Über kurz oder lang leitete 
daher sein außenpolitisches Erbe un-
weigerlich den Anfang vom Ende der 
Sowjetunion ein“ (S. 47). Und auch für 
die Innenpolitik Stalins ist die Bilanz 
zweifelhaft. Die UdSSR wurde in den 

1930er Jahren und abermals nach dem 
Zweiten Weltkrieg zu einem hochindus-
trialisierten Staat. Doch der Preis für „je-
ne durch Terror-, Gewalt- und Verfol-
gungsmaßnahmen erzwungenen sozio-
ökonomischen Veränderungen stand in 
keiner Relation zu den erzielten Ergeb-
nissen der sozialistischen Plan- und 
Mangelwirtschaft“ (S. 47/48).
Creuzberger setzt zeitlich da ein, wo 
Stalins Leben endet. Anstatt sofort nach 
einem Arzt zu rufen, verlangte Stalins 
unmittelbares Umfeld nach Instruktio-
nen. Am Ende vergingen nahezu 24 
Stunden, bis Ärzte eintrafen – zu spät, 
um ihn noch zu retten. „Zuvor musste de-
ren ‚ethnische Unbedenklichkeit’ ge-
klärt und vor allem sichergestellt sein, 
dass dem Team der behandelnden Me-
diziner keine Juden angehörten“ (S. 40). 
Ein Großteil der anerkannten Fachleute 
war schon Opfer einer konstruierten 
Ärzteverschwörung und zuvor verhaftet 
worden. So verstarb Stalin nach einem 
Schlaganfall am 4. März 1953.
Wie kam es, dass Stalin sich zu „einem 
der blutrünstigsten Diktatoren der Ge-
schichte des zwanzigsten Jahrhun-
derts“ (S. 48) entwickeln konnte? Creuz-
berger bleibt uns die Antwort nicht 
schuldig. Er führt uns in die Welt des jun-
gen Stalins – in den Kaukasus des aus-
gehenden 19. Jahrhunderts. Dieser Kul-
turraum prägte mit seinem Wertesystem 
den dort geborenen Stalin. Er war ein 
Kind jener georgischen Grenzregion 

mit dörflicher Gewalttradition und ei-
ner Kriegergesellschaft, die sich über 
lange Jahrhunderte hinweg gegen aus-
ländische Interventionen und Besetzun-
gen entwickelte. Creuzberger versteht 
es, Licht in das Dunkel der Jugendjahre 
Stalins zu bringen. Er benennt viele De-
tails, die zu Lebzeiten verschwiegen und 
vertuscht wurden. Stalins Karriere be-
gann in einem orthodoxen Priestersemi-
nar. Hier kam er mit Gegnern des Zaren-
regimes in Kontakt und verließ mit 21 
Jahren die Anstalt. Im Untergrund ge-
wann er Sympathien durch erfolgreiche 
kriminelle Coups und Organisationsge-
schick, auf das Lenin aufmerksam wur-
de: „Stalin erlangte den Ruf, Lenins 
Mann fürs Grobe zu sein. Er war es, der 
in erster Linie  für die Aufbesserung der 
Parteikasse und damit die Finanzierung 
der revolutionären Aktivitäten eine zen-
trale Rolle spielte“ (S. 76). Stalin gehörte 
ab Sommer 1917 zu den wichtigsten 
Führungspersonen in den zentralen Or-
ganen der Bolschewiki. Es folgte der 
Aufstieg zur absoluten Macht in drei 
Schrit ten: Generalsekretär der Russi-
schen Kommunistischen Partei (1922); 
Kampf und Sieg über die politischen 
Kontrahenten (bis 1928/29); die Erlan-
gung der absolute Führung mit Hilfe von 
Gewalt (der Krieg gegen die Bauern ab 
1930, der Große Terror zwischen 1936 
und 1938). Creuzberger weist in seinen 
Darlegungen überzeugend nach: „Oh-
ne das unsägliche Leid relativieren zu 
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wollen, das sein despotisches System 
über die Sowjetunion und – nach 1945 
– über weite Teile Ostmittel- und Süd-
osteuropas gebracht hat, wird man sich 
einer Beobachtung nicht entziehen kön-
nen: Stalin war immer auch ein Produkt 
der russischen Geschichte und der bol-
schewistischen Bewegung“ (S. 110). An 
Ende kommt Creuzberger nach den 
Darlegungen über den  „Generalissi-
mus im Großen Vaterländischen Krieg“ 
und der Herrschaftspraxis in der spät-
stalinistischen Zeit zu folgender Bewer-
tung: „Die spätstalinistische Sowjetuni-
on war keineswegs die Reproduktion 
und Fortsetzung all dessen, was der 
Generalsekretär bei seinem erfolgrei-
chen Grif f nach der absoluten Macht, 
nach Zwangskollektivierung und for-
cierter Industrialisierung, nach Partei- 
und Massenterror noch ein Jahrzehnt 
zuvor realisiert hatte. Die sowjetische 
Gesellschaft war vielmehr geprägt 
durch die kollektive Er fahrung des ‚Gro-
ßen Vaterländischen Krieges’“ (S. 176).
In Stalins ideologischer Vorstellungswelt 
existierte die Angst, dass die inneren 
Konflikte in den Grenzregionen der Sow-
jetunion eine polnische oder rumänische 
Intervention provozieren könnten. „Die 
auf Prävention setzende brutale und 
rücksichtslose Deportation nationaler 
Minderheiten, ein Charakteristikum des 
Stalinismus, hatte u. a. hier ihren Ur-
sprung“ (S. 213). Eine Modernisierung 
zur Überwindung innerer Rückständig-
keit sollte nicht nur einen Sicherheitszu-
wachs, sondern einen Zugewinn an au-
ßenpolitischer Handlungsfreiheit brin-
gen. Dies galt letztendlich, so die Sicht-
weise Stalins, auch für Hitlers Politik der 
außenpolitischen Provokation, Aufrüs-
tung und Revision des Versailler Systems, 
denn so verstärkten sich die Widersprü-
che innerhalb des „imperialistischen La-
gers“. Und es spricht vieles dafür, dass 
„in erster Linie expansive macht-, statt 
defensive sicherheitspolitische Motive 
den Ausschlag für einen Nichtangriffs-
pakt mit Hitler gaben. Denn die im gehei-
men Zusatzprotokoll von Reichsaußen-
minister Ribbentrop zugesicherte Aus-
dehnung der sowjetischen Interessen-
sphäre in Osteuropa war etwas, was ihm 
die Westmächte bei einschlägigen Mili-
tärbesprechungen in Moskau nicht ge-
währen konnten und wollten“ (S. 230). 
Stalins Deutschlandpolitik nach 1945 
sah politischen Druck, blanke Erpres-
sung sowie kommunistische Unterwan-
derungs- und Destabilisierungsversuche 
vor, der Versuch einer militärischen Ag-
gression erfolgte aber nicht. Eine andere 
Situation ergab sich mit dem Korea-
Krieg (1950): „Es ist heute aufgrund sow-
jetischer Akten hinlänglich bekannt, dass 

Stalin an der Vorbereitung dieses ersten 
und einzigen heißen Konflikts, der wäh-
rend des Kalten Krieges die beiden Su-
permächte bedrohlich ernst miteinander 
konfrontierte, maßgeblich beteiligt war“ 
(S. 266). Creuzberger stellt am Ende des 
Buches äußerst interessant das Rivali-
tätsverhältnis zwischen Stalin und Mao 
dar. Der Bruch zwischen Tito und Stalin 
findet kaum Erwähnung, was spannend 
gewesen wäre.
Creuzbergers Buch mit neun Karten, 13 
Abbildungen, umfangreicher Zeit tafel 
und fundiertem wissenschaftlichen An-
hang ist fesselnd zu lesen und rundum 
lesenswert, so dass man dem Autor vie-
le politisch sowie historisch interessier-
te Leserinnen und Leser wünschen kann.

Thomas Schinkel

Kuba – eine Landeskunde

Bettina Hoyer/Sebastian Landsberger: 
Cuba. Identidad entre revolución y 
remesas. 
Schmetterling Verlag, Stuttgart 2009. 
120 Seiten, 16,80 Euro.

Dieses Textdossier für den Spanischun-
terricht stellt trotz seiner Einteilung in 
drei Schwierigkeitsgrade (leicht, mittel, 
schwer) hohe Ansprüche. Wer es durch-
arbeitet, steht allerdings auf einem ak-
tuellen Stand, den keine andere Lan-
deskunde Kubas hierzulande bieten 
kann. Trotz der durchgängig spani-
schen Sprache und der Didaktisierung 
wird es jedoch schwer sein, die Landes-
grenzen zu überschreiten. Die Zielgrup-
pe sind Spanischschüler auf allen Lern-
stufen, Kuba-Touristen, die sich mit ei-
nem Wörterbuch in die Texte vertiefen, 
sie vor- oder nachbereiten und Studie-
rende auf der Jagd nach Spezialgebie-
ten.
Entsprechend diesem Adressatenkreis 
sind die Themen zwischen Information 
und problematisiertem Text ausge-
wählt. Nach der Einleitung folgt die 
Chronologie bis zur Wahl des jetzigen 
Präsidenten in den USA 2009, danach 
Blöcke über Identität, Revolution, Al-
phabetisierung, Opposition und Unter-
drückung, die Sonderperiode seit 1990, 
Jugendprobleme, Kommunikation, Kul-
tur, Perspektiven und Statistiken. Die 
scheinbaren Pluspunkte des Regimes 
wie Gesundheits- und Erziehungswesen 
sowie Sport sind gebührend berück-
sichtigt. Jedes Kapitel ist mit Stichwor-
ten am Rand versehen, enthält ein Voka-
bular mit einsprachigen Erklärungen, 
variable Verständnis- und Interpretati-
onsfragen. Hervorzuheben ist dabei 
der kontrastive Ansatz, der bei den ent-

sprechenden Problemen auch immer 
wieder auf die jeweilige Problematik in 
der Bundesrepublik oder damaligen 
DDR rekurriert.
Die Texte sind pluralistisch ausgewählt 
und reichen von regierungsoffiziellen 
Quellen und testimonios bis zu Vertre-
tern des äußeren und inneren Exils. 
Aus den selbst formulierten Texten der 
Verfasser und ihren Fragen geht die 
kritische Einstellung gegenüber dem 
kubanischen Entwicklungsweg hervor. 
Ins gesamt ergibt sich so ein weitge -
hend umfassendes Bild von wesentli-
chen Aspekten des kubanischen All-
tagslebens.
In der Chronologie hätten noch der Ab-
bruch (1963) und die Wiederaufnahme 
(1975) der diplomatischen Beziehungen 
mit der BRD vermerkt werden können. 
Die kubanische Bevölkerung ist auch 
trotz der Propaganda 1961 nicht voll-
ständig alphabetisiert (S. 47), und ge-
genwärtige zuverlässige Aussagen feh-
len. Der Statistikteil (S. 155–160) ist je 
nach Interessenlage mit Vorsicht aufzu-
nehmen. Statt des Untertitels „Identi-
dad entre revolución y remesas” hätte 
ich von „Realidades entre revolución y 
remesas“ gesprochen.
Natürlich lassen sich einige Texte ver-
missen. Aus dem langen Interviewbe-
richt von Fidel Castro mit Ignacio Ramo-
net hätten aufschlussreiche Passagen 
aufgenommen werden können. Da das 
Textdossier ein feministischer Anspruch 
durchzieht, hätte aus den Erlebnisbe-
richten von Monika Krause-Fuchs, die 
jahrzehntelang für die Sexualerziehung 
auf Kuba zuständig war, zitiert werden 
können: Monika y la Revolución. Una mira-
da singular sobre la historia reciente de Cu-
ba (Tenerife 2002), ¿Machismo? No, gra-
cias. Sexualidad en la Revolución (Santa 
Cruz de Tenerife 2007).
Bei den testimonios verweise ich statt 
des ewigen Cimarrón von Miguel Barnet 
auf Reyita, sencillamente. Testimonio de una 
negra cubana nonagenaria, ed. Daisy Ru-
biera Castillo, La Habana 1997. Auch 
die Interviews von Amir Valle mit Prosti-
tuierten hätten als authentisches Mate-
rial berücksichtigt werden können. Die 
meisten der genannten Titel sind auch 
auf Deutsch erschienen. Zu diesem Text-
band ist ebenfalls ein Lehrer- und Lö-
sungsheft mit CD erhältlich. Der Verlag 
bietet neben anderen Kuba-Büchern 
bei den Textdossiers für den Spanisch-
unterricht Bände zu Mexiko und Madrid 
an. Vielleicht entschließen sich die Ver-
fasser zu einer deutschen Landeskunde 
über Kuba auf aktuellem Stand. Denn 
weshalb sollte man immer auf den Tod 
des Comandante en Jefe warten? Das 
alltägliche Überleben geht für die meis-
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ten Inselkubaner ohnehin weiter. Und 
gerade das Alltagsleben durchzieht als 
Konstante diesen ganzen Band. Hinge-
wiesen sei auf das umfangreiche The-
menheft „Kuba“ (Der Bürger im Staat 
2/2008) der Landeszentrale für politi-
sche Bildung Baden-Württemberg, die 
der Versuch einer aktuellen Landeskun-
de ist. Martin Franzbach

Abschied von der Dorfidylle

Landesstelle für Museumsbetreuung Ba-
den-Württemberg/Arbeitsgemeinschaft 
der sieben regionalen ländlichen Freilicht-
museen in Baden-Württemberg (Hrsg.)

Dorf unterm Hakenkreuz. Diktatur 
auf dem Land im deutschen Südwesten 
1933 bis 1945.
Süddeutsche Verlagsgesellschaft im 
Jan Thorbecke Verlag, Ulm 2009
175 Seiten, 16,90 Euro.

Obgleich der ländliche Raum seit den 
1980er Jahren wieder stärker in das Be-
wusstsein rückt und er seitdem sowohl 
kulturell als auch politisch und wirt-
schaftlich größere Beachtung findet, ist 
die Zeit des Nationalsozialismus ein 
weißer Fleck geblieben. Die Signale, 
die vor 20 Jahren sehr deutlich vor allem 
aus dem Kulturbetrieb kamen, wurden 
von der Wissenschaft und der Gesell-
schaft in weiten Teilen überhört. Ein-
drucksvoll schildert beispielsweise die 
Filmtrilogie „Heimat“ von Edgar Reitz 
(1984) den Nationalsozialismus in ei-
nem fiktiven hessischen Dorf und in ih-
rem Bestseller „Herbstmilch“ (1984), der 
die Literaturgattung der bäuerlichen Le-
benserinnerung in den 1980er Jahren 
popularisierte, spricht die Bäuerin An -
na Wimschneider auf wenigen Seiten 
sämtliche Themen des nationalsozialis-
tischen Terrors im ländlichen Raum 
an: Schikanen der SA, Verschleppung 
von Sozialdemokraten und Kommunis-
ten in Konzentrationslager, die schnelle 
Wandlung von Nachbarn zu Helfern 
des Systems, Zwangssterilisation, Um-
gang mit jüdischen Bürgern, Hitlerbild 
statt Christuskreuz in den Bauernhäu-
sern und die „Aufarbeitung“ nach 1945: 
„Die Hitlerbilder in den Bauernhäuser 
waren dann auch nicht mehr da, eigent-
lich konnte sich niemand erinnern, dass 
sie früher einmal in der Stube hingen. 
Der Nachbar, den der schwarze Frack 
gestört hatte, war wieder normal und 
hat zum Geburtstag eine Ehrung in der 
Zeitung bekommen als einer, dessen 
Wort in der Gemeinde was galt. So ver-
ging das Tausendjährige Reich bei uns“ 
(Anna Wimschneider 1984, S. 81).

Was die Bäuerin Wimschneider hier 
aus ihrer Erinnerung 1984 anspricht, er-
lebt mit dem Band der ländlichen Frei-
lichtmuseen in Baden-Württemberg von 
2009 erstmals eine breitere wissen-
schaftliche Aufarbeitung für den Süd-
westen Deutschlands. Die sieben ba-
den-württembergischen Freilichtmuse-
en sowie das Haus der Geschichte Ba-
den-Württemberg (Stuttgart) und das 
deutsche Landwirtschaftsmuseum (Ho-
henheim) legen mit diesem Band eine 
äußerst interessante Dokumentation 
und Analyse ländlicher Verhältnisse für 
den Zeitraum von 1933 bis 1945 vor. Der 
reich bebilderte Sammelband ist dabei 
der Begleitkatalog zum Ausstellungs-
projekt „Dorf unterm Hakenkreuz“, das 
von März bis November 2009 in den re-
gionalen Bauernmuseen Baden-Würt-
tembergs gezeigt wurde. Aus den unter-
schiedlichen Regionen – Odenwald, 
Schwarzwald, Schwäbische Alb, Ho-
henlohe, Oberschwaben, Allgäu – wer-
den beispielhaft für diese Raumschaf-
ten in den Freilichtmuseen unterschiedli-
che Themenfelder in Form von konkreten 
Schicksalen und Ereignissen herausge-
grif fen. Folgende Themen werden da-
bei in dem Band in separaten und unter-
schiedlich strukturierten Beiträgen be-
arbeitet und in den entsprechenden 
Museen dargestellt: Kinderlandverschi-
ckung (Odenwälder Freilandmuseum 
Walldürn-Gottersdorf), Kindheit und 
Jugend (Freilichtmuseum Neuhausen ob 
Eck), Landwirtschaft im Spannungsfeld 
von Ideologie und wirtschaftlichen An-
forderungen (Oberschwäbisches Mu-
seumsdorf Kürnbach), eine Bauernkarri-
ere im Nationalsozialismus (Hohenlo-
her Freilandmuseum), Juden in Laupheim 
(Haus der Geschichte Baden-Württem-
berg), Mädchenalltag (Freilichtmuseum 
Beuren), Krieg in der Heimat (Schwarz-
wälder Freilichtmuseum Vogtsbauern-
hof), Zwangsarbeiter (Bauernhaus-Mu-
seum Wolfegg), Mechanisierung der 
Landwirtschaft (Deutsches Landwirt-
schaftsmuseum Hohenheim). Die Beiträ-
ge sind essayistisch geschrieben und 
fundiert mit einem wissenschaftlichen 
Quellenapparat. Sie sind Momentauf-
nahmen und beschreiben am konkreten 
Beispiel aus der jeweiligen Region 
punktuelle Ereignisse bzw. Schicksale. 
Eine Gesamtschau des ländlichen Rau-
mes im Nationalsozialismus bietet der 
Band nicht – will er auch gar nicht. Mit 
der Verbindung von Analyse, Dokumen-
tation und Bildmaterial ist der Ausstel-
lungsband jedoch ein idealer Einstieg 
in das Thema und bietet qualitativ hoch-
wertige Facetten bzw. Impulse. Er sensi-
bilisiert für eine marginalisierte Heimat-
geschichte.

Der „Kult der Unvernunft“ (Bertrand Rus-
sel, 1935) des Nationalsozialismus war 
nicht auf die Städte begrenzt. Der länd-
liche Raum, die Kleinstadt und das Dorf 
waren keine Reservate. Der Nationalso-
zialismus okkupierte mit derselben 
Wucht und mit derselben Barbarei die 
Provinz. Auch wenn sich die Sozialstruk-
tur und Sozialpsychologie des ländli-
ches Raumes von Ballungsräumen un-
terscheidet und im Detail die Mechanis-
men der Machtübernahme unterschied-
lich verliefen, die Ergebnisse waren 
identisch. Ein Beispiel: In der ober-
schwäbischen Kleinstadt Laupheim, ca. 
20 Kilometer südwestlich von Ulm und 
eine der größten jüdischen Gemeinden 
in Württemberg mit etwa 240 Juden 
1933, lebten über 200 Jahre Juden und 
Christen in friedlicher Koexistenz und 
prägten gemeinsam die Stadtkultur. 
Laupheim war auch keine Hochburg der 
NSDAP – dominant war im März 1933 
die Zentrumspartei mit 45,1 Prozent. 
Und trotzdem fand in Laupheim 1933 
auch eine Bücherverbrennung statt 
(wird in dem Beitrag von Cornelia Hecht 
jedoch nicht erwähnt; vgl. dazu Chris-
toph Kopke in: Julius H. Schoeps/Wer-
ner Treß (Hrsg.): Orte der Bücherver-
brennung in Deutschland 1933. 2008, 
S. 570–573), wurden Juden sofort 1933 
ausgegrenzt, an den Pranger gestellt 
und boykottiert. Auch haben sich Laup-
heimer Unternehmer 1933 sehr schnell 
öffentlich von jüdischen Kunden distan-
ziert. In einer Anzeige in der lokalen 
Presse schrieb ein Friseur: „ (…) erkläre 
ich hiermit öffentlich, dass Juden in mei-
nem Geschäft nicht erwünscht sind (…). 
Josef Locherer, Herren- und Damenfri-
seur“. Und auch in der so genannten 
Reichspogromnacht 1938 brannte die 
Laupheimer Synagoge bis auf die 
Grundmauern ab und die erste Depor-
tation Laupheimer Juden nach Riga 
fand am 28. November 1941 statt.
Der ländliche Raum war weder Schutz-
raum noch erfolgte die Machtergrei-
fung ungleichzeitig. Die „Berserkerwut 
in der Verneinung anerkannter Werte 
der europäischen Tradition“ (Richard 
Löwenthal, 1946) fand in Laupheim 
ebenso schnell statt wie in Berlin oder 
München. Die Bürokratie des Terrors mit 
dem deutschen Beamtentum funktio-
nierte in Laupheim ebenso wie in Groß-
städten und die individuellen Exzesse 
neuer Nazi-Repräsentanten gegen Ju-
den waren in Laupheim nicht anders als 
anderswo.
Der Band nimmt die Illusion von einem 
„anderen“ ländlichen Raum während 
des Nationalsozialismus und signali-
siert den Abschied von einer (nie vor-
handenen!) Dorfidylle. Das typische 
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„Stadt-Land-Gefälle“, das wir struktu-
rell, ökonomisch und sozialpsycholo-
gisch an vielen Stellen zwischen Bal-
lungsräumen und dem ländlichen Um-
land bis heute vorfinden, hatte keine 
Konsequenzen bei der Machtergrei-
fung des Nationalsozialismus. Die 
„Gleichschaltung“ von Stadt und Land 
funktionierte erschreckend schnell und 
nachhaltig. Es wird deutlich, dass die 
Sozialpsychologie des Dorfes, die die 
Tübinger Kulturwissenschaftler um Her-
mann Bausinger immer wieder als „Not- 
und Terrorgemeinschaft“ (Utz Jeggle) 
analysierten, in besonderer Weise im 
Zeitraum von 1933 bis 1945 zum Tragen 
kam. Im Gegenteil: Die kleinräumigen 
und „gläsernen“ Sozialstrukturen des 
Dorfes erleichterten in vielen Fällen die 
mentale und physische Okkupation 
durch den Nationalsozialismus. Fazit: 
Ein lesenswerter, wichtiger und aufklä-
rerischer Band.  Ulrich Klemm

Theodor Heuss: Briefe 1918–1933

Hrsg. und bearbeitet von Michael Dorr-
mann:
Theodor Heuss. Bürger der Weimarer 
Republik. Briefe 1918–1933. 
K. G. Saur Verlag, München 2008. Theodor 
Heuss, Stuttgarter Ausgabe, hrsg. von der Stif-
tung Bundespräsident-Theodor-Heuss-Haus. 
631 Seiten, 39,80 Euro.

Für den zweiten Band der auf acht Bän-
de angelegten Reihe „Theodor Heuss. 
Stuttgarter Ausgabe. Briefe“ wählten 
die Herausgeber als Zäsuren nicht No-
vember 1918, die Abdankung des Kai-
sers und die Ausrufung der Republik, 
nicht die Ernennung Hitlers zum Reichs-
kanzler am 31. Januar 1933, sondern ei-
nen biographisch-chronologischen An-
satz. Im Januar 1918 zog Heuss von 
Heilbronn zurück nach Berlin. Er war in 
die Geschäftsführung des Deutschen 
Werkbundes berufen worden, daneben 
übernahm er die Schriftleitung der Zeit-
schrift „Deutsche Politik“. Die ersten 
Briefe aus Berlin – an seinen Schwieger-
vater Georg Friedrich Knapp, National-
ökonom an der Universität Straßburg, 
an seine Frau Elly Heuss-Knapp, an den 
Historiker Friedrich Meinecke –  führen 
hinein in die Kreise liberaler Bildungs- 
und Wirtschaftsbürger, in die Welt der 
liberalen Presse. Der 34-jährige Heuss 
nahm teil an den „Mittwochsabenden“ 
des Historikers und Publizisten Hans 
Delbrück (Herausgeber der „Preußi-
schen Jahrbücher“), wurde Mitglied der 
„Deutschen Gesellschaft 1914“, einer 
überparteilichen Vereinigung politi-
scher Prominenter in Berlin, die für einen 
Verständigungsfrieden und die Parla-
mentarisierung des Deutschen Reichs 
eintraten. In den letzten der 229 ausge-
wählten (von circa 1.100 aufgespürten) 
Schreiben vom Dezember 1932/Januar 

1933 machte sich Heuss u. a. Gedanken 
um den inneren Zustand der Deutschen 
Staatspartei, um die „Hitlerei“ („... dürf-
te bei ihrer gegenwärtigen Krise sich 
nicht mehr erholen“), um die bürgerliche 
Mitte als künftige Stütze des Kabinetts 
von Schleicher und um die Frage des 
„politischen Erfolges“ seines Mentors 
Friedrich Naumann.
Für die Jahre 1918 bis 1933 bietet dieser 
Briefband eine wahre Fundgrube, ver-
sammelt eine Fülle von Namen, Ereignis-
sen, Informationen und Überlegungen. 
Heuss war ja auch Studienleiter und Do-
zent an der „Deutschen Hochschule für 
Politik“ in Berlin (bis 1933), stellvertre-
tender Vorsitzender des Bundes der 
Auslandsdeutschen (bis 1932), von 
1920 bis 1933 Bezirksverordneter von 
Berlin-Schöneberg und er hatte für die 
DDP in Groß-Berlin ein Mandat als 
Stadtverordneter von 1929 bis 1933 in-
ne. Er korrespondierte außer mit Famili-
enmitgliedern und Verwandten mit Poli-
tikern, Diplomaten, Wissenschaftlern, 
Kulturschaffenden, Unternehmern und 
Gewerkschaftlern, Architekten, Geistli-
chen, Lehrern, Rechtsanwälten. Es geht 
dabei um das preußische Dreiklassen-
Wahlrecht, eigene und fremde Publika-
tionen, um Glasmalerei, Kandidatenlis-
ten, Wahlkämpfe, Wahlergebnisse und 
Koalitionen, Parteigründungen, um Au-
toren- und Rednerhonorare, um Beurtei-
lungen von Zeitungen, Zeitschriften, um 
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Bücher und Radiovorträge, um Ausflü-
ge, Einladungen und Reiseerlebnisse, 
um Republik und Reichswehr, um Zeug-
nisse seiner Studentinnen und Studen-
ten, um Schule und Prüfungen (seines 
Sohnes Ludwig), um eigene berufliche 
Perspektiven, um Hauskauf und Hausre-
novierung, auch um Wohnverhältnisse 
und Nahrungsmittelversorgung. 
Die Novemberrevolution 1918, die Ab-
dankung des Kaisers und die Ausrufung 
der Republik lehnte Heuss zunächst 
spontan ab: „Ein wüster Tag“, „Militär-
sabotage des Krieges“, „unwürdige Ko-
pie russischer Vorlagen“. Heuss’ pro-
zesshafte Geschichtsauffassung bevor-
zugte die „Annäherung“ an ein par-
lamentarisches Regierungssystem als 
Nahziel. Nach dem politischen Um-
bruch sah er jedoch die Chance, die 
sich bot: einen verfassungspolitischen 
demokratischen Aufbau mit „neuen de-
mokratischen Autoritäten“ zu schaffen. 
Unermüdlich hielt er Reden und verfass-
te Artikel für die parlamentarische De-
mokratie. Kritisch betrachtete Heuss, 
ganz in der Tradition der Liberalen des 
Vormärz, die egalitäre Demokratie, die 
„Massenherrschaft“ bedeute, nur Ver-
tretern einer „Parteiengesinnung“ zur 
Macht verhelfe und letztlich zu einem 
reinen Parteienstaat führe. Immer wie-
der betonte er die Verbindung von De-
mokratie und Nationalgedanke, wenn 
er über das zukünftige Deutschland 
schrieb. Anders als 1871 sollte der Be-
grif f „Nation“ mit liberalen und demo-
kratischen Werten besetzt werden, 
nicht mit vergangenen nationalistischen 
und militaristischen, nicht mit utopi-
schen sozialistisch-marxistischen. Eine 
tatsächliche Gefahr der Bolschewisie-
rung befürchtete er nicht. Als „ein demo-
kratisches Werkzeug (…), gewachsen 
aus dem Gedanken an das Vater-
land“, befürwortete Heuss die allgemei-
ne Wehrpflicht. An den Beratungen 
der Verfassunggebenden Nationalver-
sammlung 1919 konnte er nicht teilneh-
men, die angestrebte politische und da-
mit auch berufliche Karriere und sein 
Wunsch, aktiv „Deutschlands Zukunft“ 
(so der Titel seiner 1919 erschienenen 
Schrift) mit zu gestalten, wurde von der 
württembergischen Parteizentrale ver-
hindert (Payer: „Kronprinze müesset 
warten könne.“), auch seine Frau Elly 
Heuss-Knapp kandidierte vergeblich. 
Reichstagsabgeordneter der DDP wur-
de Heuss 1924, er arbeitete u. a. im 
Kriegsopfer-, Kultur- und Schulaus-
schuss, für ihn eine „reine Lehrlingszeit“. 
Auch bei den Septemberwahlen 1930 
und den Juliwahlen 1932 errang Heuss 
ein Reichstagsmandat, nicht jedoch bei 
den Novemberwahlen 1932. 

Die Briefe sollten nicht allein mit Blick 
auf 1933, auf den Niedergang der Wei-
marer Demokratie und den Aufstieg des 
Nationalsozialismus, gelesen werden. 
Bekannt ist, dass Heuss die ideologi-
schen Bestandteile weitgehend durch-
schaute, wie seine 1932 veröffentlichte 
und 1968 mit einer Einleitung von E. Jä-
ckel neu herausgegebene historisch-
politische Studie „Hitlers Weg“ uns 
zeigt; übrigens das erste einschlägige 
Buch zum Thema. Wenn Heuss als Ab-
geordneter der Deutschen Staatspartei 
während einer Auseinandersetzung mit 
Goebbels, Göring und Strasser im 
Reichstag im Mai 1932 formulierte, die 
„Ausstattung des Drit ten Reiches“ be-
stünde vorwiegend aus „neulackierten 
und aufgeputzten Ladenhütern der wil-
helminischen Epoche“, so wird hier die 
Grenze der Vorstellungskraft eines bür-
gerlichen Liberalen deutlich, denkt man 
an die von Hitler in „Mein Kampf“ aus-
gesprochenen Vernichtungsszenarien. 
Trotzdem: Hätte es in Politik, Militär, 
Presse, Wirtschaft und Wissenschaft 
nach dem verlorenen Krieg mehr sol-
cher Persönlichkeiten wie Heuss gege-
ben, die Weimarer Republik hätte grö-
ßere Chancen gehabt, an positive Tra-
ditionsstränge wie Hambach und Pauls-
kirche anzuknüpfen und sich erfolgreich 
zu behaupten.
In der vorzüglich geschriebenen, von 
profunden Kenntnissen zeugenden Ein-
führung erklärt der Bearbeiter und Her-
ausgeber Michael Dorrman Anlässe, 
Umstände und Hintergründe der Korre-
spondenz, informiert über Briefpartner, 
gibt Hinweise auf vorhandene weitere 
Briefe sowie auf Werke von Heuss. 
Kaum jemand wird das gesamte Kon-
volut chronologisch lesen, sondern 
Schwerpunkte auswählen. Die Lektüre  
wird dadurch erleichtert, dass der Her-
ausgeber, Biographie und Themen ver-
knüpfend, einleitend die Briefe in sechs 
Kapitel gliedert, die in etwa die Karrie-
re und Berufsfelder des „bürgerlichen 
Multifunktionärs“ (Dorrmann) in der 
Weimarer Republik widerspiegeln, zeit-
lich sich nicht scharf abgrenzen lassen: 
„Die Vereinigung von ästhetischen und 
politischen Interessen“ (1918-1922/24), 
„Der Redakteur, Journalist und Schrift-
steller“ (1922–1931/32), „Politische Bil-
dungsarbeit“ (1920–1933), „Der Partei-
politiker“ (1924–1933), „Der Parlamen-
tarier“ (1924–1928), „Krise der Partei 
und des Parteienstaates“ (1930–1932/
33) und „Auseinandersetzung mit dem 
Nationalsozialismus“ (1930–1932). Das 
letzte Kapitel „Familie und Freunde“ 
widmet sich der persönlichen Korres-
pondenz, trennen von der politischen 
lässt sich jene jedoch nicht immer. Wer 

gezielt nach Personen sucht, nach Län-
dern, Orten, Ereignissen, Begrif fen, Par-
teien, Vereinen, Gesetzen und Verord-
nungen, Verlagen, Zeitungen und Zeit-
schriften, die in den Briefen und den 
Kommentaren, in Vorwort, Zeit tafel, Ein-
führung, in den Kurzregesten vorkom-
men, wird schnell fündig: die Bände der 
Stuttgarter Ausgabe zeichnen sich aus 
durch ein umfassendes biographisches 
Personenregister und ein differenzier-
tes stichwortartiges Sachregister. Der 
nächste Band „Briefe 1933–1945“ ist 
bereits auf dem Markt und kann viel-
leicht die Frage beantworten, wie der 
liberale Politiker, der gebildete Bürgerli-
che sich gegenüber den Nationalsozia-
listen verhielt – wir wissen, dass Heuss, 
der mit seiner Fraktion im März 1933 
dem Ermächtigungsgesetz zustimmte, 
von ihnen aus allen seinen Ämtern ver-
drängt wurde. Walter-Siegfried Kircher

Der brave Banker Schwejk 

Martin Geier: 
Fritz Vogt, Gammesfeld. 
Herausgegeben von Fritz Beck und 
Gerhard Schorr. Tübingen 2008. 
108 Seiten, 14,90 Euro (zuzüglich Porto). 

Bezug: Baden-Württembergischer Geno-Ver-
band, Abt. KIV, Heilbronner Str. 41, 
70191 Stuttgart. Fax (0711) 222 13-29 73 77. 
E-Mail: Reinhard.Bock-Mueller@bwgv-info.de 

Der Schwejk aus Hohenlohe heißt Vogt 
– Fritz Vogt. Beruf: Landwirt, Passion: 
Bankvorstand. „Eine Bank funktioniert 
ganz einfach: Einige haben Geld, an-
dere brauchen Geld.“ Alles andere, ein 
„Finanzprodukt“ etwa, ist vom Übel. 
Sein Motto: „Wenn ebbes vun owwe 
kummt, muaß mr immer ärscht froache: 
Wu stäht’n des?“ 
Fritz Vogt war vierzig Jahre lang Chef 
der Raiffeisenbank Gammesfeld, des 
kleinsten, aber berühmtesten Geldinsti-
tuts der Republik. Gammesfeld liegt im 
ehemaligen württembergischen Ober-
amt Gerabronn, im Kreis Schwäbisch 
Hall, unweit des bayerischen Rothen-
burg ob der Tauber. Bekannt geworden 
ist der Ort durch den Film „Schotter wie 
Heu“, durch Vogts Auftrit te in Reinhold 
Beckmanns Talkshow und bei Sandra 
Maischberger – sowie durch Martin 
Geier, den Autor des Buches, der als Re-
dakteur der Stuttgarter Zeitung das 
Schicksal der kleinen Bank schon vorher 
journalistisch begleitet hatte. Die gro-
ßen Blätter Deutschlands und die inter-
nationale Presse kamen später. „Fritz 
Vogt pfeift auf den Kapitalismus“, 
schrieb die Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung. Doch das alleine hät-

Tot_Regime.indd   114 10.03.10   10.03.10 / 12:02



115

BUCHBESPRECHUNGEN

te die Journalisten vermutlich nicht 
überzeugt, wenn nicht auch hohe Zin-
sen für Sparer und niedrige für Kredit-
nehmer sie neugierig gemacht hätten. 
Das Er folgsrezept: Raiffeisens Örtlich-
keitsprinzip, sparsamste Verwaltung, 
geringe Vergütungen und Nähe zu den 
Menschen: Auch sonntags nach der Kir-
che öffnete die Bank, wenn das Mariele 
kommt, „wall dr Vadder noch a weng a 
Geeld braucht“. Eine Bank als Oase in 
der Servicewüste Deutschland! 
„So lange ich lebe, bleibt das Kässle un-
abhängig“, war Vogts Ziel. Und er wollte 
das Ruder nur aus der Hand geben, 
wenn sich ein Nachfolger fände, der die 
kleine Bank im Geiste Friedrich Wilhelm 
Raiffeisens fortführen würde. „Die in 
Stuttgart“ hätten ihn schon lange weg-
haben wollen, meint er. Der Genossen-
schaftsverband räumt ein, man habe 
sanften Druck ausgeübt, zumal man 
nicht wirklich daran geglaubt habe, 
dass sich ein Nachfolger werde finden 
lassen, der den Idealen Raiffeisens und 
Vogts genügen würde. Seit Anfang 
2008 leitet mit Peter Breiter ein Fach-
mann und geborener Gammesfelder die 
Bank. Mit 78 Jahren hatte sich Fritz Vogt 
vorher zur Ruhe gesetzt. Als Abschieds-
geschenk haben zwei Banker, ein örtli-
cher und ein Stuttgarter, für ihn das hier 
vorgestellte Buch herausgegeben. 
Der Weg zum Bankenrebellen und Me-
dienstar war Fritz Vogt nicht vorgezeich-
net, als er 1967 das „Kässle“ von seinem 
Vater übernahm. Der Druck kam von au-
ßen. Schon 1970 kamen die städtischen 
Volksbanken und die dörflichen Raiffei-
senbanken unter ein zentrales Dach. 
Die Existenzfrage stellte sich dann 1976 
mit der Herstatt-Pleite. Danach wurde 
das Vier-Augen-Prinzip gesetzlich vor-
geschrieben. Zwei hauptamtliche Ge-
schäftsführer wollte die Aufsicht, nicht 
einen Ein-Mann-Betrieb. Das aber hät-
te Fusion bedeutet. Das Vier-Augen-
Prinzip sei im Gammesfelder System 
auch gewahrt, sagte Fritz Vogt: er führe 
die Geschäfte und ein Vorstandskolle-
ge schaue ab und zu nach dem Rechten. 
Vogt imitiert den braven Soldaten 
Schwejk und stellt sich taub. Für Schrei-
ben aus Frankfurt und Stuttgart hat er 
einen Papierkorb. Computer sind mo-
derner Quatsch. Doch als 1984 die Ban-
kenaufsicht in Berlin der Raiffeisenbank 
Gammesfeld die Geschäfte mit Ge-
fängnisandrohung untersagt, ist der 
Gerichtsweg unvermeidlich. 1987 ent-
scheidet das Bundesverwaltungsge-
richt in Vogts Sinn: das Vier-Augen-Prin-
zip ist in Gammesfeld gewahrt. Die Ge-
richtskosten zahlt der Kläger Die Bank 
ist gerettet, doch erst 2008 findet sich 
ein Nachfolger. Vogt muss verwinden, 

dass Peter Breiter auch den Computer 
nutzt; und die Zentrale ist zufrieden, 
weil jetzt die ganze Bandbreite der 
Bankangebote auch in Gammesfeld an-
geboten wird. 
Martin Geier hat Fritz Vogt einfühlsam 
porträtiert. Auch die früheren Widersa-
cher Vogts würdigen heute, dass er der 
Idee des Genossenschaftsgedankens 
mehr Aufmerksamkeit verschafft hat, als 
es die eigenen Öffentlichkeitsarbeiter 
je vermocht hätten; und das in einer 
Zeit, da das Ansehen der Banken zu 
Recht am Boden liegt. Von Vogt können 
die Institute lernen: Mit Leistung und 
Service kann eine Bank imponieren, 
nicht mit Wolkenkratzern. 
Das schmale Bändchen ist auch ein po-
litisches Buch, nicht nur wegen des Fall-
beispiels Individuum gegen Apparate. 
Politische Bildung beginnt in der Fami-
lie, lernt man: Kaum drei Jahre alt ist 
Fritz, als er im Volksempfänger Hitler 
hört und die Mutter sagt: „Der blääkt ja 
wie a Vieh.“ Das bleibt im Kopf. Mit Karl 
Östreicher, dem langjährigen CDU-
Landtagsabgeordneten, verbindet ihn 
eine Freundschaft, die sich auch durch 
politische Gegensätze nicht erschüt-
tern lässt. Als Östreicher einmal Ger-
hard Mayer-Vorfelder nach Gammes-
feld holt, rät er seinem Schulfreund: 
„Fritz, wenn der MV spricht, dann hörst 
du halt weg.“ Der brave Banker Schwejk 
dürfte damit kein Problem gehabt ha-
ben.  Otto Bauschert

Diskriminierung abbauen – 
Toleranz fördern

Beelmann, Andreas / Jonas, Kai J. (Hrsg.): 
Diskriminierung und Toleranz. 
Psychologische Grundlagen und 
Anwendungsperspektiven. 
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden 2009. 
540 Seiten, 39,90 Euro.

„Obwohl einerseits Menschen versu-
chen, bloß nicht diskriminierend zu 
erscheinen, nehmen Diskriminierungs-
phänomene in der Gesellschaft kaum 
spürbar ab.“ Dieser Befund aus den 
USA trif f t wohl auch für Deutschland zu. 
Diskriminierung und Toleranz sind As-
pekte des Zusammenlebens, die uns 
täglich begegnen und herausfordern: 
nicht nur im Umgang mit „Fremden“, mit 
anderen Kulturen und Religionen, son-
dern auch z.B. mit Behinderten und Ob-
dachlosen, mit politisch Andersdenken-
den, im Verhältnis der Geschlechter 
oder bei der Erklärung von sozialer Un-
gleichheit und gewaltbereitem Extre-
mismus. Um Diskriminierung abzubauen 

und Toleranz zu fördern, bedarf es der 
Grundlegung durch interdisziplinäre 
Studien. Die beiden Herausgeber set-
zen sich als Sozialpsychologen das 
Ziel, den Stand der psychologischen 
Forschung in der Art eines Handbuchs 
auch für interessierte Laien verständlich 
darzustellen. Zentrale Themen sind: der 
Umgang mit Andersartigkeit, Konflikte 
zwischen Gruppen und Perspektiven für 
einen Umgang ohne Diskriminierung. 
Die Herausgeber wollen nicht „For-
schung pur“ präsentieren, sondern ihre 
Relevanz für das Verständnis von Kon-
fliktpotentialen und die Ausrichtung 
praktischer Aktivitäten aufzeigen.
Der Band gliedert sich in drei Teile: Er-
gebnisse der Grundlagenforschung, 
konkrete Phänomene und Gruppenpro-
bleme sowie Perspektiven für Präventi-
on und Intervention. Die Kapitel in die-
sen Teilen (maximal 15-20 Seiten) sind 
ähnlich aufgebaut und klar strukturiert. 
In Teil I stehen Ansätze und zentrale Be-
funde der Forschung sowie die Folgen 
von Diskriminierung im Mittelpunkt. In 
den beiden anderen Teilen werden je-
weils spezielle Themen behandelt, For-
schungsergebnisse eingeschätzt und 
Handlungsmöglichkeiten erörtert. An-
schauliche Beispiele, Zusammenfassun-
gen der Kapitel, Literaturhinweise sowie 
ein Stichwort- und Autorenverzeichnis 
(mit Kontaktadressen!) erhöhen den 
Nutzwert besonders für den Laien. Das 
Netzwerk der Autor/innen hat seinen 
Kern in einer Forschergruppe am Psy-
chologischen Institut der Universität Je-
na (maßgeblich initiier t von Amélie 
Mummendey), bezieht aber auch inter-
nationale Expertise aus Holland und 
Großbritannien mit ein.
Anspruch und thematische Reichweite 
des Bandes verlangen nach einer Ein-
leitung, die grundlegende Begrif fe 
klärt: Gruppe und Kategorie, Vorurteil, 
Diskriminierung und Toleranz. Das ge-
schieht knapp und übersichtlich. Wir al-
le ordnen andere Menschen ein und ur-
teilen häufig über sie, entwickeln Sym-
pathien oder distanzieren uns. Wichtig 
ist hier der Unterscheidung zwischen 
Kategorien und Gruppen: Kategorien 
sind bloße Bezeichnungen, die sich eine 
Anzahl von Menschen selbst gibt oder 
ihr von anderen gegeben wird (z.B. An-
gestellte, Jugendliche). Für reale soziale 
Gruppen ist dagegen kennzeichnend, 
dass in ihnen mehrere Individuen inter-
agieren, die Ziele verfolgen und Struk-
turen ausbilden; sie nehmen sich als Ein-
heit wahr, die auf einer gemeinsamen 
Identität oder spezifischen Beziehun-
gen untereinander beruht. (S. 21–22) 
Vorurteile enthalten negative Bewer-
tungen, Gefühle und Wahrnehmungen, 
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eventuell auch Handlungsabsichten ge-
genüber anderen, die nach Meinung 
der Mehrheit einer Gesellschaft nicht 
gerechtfertigt sind. Diskriminierung da-
gegen wird in der Psychologie als ein 
Prozess gewertet, in dem nur die Diskri-
minierten selbst die Behandlung durch 
andere als Diskriminierung bezeichnen 
können (und es somit begrif flich offen 
ist, inwieweit eine solche Bewertung ge-
sellschaftlich akzeptiert ist). Entspre-
chend werden Vorurteile eher in ihren 
innerpsychischen Mechanismen („soci-
al cognition“) und Diskriminierung als 
„Aushandlungsprozess“ mit dem Ziel ei-
ner Verständigung in der Gesellschaft 
untersucht. (S. 22–25) Beide Ansätze 
schließen sich nicht aus, und in liberalen 
Demokratien gibt es weithin Konsens 
über illegitime Formen der Schlechter-
behandlung von Gruppen. Toleranz sei 
eher ein Wert oder Verhaltensmaßstab, 
psychologisch am ehesten als Einstel-
lung erfassbar. Dabei spielen Macht-
verhältnisse eine besondere Rolle. 
Während Vorurteile und Diskriminie-
rung relativ einfach messbar seien, gel-
te dies nur sehr eingeschränkt für das 
jeweilige Maß an Toleranz. (Unklar 
bleibt allerdings, warum es nicht mög-
lich sein soll, Diskriminierung und min-
destens Intoleranz auf der Ebene kon-
kreten Verhaltens weitgehend auch ob-
jektiv zu erfassen, zu messen und kri-
tisch zu beurteilen.) Schließlich erörtern 
die Herausgeber ausführlich Bedingun-

gen, Defizite und Chancen des Trans-
fers von Forschungsergebnissen in die 
soziale Praxis (einschließlich Bildung 
und Erziehung), in die Öffentlichkeit und 
in die Politik hinein.
Es ist in diesem Rahmen nicht möglich, 
auch nur annähernd den kompakten In-
halt von 24 Kapiteln wiederzugeben. 
Stichworte und Überschriften sollen 
hier immerhin Basisinformationen ver-
mitteln und als Appetitanreger für die 
Lektüre dienen. 
In Teil I sind grundlegend die drei eher 
systematischen Artikel über wesentliche 
psycho-soziale und kognitive Determi-
nanten von Diskriminierung und Tole-
ranz: Gruppenzugehörigkeit und sozia-
le Kategorisierung; Motivation und 
Selbstregulation als Streben nach Nä-
he bzw. Distanz zu einer Gruppe; Ste-
reotype und Vorurteile als (sozial-)kog-
nitive Faktoren. Unterschiedliche Pers-
pektiven auf diese Thematik bieten da-
gegen vier Beiträge aus der Sicht der 
Persönlichkeits- und der Entwicklungs-
psychologie sowie der politischen Sozi-
alisationsforschung. Handlungsrele-
vant ist schließlich auch die Art und 
Weise, wie Diskriminierungserfahrun-
gen verarbeitet werden. In diesem Teil 
geht es also um die Frage, wie sich dis-
kriminierende bzw. tolerante Einstellun-
gen und Verhaltensweisen entwickeln 
und verstärkt werden, um grundlegen-
de inner- und zwischenpersönliche Pro-
zesse, um die Rolle von Persönlichkeit 

und Situation, von Lern- und Anpas-
sungsprozessen.
Der sehr viel umfangreichere Teil II wid-
met sich konkreten Phänomenen, Prob-
lemlagen und Prozessen in diesem Feld, 
die empirisch zu beobachten sind und 
hohe praktische Relevanz haben. Zu-
nächst geht es um Themen, die sich 
auf bestimmte Gruppen beziehen: die 
Akkulturation und Integration ethnischer 
Gruppen; Geschlechter- und Altersdiskri-
minierung; Diskriminierung von Lesben, 
Schwulen und Bisexuellen sowie chro-
nisch Kranken am Beispiel HIV/AIDS. So-
dann werden politisch-soziale Problem-
lagen ausgelotet: Rechtsextremismus, 
terroristische Bedrohung und Toleranz 
sowie Hooliganismus. Schließlich wer-
den Formen der Diskriminierung in aus-
gewählten Handlungsbereichen unter-
sucht: im Kontext von Bildung und Bil-
dungschancen, im Blick auf Folgen für 
körperliche und psychische Gesundheit, 
als Problem der „prekären Arbeitsgesell-
schaft“, bei Unternehmensfusionen und 
in den Medien. (Teil II als eine Art Nach-
schlagewerk ist eher selektiv zu lesen). 
Teil III dürfte für Pädagogen und poli-
tisch-sozial Engagierte besonders inter-
essant sein: Gründlich werden hier In-
terventionen zur Prävention von Vorur-
teilen und Diskriminierung, die Vermitt-
lung von interkultureller Kompetenz, 
staatsbürgerschaftliches Engagement 
und Zivilcourage sowie am konkreten 
Beispiel der AIDS-Hilfe-Bewegung kol-
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lektives Handeln und Gruppensolidari-
tät vorgestellt und diskutiert. Diese Ka-
pitel seien besonders zur Lektüre emp-
fohlen, weil hier der Handlungsbezug, 
also die Frage nach Möglichkeiten, 
Strategien und Wirksamkeit verschie-
dener Formen von Prävention und Inter-
vention im Vordergrund stehen.  
Will man die Leistungen von Herausge-
bern und Autoren würdigen, so ist zu-
nächst festzuhalten: ein solches Hand-
buch auf dem neuesten Stand der For-
schung, das dem Leser in systematischer 
Form Überblick und Orientierung bietet, 
gab es bisher nicht (und wird auch so 
schnell nicht veralten). Was diesen 
Band ebenso auszeichnet, ist der inten-
sive und gründlich reflektierte Bezug zu 
verschiedenen Praxisfeldern. Die Her-
ausgeber versuchen hier einen Brücken-
schlag, der sich primär nicht an den ver-
ästelten Problemen der Forschung und 
innerwissenschaftlichen Kontroversen 
orientiert (ohne diese zu vernachlässi-
gen), sondern im Bewusstsein eines 
drängenden gesellschaftlichen Prob-
lems nach der Relevanz von Ergebnis-
sen der Forschung fragt und diese dann 
auf Handlungsperspektiven bezieht. Es 
bleibt dabei nicht beim Appell oder all-
gemeinen Reflexionen, sondern Strate-
gien der Prävention und Intervention 
werden konkret vorgestellt und in ihrer 
Wirksamkeit diskutiert. Begrif fe und 
Forschungsansätze werden kurz und 
präzise erläutert. Auch finden sich im-
mer wieder (selbst-)kritische Reflexio-
nen zu Forschungsmethoden (z.B. der so 
beliebten Labor-Experimente). Leistun-
gen und Lücken der Forschung werden 
ebenso deutlich wie die Herausforde-
rungen des Wissenstransfers zwischen 
„Theorie und Praxis“ – und umgekehrt!
Diskriminierung und Toleranz sind nicht 
nur psychologisch zu verstehen. Das 
wissen die Herausgeber und verweisen 
auf andere Disziplinen, die größere 
Kontexte und Erklärungszusammenhän-
ge erfassen. Entsprechend gibt es wei-
tere Strategien gegen Diskriminierung, 
für die Förderung von Toleranz in Recht 
und Politik, in Bildung und Erziehung, 
durch Sozialarbeit und zivilgesell-
schaftliches Engagement. Nützlich wä-
re es gewesen, den Stellenwert psycho-
logischer Forschung und Interventions-
strategien in diesem größeren Zusam-
menhang genauer zu bestimmen. Die 
Herausgeber bedauern außerdem 
selbst, dass Beiträge zu wichtigen 
Gruppen wie Behinderten, Muslimen, 
Juden, Asylbewerbern und Spätaus-
siedlern fehlen. Das liegt allerdings nur 
zum Teil an einem Mangel an For-
schung, wenn man etwa an den Antise-
mitismus denkt. Kritisch bleibt schließ-

lich anzumerken, dass es nicht allen Au-
toren gelungen ist, sich genügend von 
der doch manchmal recht schwer ver-
ständlichen psychologischen Fachspra-
che zu lösen. 
Gleichwohl: dies ist ein hoch verdienst-
volles Handbuch, das einen vorzügli-
chen Überblick bietet und einer interes-
sierten Öffentlichkeit den Zugang zum 
Thema erheblich erleichtert. Ein Hand-
buch also nicht nur für Studierende und 
Fachleute, sondern für Schule  und Er-
wachsenenbildung, für Journalisten 
und politisch-sozial Engagierte. Lehrer 
können durch gezielte Lektüre Grundla-
gen und Anregungen für die Unter-
richtsvorbereitung und Projekte, Schüler 
der Sekundarstufe II für Facharbeiten 
gewinnen. Als Standardwerk sollte die-
ses gelungene Handbuch in keiner Bib-
liothek fehlen.  Gerd Meyer

Eindeutschungsfähig?!

Roman Sobkowiak: 
Eine polnisch-deutsche Biografie – 
im NS-Staat und in der jungen 
Bundesrepublik. 
Herausgegeben von Silvester Lechner, 
Dokumentationszentrum Ober Kuhberg Ulm e.V.; 
Ulm, Klemm & Oelschläger 2009, 116 Seiten, 
73 Abbildungen, 19,90 Euro

In der historischen Forschung zum Zwei-
ten Weltkrieg ist in den vergangenen 
Jahren der Zusammenhang von Krieg- 
und Besatzungspolitik mit Genozid und 
rassistisch motivierten „ethnischen Säu-
berungen“ deutlich herausgearbeitet 
worden. Schon in den 1950er Jahren 
veröffentlichte das Münchener Institut 
für Zeitgeschichte jene aufschlussrei  -
che „Denkschrift“, in dem der Reichsfüh-
rer SS Heinrich Himmler in seiner Funk-
tion als „Reichskommissar für die Festi-
gung des deutschen Volkstums“ seine 
„Gedanken über die Behandlung der 
Fremdvölkischen im Osten“ darlegte. 
Der Herausgeber der vorliegenden Pu-
blikation, der langjährige wissenschaft-
liche Leiter der Ulmer KZ-Gedenkstätte, 
Silvester Lechner, bezeichnet die Denk-
schrift zutreffend als „ein Schlüsseldo-
kument“ zum Verständnis deutscher Be-
satzungspolitik im „Osten“. Der Text ist 
im Anhang der vorliegenden Publikati-
on erneut wiedergegeben.
In Himmlers Sicht waren die Menschen 
in Polen und generell in Osteuropa ei-
ner „rassischen Musterung“ zu unterzie-
hen. Während vorgeblich „rassisch Un-
erwünschte“ – hier sind vor allem Juden 
gemeint - der Vernichtung anheim fallen 
sollten, sollten „rassisch Minderwerti-
ge“ rücksichtslos als Arbeitskräfte aus-

gebeutet werden, während hingegen 
mutmaßliche Träger „germanischen Blu-
tes“ als „eindeutschungsfähig“ galten.
 Der nun vorliegende Erinnerungsbericht 
von Roman Sobkowiak ist ein seltenes 
autobiographisches Zeugnis. Es ist die 
Lebensgeschichte eines Mannes, der 
die Klassifizierung der „Eindeutschungs-
fähigkeit“ am eigenen Leib erlebt hat. Im 
Lager Litzmannstadt (Lodz) der bereits 
1940 gegründeten „Umwandererzent-
ralstelle“ UWZ, die die Se lektionen vor-
nahm, wurden die Familie Sobkowiak 
entsprechend eingestuft und schließlich 
in das „SS-Umsiedlungslager Schelklin-
gen“ verbracht. In dieses Lager wurden 
neben Polen vor allem „Umsiedler“ aus 
dem Elsaß gebracht. In den Lagern soll-
ten die Betreffenden neben politischer 
Schulung vor allem eines leisten: Arbei-
ten. Denn, wie neuere Studien zeigen, 
war die Arbeitsleistung ein wichtiges, 
wenn nicht faktisch das entscheidende 
Kriterium, das aus bisherigen „Polen“ 
nun „Deutsche“ werden lies.
Sobkowiak berichtet von der Musterung 
in Polen und dann vor allem vom Leben in 
Schelklingen: Die Ankunft im April 1942, 
wohin die Eltern bereits ein Jahr zuvor 
hingekommen waren, der Alltag im La-
ger, der erste Arbeitsplatz im Ulmer Mu-
sikhaus Reisser. Vor allem teilt Sobkowi-
ak viele, viele Details und Einzelbeob-
achtungen mit, die den Bericht zu einer 
reichhaltigen historischen Quelle ma-
chen: Die öffentliche Hinrichtung eines 
polnischen Zwangsarbeiters wegen an-
geblicher „Rassenschande“, zu der zu 
„Abschreckungszwecken“ die polnischen 
Zwangsarbeiter der umliegenden Dörfer 
lastwagenweise herangeschafft wur-
den, die Präsenz franzö sischer SS-Ange-
höriger auf Ulmer Straßen – „Begreifen 
konnte ich das lange nicht“ –; die pom-
pöse Inszenierung der Beerdigung des 
zum Selbstmord genötigten General-
feldmarschall Erwin Rommel im Oktober 
1944 und vieles mehr.
Brenzlig wurde es für den Radiofach-
mann Sobkowiak,  als er einmal selbst 
fast wegen „Feindsenderhören“ er-
wischt wurde. Schließlich berichtet Sob-
kowiak von den Bombardierungen 
Ulms, von der Besetzung Schelklingens 
durch US-Truppen und der folgenden 
französischen Besatzung.
Während die Eltern nach Kriegsende 
nach Polen zurückkehrten, blieb Roman 
Sobkowiak  in Deutschland – vor allem 
der Liebe zur Freundin und späteren 
Ehefrau Liesl wegen.
Das Leben in der frühen Bundesrepublik 
war oft durch Diskriminierungen ge-
prägt. Sobkowiak war staatenlos und 
seine Ehefrau war es durch die Heirat 
mit ihm geworden. Überdies wiesen 
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Name und Akzent zu deutlich auf die 
polnische Herkunft hin. „Der Nazismus 
war noch lange nicht aus den Köpfen 
verschwunden“, so Sobkowiak rückbli-
ckend. Seine Einbürgerungsurkunde er-
hielt Sobkowiak durch die Bundesrepu-
blik Deutschland erst 1960. Sobkowiak 
konnte dennoch Fuß fassen und nach 
verschiedenen Arbeitsstätten wurde er 
schließlich 1951 als Radiomeister im Ul-
mer Telefunken-Röhrenwerk eingestellt, 
wo er nach und nach aufsteigen konnte. 
Insgesamt 33 Jahre blieb er bei Telefun-
ken und wirkte u.a. bei der Entwicklung 
moderner Medientechnik mit. 
Erst in den vergangenen Jahren widme-
te sich Sobkowiak der Verarbeitung und 
Vermittlung seiner gleichermaßen ex-
emplarischen wie außergewöhnlichen 
Lebensgeschichte, u.a. als Zeitzeuge in 
Schulen.
Die Bedeutung dieses persönlichen Er-
innerungsberichtes besteht über dem 
lokalgeschichtlichen Quellenwert hin-
aus nicht zuletzt darin, dass es in publi-
zierter Form bislang keinen vergleich-
bar umfangreichen Erlebnisbericht ei-
nes ähnlich Betroffenen gibt.  Der Band 
schließt mit einer Chronologie und einer 
Auswahl-Bibliographie und ist mit vie-
len Fotos durchgängig illustriert.

Christoph Kopke

Amok im Kopf. Warum Schüler töten.

Peter Langman:
Mit einem Vorwort von Klaus 
Hurrelmann.
Beltz Verlag, Weinheim und Basel 2009.
334 Seiten, 19,95 Euro.

Durch den Amoklauf in Winnenden am 
11. März 2009 geriet das Thema Amok 
auf tragische Weise erneut in den Fokus 
der öffentlichen Diskussion. Eine sol-
cherart exzessive Gewaltanwendung 
kannte man bis zu dem Amoklauf von 
Robert Steinhäuser in Erfurt im Jahre 
2002 allenfalls aus den Vereinigten 
Staaten – etwas der Amoklauf an der 
Columbine High School im amerikani-
schen Lit tleton. Die Tat in Winnenden 
hinterließ Ratlosigkeit, nicht nur ange-
sichts des Unvermögens, Amokläufe 
grundsätzlich verhindern zu können. 
Die Geschehnisse in Erfurt, Emsdetten 
und zuletzt in Winnenden hinterlassen 
stets die Frage, warum ein junger 
Mensch eine derart unfassbare Tat be-
geht. Seit vielen Jahren beschäftigt sich 
Peter Langman als Psychiater und Gut-
achter mit exakt dieser Frage: Warum 
entschließt sich ein Kind oder Jugendli-
cher, in seiner Schule Amok zu laufen? 
Langman, der unmittelbar nach dem 

Schulmassaker – so der von ihm verwen-
dete Terminus – an der Columbine High 
School (1999) in einer psychiatrischen 
Klinik in Kontakt mit einem potentiellen 
Nachahmungstäter kam, konzentriert 
sich in seiner fundierten, nunmehr auf 
Deutsch vorliegender Analyse auf zehn 
Täterstudien, die er nach den Gescheh-
nissen an der Columbine High School 
als psychiatrischer Gutachter anfertig-
te. Seine zentrale These ist: Jugendliche 
Amokläufer sind psychisch krank. In all 
den zehn Einzelfällen, die Langman er-
örtert, konnte er bei den Tätern extrem 
starke psychische Störungen und pa-
thologische Krankheitsbilder diagnosti-
zieren. Er gruppiert die jugendlichen Tä-
ter in drei Krankengruppen bzw. ordnet 
diese drei Krankheitsbildern zu: psycho-
pathische (S. 54–93) und psychotische 
(S. 96–175) Täter sowie traumatisierte 
Amokläufer (S. 178–211). Die ausführli-
chen Fallrekonstruktionen verdeutlichen 
in erschreckender Anschaulichkeit, wie 
deformiert das Innenleben dieser Ein-
zeltäter war. Sie wurden – so die zentra-
le Aussage von Langmans Fallstudien – 
zu Tätern, weil sie wegen ihrer psychi-
schen Krankheiten an ihrer eigenen 
Existenz verzweifelten, sich sowie ihre 
soziale Um- und Mitwelt nicht mehr er-
tragen konnten. Klaus Hurrelmann 
mahnt allerdings in seinem profunden 
Vorwort zur deutschen Ausgabe an, 
dass eine ausschließliche Konzentrati-
on auf die Persönlichkeit der Täter unzu-
lässig ist. Die pathologische Facette 
müsse stets in einen größeren Kontext 
gestellt werden. In allen bisher bekannt 
gewordenen Amokläufen – so im Übri-
gen auch in Deutschland – spielt die 
Verfügbarkeit über Waffen und die Affi-
nität zu Waffen eine entscheidende Rol-
le. Bei allen Tätern handelt es sich um 
junge Männer, bei denen ein problema-
tisches soziales Umfeld konstatiert wer-
den kann. Hierzu gehören zum Beispiel 
Probleme in der Eltern-Kind-Beziehung, 
die Flucht der Täter in eine mediale 
Scheinwelt, die „Gewöhnung“ an Ge-
walt durch menschenverachtende Kil-
lerspiele, unsichere Beziehungen zu 
Gleichaltrigen, ein Mangel an Anerken-
nung bis hin zur sozialen Zurücksetzung. 
Erst diese Faktoren zusammen führen in 
einem verhängnisvollen Wechselspiel 
mit der Persönlichkeit der Jugendlichen 
zur Tat. Am Ende des Buches finden sich 
zehn „Lektionen“, wie man ein Schul-
massaker verhindern kann. Aufgrund 
der Konzentration auf den Persönlich-
keitsfaktor ist Langmans Forderung na-
he liegend: Das Schweigen der Täter, 
aber auch das der Eltern, denen ihr Kind 
seltsam erscheint, zu brechen. Dies gilt 
auch für Freunde und Gleichaltrige, die 

eine Drohung mitbekommen, und be-
zieht ebenso Lehrerinnen und Lehrer mit 
ein, die erste Anzeichen einer psychi-
schen Verstörung registrieren. Langman 
thematisiert hier das sogenannte Lea-
king. Dies bedeutet, dass jugendliche 
Amokläufer direkt oder indirekt Tatfan-
tasien oder Pläne für einen Amoklauf 
direkt oder indirekt „durchsickern“ las -
sen. Dieses Phänomen bietet mögliche 
Ansatzpunkte zur Früherkennung und 
zum gezielten Intervenieren. Letztlich 
kommt Langman zu dem Schluss, dass 
trotz schulischer Sicherheitsvorkehrun-
gen und präventiver Maßnahmen eine 
„Restrisiko“ bestehen bleibt. Der beste 
Schutz ist somit immer noch eine Entde-
ckung im Vorfeld.  Siegfried Frech

Partisanen – Helden oder Banditen?

Bogdan Musial: 
Sowjetische Partisanen 1941-1944. 
Mythos und Wirklichkeit.
Ferdinand Schöningh Verlag, Paderborn 2009.
592 Seiten, 39,90 Euro.

Der noch relativ junge Diskurs über Par-
tisanen seit Mitte des 20. Jahrhunderts 
ist vielschichtig, multiperspektivisch, be-
wegt sich zwischen ganz unterschied-
lichen Motivlagen und Erkenntnisinter-
essen und wird auch unter dem Label 
„irregulärer Krieg“ geführt. Eine ent-
sprechende Rezeptionsgeschichte liegt 
derzeit jedoch noch nicht vor. Um die 
neue Studie von Bogdan Musial besser 
einordnen zu können, macht es deshalb 
Sinn, zunächst einen kurzen Blick auf die 
vorhandenen Ebenen der Auseinander-
setzung zu werfen.
1. In der Forschung war bis in die 1960er 
Jahre hinein ein militärhistorischer Blick 
dominant, der in der westlichen Welt die 
Partisanenkriegsführung als ein kommu-
nistisches Politikinstrument mit hohem 
Bedrohungs- und Gefahrenpotential 
analysierte. 
2. Als Reaktion auf diese rein militärwis-
senschaftliche Betrachtung kommt es in 
den 1960er Jahren erstmals zu einer 
geisteswissenschaftlichen und systema-
tischen Auseinandersetzung.
3. Damit verbunden ist eine biografiege-
schichtliche Diskursebene, die sich mit 
Einzelpersonen beschäftigt wie z.B. mit 
Lawrence von Arabien, Che Guevara 
oder Andreas Hofer.
4. Ein weiterer Fokus in der Auseinan-
dersetzung ist der konkret militärisch-
politische Blick, d.h. die Analyse als eine 
Befreiungs- und Widerstandsstrategie, 
wie z.B. von Mao Tse-tung.
5. Ganz anders gestaltet sich dagegen 
ein belletristischer Zugang, der sich in 
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der Qualität von trivialen Landser-Hef-
ten über Kinder- und Jugendliteratur bis 
hin zur Weltliteratur von Ernest Heming-
way mit „Wem die Stunde schlägt“ (1940) 
bewegt. 
6. In Form von Zeitzeugenberichten fin-
det vor allem seit den 1980er Jahren eine 
weitere Form der Aufarbeitung und Dis-
kussion statt.
7. Die jüngste Blickrichtung stammt aus 
der sozialwissenschaftlichen und histori-
schen Forschung mit differenzierten sys-
tematischen Fragestellungen.
8. Schließlich findet auch eine verglei-
chende Betrachtung statt. Es geht dabei 
um Abgrenzungen unterschiedlicher For-
men des irregulären Kampfes. 
Die aktuelle Studie von Musial ist in die-
sem Kontext im Bereich der sozialwissen-
schaftlich-historischen Forschung ange-
siedelt und bietet sowohl chronologi-
sche als auch systematische Aspekte des 
russischen Partisanenkrieges während 
des II. Weltkrieges. Eine Auseinander-
setzung mit dem Phänomen der Partisa-
nen an sich findet jedoch nicht statt. Der 
Forschungsansatz basiert auf einer 
Quellenanalyse mit dem Ziel der Dar-
stellung einer chronologischen Verlaufs-
geschichte unter bestimmten systemati-
schen Gesichtspunkten. Ein grundsätzli-
cher Diskurs über das Wesen von Parti-
sanen und ihres irregulären Kampfes, 
z.B. auch durch einen Vergleich mit an-
deren Schauplätzen eines Partisanen-
krieges, wird nicht geleistet.
Der polnische Historiker und Autor Bog-
dan Musial greift „lediglich“ eine Facette 
aus der Geschichte der Partisanenkämp-
fe heraus und unterzieht sie einer intensi-
ven Analyse. Der Russische Partisanen-
krieg 1941–1944 zählt mit zu den quanti-
tativ und qualitativ intensivsten Partisa-
nenaktionen im 20. Jahrhundert. Durch 
die Öffnung der sowjetischen Archive 
wurde es erstmals möglich, mit neuen 
Quellen diese Geschichte neu zu schrei-
ben und dem oftmals evokativ-politi-
schen Charakter älterer Studien quellen-
gestützte Analysen entgegen zu halten. 
Musial konzentriert sich ausschließlich 
auf Weißrussland, also jenes Gebiet, 
das seit dem deutschen Überfall im Juni 
1941 für die Deutsche Wehrmacht mit 
der „Heeresgruppe Mitte“ im Zentrum 
des Russlandkrieges stand. 
Seine Analyse unterteilt er in zwei große 
Teile: einen historisch-chronologischen 
Teil und einen systematisch-problemori-
entierten Teil. Im ersten großen Ab-
schnitt, der knapp 300 Seiten umfasst, 
beschreibt er nach Jahren getrennt so-
wohl mit Blick auf die Partisanen als auch 
auf die deutsche Besatzungsmacht und 
ihre Gegenstrategien den Verlauf des 
Partisanenkrieges. Es wird dabei deut-

lich, dass es sich nicht nur um vereinzelte 
Gruppen von Partisanen in diesem Ge-
biet handelte, sondern um eine „Zweite 
Front“ mit taktischen und strategischen 
Entscheidungen auf beiden Seiten, die 
allerdings, so Musial, nur bedingt kriegs-
entscheidend waren. Das Ausmaß des 
Grauens, das dabei für die Zivilbevölke-
rung entstand, verdeutlicht der Autor im-
mer wieder mit Zahlen und Dokumenten: 
Im Sommer 1941 lebten ca. zehn Millio-
nen Menschen in dem Gebiet Weißruss-
lands. Davon wurden bis 1944 ca. 
800.000 Menschen von den deutschen 
Okkupanten umgebracht: bis zu 550.000 
Juden, bis zu 250.000 Weißrussen und 
ca. 100.000 Angehörige anderer Volks-
gruppen. Musial nennt auch noch die 
Zahl von ca. 700.000 russischen Kriegs-
gefangenen als Opfer in weißrussischen 
Lagern, die meistens verhungerten.
Am Beispiel der Verlustzahlen auf bei-
den Seiten wird die statistische Proble-
matik offizieller Meldungen aus der Ver-
gangenheit deutlich: Aus den unter-
schiedlichen Verlustangaben auf sowje-
tischer Seite – erfahrungsgemäß werden 
die eigenen Verluste immer herunterge-
spielt – schließt Musial, dass sich die Par-
tisanenverluste zwischen 1941 und 1944 
auf mindestens 25.681 Gefallene, 11.697 
Verschollene und 1.030 Gefangene be-
laufen. Demgegenüber sprechen die 
Meldungen der Heeresgruppe Mitte von 
100.000 „vernichteten Partisanen“ allein 
bis Januar 1943. Auch wenn diese Zahl 
realistisch sein sollte, muss berücksich-
tigt werden, dass darin auch die zahlrei-
chen Massaker an der Zivilbevölkerung 
im Zuge von „Partisanenmaßnahmen“ 
enthalten sind. Realistischer dürften die 
Verlustzahlen auf deutscher Seite sein, 
da das entsprechende Meldewesen der 
deutschen Kriegsbürokratie „lückenlos“ 
war. Die Verluste an deutschen Soldaten 
belaufen sich danach auf 6.000 bis 
7.000. Die sowjetische Militäradminist-
ration gab dagegen ca. 470.000 getöte-
te deutsche Soldaten im Partisanenkrieg 
Weißrusslands an.
Musial entwickelt eine differenzierte 
Chronologie des weißrussischen Parti-
sanenkrieges und kommt zu folgenden 
Phasen und „Wenden“: 1941: Der schwie-
rige Beginn; 1942: Wendepunkt; 1943: 
Höhepunkt; 1943/44: Schienenkrieg; 
1944: Endphase und Einmarsch der Ro-
ten Armee in das Partisanengebiet. 
Er relativiert offizielle „Er folgsmeldun-
gen“ auf beiden Seiten und den Mythos 
vom „heldenhaften Kampf“ partei- und 
sowjettreuer Kämpfer einerseits und an-
dererseits die deutsche Propaganda 
von den „feigen Banden“. Der gnaden-
lose irreguläre Krieg wurde auf beiden 
Seiten mit aller Brutalität und Men-

schenverachtung geführt. Die meisten 
Opfer kommen dabei aus der Gruppe 
der unbeteiligten Zivilbevölkerung, die 
vor allem unter den deutschen „Antipar-
tisanen-Aktionen“ extrem lit t.
Erfolge und Misserfolge auf beiden 
Seiten werden ausführlich dargestellt 
und analysiert. Musial verdeutlicht die 
Dimensionen des Partisanenkriegs in 
Weißrussland anhand konkreter Zahlen: 
Der „Höhepunkt“ des Partisanenkrieges 
1943 bedeutet: Im August 1942 gab es in 
Weißrussland 252 Partisanenabteilun-
gen mit 27.444 Partisanen; im März 1943 
waren es 562 Abteilungen mit 61.140 
Partisanen und im Dezember 1943 wuch-
sen die Abteilungen auf 720 mit 123.420 
Kämpfern an. Das waren ca. 70 Prozent 
aller operierenden sowjetischen Partisa-
nen. Die Gesamtzahl betrug Ende 1943: 
1.106 Abteilungen mit 175.510 Parti-
sanen. Trotz dieser enormen quantitati-
ven Entwicklung blieben entsprechende 
nachhaltige „Erfolge“ gegenüber der 
deutschen Besatzungsmacht jedoch aus. 
So kam es auf deutscher Seite 1943 und 
1944 immer wieder zu großangeleg- 
ten Antipartisanen-Aktionen, mit denen 
bestimmte Regionen – wie es im deut-
schen Sprachgebrauch hieß – „gesäu-
bert“ werden sollten. 
Neben der Phasen-Chronologie des 
weißrussischen Partisanenkrieges ste-
hen vor allem systematische Aspekte im 
Vordergrund. Hier liegt nicht nur der 
Schwerpunkt, sondern auch die Stärke 
von Musials Darstellung. Der Alltag und 
ihre Probleme werden plastisch und kon-
kret greifbar: Versorgung der Partisanen 
mit Waffen, Munition, Medikamenten 
und Lebensmitteln, Disziplinprobleme, 
Umgang mit Agenten und Verrätern, Ko-
ordinierung der verschiedenen Partisa-
nengruppen, Krankheiten, interne Ausei-
nandersetzungen, Übergriffe auf die Be-
völkerung. Ausführlich beschäftigt sich 
Musial mit der Sozialgeschichte, d.h. mit 
der ethnischen Zusammensetzung, mit 
Zwangsrekrutierungen und mit der Rolle 
von Frauen. Intensiv wird auch die Situa-
tion der Juden und Polen und das Ver-
hältnis zu den Partisanen erörtert. Vor 
allem das Schicksal der Juden – 1941 
lebten ca. 840.000 Juden in Weißruss-
land und stellten die drittstärkste Bevöl-
kerungsgruppe dar – wird ausführlich 
aufgezeigt. Das Verhältnis Juden–Parti-
sanen war ambivalent. Juden wurden 
von Partisanen immer wieder umge-
bracht oder verfolgt, aber auch in ihren 
Abteilungen geduldet. Die meisten der 
ca. 30.000 bis 50.000 Flüchtlinge, die 
vor den Deutschen in die Wälder flohen, 
kamen jedoch um. Ein kleiner Teil schloss 
sich den Partisanen an bzw. gründete ei-
gene Partisanengruppen. Diese Ge-
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schichte jüdischer Partisanen, die vor al-
lem in der Sowjetunion und in Polen ope-
rierten, wurde erst in den letzten Jahren 
durch Biografien und Forschungen an 
die Öffentlichkeit gebracht und beleuch-
tet ein bislang eher unbekanntes Kapitel 
des Partisanenkriegs im Zweiten Welt-
krieg. In Weißrussland wird die Zahl der 
jüdischen Partisanen zwischen 5.000 
und 15.000 geschätzt. Musial spricht 
von 2,6 Prozent aller sowjetischen Parti-
sanen in Weißrussland.
Fazit: Neben der Chronologie des Par-
tisanenkrieges sind es vor allem die so-
zialgeschichtlichen und sozialpsycho-
logischen Facetten, die dem Band eine 
herausragende Bedeutung geben. Er 
zeichnet für die Forschung ein realisti-
sches Bild des zentralen Partisanen-
kriegsschauplatzes in der Sowjetunion 
nach und bietet eine gute Gelegenheit, 
diesen barbarisch geführten irregulä-
ren Krieg neu zu deuten. Die Studie ist 
eine große Chance für einen zukünfti-
gen politischen und historischen Diskurs 
und räumt mit Unwahrheiten und Legen-
den auf, die die Aufarbeitung bis heute 
belasten. Ulrich Klemm 

Kalte Kinder. 

Ingrid Eißele:
Sie kennen kein Mitgefühl. 
Sie entgleiten uns.
Verlag Herder, Freiburg im Breisgau 2009.
219 Seiten, 18,95 Euro.

Jugendgewalt ist in unserer Gesellschaft 
(beinahe) zum alltäglichen Phänomen 

geworden. Jenseits aller sensationsgieri-
gen Berichterstattung in den Medien of-
fenbart von Kindern und Jugendlichen 
ausgeübte Gewalt psychische, soziale 
und gesellschaftliche Problemlagen. Kla-
gen über Familien, die ihrer Erziehungs-
verantwortung nicht mehr gerecht wer-
den, häufen sich. Kinder und Jugendliche 
leiden unter einem Mangel an sozialer 
Wärme und klagen über unzureichende 
Geborgenheit. Die Auflösung sozialer 
Milieus und eine zunehmende Individua-
lisierung gehen bei Kindern und Jugend-
lichen einher mit Perspektivlosigkeit und 
Frustrationen, die sich durch Aggression 
und Gewalt Luft verschaffen. Ingrid Eiße-
le thematisiert diesen Ursachenkomplex 
und nimmt dabei die Biografien sozial 
verhaltensauffälliger und gewalttätiger 
Jugendlicher sowie deren familiäres Um-
feld in den Blick. In all den Einzelfallstudi-
en wird deutlich, dass ein ausschlagge-
bender Faktor für die skrupellose Ge-
waltanwendung Jugendlicher mithin ein 
gravierender Mangel an Empathie ist. 
Die Fähigkeit, sich in andere einfühlen zu 
können, ist bei sozial verhaltensauffälli-
gen und zu Gewalttätigkeiten neigen-
den Kindern und Jugendlichen oftmals 
nur unzureichend entwickelt. Ausgehend 
von Einzelfällen jugendlicher Gewalttä-
ter entfaltet Eißele sensibel die Biografi-
en von „kalten Kindern“ und zeigt die oft 
leidvollen Lebenswege und Facetten ei-
ner misslungenen Sozialisation auf. Die 
dichten Beschreibungen gewinnen durch 
fachkundige Abhandlungen über neuro-
biologische, entwicklungspsychologi-
sche, lerntheoretische und sozialpsycho-
logische und familiäre Faktoren, die für 

eine gelingende oder misslungene Ent-
wicklung der Empathiefähigkeit aus-
schlaggebend sind. Konzise werden 
hierbei auch neuere Erkenntnisse der 
Hirnforschung und die Entdeckung der 
Spiegelneuronen – Nervenzellen, die 
bereits Säuglinge in Kontakt zu ihren El-
tern bringen und die Basis für ein wech-
selseitiges intuitives Verständnis – darge-
legt. Für die biografischen Studien wer-
den bewusst Kinder aus unterschiedli-
chen sozialen Milieus gewählt. Die 
Auflösung verbindlicher familiärer Bezie-
hungen und alltäglicher „Dschungel-
krieg“ in der Familie sind kein ausschließ-
liches Kennzeichen unterer sozialer Mili-
eus. Auch Wohlstandsverwahrlosung 
kann zu Bindungslosigkeit und Empathie-
mangel führen. Ingrid Eißele beschreibt 
nicht nur Missstände. Das Buch macht 
auch Mut: Es lässt Sozialpädagogen, 
Therapeuten und Hebammen, die Eltern 
helfen, Gespür für die Bedürfnisse der 
Kleinsten zu entwickeln, zu Wort kom-
men. Am Beispiel des Präventionspro-
gramms „Faustlos“ des Heidelberger Psy-
choanalytikers Manfred Cierpka sowie 
der in der Grund- und Hauptschule Am-
merbuch-Altingen praktizierten Schulkul-
tur und Mediationspraxis werden Mög-
lichkeiten geschildert, wie Empathiedefi-
ziten pädagogisch wirksam begegnet 
werden kann. Das Buch der in Baden-
Württemberg ansässigen Korrespon-
dentin des Nachrichtenmagazins „Der 
Stern“ überzeugt durch eine verständli-
che, lesefreundliche Darstellung sowie 
den steten Wechsel zwischen essayisti-
schen und analysierenden Textpassa-
gen. Siegfried Frech
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